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Die Bundeslander

Wenn die Bundesrepublik Deutschland und die
ihr zugrundeliegende Verfassung, das Grundge-
setz, in diesen Tagen auf 50 Jahre Bestehen
zurtckblicken kénnen, zudem noch auf 50 gute,
erfolgreiche Jahre, ist das auch fur die dem Bund
zugrunde liegenden Lander Anlass genug: zu
feiern, aber auch inne zu halten und nachzu-
denken Uber die Verfassung, in der sich die Bun-
desrepublik befindet und wie die Zukunft zu ge-
stalten ist. Das Landern gemaf3e Thema, und
damit auch den Landeszentralen als Landerein-
richtungen angemessene Thema ist hier das von
Foderalismus und Landern.

So werden in diesem Heft der Zeitschrift ,,Der
Burger im Staat* die 16 Bundeslander einzeln
vorgestellt: nach geografischen Grundlagen,
nach Geschichte und politisch wirksamen Tradi-
tionen, nach Wirtschaftsstruktur und wirtschaft-
licher Bedeutung, nach ihren politischen Ver-
haltnissen wie Verfassung, Parteien und und
Wahlen, Verwaltungsaufbau. Es sollen farbige
Portrats sein, die man gerne liest, um sich zu in-
formieren. Autorinnen und Autoren sind, von
einer Ausnahme abgesehen, innerhalb ihrer je-
weiligen Landeszentrale jeweils fur den Publika-
tionssektor zustéandig, fur Eigenpublikationen
wie fur den Ankauf von Verlagspublikationen.
Von daher stellt dieses Heft auch so etwas dar
wie die Visitenkarte der Landeszentralen, soweit
es die Publikationsarbeit und die fur sie Verant-
wortlichen betrifft? Selbstverstandlich sind diese
Beitrage personliche MeinungsaulRerungen der
Autoren.

Das zweite grolRe Thema dieses Heftes der Zeit-
schrift ,,Der Burger im Staat* ist der deutsche FO-
deralismus in seiner spezifischen Auspragung,
nach seiner gegenwartigen Gestalt, seiner Ent-
wicklung, seinen Problemen und Reformper-
spektiven. Geschrieben sind diese Beitrage von
ausgewiesenen Politikwissenschaftlern.

Das foderale System der Bundesrepublik hat sich
— durch Tradition und Verfassung begunstigt —
zum spezifisch deutschen unitarischen Bundes-
staat entwickelt, der in Kooperation einheitliche
Problemldsungen fur das gesamte Bundesgebiet
zu verankern sucht, im Bemuhen, die Vorteile
von Einheitsstaat und Bundesstaat zu verbin-
den. Ergeben hat sich daraus jedoch ein System
eher verwischter Verantwortlichkeiten; Kritiker
werfen ihm zudem eine gewisse Immobilitat vor.
Am ausgepragtesten, am unverwechselbarsten
zeigt sich der deutsche Foderalismus in der ,,Po-
litikverflechtung®, der zufolge die Kompeten-

zen in der Aufgabenwahrnehmung, starker
aber noch die Gesetzgebung und Gesetzesaus-
fuhrung zwischen Bund und Landern aufgeteilt
sind. Das schliel3t die Aufteilung der finanziellen
Ressourcen, sowohl nach Aufkommen als auch
Verteilung, mit ein. Wir haben es mit einem um-
fassenden Verbundsystem zu tun. Zugleich aber
wirken die Lander in Gestalt der Landerexekuti-
ven in die Politik des Bundes hinein, mit Hilfe
des Bundesrates und der dort genehmigungs-
pflichtigen Bundesgesetze. Die Grenzen von Re-
gierung und Opposition verwischen sich dort
gelegentlich, wenn nach der Verantwortung ge-
fragt wird.

Auch die uUberkommene und im Staatsrechts-
denken fest verankerte Zuordnung der Aussen-
politik zur Ebene des Gesamtstaates ist von der
Wirklichkeit Gberholt. In der Aussenpolitik — be-
sonders greifbar in der Europapolitik — wirken
die Lander langst mit oder machen ihre eigene
Aussenpolitik — in Absprache mit dem Bund,
aber auch nebenher und sogar in Konkurrenz.
Reformuberlegungen sind darauf gerichtet,
klare Verantwortlichkeiten herzustellen und
Konkurrenzverhaltnisse zur Beférderung von In-
novation und Reformen zu installieren. Doch
alle Reformvorst6i3e mussen sich die Frage nach
der Realisierbarkeit gefallen lassen: Geschichte
ist nicht Vergangenheit, sondern immer auch
hochst lebendige Gegenwart, die die vorhande-
nen Entscheidungsspielrdume absteckt. Einmal
betretene Entwicklungspfade sind nur unter
grofl3en Schwierigkeiten wieder zu verlassen.
Die Globalisierung der Wirtschaft wird nicht nur
deutsche Industrieprodukte der weltweiten
Konkurrenz aussetzen, auch das politische Sy-
stem, die Institutionen von Bund und Landern
werden sich zunehmend dem internationalen
Konkurrenzdruck ausgesetzt sehen. Und das
kann auch bedeuten: Ist der deutsche Foderalis-
mus in seiner gegenwartigen Form ein Standort-
vorteil oder ein Standortnachteil? Auch unter
diesem Aspekt wird das Thema Reform des
deutschen Foderalismus kuinftig gefuhrt werden
mussen.

Das Heft ist dem jungst verstorbenen Prof. Dr.
Hartmut Klatt gewidmet, der auch zur Diskussi-
on des Themas Foderalismus in Deutschland We-
sentliches beigetragen hat, nicht zuletzt auch in
unserer Zeitschrift ,,Der Blrger im Staat*.
Gedankt sei abschliel3end Andrea Scheurlen fur
die Unterstutzung bei der Redaktionsarbeit an
diesem Heft. Hans-Georg Wehling



Die ratio des Foderalismus ist eigentlich die Differenzierung

Reformbedurftiger Foderalismus
in Deutschland?

Beteiligungsfdderalismus versus Konkurrenzféderalismus

Von Hartmut Klatt T

Foderalismus in Deutschland definiert
sich, anders als beispielsweise in der
Schweiz oder in den USA, vom Bund,
nicht von den Landern her. Entsprechend
hat sich der deutsche Foderalismus zu
einem Beteiligungsforderalismus ent-
wickelt, innerhalb dessen immer mehr
vom Bund her geregelt wird. Die Lan-
der(regierungen) haben sich dafir ent-
schadigen lassen: in Form verstarkter Mit-
sprache an der Bundespolitik auf dem
Wege Uber den Bundesrat. Die Experi-
mentierlust und das Innovationspoten-
tial, das im Wettbewerb der L&dnder um
die besten Losungen liegt, sind damit auf-
gegeben worden. Bislang schien es aller-
dings so, als ob Féderalismus in Deutsch-
land nur akzeptiert wirde, wenn Politik
die Lebensverhéltnisse so einheitlich wie
in einem zentralistischen Staat zu ordnen
in der Lage ware. Doch der Versuch, beide
Staatsprinzipien miteinander zu koppeln,
hat zu betréachtlichen Nachteilen gefihrt,
fur die das Wort ,,Reformstau” in Mode
gekommen ist. Vorst6Re zur Veréanderung
des Foderalismus in Richtung Konkurrenz-
foderalismus kommen vor allem von
jenen Bundesléndern, die zu den Zahler-
landern des Finanzausgleichs gehdren.
Auch sonst mehren sich die Stimmen, die
sich fur einen Konkurrenzfoderalismus
stark machen. Doch sind sie stark genug,
eine Veranderung herbeizufihren? Red.

Féderalismus vom Bund her definiert

Das deutsche foderalstaatliche System de-
finiert sich vom Bund her, nicht von den
Landern, obwohl die Lander als staatliche
Teileinheiten eigentlich die Bausteine
jeder Foderation bilden. In diesem Para-
dox liegt der entscheidende Unterschied
des deutschen Féderalismus zur Bundes-
staatlichkeit in der Schweiz und in den
USA begrindet. In der Schweiz bzw. in
den Vereinigten Staaten leitet sich der
Gesamtstaat nach wie vor, ungeachtet
aller Zentralisierungs- und Unitarisie-
rungstendenzen, von den Kantonen bzw.
den Einzelstaaten ab. Genau gegenteilig
sehen die Verhéltnisse in der Bundesrepu-
blik Deutschland aus, wenn man einzelne
Befunde Uber die Auspragung der bun-
desstaatlichen Ordnung hierzulande mit-
einander in Beziehung setzt.

Ein Axiom deutscher Politik, auch und ge-
rade im foderalen Rahmen, ist seit jeher
die Einheitlichkeit der Lebensverhéltnisse.
Aus Artikel 72 Absatz 2 des Grundgesetzes
(GG) und Artikel 106 Absatz 3 Nr. 2 GG
wird von einigen Vertretern der Staats-
rechtslehre sogar ein entsprechender Ver-

stigen Gewohnheiten.

Prof. Dr. Hartmut Klatt ist unseren Leserinnen und
Lesern seit langem als Autor bekannt. Zu Fragen des
Foderalismus, des Parlamentarismus und der Massen-
medien hat er fur unsere Zeitschrift immer wieder
geschrieben, dabei politikwissenschaftliche Theorie
und praktische Erfahrung in einzigartiger Weise mit-
einander verknipfend. Er war auch Herausgeber des
Bandes ,,Baden-Wirttemberg und der Bund*“, der
1989 als Band der 15 der Schriften zur politischen Lan-
deskunde Baden-W(rttembergs erschienen ist.

Nach seinem Ersten und Zweiten Examen fur das
Lehramt an Gymnasien war er Redakteur bei der
Stuttgarter Zeitung, wurde dann von Annemarie Ren-
ger in das Biro der Bundestagsprasidentin geholt
wegen seiner vielbeachteten Dissertation Uber ,,Die
Altersversorgung der Abgeordneten® (1972 als Buch erschienen).

Doktorvater war Theodor Eschenburg in Tubingen. An der Universitat Tlbingen
lehrte Hartmut Klatt Gber viele Jahre hinweg Politikwissenschaft, zuletzt als
Honorarprofessor. Flr seine Familie, fur seine Freunde und Weggefahrten, aber
auch fur die Wissenschaft starb er viel zu frih, mit 58 Jahren am 13. Oktober 1998
an einem Herzversagen. Der hier abgedruckte Beitrag ist sein letzter. So, als ob er
es geahnt hatte: Er hat seinen Beitrag vorzeitig abgeliefert, entgegen seinen son-

Hans-Georg Wehling

fassungsauftrag angenommen. Im Rah-
men der Verfassungsrevision 1993/94 ist in
Artikel 72 Absatz 2 GG auf Druck der Lan-
der der Begriff der Einheitlichkeit durch
den der Gleichwertigkeit ersetzt worden.
Das soll den Bund daran hindern, weiter-
hin — unter Hinweis auf die Notwendig-
keit bundeseinheitlicher Regelung durch
Bundesgesetz — praktisch jede Materie der
konkurrierenden Gesetzgebung bean-
spruchen zu kénnen, zu Lasten der L&an-
der. Konrad Hesse hat dies schon Anfang
der 50er Jahre auf die einpragsame For-
mel vom ,,unitarischen Bundesstaat* ge-
bracht. Damit ist keine Zentralisierung ge-
meint, sondern sie benennt den Sachver-
halt, wonach der Inhalt der Politik weni-
ger auf die territorial bezogene Differen-
zierung ausgerichtet ist als auf eine Ver-
einheitlichung der Lebensverhéltnisse,
d.h. auf eine Unitarisierung. Uber diesen
Befund gibt es sowohl bei den Praktikern
wie bei den Wissenschaftlern keinen
Streit, allenfalls Uber die Grtinde fur diese
Tendenz, genauer gesagt Uber die Initia-
toren der generellen Unitarisierungsten-
denz. Dabei gilt es zu bericksichtigen,
daR nicht nur der Bund im Wege bundes-
weiter Regelungen Einheitlichkeit herstel-
len kann, sondern ebenso die Lander
durch koordinierte Regelungen. Das
haben sie in der Bildungspolitik und im
Rundfunkwesen ausgiebig getan, um ihre

Kompetenzen vor dem Zugriff des Bundes
zu schitzen.

Ein ,,verkappter Einheitsstaat*?

Pointiert kbnnte man schluRfolgern, dafi
der Bundesstaat in Deutschland (nur)
unter der Voraussetzung akzeptiert wird,
daf3 die Politik die Lebensverhéltnisse so
einheitlich wie in einem Zentralstaat ord-
net. Dies hat einige Beobachter dazu ver-
anlaf3t, von der Bundesrepublik als einem
,.verkappten Einheitsstaat* (Heidrun Ab-
romeit) zu sprechen. Mit dem Einheitlich-
keitspostulat wird die ratio des Foderalis-
mus, die auf dem Prinzip der Differenzie-
rung zwischen den subnationalen Einhei-
ten basiert, naturlich weit verfehlt. Im
Grunde wird mit dem Axiom der Einheit-
lichkeit versucht, die Vorteile einer fo-
deralen Staatsorganisation mit den positi-
ven Elementen zentralisitisch organisier-
ter Staaten zu kombinieren. Gerade am
deutschen Beispiel wird je langer, desto
deutlicher, daf3 eine solche Kombination
verschiedener staatsorganisatorischer Ele-
mente nicht ohne gravierende Nachteile
zu haben ist. In letzter Zeit treten entspre-
chende Defizite (z.B. anstelle vertikaler
Gewaltenteilung kumulierte staatliche
Macht zu Lasten der Freiheitsrechte der
Burger/innen) immer starker ins offentli-
che Bewultsein.



Der ,,Beteiligungsfoderalismus*
wurde kontinuierlich ausgeweitet,
mit Hilfe der Lander

Aufgrund ihrer unterschiedlichen GréRe
und Wirtschaftskraft waren die Lander
praktisch seit 1949 bestrebt, ihren Einflu3
auf die Bundespolitik durch Mitwirkungs-
rechte Uber den Bundesrat zu verstarken.
Dieser Beteiligungsfoderalismus sichert
allen Landern gleichermalRen, unabhén-
gig von GroRRe und Finanzstarke, eine ent-
sprechend der im Grundgesetz genau
festgelegten Stimmenzahl ein gleiches

Mitwirkungspotential im Bundesrat. Die-

ser Beteiligungsféderalismus wurde in der

politischen Praxis kontinuierlich ausge-
weitet, und zwar unter Zustimmung der

Lander, also nicht gegen ihren Willen. Als

Faktoren in diesem Prozef3 sind vor allem

Zu nennen:

e Ausdehnung der Zustimmungsbedurf-
tigkeit von Bundesgesetzen in der Pe-
riode der sozialliberalen Koaliton auf
Initiative der damaligen Opposition im
Bundestag, d.h. der CDU/CSU, sanktio-
niert durch die Rechtsprechung des
Bundesverfassungsgerichts;

e Finanzverfassungsreform von 1969, mit
der drei echte Gemeinschaftsaufgaben
und Mischfinanzierungen verfassungs-
rechtlich fixiert wurden: Auspragung
des Bundesstaates als ,,kooperativer
Foderalismus®, von dem Sozialwissen-
schaftler Fritz W. Scharpf préaziser als
,.System der Politikverflechtung* cha-
rakterisiert. Damit wurden weitere Poli-
tikbereiche vergemeinschaftet und die
Eigenstandigkeit der Lander nochmals
erheblich eingeschréankt.

Dem steht das Wettbewerbsmodell
gegenuber

Das diesem Beteiligungsfoderalismus ent-
gegengesetzte Wettbewerbsmodell, das
zumindest partiell in der Schweiz und in
den USA praktiziert wird, geht von der
Eigenstandigkeit der staatlichen Teilein-
heiten aus. Eigenstandigkeit wird dabei
nicht ausschlieB3lich staatsrechtlich (d.h.
unter dem Aspekt der Kompetenzen) de-
finiert, sondern auch ©konomisch (d.h.
unter dem Aspekt der Aufgabenerfillung
aus eigener Kraft). Die Kosten fur die
Wahrnehmung der staatlichen Aufgaben
werden entweder vom Gesamtstaat oder
von den Landern getragen. Letztere mis-
sen deshalb Giber gewisse autonome Rech-
te bei der Steuergesetzgebung und tber
eine angemessene, landerindividuell aus-
gestaltete Finanzausstattung zur Erful-
lung der Ubertragenen Aufgaben verfu-
gen. Der Wettbewerbsfoderalismus geht
von bestimmten Annahmen der Wirt-
schaftswissenschaften aus, daR namlich
das Konkurrenzprinzip vom wirtschaft-
lichen Bereich auf den politischen Sektor
Ubertragen werden kann und daf3 Wett-
bewerb zwischen den staatlichen Einhei-
ten zu mehr Innovation bzw. generell zu
besseren Problemldsungen beitragt, also
einen entscheidenden Beitrag zur Moder-
nisierung zu leisten vermag.

Das Modell des Wettbewerbsfoderalismus
wird inzwischen von einigen Akteuren im
Bund-Lander-Verhéltnis, so den Regie-

rungschefs der finanzstarken Sudlander,
dem Ministerprasidenten Erwin Teufel
von Baden-Wirttemberg und seinem
bayerischen Amtskollegen Edmund Stoi-
ber, energisch verfochten. Zu der Umorien-
tierung auf Landerseite haben einerseits
die Auswirkungen der unterschiedlichen
Mehrheiten im Bundesrat, andererseits die
Folgen des Finanzausgleichs auf die jewei-
ligen Haushalte mit beigetragen. Die
These von der Notwendigkeit eines wett-
bewerbsorientierten Foderalismus wird im
Rahmen der aktuellen Reformdiskussion
auch von  fuhrenden  Wirtschafts-
managern, einer Reihe von CDU- und SPD-
Politikern sowie von der CSU und der FDP
vertreten (siehe dazu weiter unten).

Eine Reform setzt selbstbewul3te
Lander als Motoren voraus

Das Konzept eines landerzentrierten Bun-
desstaates harrt immer noch der Umset-
zung in die politische Praxis. Die Umbruch-
situation im Zusammenhang mit dem Eini-
gungsprozel3 wurde fur diese Zielsetzung
nicht genutzt. Immerhin haben sich aber
die Ministerprasidenten (zunachst der
alten, dann aller) Lander im Rahmen der
deutschen Einheit erstmals auf ein Kon-
zept verstandigt, das dem Beteiligungsfo-
deralismus entgegenwirken soll und das
auf den Landern als entscheidenden Fak-
toren im Bundesstaat aufbaut, sich also
nicht primé&r vom Bund als Gesamtstaat ab-
leitet. Dieses Konzept ist in dem sogenann-
ten ,,Eckpunkte-Papier*, beschlossen von
der Ministerprasidenten-Konferenz am 5.
Juli 1990, zusammengefalt worden. Auch
durch die Verfassungsrevision 1993/94, die
im Gefolge der deutschen Einheit erfolgte,
gelang die politische Durchsetzung der
wesentlichen Bestandteile des Konzepts
nicht. Die Lander waren froh, wenigstens
die Ausweitung ihrer legislativen Zustan-
digkeiten im Bereich der konkurrierenden
und Rahmengesetzgebung gegen den Wi-
derstand des Bundes realisiert zu haben.
Fur die Lander wird es in Zukunft darauf
ankommen, ihr Erstgeburtsrecht wieder
zurtckzugewinnen und fur dieses Ziel
auch die kleinen und finanzschwachen
Lander zu motivieren. Der Wettbewerbsf6-
deralismus wird nur gegen mannigfachen
Widerstand zu erreichen sein und setzt die
Reformbereitschaft selbstbewul3ter Lander
voraus. Die derzeitige schwierige Finanzla-
ge und die 6konomische Strukturkrise ver-
starken dabei den Handlungsdruck.

Die Realisierung des Wettbewerbs
ist an bestimmte Voraussetzungen
gebunden

Fur das Modell des Wettbewerbsfoderalis-
mus kann nicht nur die reine Theorie maf3-
gebend sein, wie sie z.B. vom Kolner
Nationalokonomen Carl Christian von
Weizsacker vertreten wird, sondern fir
ein entsprechendes funktionsfahiges FO-
deralismusmodell sind bestimmte Rah-
menbedingungen notwendig. Sollten
diese Voraussetzungen nicht oder nur
hochst unzureichend gegeben sein, mul3
damit gerechnet werden, daB ein solches
Modell eines foderalstaatlichen Systems
der Zukunft scheitert.

1. Zielsetzung ist nicht die Einheitlichkeit
der Lebensverhéaltnisse, sondern eine
regional bezogene Vielgestaltigkeit
bzw. Unterschiedlichkeit der Lebensver-
haltnisse gemal den Praferenzen der
jeweiligen (Teil-)Bevolkerung und son-
stiger Adressaten (z.B. Wirtschaft mit
Interesse an Rechtsklarheit und Rechts-
sicherheit, z.B. auch der steuerpflichti-
gen Burger/innen). Ziel ist nicht eine
Konkurrenz der Lander als staatlicher
Teileinheiten um der Konkurrenz wil-
len, es geht vielmehr um eine Optimie-
rung staatlichen Handelns im Interesse
der Menschen, um eine Modernisie-
rung der einzelnen Lander, um politi-
sche und ©Okonomische Innovationen
sowie um ortsnahe Problemldsungen.
Voraussetzung fur die Zielerreichung ist
die Akzeptanz der nur gleichwerti-
gen Lebensverhaltnisse, der von Land
zu Land ggf. unterschiedlich festgeleg-
ten staatlichen Leistungen bzw. Steuer-
satze.

2. Konkurrenz auf politischem und 6ko-
nomischem Feld zwischen unterschied-
lich groRBen (GroRe als doppeltes Krite-
rium verstanden: Flache und Bevélke-
rungszahl) staatlichen Organisations-
einheiten wird sich nur ausbilden kon-
nen, wenn beim Start eine gewisse
Chancengleichheit besteht (Chancen-
gleichheit z.B. hinsichtlich der Wirt-
schafts- und Finanzkraft sowie der
Finanzausstattung der einzelnen Lan-
der). Im Rahmen des laufenden interre-
gionalen Wettbewerbs wird sich eine
solche, auch nur anndhernde Chancen-
gleichheit, wenn tUberhaupt, dann mit
groRRen Schwierigkeiten einstellen. Die
knapp 50jahrige Entwicklung des Fo-
deralismus in Deutschland weist aus,
dall die wirtschaftsschwachen und
finanzschwachen Lander nicht nur nicht
den Anschluf? an die wirtschafts- und fi-
nanzstarken Lander geschafft haben
(einzige Ausnahme Bayern), sondern
(u.U. weil sich die negativen Stand-
ortfaktoren summiert haben) eher noch
einen grofReren Ruckstand als zu Beginn
aufweisen — und dies trotz eines verfas-
sungsrechtlich garantierten, sehr inten-
siven Finanzausgleichssystems.

So muRte der Wettbewerbsrahmen
aussehen

Elemente eines solchen herzustellenden

Wettbewerbsrahmens sind folgende:

— Rickgabe von Kompetenzen des Bun-
des an die Lander (Verlagerung einzel-
ner gesetzgeberischer Materien auf die
Lander). Fur eine Starkung der Eigen-
standigkeit aller Lander (sowohl der
grof3en wie der kleinen) genigen Kom-
petenzen allein nicht; denn die mit den
Kompetenzen i.d.R. verbundenen Auf-
gaben mussen auch aus eigener Kraft,
d.h. ohne finanzielle Hilfe des Bundes
oder der anderen Lander, zu erfillen
sein.

— Aufgabenverteilung zwischen Bund
und Landern unter strikter Wahrneh-
mung des Konnexitatsprinzips bei der
Lastenverteilung. Nach der Finanzver-
fassung folgt die Ausgabenlast i.d.R.
der Aufgabenlast im Verwaltungsvoll-



zug. Dafur verantwortlich sind zum
Uberwiegenden Teil die Lander. Wenn
durch die Finanzierung bundesgesetz-
lich vorgeschriebener Aufgaben die
Haushalte der Lander (und Kommunen)
UbermaRig belastet werden, dann ist
die Eigenstaatlichkeit der Lander und
damit das foderale System ernsthaft ge-
fahrdet.

— Steuergesetzgebungsrecht der Lander.
Damit ist nicht unbedingt ein Steuerfin-
dungsrecht gemeint, ausreichend ware
ein Hebersatzrecht der Lander zu einer
der flexiblen und ertragreichen Steuer-
arten, z.B. der Einkommensteuer. Dies
wirde den Landern nicht nur die M6g-
lichkeit ertffnen, den Landeshaushalt
auch auf der Einnahmenseite bestim-
men zu konnen; variable Steuersatze
waéren Uberdies ein Instrument der
Strukturpolitik, dabei mul3 die Gefahr
der ruindsen interregionalen Konkur-
renz um die Ansiedlung neuer Indu-
strien als Risiko des Wettbewerbs aller-
dings mit einkalkuliert werden. Zu-
gleich wurde jedoch die Verantwor-
tung der Regierungsmehrheit fur ihre
Politik gegeniiber der Wahlerschaft ge-
starkt, die Regierung koénnte nicht
mehr wie bisher die Verantwortung
fur negative Folgen ihrer Politik der
anderen Ebene (also z.B. dem Bund) zu-
schieben.

— Entflechtung von gemeinsamen Kom-
petenzen und Finanzen des Bundes und
der Lander, d.h. ,,Rickbau* (statt Aus-
bau) des kooperativen Féderalismus im
Interesse der Selbsténdigkeit der Lan-
der, bedeutet nicht die Etablierung
eines ,,separativen Foderalismus, da
weiterhin Formen der Zusammenarbeit
zwischen den Akteuren der Bundesebe-
ne und jenen der foéderalen Ebene zur
Wahrnehmung der Interessen des Ge-
samtstaates existieren werden.

— Trennung der vergemeinschafteten
Kompetenzen einschliel3lich der Ge-
meinschaftssteuern. Bei den Gemein-
schaftssteuern Aufteilung der Zustan-
digkeit fur die Steuergesetzgebung auf
Bund und Lander, d.h. der Bund regelt
die Bundessteuern gesetzlich, die Lan-
der die Landessteuern.

— Abschaffung der Mischfinanzierungen
nach Art. 104a IV GG und der Finanzhil-

fen des Bundes an die Lander. Das bis-
herige Aufkommen des Bundes fur die
Zuweisungen sollte den Landern fir
eine bessere Finanzausstattung zur Ver-
fugung gestellt werden.

— Eine Reform des Beteiligungsféderalis-
mus setzt auch eine Neuordnung der
Zustandigkeiten des Bundesrates vor-
aus, d.h. konkret, die weitreichenden
Mitwirkungsrechte des Bundesrates an
der Bundesgesetzgebung muf3ten ein-
geschrankt werden, sonst wirde das
notwendige institutionelle Gleichge-
wicht zu Lasten des Bundes verschoben.

Fazit: Wettbewerbsféderalismus setzt

eine institutionelle Totalreform voraus.

Damit ist automatisch die Frage gestellt,

wie eine solche umfassende staatliche Or-

ganisationsreform realistischerweise ins

Werk gesetzt werden kann. Die Vision

liegt nicht allzu fern, daB ,,kein Stein auf

dem anderen bleiben wird*“.

Reformchancen

Im aktuellen kooperativen Bundesstaat
sind jedoch weder auf Bundesseite noch
auf seiten der Lander entsprechende Re-
formenergien und -kréfte erkennbar, die
eine Strukturreform des foderalstaatli-
chen Systems im Hinblick auf eine konse-
quente Wettbewerbsorientierung anstre-
ben. Damit ist nicht gesagt, dal3 das neue
Modell eines Wettbewerbsfoderalismus in
Wissenschaft, Politik und Wirtschaft nicht
ernstzunehmende BefUrworter gefunden
hatte. Im Gegenteil: Neben dem bayeri-
schen und baden-wirttembergischen Mi-
nisterprasidenten hat sich auch die FDP
mit ihren Spitzenpolitikern Gerhardt und
Graf Lambsdorff fur die Strukturierung
des Foderalismus nach Wettbewerbsge-
sichtspunkten ausgesprochen. In einem
Manifest der liberalen Friedrich-Nau-
mann-Stiftung® haben Wissenschaftler
wie der Kdlner Finanzwissenschaftler Karl-
Heinrich Hansmeyer und der Direktor des
Instituts fur Energiewirtschaft und Ener-
gierecht an der Universitat Koln, Carl Chri-
stian von Weizsacker, neben dem frihe-
ren Hamburger Burgermeister Klaus von
Dohnanyi und dem Vorstandsvorsitzen-
den der Ludwig-Erhard-Stiftung, dem
friheren Staatssekretar im Wirtschaftsmi-
nisterium Otto Schlecht eine Reihe von

Managern wie der Prasident des BDI,
Hans-Olaf Henkel, fur eine Erneuerung
des Foderalismus im Sinne eines echten
Wettbewerbsfoderalismus votiert. Diese
gewichtigen Stimmen kénnen in der poli-
tischen Diskussion nicht mehr Uberhort
werden. Aufgabe der Wissenschaft in die-
sem Stadium ist es, neben den Rahmenbe-
dingungen auch die Konditionen der Um-
setzung eines solchen radikal neuen F6-
deralismus-Modells zu analysieren. Im-
merhin wollen die Ministerprasidenten
von Bayern und Baden-Wurttemberg,
Stoiber und Teufel, mit einer Anderung
des Landerfinanzausgleichs einen Einstieg
in die fur notwendig erachtete Strukturre-
form erreichen. Die finanzschwachen Lan-
der, die im Bundesrat Uber die Mehrheit
verfugen, lehnen diese Plane geschlossen
ab. Ein Kompromif3 lief3e sich allenfalls bei
einer ausreichend langen Ubergangsfrist
vom bisherigen zu einem geanderten
neuen Ausgleichssystems finden.

Selbst wenn eine flr beide Seiten akzepta-
ble Anderung des Landerfinanzausgleichs
zustande kdme, wére damit nur ein Ein-
stieg in die groR3e Strukturreform erreicht.
Wahrscheinlich werden deren Beflurworter
unter dem Aspekt der Realisierung des
Modells eines effizienten Wettbewerbsfo-
deralismus eher auf einen Strukturwandel
in vielen kleinen Teilschritten als auf die
grof3e, alle Probleme gleichzeitig 16sende
Strukturreform setzen mussen. Der Hand-
lungsdruck, der von den aktuellen wirt-
schaftlichen Schwierigkeiten (6konomi-
scher Strukturwandel; Massenarbeitslosig-
keit) und den finanziellen Restriktionen
aller offentlichen Haushalte ausgeht und
der Anpassung der institutionellen Struk-
turen an veranderte Umweltbedingungen
erfordert, wird den notwendigen Reform-
prozel des foderalen Systems befordern.
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Nach Gestalt und Traditionen von grof3er Vielfalt

Baden-Wurttemberg

Von Hans-Georg Wehling

Die Nummer 3 in der Bundesrepublik

Baden-Wiurttemberg ist das drittgrofite
Bundesland: nach Flache mit 35752 gkm
hinter Bayern und Niedersachsen als auch
nach Einwohnern mit 10,4 Mio. hinter
Nordrhein-Westfalen und Bayern. Auch
der Wirtschaftsleistung nach steht der
Sudweststaat mit einem Bruttoinlands-
produkt von 581 Milliarden DM auf Platz

3, nach Nordrhein-Westfalen und Bayern
(zum Vergleich: das gesamte deutsche
Bruttoinlandsprodukt macht gegenwartig
3,46 Billionen DM aus).

Das Land grenzt im Norden an Rheinland-
Pfalz und Hessen, die langste Grenze hat
es mit Bayern — vom Main bis ins Allgau
und zum Bodensee. Der Rhein bildet zu-
gleich die deutsche Staatsgrenze zum
ElsaR, nach Frankreich also. Im Suden
grenzt Baden-Wirttemberg zudem an die
Schweiz, mit einem teilweise vertrakten
Grenzverlauf. So ist beispielsweise die Ge-
meinde Busingen ganz von Schweizer Ge-
biet (Kanton Schaffhausen) umschlossen,
sodall diese Exklave zum Schweizer Zoll-
und Wahrungsgebiet gehort. Busingen,
obwohl zum Landkreis Konstanz gehorig,
hat sogar ein eigenes Autokennzeichen:
BUS.

Landschaftlich gesehen ist Baden-Wirt-
temberg ein auRerst abwechslungsrei-
ches, vielgestaltiges Land, oft mit vielen
kleinrdumigen Unterteilungen. Geogra-
phen sprechen hier von Kleinkammrig-
keit. Im Westen beginnt es mit dem Ober-
rheingraben, mit hoher Klimagunst zwi-
schen Vogesen und Schwarzwald gelegen.
Auch der Kaiserstuhl gehort dazu, mit den
warmsten Temperaturen in Deutschland

Ein Blick Uber das Neckartal mit den Tanklagern des Stuttgarter Hafens auf die Weinberge. Auf dem mittleren Berg hinten ist das Mau-
soleum zu erkennen, das Kdnig Wilhelm |. an der Stelle des Stammsitzes der Wirtemberger baute.

(neben der Pfalz). Es ist das Land der Son-
derkulturen, des Obstes und vor allem des
Weins, der bis in die Auslaufer des
Schwarzwaldes hier vorziglich gedeiht.
Nach Osten zu folgt der Schwarzwald mit
dem hdchsten Berg Baden-Wirttembergs,
dem 1493 m hohen Feldberg. Zusammen
mit dem Bodensee stellt der Schwarzwald
nicht nur die baden-wirttembergische,
sondern fur viele Menschen — zusammen
mit den bayerischen Alpen — die deutsche
Ferienlandschaft schlechthin dar.

Es folgen das Tafelgebirge der Schwabi-
schen Alb, rauh und steinig, von herber
Schénheit, mit dem Hohenzollern bei He-
chingen (855 m) als bekanntestem Berg
und dem 983 m hohen Dreifaltigkeitsberg
bei Spaichingen als hdchster Erhebung.

Baden-Wurttemberg

Nach Suden zu und gegen Bayern im
Osten schlief3en sich die Hugellandschaft
Oberschwabens — ein klassisches Bauern-
land -, das obstreiche Bodenseevorland
und der Bodensee sowie das wirttember-
gische Allgau an, wie das willklrlich
davon getrennte bayerische Allgau das
Land der Milchwirtschaft, wegen der idea-
len Kombination von hohen Niederschla-
gen und langer Sonnenscheindauer. Der
Schwarze Grat bei Isny ist mit 1118 m die
héchste Erhebung Wurttembergs.

Der Norden Baden-Wiurttembergs ist ge-
kennzeichnet durch Mittelgebirge wie
Odenwald, Stromberg und Heuchelberg,
Loéwensteiner Berge und jenen Gebirgs-
landschaften, die man summarisch als
Schwabischen Wald bezeichnet. Die Ho-
henloher (Hoch-)Ebene und das Bauland
schlieRen sich an. Zwischendurch finden
sich immer wieder fruchtbare Gauland-
schaften. Durchflossen werden diese Teile
Baden-Wurttembergs vom Neckar und
seinen Nebenfllssen, in deren Talern

Foto: Helga Wostheinrich

Wein wéchst. Im Nordosten dann grenzt
Baden-Wiurttemberg an den Main, dessen
NebenfluR, die Tauber, bei Wertheim
mundet.

Der Neckar entspringt im Lande (bei
Schwenningen), aber auch die Donau (in
der Gegend von Donaueschingen). Bis
Ulm ist er ein baden-wirttembergischer
FluRR. Kurz vor der alten Grenze zwischen
Baden und Wirttemberg im Raum Tuttlin-
gen versickert die Donau, was von badi-
scher Seite bis zum heutigen Tage so inter-
pretiert wird, die Donau wende sich be-
wuldt ab, um nicht ins Wirttembergische
zu mussen. Tatsachlich taucht das Wasser
denn auch nicht an spaterer Stelle wieder
als Donau auf, sondern im Aachtopf im
badischen Bodenseehinterland. Mit dieser
Bemerkung sind aber bereits Besonder-
heiten der politischen Kultur angespro-
chen.



Kleinkammrigkeit auch in
historischer und politisch-kultureller
Hinsicht

Der deutsche Stidwesten war das klassi-
sche Land der Kleinstaaterei. Eine Unzahl
kleiner und kleinster Territorien be-
herrschten die historische Landkarte bis zu
den Zeiten Napoleons, also bis Anfang des
19. Jahrhunderts: weltliche und geistliche
Territorien, Deutschordensgebiete und
Ritterschaften sowie eine Vielzahl Freier
Reichsstéadte. GroRere Gebiete umfaliten
lediglich die Kurpfalz (Residenzstadt Hei-
delberg bzw. Mannheim), kaseartig
durchlochert, das Herzogtum Wirttem-
berg, einigermallen zusammenhangend
im mittleren Neckarraum (Hauptstadt
Stuttgart), sowie Osterreich, sehr zersplit-
tert vom Breisgau um Freiburg bis hin vor
die Tore Tlbingens (Rottenburg) und nach
Oberschwaben. Bequem kann man heute
bei einer Tageswanderung durch drei ehe-
mals quasi-souverane Gebiete laufen. Eine
Folge davon ist eine entsprechend hohe
Kulturdichte um die ehemaligen geistli-
chen und weltlichen Zentren herum: mit
Kirchen und Klostern, Schldssern, Resi-
denzstadten und -dorfern. Diese kleinen
Zentren waren gute Ansatzpunkte auch
fur die Wirtschaftsentwicklung, besonders
im Falle der Reichsstadte. Das Konzept der
Zentralen Orte von Walter Christaller, das
Uberall heute der Landesplanung zugrun-
de liegt, ist nicht zufallig am Beispiel des
deutschen Sudwestens entwickelt wor-
den.

Die ehemalige territoriale Zugehdorigkeit
ist keine bloRe historische Reminiszenz,
sondern nach wie vor von erheblicher Be-
deutung, auch fur die politische Kultur.
Grenzen umschreiben die obrigkeitlichen
Einwirkungsmalinahmen auf die ehemali-
gen Untertanen. Von besonderer Bedeu-
tung ist dabei die Konfession, die festzule-
gen seit dem Augsburger Religionsfrieden
von 1555 Sache des Landesherrn war. Die
Konfession bestimmt bis zum heutigen
Tag sehr stark das Verhalten der Men-
schen, das bekannteste Beispiel ist das
Wabhlverhalten. Die kurpfalzischen Gebie-
te im Norden, die weit in das heutige
Rheinland-Pfalz hineinreichen, sind calvi-
nistisch gepragt. Das bedeutendste prote-
stantische Gebiet lutherischer Pragung
war das Herzogtum Wairttemberg, eine
Art Bollwerk des Protestantismus in den
weitgehend katholischen Suden hinein.
Die Landesherren bestimmten aber auch
das Erbrecht: ob nur einer alles erbte (An-
erbenrecht) oder ob der Besitz gleich-
maRig unter alle Kinder aufgeteilt wurde
(Realteilung). Die Kurpfalz und das Her-
zogtum Wirttemberg sind die klassischen
Realteilungsgebiete, was man sich hier
wegen der groRReren Ertragskraft der
Bdden auch eher leisten konnte. In fast
allen anderen Gebieten (Hohenlohe,
Schwarzwald, Oberschwaben) galt das
Anerbenrecht.

Napoleon nahm dann eine grof3e Flurbe-
reinigung im deutschen Studwesten vor,
um starke Mittelstaaten als Vasallen
(Wurttemberg) zu gewinnen oder um die
franzosische  Ostgrenze  abzusichern
(Baden). Als starker Kern bot sich Wurt-
temberg fur eine solche Gebietserweite-
rung geradezu an, das moderne Baden ist
im Grunde ein napoleonisches Kunstpro-
dukt mit einem sehr kleinen namenge-
benden Ausgangsbestandteil. Wirttem-
berg wurde auf diese Weise zum Kénig-
reich beférdert, Baden zum Grol3herzog-
tum.

Als Anachronismus Uberlebten lediglich
die beiden kleinen Furstentiimer Hohen-
zollern-Sigmaringen und Hohenzollern-
Hechingen, einfach deshalb, weil die da-
malige Furstin von Sigmaringen, Amalie
Zephyrine, bereits seit vielen Jahren in
Paris lebte und eine enge Freundin von Jo-
sephine Beauharnais war, der Frau Napo-
leons. Die Revolution von 1848/49 Uber-
lebten die Furstentimer nicht. Seit ihnen
die eigenen Untertanen das Furchten ge-
lehrt hatten, dienten die Fursten den ent-
fernten protestantischen preuRischen Ver-
wandten ihre Herrschaft an, Konig Fried-
rich Wilhelm IV. nahm an, dankbar, nun-
mehr das StammschloR3 seiner Vorfahren
im Besitz zu haben. Bis nach dem Zweiten
Weltkrieg lebten Hechingen und Sigma-
ringen als kleinste Landkreise Preuf3ens
fort, angeschlossen an die Rheinprovinz.
Somit reichte PreufRen jetzt bis ins Allgau
und bis in Sichtweite des Bodensees (Ex-
klave Achberg).

Plane, Baden und Wirttemberg miteinan-
der zu vereinigen, hat es bereits in der
Weimarer Republik gegeben. Fiur Hohen-
zollern kam eine Aufgabe seiner Existenz
Uberhaupt nur im Rahmen einer Stidwest-
staatslosung in Frage, zu tief war die Ab-
neigung gegeniuber dem benachbarten
protestantischen Wirttemberg. Parteien
und Verbéande hatten teilweise in ihrer Or-
ganisationsbildung eine Sudweststaatslo-
sung schon vorwegenommen, auch die
NSDAP.

Baden-Wurttemberg entstand
erst 1952, und zwar unter grof3en
Schwierigkeiten

Das Kriegsende 1945 teilte den stdwest-
deutschen Raum auf zwischen der ameri-
kanischen Besatzungszone im Norden und
der franzoésischen im Suden. Der Grenz-
verlauf wurde durch die Autobahn Karls-
ruhe - Stuttgart — Ulm bestimmt, die die
Amerikaner in ihrer Hand behalten woll-
ten. Damit waren Baden und Wirttem-
berg jeweils zweigeteilt. Auf amerikani-
scher Seite entstanden so das Land Wurt-
temberg-Baden mit der Hauptstadt Stutt-
gart, auf franzésischer Wirttemberg-Ho-
henzollern (Hauptstadt Tubingen) und
Baden (Hauptstadt Freiburg). Keines die-
ser Lander wollte so bestehen bleiben. Es
stellte sich allerdings die Frage, ob man
den Vorzustand wiederherstellen wollte
(was mit Hohenzollern nicht ging, weil
PreuRen aufgehort hatte zu existieren)
oder ob man gleich an eine grof3e Sud-
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weststaatslosung gehen sollte. Lediglich
(Sud-)Baden widersetzte sich energisch
und immer wieder hinhaltend der grof3en
Losung, letztlich aus einer tiefen Abnei-
gung gegen das als protestantisch und
ungemein ,,schaffig® wahrgenommene
Wadrttemberg, unter dessen ,,Bevormun-
dung“ man nicht geraten wollte. Der ent-
scheidende Schritt zur Bildung des neuen
Stdweststaates gelang mit der Veranke-
rung des Art. 118 im neuen Grundgesetz
der Bundesrepublik Deutschland, der ab-
weichend von der komplizierten Prozedur
des Art. 29 ein vereinfachtes Verfahren
zur Landerneugliederung im Stdwesten
erlaubte. Strittig war die Prozedur fur die
im Ausfuhrungsgesetz vorgesehene Volks-
abstimmung: Sollte die Abstimmung auf
der Grundlage der bestehenden drei
Lander stattfinden, mit der Aufteilung
Wirttemberg-Badens in die Stimmbezirke
Nordwirttemberg und Nordbaden, wo-
bei dann der Sudweststaat als zustande
gekommen galt, wenn sich die Mehrheit
in drei der vier Abstimmungsgebiete
dafur entschied. Oder sollte die Abstim-
mung getrennt nach den friheren Lan-
dern Baden und Wurttemberg stattfin-
den, dann hatte die Bevolkerung der bei-
den ehemaligen Lander mehrheitlich eine
Neugliederung bejahen mussen. Entschie-
den hat sich der Bundesgesetzgeber fur
den ersten Modus, und das Ergebnis fiel
entsprechend aus: Nordwurttemberg,
Nordbaden und Wirttemberg-Hohenzol-
lern sprachen sich mehrheitlich dafur, Std-
baden dagegen aus. Damit war das neue
Land am 25. April 1952 zustande gekom-
men. Gegner der Siudweststaats-Losung
rechneten vor, daB eine Abstimmung nach
den alten Landern in Baden eine knappe
Mehrheit gegen den Stdweststaat erge-
ben hétte, sie lieen in der Folge keine
Ruhe, bis das Bundesverfassungsgericht
fur den 7. Juni 1970 eine erneute Volksab-
stimmung ansetzte, die dann Uberwalti-
gend fur Baden-Wurttemberg ausfiel, si-
cherlich auch Ausdruck der Macht des Fak-
tischen.

Unterschiedliche politische Kulturen
standen im Wege

Der ,,Kampf um den Stdweststaat* war
Ausdruck von Antipathien, fur die Theo-
dor Eschenburg den Begriff des ,,Nach-
stenhasses* gepragt hat. Baden und
Wirttemberg besitzen eine unterschiedli-
che politische Kultur, bedingt durch ihre
unterschiedliche Lage im Raum, mehr
noch durch ihre verschiedenartigen Tradi-
tionen. Das Rheintal ist ein Durchgangs-
land, offen fir die vielfaltigsten Einflusse,
die nicht zuletzt auch Gber den Rhein von
Frankreich hertiberkamen. So ist es kaum
ein Zufall, da 1848/49 in Baden die einzi-
ge erfolgreiche Revolution in Deutschland
stattfand, genauso wenig, dal3 der Gour-
metflhrer Guide Michelin fir Baden mit
Abstand die meisten Sterne aufweist. Die
zu Baden gekommenen Territorien wie-



sen nicht die rigide, protestantisch inspi-
rierte Arbeitserziehung wie in Altwirt-
temberg auf. In Baden kann man das
Leben geniefen, das fallt in Wirttemberg
schwerer. Die Wurttemberger (meist als
,»Schwaben* bezeichnet) gelten dafur als
ttchtiger, denen nicht nur die Bibel, son-
dern auch das Sparbuch heilig ist. Dage-
gen haben viele Badener eine ausgespro-
chene Phobie entwickelt, die auch nach
fast 50 Jahren des Zusammenlebens
immer wieder hervorbricht, nicht nur in
der Unzahl gehassiger Schwabenwitze,
denen auf der anderen Seite keine Ba-
denerwitze entgegenstehen. Tief gepragt
hat Baden im 19. Jahrhundert ein Kultur-
kampf zwischen (liberalem) Staat und (ka-
tholischer) Kirche, der dem preufischen
vorausging und nirgendwo so heftig
tobte wie hier. Protestantischer Monarch
und seine liberale Beamtenschaft standen
einer Bevolkerung gegeniber, die zu zwei
Dritteln katholisch war. Die Protestanten
und Liberalen konzentrierten sich eher in
den Stadten und im kurpfalzischen Raum.
Vom Kulturkampf her sind in Baden die
parteipolitischen Scheidelinien, ja Partei-
politik Uberhaupt und der Stil politischer
Auseinandersetzung starker ausgepragt
als in Wiurttemberg, das einen Kultur-
kampf so gut wie nicht kannte.

Das Herzogtum Wurttemberg war im Ver-
gleich zum badischen Raum ein eher ab-
gekapseltes Gebiet, von Gebirgen umge-
ben. Die eingeschlossene Kessellage der
Hauptstadt Stuttgart ist gleichsam sym-
ptomatisch. Fremde Ideen hatten es
schwerer, hier einzudringen. Obrigkeitlich
wurde hier, gestutzt auf einen rigorosen
Protestantismus, eine Uber Jahrhunderte
wahrende Arbeitserziehung von Fleil3 und
Disziplin betrieben, die dem Land den An-
strich eines Uberwachungsstaates gab.
Trager waren nicht nur, nicht einmal in er-
ster Linie, der Herzog selbst und seine Ver-
waltung, sondern vor allem die burgerli-
chen Eliten, die untereinander verbunden
waren durch Verwandtschaft, Ausbildung
und Erziehung, ganz gleich ob sie in der
Verwaltung, in der Kirche, im Erziehungs-
wesen oder in der kommunalen Selbstver-
waltung tatig waren. Es war ein eher ega-
litdres Land, gestutzt auf den (durch die
Realteilung bedingt) kleinen Besitz, die
Oligarchie der burgerlichen ,,Ehrbarkeit*
hob sich wirtschaftlich kaum davon ab,
Adel gab es in diesem Land Uberhaupt
nicht. Angesichts der vielen kleinen selb-
standigen Existenzen, deren Grund und
Boden keine grofRen Sprunge erlaubten,
machten Flei@ und Disziplin durchaus
Sinn, waren fur jedermann einsehbar. Da
man zumeist nicht von dem ausschlief3lich
leben konnte, was die Landwirtschaft her-
gab, sah man sich stdndig nach anderen
Verdienstmoglichkeiten um. Flexibilitat
im Denken und Handeln sowie Erfin-
dungsreichtum waren gefragt, um die ei-
gene Lebenssituation zu verbessern. So
entstand der schwabische ,,Tuftler*. Ins-
gesamt waren das alles hervorragende

Voraussetzungen fur den Eintritt in die In-
dustriegesellschaft, die hier jedoch spéater
erst im grof3en Stil einsetzte: in erster Linie
sicherlich auch wegen der fehlenden eige-
nen Energie- und Rohstoffquellen. Wegen
fehlender Transportwege konnte auch die
Kohle fur den Betrieb von Dampfmaschi-
nen erst vergleichsweise spét ins Land ge-
langen. Es gab aber eben auch mentale
Hindernisse: Wer nur Uber einen kleinen

Karlsruhe, die alte Landeshauptstadt Badens ist als Residenzstadt der Markgrafen von

Unterhalb einer badischen und wurttem-
bergischen regionalen politischen Kultur
liegen viele andere politische Kulturen,
die man sich als geologische Gemengela-
ge vorzustellen hat, wobei frihere politi-
sche Grenzen die Schichten markieren. So
weist in Wirttemberg das frankische Ho-
henlohe eine ganz andere regionale poli-
tische Kultur auf, mit einem weniger rigo-
rosen Protestantismus, mit einem groRzi-
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Baden-Durlach auf dem Reifl3brett mit Lineal und Zirkel entstanden.
Foto: Landesbildstelle Baden. Freigegeben vom Regierungsprasidium Karlsruhe

Besitz verfigt, will ihn nicht gefahrden, ist
risikoscheu. Geld zu investieren, das man
nicht selbst verdient, sondern ausgeliehen
hatte, galt als unsolide und gefahrlich. In
Hinblick auf die Verbindung von Innova-
tionsbereitschaft und Scheu vor struktu-
rellen Neuerungen, die als Experimente
wahrgenommen werden, lat sich als
Mentalitatsmerkmal — auch in bezug auf
die Wirtschaftsgesinnung - fir heute for-
mulieren, zugespitzt naturlich: High Tech
und CDU.

Doch Parteipolitik wird in Wurttemberg
traditionell sehr klein geschrieben, erklar-
bar aus der egalitaren Tradition und dem
fehlenden Kulturkampf. So herrschen in
den Gemeinderaten die Freien Wahler
vor, die landesweit 42,7% der Sitze in-
nehaben. Selbst in einer Grofistadt wie
Stuttgart sind sie vertreten. Dall mehr als
die Halfte aller Burgermeister in Baden-
Wirttemberg insgesamt parteilos ist, paf3t
ebenfalls ins Bild.

Baden-Wurttemberg

gigerem Gehabe in diesem reichen Bau-
ernland (Anerbengebiet), das seine Mast-
ochsen bis Paris exportierte, mit seinem
weit verzweigten Herrscherhaus, das
einen beinahe téglich in Kontakt mit des-
sen Angehorigen brachte, woraus bis zum
heutigen Tage sich ein Stil der ,,zweideuti-
gen* Rede erhalten hat: Man sagt deut-
lich seine Meinung, aber hintenherum.
Oberschwaben, der sudliche Teil Wirt-
tembergs zwischen Donau und Bodensee,
bayerischer und badischer Grenze, ist
weitgehend ein katholisches Land, mit
einem reichen, selbstbewul3ten Bauern-
tum, vielen Reichsstédten, Abteien und
weltlichen Herrschaften. Uber die Jahr-
hunderte hinweg standen die Bauern
selbstbewul3t ihren Herren gegeniber,
trotzten ihnen Herrschaftsvertrage ab, die
Rechte und Pflichten sauber von einander



abgrenzen. Aus eigener Initiative setzten
sie den Prozel3 der ,,Vereinbdung“ in-
gang, eine Reform der Agrarstruktur, die
zu Aussiedlung und Arrondierung der Be-
triebe fuhrte. So lag der Hof dann vielfach
inmitten des eigenen Besitzes, was nicht
nur betriebswirtschaftliche Vorteile brach-
te, sondern auch die Konflikte mit den
Nachbarn minimierte.Eine Liberalitat des
Leben und Lebenlassens konnte sich so
herausbilden, die sich deutlich vom Le-
bensstil im engeren, besitzmaRig ver-
schlungenen Leben im altwirttembergi-
schen Dorf mit seiner Realteilung unter-
schied. Als nach der Einverleibung ins K6-
nigreich Wdurttemberg hier durch die
neuen Beamten und Schulmeister der alt-
wiurttembergische way of life verbindlich
gemacht werden sollte, bildete sich eine
eigene oberschwabische Mentalitat her-
aus, deren einigendes Band die katholi-
sche Konfession als das Unterscheidungs-
merkmal abgab, organisatorisch verstarkt
durch das sich bildende katholische Ver-
eins- und Verbandswesen einschlie3lich
der katholischen Partei, des Zentrums, das
hier nach dem Zweiten Weltkrieg erfolg-
reich von der CDU beerbt werden konnte.

Die Neugliederung der Verwaltung
versuchte, die historischen Bestand-
teile zu verzahnen

Nach der Grindung des Sudweststaates
1952 orientierte man sich bei der verwal-
tungsmaRigen Gliederung des Landes
streng an der historischen Ausgangslage.
Das Vorgangerland Baden wurde zum Re-
gierungsbezirk Sidbaden mit der Haupt-
stadt Freiburg, dessen Regierungsprasi-
dent konnte so zum Sachwalter stidbadi-
scher Belange in Stuttgart werden. Der
badische Teil des Ausgangslandes Wiurt-
temberg-Baden wurde zum Regierungs-
bezirk Karlsruhe, der bis nach Wertheim
am Main sich erstreckte.Der wirttember-
gische Teil nannte sich Regierungsbezirk
Nordwirttemberg mit der Hauptstadt
Stuttgart. Und das Vorgangerland im
Stiden wurde zum Regierungsbezirk Sud-
wiurttemberg-Hohenzollern  mit  der
Hauptstadt Tubingen. Der Zustandigkeits-
bereich der Sonderbehérden wurde dem
angepaldt (z.B. die Oberschulamter). Im
Zuge der territorialen Verwaltungsreform
der 60er Jahre wurden auch die Regie-
rungsbezirke gleichmagiger und ,,rationa-
ler** zugeschnitten, zudem mit der politi-
schen Absicht, die historischen Grenzen
von Wdirttemberg und Baden aufzuhe-
ben, die Ausgangsbestandteile miteinan-
der zu verzahnen, um sie besser zusam-
menwachsen zu lassen — was freilich bis
zum heutigen Tage nicht gelungen ist. Ho-
henzollern verschwand sogar véllig von
der Verwaltungskarte. So nennen sich
seitdem die Regierungsbezirke nur noch
nach dem Verwaltungssitz: Stuttgart, Tu-
bingen, Karlsruhe, Freiburg.

Die Verbande orientieren sich jedoch
nach wie vor an den alten Grenzen, das
gilt fur die Tarifgebiete der Branchen, fur
die landwirtschaftlichen Verbande, aber
auch fur den Sport. Besonders zéh halten
die Kirchen an den alten Grenzen von
Baden und Wurttemberg fest. Auf evan-
gelischer Seite hat das Grunde, die in der
Kirchenordnung und Liturgie liegen, aber
auch in der inhaltlichen Ausrichtung
(Wurttemberg lutherisch mit starker pie-
tistischer Akzentuierung); auf katholi-
scher Seite bestehen die Unterschiede in
der kirchenpolitischen Einordnung zwi-
schen der Erzditzese Freiburg und der
Ditzese Rottenburg-Stuttgart. Auch das
umfangreiche und differenzierte kirchli-
che Vereinswesen ist somit organisato-
risch nach wie vor am alten Gebietsstand
orientiert. Das heif3t: Badische Landeskir-
che (mit Bischofssitz in der alten badi-
schen Hauptstadt Karlsruhe) fur das alte
Land Baden, Wirttembergische Landes-
kirche fir das alte Land Wiurttemberg
einschliellich Hohenzollern (bis 1950
gehorte Hohenzollern zur Rheinischen
Landeskirche innerhalb der Altpreufi-
schen Union) bzw. Erzdidzese Freiburg
fur Baden und Hohenzollern sowie Bis-
tum Rottenburg-Stuttgart fir Wuorttem-
berg. Mithin kdnnen die alten Lander
Baden, Wiurttemberg und Hohenzollern
trennscharf nur noch auf den aktuellen
kirchlichen Verwaltungskarten ausge-
macht werden.

Die Kreis- und Gemeindereform, in
Baden-Wiurttemberg 1973 bzw. 1975 ab-
geschlossen, verénderte die Verwaltungs-
karte vollstandig. Die Zahl der Landkreise
wurde von 63 auf 35 verringert, die Zahl
der Stadtkreise blieb mit neun konstant
(Mannheim, Heidelberg, Karlsruhe, Ba-
den-Baden, Pforzheim, Freiburg, Heil-
bronn, Stuttgart, Ulm). Die Zahl der selb-
standigen Gemeinden reduzierte sich auf
ein Drittel, namlich von 3384 auf 1111
(einschlieBlich des gemeindefreien Ge-
biets Gutsbezirk Munsingen). Diese kom-
munale Gebietsreform ignorierte vollig
die historischen Zugehdrigkeiten. In man-
chen Kreisgebieten vermischen sich nun-
mehr badische, wirttembergische und
hohenzollerische Bestandteile. Manche
neuen Gemeinden gar sind aus ehemals
badischen und wiuirttembergischen Ge-
meinden zusammengesetzt. SO wachst in
der Gemeinde Eppingen sowohl Wirt-
temberger als auch Badischer Wein. Das
markanteste Beispiel stellt jedoch Villin-
gen-Schwenningen dar: Beide Stédte,
wiewohl benachbart, gehdren ganz ver-
schiedenartigen historischen und poli-
tisch-kulturellen Raumen (einschlief3lich
Konfessionsverschiedenheit) an, bis zum
heutigen Tage ist diese neue Stadt nicht
zusammengewachsen. Nach wie vor ist
Baden-Wiurttemberg ein Land der kleine-
ren und mittleren Gemeinden: rund 80%
haben bis zu 10000 Einwohner. Dem ste-
hen lediglich neun GrofR3stadte mit Uber
100000 Einwohnern gegenuber (das sind
die genannten Stadtkreise aul3er Baden-
Baden und Pforzheim, hinzu kommen
dafur Esslingen und Reutlingen). Setzt
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man die GroRRstadtgrenze erst bei 200 000
Einwohnern an — woflr zumindest nach
der Gemeindereform einiges spricht —,
dann kennt Baden-Wurttemberg mit
Stuttgart, Mannheim, Karlsruhe und Frei-
burg nur vier Grof3stadte. Die Landes-
hauptstadt Stuttgart ist mit 585000 Ein-
wohnern die grof3te. Zur Bewaltigung der
Probleme im Stadt-Umland-Bereich, die
insbesondere im Groflraum Stuttgart
drangend sind, ist 1994 eine dritte Ebene
geschaffen worden: der Verband Region
Stuttgart, bestehend aus Nachbarstadten
und -kreisen. Die 87 Mitglieder der Ver-
bandsversammlung sind zusammen mit
den Gemeinde- und Kreisraten direkt ge-
wahlt worden. Strittig sind gegenwartig
noch der Status des Verbandes, Finanzaus-
stattung (bislang im Umlageverfahren fi-
nanziert) sowie der Umfang der Kompe-
tenzen.

Die Verfassung ist am Grundgesetz
orientiert

Die Verfassung des neu gegriindeten Lan-
des Baden-Wirttemberg wurde am 11.
11. 1953 verabschiedet, also deutlich nach
der Verabschiedung des Grundgesetzes.
Entsprechend nimmt die Landesverfas-
sung auf das Grundgesetz Bezug, verzich-
tet auf einen eigenen Grundrechtsteil und
hat die Stellung des Ministerprasidenten
der des Bundeskanzlers nachempfunden,
mit Richtlinienkompetenz und konstruk-
tivem Mi3trauensvotum im Rahmen ei-
nes einkammerigen parlamentarischen
Systems. In der Auswahl seiner Minister ist
der Ministerprasident rechtlich gesehen
frei, er braucht allerdings fur das Kabinett
als solches die Zustimmung des Parla-
ments. Anders als der Bundesregierung
kdnnen der Landesregierung auch Staats-
sekretére und Staatsrate (ohne Geschafts-
bereich) angehoéren, beide mit oder ohne
Stimmrecht, wobei die Zahl der Staatsse-
kretare nicht mehr als ein Drittel der Zahl
der Minister betragen darf. Seit 1972 sind
Politische Staatssekretare zur Entlastung
der Minister hinzugekommen, die nicht
Mitglied des Kabinetts sind (gleichwohl an
dessen Sitzungen teilnehmen). Beamtete
Staatssekretare kennt Baden-Wurttem-
berg in der Regel nicht, héchster Beamter
eines Ministeriums ist der Ministerialdirek-
tor. Nur in Ausnahmeféllen - wie im
Staatsministerium, der Kanzlei des Mini-
sterprasidenten — wird der oberste Beam-
te in den Rang des Staatssekretérs erho-
ben. Mithin gibt es drei Kategorien von
Staatssekretaren: den mit Kabinettsrang
(mit und ohne Stimmrecht), den Politi-
schen Staatssekretar als Ministergehilfe
und den Ministerialdirektor de luxe. Von
der Moglichkeit, Staatssekretdre zu beru-
fen, wird nicht zuletzt Gebrauch gemacht,
um die Regierungsfraktion(en) zu diszipli-
nieren. Minister missen nicht Mitglied des
Landtags sein, immer wieder wurde
davon Gebrauch gemacht, qualifizierte
AuBenseiter zu berufen, jingstes Beispiel
ist die Kultusministerin Dr. Annette Scha-



van. Auffallig ist, da immer wieder Bur-
germeister in die Fihrungspositionen des
Landes gekommen sind: so der gegenwar-
tige Ministerprasident Erwin Teufel (wie
schon sein Vorganger Lothar Spath), In-
nenminister Dr. Thomas Schéauble, Finanz-
minister Gerhard Stratthaus, sowie der
Vertreter des Landes beim Bund Willi
Stachele.

Der Landtag besteht aus 120 Mitgliedern,
im Regelfall zumindest. 70 Abgeordnete
werden in Einer-Wahlkreisen direkt ge-
wahlt, die Ubrigen werden entsprechend
dem proportionalen Ergebnis ihrer Partei-
en aus dem Kreis der Wahlkreisbewerber
genommen, die absolut die besten Stimm-
ergebnisse erzielt hatten (Prinzip des ,,eh-
renvollst Unterlegenen®). D.h. es gibt
keine Landeslisten — was den Parteien die
Fraktionsplanung erschwert. Bei diesem
Verfahren kann es Uberhangmandate
geben, wenn eine Partei mehr Kandida-
ten in der Direktwahl durchgebracht hat,
als ihr vom Gesamtergebnis prozentual
zustehen. Dafur erhalten die anderen Par-
teien dann Ausgleichsmandate, damit die
Gesamtproportionen wieder stimmen.
Auf diese Weise wachst der Landtag leicht
Uber die Regelzahl hinaus, so nach der
Wahl von 1996 auf 155 Mitglieder! Baden-
Wirttemberg héalt am Modell des Teilzeit-
parlamentariers fest, nur wenige Abge-
ordnete sind Berufspolitiker. Der sozialen
Zusammensetzung nach sind ca. 60% An-
gehdrige des offentlichen Dienstes, ca.
20% sind Selbstandige und Freiberufler,
ca. 20% sind Angestellte. Der Akademiker-
anteil ist mit rund 70% sehr hoch, der
Frauenanteil mit rund 16,77% gering, bei-
des mit charakteristischen Abweichungen
nach Fraktionen: So haben die GRUNEN
sowohl den hdochsten Akademiker- als
auch den hdchsten Frauenanteil. Das
hohe Durchschnittsalter (ca. 50 Jahre)
macht deutlich, dalR politische Karrieren
langfristig angelegt werden mussen.
Bislang ist die Landesverfassung nur
17mal geéandert worden (das Grundgesetz
43mal), teilweise zur Starkung des Land-
tags. So wurde das Petitionsrecht verbes-
sert (z.B. Aktenzugang auch ohne Ein-
schaltung der jeweiligen Ministeriumsspit-
ze, Art. 35a), Verwandlung des Notstands-
rechts von der Stunde der Exekutive zur
Stunde der Legislative (Art. 62), Starkung
der Untersuchungsausschisse (z.B. strik-
tes Verbot, den Untersuchungsgegen-
stand gegen den Willen der Minderheit
abzuéndern, Art. 34 und 35), Mitsprache
des Landtags in Fragen der Européaischen
Union (Stellungnahme des Landtags in
Fragen von ,,herausragender politischer
Bedeutung* und wenn ,,wesentliche In-
teressen des Landes unmittelbar* berUhrt
werden; wenn dadurch die Gesetzgebung
des Landes betroffen wird, ,,bertcksich-
tigt die Landesregierung die Stellungnah-
me des Landtags®, Art. 34a).

Die Verfassung Baden-Wurttembergs
kennt auch direktdemokratische Elemen-
te: So kann der Landtag durch Volksab-
stimmung aufgeldst werden, wenn ein
Sechstel der Wahlberechtigte es verlangt
und die Mehrheit der Stimmberechtigten
dem beitritt (Art. 43). Bislang ist ein sol-

cher Versuch erst einmal unternommen
worden, und zwar von Gegnern der kom-
munalen Gebietsreform 1971; sie sind
klaglich gescheitert. Seit 1974 gibt es
zudem die Moglichkeit der Volksgesetz-
gebung (Art. 59/60): Ein Sechstel der
Wabhlberechtigten kann ein solches Volks-
begehren einleiten. Macht der Landtag
sich den entsprechenden Gesetzesentwurf
nicht zu eigen, wird er in einer Volksab-
stimmung Gesetz, wenn die Mehrheit ein
Drittel der Wahlberechtigten ausmacht.
Auf Verlangen von einem Drittel der
Landtagsmitglieder kann die Regierung
ein bereits beschlossenes Gesetz zur Volks-
abstimmung vorlegen. Ahnliches gilt fir
ein Gesetz, das vom Landtag eingebracht
worden ist. Bislang hat es in Baden-Wirt-
temberg jedoch keinen einzigen Fall von
Volksgesetzgebung gegeben.

Das Schwergewicht der Parlamentsarbeit
hat sich, wie in den anderen Landern
auch, auf die Verwaltungskontrolle verla-
gert, nachdem die groRen landespoliti-
schen Gesetzgebungsvorhaben wie Bil-
dungsreform, kommunale Gebietsreform
und Mediengesetzgebung abgeschlossen
sind.

Die CDU als dominierende Partei

Fur das Parteiensystem Baden-Wurttem-
bergs ist charakteristisch: die Dominanz
der CDU, die relative Schwéche der SPD
trotz einer fur sie glinstigen Sozialstruktur
(Arbeiter- und Protestantenanteil), eine
vergleichsweise starke FDP (Baden-W(rt-
temberg gilt als ,,Stammland der Libera-
len), die frilhe Behauptung der GRUNEN
(seit 1979 im Landtag).

Von Dr. Reinhold Maier (FDP/DVP), dem
ersten Ministerprasidenten, abgesehen,
der eine Koalition gegen die CDU aus
FDP/DVP, SPD und GB/BHE zustande ge-
bracht hatte (1952/53), gehorten alle Mi-
nisterprasidenten der CDU an: Dr. Geb-
hard Miller (1953-58), Dr. Kurt Georg Kie-
singer (1958-1966), Dr. Hans Filbinger
(1966-1978), Lothar Spath (1978-1991),
Erwin Teufel (seit 1991). Von 1972 bis 1992
konnte die CDU sogar mit absoluter Mehr-
heit allein regieren. 1966 bis 1972 und
dann wieder von 1996 kannte das Land
eine GrofRe Koalition, ansonsten regierte
die CDU mit der FDP/DVP. Die immer wie-
der aufgetretene Notwendigkeit von Ko-
alitionen hat verhindert, da3 die Beam-
tenschaft ebenfalls dominiert ist.

Obwohl die CDU des Landtags fast immer
Regierungsfraktion gewesen ist, hat sie
sich zumindest in den letzten Jahrzehnten
stets auch als Gegengewicht zur Regie-
rung verstanden. Die Fraktionsfilhrer seit
Lothar Spath profilierten sich gegen den
eigenen Ministerprasidenten, um ihn ab-
I6sen zu kdnnen, wenn er in Schwierigkei-
ten geraten war.
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Die Gewichte im Parteiensystem sind Aus-
flul der politischen Kultur. In einem tradi-
tionell organisationsfeindlichen Gebiet
wie Altwirttemberg, in dem personliche
Bindungen mehr zahlen als straffe Orga-
nisation, zudem mit einem ausgepragten
religidésen Hintergrund, hat es eine zen-
tralistische und organisationsglaubige
Partei wie die SPD von vornherein schwer.
Hinzu kommt die Skepsis eines Realtei-
lungsgebietes gegen alle gesellschaftli-
chen Umgestaltungsanspriche. Ein Grof3-
teil der Arbeiter sind von Hause aus Ar-
beiterbauern und Pendler, die in ihrer
dorflichen Umgebung sich nicht zuletzt
von ihrem kleinen Besitz her definieren.
So pal3te die CDU besser zur politischen
Kultur des Landes und konnte leichter die
urspriinglich starken Liberalen beerben.
Die SPD sank bei der letzten Landtags-
wahl mit 25,1% auf einen historischen
Tiefpunkt. Zu beachten ist allerdings, daf3
der badische Landesteil ein sehr viel ,,nor-
maleres* Wahlverhalten zeigt, das sich
viel starker an den sozialstrukturellen Ge-
gebenheiten (einschief3lich Konfession)
orientiert.

Starke Burgermeister, mehr direkte
Einwirkungsmoglichkeiten der
Blarger

Die baden-wirttembergische Kommunal-
politik ist durch starke Burgermeister ge-
kennzeichnet sowie durch mehr direkte
Beteiligungsmdoglichkeiten der Blrger
von Anfang an.

Die Macht des Burgermeisters ist zunachst
eine Folge der Kompetenzballung: Der
BuUrgermeister ist zugleich stimmberech-
tigter Vorsitzender des Gemeinderats und
aller seiner Ausschusse, Chef einer mono-
kratisch strukturierten — also auf ihn zuge-
spitzten — Verwaltung sowie Reprasentant
und Rechtsvertreter der Gemeinde nach
auflen. Hinzu kommt die direkte Wahl des
Burgermeisters durch das Volk, die unab-
héngig von der Ratswahl stattfinden muf3.
Die Amtsperiode betragt acht Jahre, ist
also bedeutend langer als die des Rates
mit funf Jahren. Kandidieren durfen
zudem nur Einzelpersonen, Parteienvor-
schlage sind ungultig. Kein Wunder, daf3
die Halfte aller Blrgermeister parteilos ist,
die anderen haben ein eher instrumentel-
les Verhaltnis zu den Parteien. Mit anstei-
gender GemeindegrofRe erhdht sich der
Anteil der Parteimitglieder, vor allem weil
sie im Wahlkampf auf die organisatori-
sche und finanzielle Unterstiitzung durch
Parteien angewiesen sind. Es kommt aber
durchaus vor, da Kandidaten einer Min-
derheitspartei am Ort zu BlUrgermeistern
gewahlt werden, weil sie als Personlich-
keit Uberzeugen oder weil die Wahler ein
Gegengewicht haben wollen (auch im
Sinne einer ,,Filzbremse*).

Regieren konnen Blrgermeister einer
Minderheitspartei nicht zuletzt deshalb,
weil die Gemeinderate ein differenzier-
teres Parteiensystem als bei Bundestags-
und Landtagswahlen aufweisen bzw.
weil sie weitgehend ihren Honoratioren-
charakter wahren konnten. In einer Stadt



wie Reutlingen z. B. — mit 106 000 Ein-
wohnern eine der neun Grof3stéadte des
Landes —, die bei Bundes- und Landtags-
wahlen mehrheitlich CDU wahlt, umfal3t
der Gemeinderat Mitglieder folgender
acht Gruppierungen: CDU und eine
Abspaltung der CDU, SPD und eine Ab-
spaltung der SPD, Freie Wahler, GRUNE,
Freie Frauenliste, FDP. Das kommunale
Wahlrecht, das die Madoglichkeiten zur
Stimmenh&ufung (kumulieren) und zum
Listenwechsel (panaschieren) zulaf3t,
begunstigt die Profilierung Einzelner
und pramiert Abspaltungen. Die Wahler
kumulieren und panaschieren vorzugs-
weise solche Kandidaten, die in der Ge-
meinde etwas sind und etwas gelten. Das
sind die Angehdrigen angesehener Fami-
lien und Berufe, aber auch Vereinsvorsit-
zende. Parteifunktionare, die keine wei-
teren  Qualifikationen  vorzuweisen
haben, werden nicht gewahlt. Die Listen-
macher von Parteien und Wahlervereini-
gungen wissen das und nominieren ih-
rerseits im Konkurrenzkampf vorzugs-
weise allseits bekannte und beliebte Per-
sonlichkeiten als Stimmenféanger, so daf}
der genannte Effekt sich verdoppelt.
Auch in Gemeinden, in denen nur die
Bundestagsparteien vertreten sind, ist
dieses Auswahlverhalten schon bei Auf-
stellung der Listen zu beobachten, weil
die Gefahr einer weiteren Konkurrenz
potentiell immer vorhanden ist. Mit sol-
chen Gemeinderaten kann auch ein par-
teiloser Burgermeister oder einer der
Minderheitspartei am Ort in der Regel
muihelos kooperieren.

Die starke Stellung des Burgermeisters
schafft klare Verantwortlichkeiten. Er
kann sich hinter niemanden verstecken,
und er muld Leistung erbringen, will er
wiedergewdahlt werden. Die Burger
wahlen in der Regel gelernte Verwal-
tungsfachleute (zu 89%!), die aber mehr
aufweisen missen: Birgerndhe und die
Fahigkeit, Konzeptionen fur die Zukunft
der Gemeinde zu entwickeln. Unter den
rund 1030 hauptamtlichen Burgermei-
stern befinden sich lediglich 12 Frauen,
deren erste 1990 gewahlt worden ist
(Beate Weber als Oberbiurgermeisterin
von Heidelberg), nicht zuletzt ein Aus-
druck Uberkommener Rollenvorstellun-
gen.

Uber Jahrzehnte hinweg war Baden-
Wairttemberg neben Bayern das einzige
Land, das den volksgewahlten Burgermei-
ster kannte. Inzwischen sind alle
Flachenstaaten diesem Beispiel gefolgt.
Bis in die neunziger Jahre war Baden-
Wirttemberg sogar das einzige Bundes-
land, das das Instrument von Burgerbe-
gehren und Burgerentscheid kannte, mit
dessen Hilfe sich die Blrgerschaft jeder-
zeit direkt in die Kommunalpolitik einmi-
schen kann, und zwar entscheidend. Von
dieser Moglichkeit wird allerdings nur sel-
ten Gebrauch gemacht, sicherlich auch
eine Folge der restriktiven Regelungen (z.
B. reicht bei der Abstimmung nicht die

Mehrheit aus, sie mulR gleichzeitig 30%
der Abstimmungsberechtigten ausma-
chen). Ubersehen werden sollte jedoch
nicht, daf® die Existenz des Instruments al-
lein schon Kommunalpolitik verbessern
mag, weil es die gewdahlten Vertreter
zwingt, nah am Burger zu entscheiden,
um keinen Burgerentscheid heraufzube-
schworen. — Auch im Fall von Blrgerbe-
gehren und Burgerentscheid sind inzwi-
schen alle Flachenstaaten dem baden-
wirttembergischen Beispiel gefolgt, aller-
dings zum Teil mit grof3ziigigeren Rege-
lungen, was das Zustimmungsquorum
und die Entscheidungsgegenstande an-
geht.

Der Reichtum des Landes sind nicht
Bodenschatze und Energiequellen,
sondern seine Menschen

Uber nennenswerte Bodenschatze und
Energiequellen verfugt das Land nicht.
Erst die Transportierbarkeit von Energie
(Kohle per Schiff und Bahn; Elektrizitat)
machte in Baden-Wuirttemberg eine Indu-
strialisierung mdglich, in Baden fruher
(Rhein), in Wirttemberg spater. Den wirt-
schaftlichen Reichtum Baden-Wurttem-
bergs machen jedoch seine Menschen aus,
durch ihren hohen Ausbildungsstand,
mehr noch durch ihre Arbeitsmentalitét,
die wiederum Ausflu3 einer spezifischen
politischen Kultur ist. Die Industriestruk-
tur ist entsprechend dezentralisiert, zuge-
spitzt formuliert: Jedes Dorf hat sein ,,Fa-
brikle*. Die Produktpalette ist ausgespro-
chen vielfaltig, bestimmt durch Know-
how, Erfindungs- und Einfallsreichtum, In-
novaton. Baden-Wurttemberg steht nicht
zufallig an der Spitze bei den Patentan-
meldungen in Deutschland. An erster Stel-
le der Wirtschaftsstruktur rangiert das
produzierende Gewerbe mit den Bran-
chen Maschinenbau, Fahrzeugbau (Daim-
ler-Chrysler, Porsche, Audi) einschlie3lich
Zulieferer (Bosch, ZF = Zahnradfabrik Frie-
drichshafen), Elektrotechnik. Knapp die
Halfte der Wertschépfung im Lande wird
hier erbracht, und jeder zweite Erwerb-
statige

ist hier beschaftigt. An zweiter Stelle
folgt die Verbrauchsgiterindustrie mit
Textil, Holz-und Kunststoffverarbeitung.
Schwach vertreten ist der Dienstleistungs-
bereich. Politiker beklagten immer
wieder, dal keine deutsche Grof3bank
ihren Sitz im Lande hat, und kein Mini-
sterprasident wird mude, sich um Ban-
kenfusionen im Lande zu bemihen. Die
Schwierigkeiten liegen auch hier in den
Gegensatzen zwischen den Landesteilen
(soll die neue GroRbank ihren Sitz im
Badischen oder  Wdurttembergischen
haben?). Inzwischen jedoch hat die Poli-
tik eine Fusion landes- und gemeinde-
eigener Banken zur Landesbank Baden-
Woirttemberg zustande gebracht, die am
1.1.1999 ins Leben trat.

Baden-Wurttemberg

Die Landwirtschaft ist — wie Uberall in
Deutschland — nur noch von geringer wirt-
schaftlicher Bedeutung, auch wenn sie das
Bild des Landes immer noch stark pragt
und im Bereich der Sonderkulturen Erheb-
liches zur Bekanntheit des Landes
beitragt: Badischer und Wurttemberger
Wein, Schwetzinger und Bruchsaler Spar-
gel, Obst und Obstbrande (Schwarzwalder
Kirsch), Sauerkraut (von den Fildern ober-
halb Stuttgarts), Tettnanger Hopfen, All-
gauer Kase.

Mit der Branchenstruktur allein wére die
Wirtschaft des Landes jedoch nur sehr un-
vollkommen beschrieben. Eine Fiille von
Markenprodukten, weit in der Welt be-
kannt, kommt aus dem Land. Gerade die
fir das Land so typischen mittelstandi-
schen Betriebe, haufig im Familienbesitz
und vom Erfindungsreichtum ihrer Besit-
zer lebend, sind es, die sich mit ihren
Produkten einen Namen gemacht haben:
so etwa Reisebusse von Neoplan und
Setra, Wohnwagen von Dethleffs und
Hymer, Baumaschinen, Kréane, aber auch
Kuhlschranke von Liebherr, Bizerba-Waa-
gen, Grohe-Sanitararmaturen, Hartmann-
Watte, Triumpf-Miederwaren und Wa-
sche, Boss-Anzlige, Salamander-Schuhe,
Junghans-Uhren, Steiff-Tiere, Marklin-
Modelleisenbahnen und  -Bauké&sten,
UHU-Alleskleber, WMF-Bestecke, aber
auch Sauerkonserven und Senf von Heng-
stenberg. Maggi und Knorr sind allerdings
Tochter Schweizer Konzerne. Viele kleine,
dem breiten Publikum unbekannte, aber
fur die Produktion unverzichtbare Pro-
dukte kommen aus dem Land, oftmals mit
einer monopolartigen Stellung. So etwa
im Bereich der Mef3- und Regeltechnik.
Und wer hatte gedacht, da nahezu alle
Jeanshosen der Welt Lederetiketten tra-
gen, die aus Isny im Allgéu (oder dessen
nordamerikanischem  Tochterunterneh-
men) stammen?

Monostrukturen kennt also die Wirtschaft
Baden-Wurttembergs nicht, dementspre-
chend ist sie nicht allzu konjunkturabhan-
gig, wenngleich inzwischen vom Fahr-
zeugbau sehr viele Arbeitsplatze abhan-
gen. Die Arbeitslosigkeit ist entsprechend
gering (7,9%). Sehr hoch ist die Exportab-
hangigkeit. Der Auslanderanteil betragt
Anfang 1999 12,7%.

Hochschullandschaft
Baden-Wurttemberg

Baden-Wirttemberg bietet eine profilier-
te Hochschullandschaft, der Rohstoffar-
mut und der Exportorientierung durchaus
angemessen. 64 Hochschulen, darunter 10
Universitaten, von denen drei — Heidelberg
(die &lteste deutsche Universitat Uber-
haupt, 1386 gegriindet), Freiburg, Tubin-
gen - zu den altesten und angesehensten
in Deutschland gehoren, 34 allgemeine
Fachschulen, 5 Verwaltungsfachhochschu-
len, 6 Padagogische Hochschulen, 8 Kunst-
hochschulen, 1 Theologische Hochschule.
Zwei private Universitaten sind in Planung,
eine davon, namlich in Bruchsal, auch be-
reits er6ffnet. Hinzu kommen als weitere
Einrichtungen des tertidaren Bildungssek-
tors acht Berufsakademien, die in beson-



derer Weise Studium und Berufspraxis mit-
einander verknipfen (auRer Baden-Wirt-
temberg nur noch in Berlin und Sachsen).
In der Bildungspolitik allgemein, in der
Schulpolitik im besonderen, gehért Baden-
Wirttemberg mit Bayern zusammen zu
den eher konservativen Landern. Seit eh
und je besteht hier Zentralabitur. Inzwi-
schen kann man hier das Abitur bereits
nach acht Jahren machen.

Die immense Kulturdichte ist
auch eine Folge der historischen
Zersplitterung

Die dezentrale Struktur des Landes als
Erbe der historischen Zersplitterung hat
eine immense Kulturdichte zur Folge. Das
betrifft nicht nur das vorzeigbare Erbe in
Form von Baudenkmalen aller Stilrichtun-
gen: Kloster, Kirchen, Schldsser, liebevoll
gepflegte Stadtensembles. Die vielen Zen-
tren des Landes bieten viel, auch in Form
kultureller Veranstaltungen. Das betrifft
insbesondere die grof3e Zahl alter Reichs-
stddte im Lande. Schldsser und Kirchen
sind Veranstaltungsorte fur Konzerte und
Festspiele. DaR bis zur Grindung des Sud-
weststaates 1952 zwei Uberkommene
Hauptstadte bestanden, namlich Karlsru-
he und Stuttgart, hat dazu gefihrt, dal
bestimmte staatliche Kultureinrichtungen
doppelt vorhanden sind: Landesbiblio-
thek, Landesmuseum, Staatsgalerie (Stutt-
gart) bzw. Staatliche Kunsthalle (Karlsru-
he), Staatstheater und Staatsoper. Die
Stuttgarter Staatsoper wurde von Kriti-
kern 1998 zum ,,Opernhaus des Jahres*
gewahlt. Das Ballett gilt als eines der be-
sten der Welt, mit einer hohen Beliebt-
heit: fur eher ,,verdruckte*, pietistisch ge-
pragte Altwirttemberger eine Form von
Erotik, die man (und nattrlich auch frau)
sich gestatten kann, weil sie ,,Kunscht* ist
(Erotik ,,helinge* sozusagen). — Kommu-
nale Theater als Ausflul burgerlichen
SelbstbewuRtseins kommen hinzu, von
denen nicht zuletzt das Nationaltheater
Mannheim eine groRe Tradition besitzt.

Eine vielfaltige Medienlandschaft

Auch in Hinblick auf die Auflagen der Ta-
geszeitungen nimmt Baden-Wurttem-
berg nach Nordrhein-Westfalen und Bay-
ern den dritten Platz ein. 50% der Haus-
halte werden damit erreicht. Doch die
Zeitungslandschaft ist hier ausgespro-
chen zersplittert. So gibt es insgesamt 17
publizistischen Einheiten mit 64 selbstan-
digen Zeitungsverlagen. Typisch ist die
mittelgroBe Heimatzeitung. Lediglich
neun Zeitungen haben eine Auflage von
Uber 125000 Exemplaren. Der Grol3e
nach sind das die Schwaébische Zeitung
(Leutkirch im Allgau), Mannheimer Mor-

gen, Badische Zeitung (Freiburg), Badi-
sche Neuesten Nachrichten (Karlsruhe),
Stuttgarter Zeitung, Schwarzwalder Bote
(Oberndorf am Neckar), Sudkurier (Kon-
stanz). Hinzu kommen die beiden Man-
tellieferanten Sudwestpresse (Ulm) und
Stuttgarter Nachrichten, die damit die
héchsten Auflagen im Land insgesamt in-
nehaben. In der Landeshauptstadt Stutt-
gart konkurrieren die Stuttgarter Zeitung
und die Stuttgarter Nachrichten mitein-
ander, die aus dem selben Verlag kom-
men und eine gemeinsame Anzeigen-
und Vertriebsabteilung haben. Ansonsten
sind lokale und regionale Monopole fir
das Land charakteristisch. Typisch fur
Baden-Wiurttemberg ist, da es keine
,Landeszeitung“ gibt (wie etwa in Bay-
ern die Suddeutsche Zeitung), die Uberall
verbreitet, vielleicht sogar tonangebend
waére. Aufféllig ist, da die Zeitungen sich
ziemlich genau an die alten Landesgren-
zen zwischen Baden und Wdurttemberg
als ihrem Verbreitungsgebiet halten. Wo
eine Gemeinde nach der kommunalen
Gebietsreform aus badischen und wiurt-
tembergischen Ortsteilen zusammenge-
setzt ist wie Villingen-Schwenningen,
wird im einen Stadtteil die badische Zei-
tung, im anderen die wirttembergische
vorwiegend gelesen.

In der offentlich-rechtlichen Rundfunk-
landschaft spiegelten sich bis 1998 die
alten Besatzungsverhaltnissen nach 1945
bzw. die Landeraufteilung vor der Grin-
dung Baden-Wirttembergs wieder: Die
ehemalige amerikanische Zone (Nord-
wirttemberg, Nordbaden) war das Sende-
gebiet des Suddeutschen Rundfunks
Stuttgart (SDR), fur die franzdsische Zone
(Sudbaden, Sudwirttemberg-Hohenzol-
lern) war der Sudwestfunk Baden-Baden
(SWF) zustandig, als Zweilander-Anstalt
zudem auch fur Rheinland-Pfalz. Nach vie-
len Anlaufen von Seiten der Politik ist es
inzwischen gelungen, zum 1. Januar 1998
eine  einheitliche  Zweilander-Anstalt
durch Staatsvertrag zu grinden, deren
Sendegebiet ganz Baden-Wirttemberg
und Rheinland-Pfalz umfal3t. Sie ist am 30.
August 1998 als Studwestrundfunk (SWR)
auf Sendung gegangen. Nach dem West-
deutschen Rundfunk ist der SWR damit,
gemessen sowohl an den Gesamtaufwen-
dungen als auch der Zahl der Beschaftig-
ten die zweitgrof3te Anstalt innerhalb der
ARD.

Im Bereich des privaten Horfunks gibt es
in Baden -Wirttemberg drei Bereichssen-
der (Radio Regenbogen, Antenne 1/An-
tenne RT 4, Radio 7), 15 Lokalsender und
14 nichtkommerzielle (z.B. Uni Welle der
Universitat Tubingen) Veranstalter. Hinzu
kommen funf private Fernsehanbieter.

Baden-Wurttemberg ist mit weitem Ab-
stand das Fachpresseland Nr. 1 in Deutsch-
land (mit einem Umsatz von 45,7%). So-
wohl der Zahl der Verlage (472 = 17%) als
auch den erwirtschafteten Umséatzen
(29,5%) nach ist Baden-Wurttemberg
auch das Buchland Nr. 1. Mehr als jedes
funfte neue Buch kommt aus Baden-
Wirttemberg. Im Multimedia Bereich
nimmt das Land vor Hessen, der Schweiz
und Bayern — gemessen an Umsatz, Pro-
Kopf-Umsatz und Wachstum - den ersten
Platz im deutschsprachigen Raum ein.

Das Wappen:

Das Drei-Léwen-Wappen ist dem Wappen
der Staufer nachempfunden, die bis 1268
Herzdge Schwabens waren.

Die zwei mittleren Wappen der Wappen-
krone repréasentieren die beiden friheren
Staaten: Baden mit rotem Schrégbalken
auf goldenem Grund und Wirttemberg
mit drei Ubereinanderliegenden Hirsch-
stangen. Des weiteren sind noch der
,.Fréankische Rechen* zu sehen, der ,,Zol-
lernschild* fur die ehemals hohenzolleri-
schen Gebiete, der goldene Lowe der Kur-
pfalz und der Osterreichische ,,Briicken-
schild*“. Der Hirsch ist Schildhalter friherer
wirttembergischer, der Greif badischer
Staatswappen.

Das kleine Landeswappen zeigt nur das
Drei-Léwenschild. Anstatt der Wappen-
krone ist eine goldene Blattkrone, auch
,.Volkskrone* genannt, zu sehen.

Da von Monarchenkronen &lterer Staats-
wappen eindeutig verschieden, soll sie die
Volkssouveranitat symbolisieren.
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Ein FUnftel Deutschlands

Freistaat Bayern

Von Peter Marz

Das alpenlandische Klischee

Bayern, das raumlich gréRte deutsche
Land, macht mit seinem Staatsgebiet von
70.554 km? 19,8% am Territorium der Bun-
desrepublik aus, indes nicht einmal 1% an
der Flache Europas insgesamt. Das bayeri-
sche Staatsgebiet ist in sieben Regierungs-
bezirke (zu den Bezirken als kommunale
Selbstverwaltungskdrperschaften vgl. im

die mit 2.963 m Seeh6he noch nicht die
fur Hochgebirgsverhéltnisse  wichtige
Grenze von 3.000 m erreicht. Fur das klas-
sische Altbayern ist vielmehr ebenso wie
die Alpen selbst das sich nérdlich anschlie-
Bende Voralpenland mit einer sehr man-
nigfachen, gewellten und von Seen durch-
zogenen Landschaft typisch, so das als
Naherholungsgebiet fur den Miunchner
Ballungsraum besonders beliebte Finf-

Dieses Bild kann aus
urheberrechtlichen Grinden
nicht angezeigt werden

Garmisch-Partenkirchen vor der Kulisse von Deutschlands hdchstem Berg, der Zugspitze.

Teil kommunale Verhéltnisse), 25 kreis-
freie Stadte, 71 Landkreise und insgesamt
2.056 (Stand 1997) Gemeinden eingeteilt.
Die Bevolkerungszahl hat 1996/97 erst-
mals in der bayerischen Geschichte die
Zahl von 12 Millionen Uberschritten.

Von Bayern wird haufig ein rein alpenlan-
disches Klischee mit eisgepanzerten Berg-
spitzen, Almen und Wilderern, Lederho-
sen und DirndIn, einem melodischen Zu-
sammenklang von Jodeln und Kuh-
glocken vermittelt. Dabei gehdrt in Wirk-
lichkeit nur ein schmaler Streifen des
bayerischen Staatsgebietes zum Bereich
der noérdlichen Kalkalpen, mit der Zugspit-
ze als hochstem Berg der Bundesrepublik,

Foto: dpa

Seen-Land sudlich der Landeshauptstadt
um Starnberger- und Ammersee. Weiter
nach Norden schlielen sich die Schotter-
ebene, in der Minchen liegt, und das be-
wegte Hugelland der Holledau (Hop-
fenanbau!) an, bevor man schlief3lich die
das Land teilende Donau erreicht, an
deren Lauf durch Bayern die drei es in sei-
ner Mitte mit strukturierenden Stadte In-
golstadt, Regensburg und Passau liegen.
Die beiden sudlichen bayerischen Stam-
me, Schwaben und Altbayern, dehnen
sich mit ihrer Mundart Uber die Donau
nach Norden aus, das Altbayerische pragt
in Gestalt des Oberpféalzischen den bayeri-
schen Osten bis weit nach Norden.

Bayern

Scheidelinien und Verbindungslinien

Bayern wird nicht nur durch die Donau
geteilt, sondern noérdlich von ihr auch
durch zwei weitere Scheidelinien:

Durch die Grenze des friheren rédmischen
Imperiums, die ihren dramatisch sichtba-
ren Ausdruck im Limes fand — bei WeiRRen-
burg erreichte er den heutigen mittelfran-
kischen Raum —und durch die europaische
Wasserscheide zwischen Rhein- und Do-
naugebiet, die sich Uber die H6henlinien
der schwabischen und frankischen Alb
hinzieht. Diese sehr wichtige Grenzlinie
trennt das wasserreiche Stid- vom wasser-
armen Nordbayern. Durch das grof3e Pro-
jekt der Uberleitung von Donauwasser in
den mittelfrankischen Raum und die An-
lage des sogenannten mittelfrankischen
Seengebietes rund 50 km stidwestlich von
NuUrnberg wurde hier in den 80er und 90er
Jahren ein Ausgleich geschaffen — auch
mit positiven Folgen fur die touristische
Anziehungskraft dieses relativ strukturar-
men Gebietes.

Nordbayern ist ein insgesamt vielfach ge-
gliederter Raum, gewissermafen die ver-
bindende Klammer zwischen dem westli-
chen Mitteleuropa - die Region um
Aschaffenburg westlich des Spessarts ist
bereits auf den Rhein-Main-Ballungsraum
hin orientiert — und dem 6stlichen Mittel-
europa: Die sich an die frankischen Gebie-
te nach Osten anschlielende Oberpfalz
und die Mittelgebirgslandschaften Nie-
derbayerns, nordlich der Donau - der
,.Bayerische Wald*“ - sind, dem b&hmi-
schen Becken benachbart, schon auf Kon-
tinentaleuropa und seine sehr rauhen Kli-
matischen Verhéltnisse hin bezogen. Nach
Norden grenzt Nordbayern mit Franken-
wald und Fichtelgebirge, im Westen in der
Rhon, an das klassische thiringisch-sachsi-
sche Mitteldeutschland.

Aus dem Woirttembergischen setzt sich
erst eher nach Osten, dann nach Norden
umbiegend die geologisch junge Mittel-
gebirgsschwelle der Alb fort, auf bayeri-
schem Gebiet freilich nicht mehr die
Hohenlagen wie in Baden-Wurttemberg
erreichend.

Das Land der Bayern, Franken,
Schwaben und Sudetendeutschen

In der historischen Retrospektive ist das
Land Bayern alt und jung zugleich:

Alt im Zusammenhang mit der Territorial-
bildung des friihen bayerischen Stammes-
herzogtums, die letztlich bis in die Zeit der
Volkerwanderung zurtckgeht, jung inso-
fern, als das heutige Bayern als Staat
rédumlich und administrativ ein Geschopf
der napoleonischen Ara und der damals
vollzogenen grof3en territorialen Flurbe-
reinigung auf deutschem Boden ist.
Bayern stellt sich zunachst dar als ein Sied-
lungsgebiet von Altbayern — im Suden,
Sudosten und Nordosten —, Schwaben, also
Alemannen, im Sudwesten und Franken im
Norden und Nordwesten. Seit den 50er Jah-
ren unseres Jahrhunderts werden ferner die
nach dem Zweiten Weltkrieg aus B6hmen
und Maéhren vertriebenen Sudetendeut-
schen, von denen mehr als eine Million in
Bayern eine neue Heimat fand, als vierter
bayerischer Stamm angesehen.


Bär
Urhebe


Die Geschichte der Bayern, Franken und
Schwaben bis zu den franzésischen Revo-
lutionskriegen unterscheidet sich gravie-
rend:

Waéhrend aus dem urspriinglichen bayeri-
schen Stammesherzogtum einer der
grofRen deutschen Territorialstaaten her-
vorging — seit 1180 unter den Wittelsba-
chern —, der ein kompaktes Herrschaftsge-
biet auszuformen vermochte, setzte sich
im schwébischen und frankischen Bereich
schon seit dem 12. Jahrhundert eine
auBBerordentliche raumliche Zersplitte-
rung durch. Eine bis heute spurbare positi-
ve Folgewirkung ist allerdings die Vielzahl
an Residenzen und friheren Reichsstad-
ten, die bis heute die kulturelle Topogra-
phie des Landes entscheidend mitpragt.
Grol3e Bedeutung gewannen die Hochstif-
te — die weltlichen Herrschaftsgebiete der
Bistimer — Bamberg und Wiurzburg im
Frankischen, Augsburg im Schwaébischen,
ferner die Hohenzollernschen Markgraf-
schaften Ansbach und Bayreuth und
schlieRlich die beiden mittelalterlichen
Metropolen im oberdeutschen Bereich
Augsburg und Nurnberg:

Beide hatten im Alten Reich herausragen-
de Bedeutung als Gewerbe- und vor allem
Fernhandelsstadte an den Verbindungen
von Nordeuropa nach Oberitalien bzw.
vom Westen in den béhmisch-polnischen,
mittelosteuropédischen Raum; die politi-
sche Rolle Nurnbergs war vor allem seit
der goldenen Bulle Kaiser Karls IV. enorm
gewachsen, so als Ort, wo die Reichsklein-
odien aufbewahrt wurden und wo neuge-
wahlte Kaiser ihren ersten Reichstag abzu-
halten hatten. Augsburg stand im Zenit
seiner Macht, als die Fugger die Wahl Kai-
ser Karls V. 1519 in entscheidendem MalR3e
finanzierten.

Die Territorial- und Stadtelandschaft im
Frankischen und Schwabischen verlor frei-
lich seit dem DreiRigjahrigen Krieg we-
sentlich an Bedeutung und geriet in den
Windschatten grofRerer politischer Ent-
wicklungen.

Die Folgen von Reformation und
Gegenreformation

Eine fur Bayern wichtige Trennungslinie
ergab sich im Gefolge von Reformation
und Gegenreformation:

Wahrend die wittelsbachischen Territori-
en durchgangig katholisch blieben bzw.
es dank einer energischen Politik der Her-
z6ge wieder wurden, stellte sich in Schwa-
ben und vor allem Franken eine dauerhaf-
te konfessionelle Spaltung ein: Die Reichs-
stadte wurden in der Regel evangelisch —
Augsburg und Regensburg allerdings pa-
ritatisch —, die weltlichen Furstentliimer,
insbesondere die beiden Markgrafschaf-
ten ebenfalls. Hingegen behauptete sich
auf dem Gebiet der Hochstifte das katho-
lische Bekenntnis. Die so geschaffenen
Trennungslinien sind zwar durch immer
wieder neugezogene politische Grenzen
bis hin zu den Gebietsreformen der 70er
Jahre des 20. Jahrhunderts scheinbar
Uberlagert. |hre enorme Bedeutung

machte sich aber gerade bei den Wahlen
am Ende der Weimarer Republik bemerk-
bar, als im katholischen Bereich bis zuletzt
die Bayerische Volkspartei dominierend
blieb, in den evangelischen R&umen hin-
gegen - entsprechend der auch sonst in
Deutschland anzutreffenden Wahlsozio-
logie — das deutschnationale Moment
stark war und schlieBlich die NSDAP in
hier landlichen und kleinstadtischen Milie-
us auRBerordentliche Wahlerfolge hatte.
Nach dem Stand der Volkszéhlung 1987
waren von damals 10,9 Millionen Bewoh-
nern Bayerns 7,3 Millionen katholisch und
2,6 Millionen evangelisch.

Das moderne ,,Staatsbayern* entstand
zwischen dem Frieden von Lunéville 1801
und dem Wiener Kongref3 1814/15: Nun
konnten die Fursten, die linksrheinische
Gebiete an das revolutionare Frankreich
verloren hatten, wie Kurfirst Max Joseph,
der aus der wittelsbachischen Nebenlinie
Zweibricken-Birkenfeld stammte, sich
rechtsrheinisch entschadigen. Bayern ge-
wann durch den Reichdeputationshaupt-
schluf3 von 1803 vor allem in Franken und
Schwaben eine Fille von Reichsstadten,
weltlichen Territorien und Adelsherrschaf-
ten (Reichsritter und Reichsgrafen) sowie
Kléstern und Hochstiften. Der Wiener
Kongrel3 brachte schlie3lich den Erwerb
des heutigen unterfrankischen Gebiets
und der linksrheinischen Pfalz (allerdings
gingen das kurzfristig gewonnene Tirol
und Salzburg wieder verloren), die zu
einer der spater acht Kreise (moderne Ter-
minologie: Regierungsbezirke) wurde und
1945/46 im Land Rheinland-Pfalz aufging.
Von diesem Verlust abgesehen hat Bayern
seine territoriale Integritat seitdem unein-
geschrankt gewahrt, sieht man von ge-
ringfigigen GebietseinbufRen in der Rhén
nach dem an der Seite Osterreichs 1866
gegen Preul3en verlorenen Krieg ab. Bay-
erns letzter territorialer Zugewinn war
1920 nach einer Volksabstimmung das bis
dahin thuringische Coburg mit seinem
Umland.

Die Formierung zum modernen
Staatswesen durch Montgelas

Ausdruck des Aufstiegs Bayerns zu einem
Staat von Rang war 1806 die Erhebung
zum Konigreich. Die Formierung zum mo-
dernen Staatswesen oblag dem ,,allméach-
tigen Minister Maximilian Graf von
Montgelas, der bis 1817 eine wirksame
Staatsverwaltung mit hochqualifizierter
Beamtenschaft, Zentralregierung und
Fachministerien schuf, das Rechtswesen
neue ordnete und eine Wirtschaftsreform
durchfihrte (Vereinheitlichung der Mal3e
und Zolle, Abschaffung der Grundherr-
schaft und der Ziinfte). Mit der Konstituti-
on von 1808 und insbesondere der Verfas-
sung von 1818 vollzog Bayern zugleich
den wenn auch erst allmahlich sptrbar
werdenden Ubergang vom Absolutismus
zu einem konstitutionellen Staatswesen
mit Parlament und Teilhabe der Volksver-
tretung an der Gesetzgebung. In zahlrei-
chen Zwischenschritten erfolgte eine
immer weitergehende Offnung und Egali-
sierung des Wabhlrechts bis zum Beginn
des 20. Jahrhunderts.
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Innerhalb der deutschen Staatenwelt des
19. Jahrhunderts betrieb Bayern tber lan-
gere Phasen eine relativ liberale Politik, al-
lerdings nicht selten von reaktionaren
Ruckschlagen unterbrochen wie bei der
Verfolgung der Exponenten des Hamba-
cher Festes 1832 in der bayerischen Pfalz,
der ersten liberal-demokratischen Volks-
und Massenversammlung auf deutschem
Boden. Bayern war Mitglied des 1834 ge-
grundeten Deutschen Zollvereins und ver-
suchte innerhalb des Deutschen Bundes
gegenuber den beiden GrofRméachten
PreuRen und Osterreich eine Trias-Politik
der mittleren und kleineren Staaten zu or-
ganisieren, die allerdings scheiterte. Im
deutschen Hegemonialkrieg von 1866 auf
der Seite der unterlegenen osterreichi-
schen Partei muR3te Bayern danach ein ge-
heimes Schutz- und Trutzblndnis mit
PreuRen abschliel3en. Die in Bayern noch
lange wirkungsméachtige katholisch-grof3-
deutsche Orientierung vermochte nicht,
das Land aus dem Krieg von 1870/71
gegen Frankreich herauszuhalten. Im Sog
der bismarckschen Politik setzte sich die li-
beral-nationale Orientierung durch. Bay-
ern trat dem am 18. Januar 1871 prokla-
mierten deutschen Kaiserreich bei, wul3te
sich allerdings wichtige Reservatrechte zu
erhalten, so eigene Post, Eisenbahn und
Militér in Friedenszeiten, ferner ein weit-
gehendes Gesandtschaftsrecht und den
Vorsitz im Auswartigen Ausschuf3 des Bun-
desrates. Eine liberal-zweckrational orien-
tierte ,,aufgeklarte* Beamtenschaft steu-
erte das Land nunmehr auf dem Kurs der
bismarckschen Reichspolitik, so dal3 die
bayerische Politik auch den Kulturkampf
gegeniber der katholischen Kirche weit-
gehend mittrug. Wahrend das
Burgertum — der Adel spielte in Bayern
nicht die Rolle wie im ostelbischen
PreuR3en — diesen Kurs weitgehend akzep-
tierte, ja sich schlie3lich in beachtlichem
Mafe mit der wilhelminischen Weltpolitik
identifizierte, blieb die bauerlich-katho-
lisch orientierte Mehrheit im Landtag, ver-
treten durch die Patriotenpartei, spater
das Zentrum skeptisch; am linken Rand
des politischen Spektrums entwickelte sich
seit etwa den 80er Jahren des 19. Jahr-
hunderts die Sozialdemokratie in Bayern,
angesichts der unterdurchschnittlichen In-
dustrialisierung des Landes freilich relativ
schwach und vor allem auf die Industrie-
zentren wie Augsburg, Nurnberg, Nordo-
stoberfranken und Ludwigshafen be-
schrankt.

Trotz allen bayerischen eigenstandigen
SelbstbewulRtseins trat das Land — zumin-
dest in den groRRen Stadten — mit dem glei-
chen Hurra-Patriotismus in den Ersten
Weltkrieg ein wie das Kaiserreich insge-
samt.

Angesichts der hohen Verluste an Men-
schenleben und der immer kritischeren
Versorgungslage orientierte sich die poli-
tische Stimmung unter den breiten Mas-
sen zusehends nach links. Zugleich wur-
den antipreuBische Affekte immer leben-
diger.



Burgerkrieg und Réaterepublik

Am 7. November 1918 mufRte Konig Lud-
wig lll. aus Miuinchen fliehen, am folgen-
den Tag wurde durch den Unabhangigen
Sozialdemokraten (USPD) Kurt Eisner der
Freistaat Bayern proklamiert. Eisner avan-
cierte zum Ministerprasidenten eines Ko-
alitionskabinetts aus USPD und SPD. Seine
Partei, die den Rategedanken verfocht, er-
litt bei den Wahlen zur Bayerischen Ver-
fassunggebenden Nationalversammlung
vom 12. Januar 1919 eine vernichtende
Niederlage (2,5%). Auf dem Weg zur Par-
lamentser6ffnung, bei der er seinen Rick-
tritt bekanntgeben wollte, wurde Eisner
am 21. Februar 1919 ermordet. In der
Folge kam es in Bayern zu einer Burger-
kriegsentwicklung:

Die neue legale Regierung unter dem so-
zialdemokratischen Ministerprasidenten
Hoffmann muBte nach Bamberg auswei-
chen, in Miunchen etablierte sich eine R&-
terepublik unter zunachst sozialistisch-an-
archistischen, dann kommunistischen Vor-
zeichen. Sie wurde Anfang Mai 1919 von
»WeiRen* Truppen niedergeschlagen,
wobei es auf beiden Seiten zu blutigen Ex-
zessen kam, vor allem durch die Sieger, die
in der Landeshauptstadt grausame Ver-
geltung an ihren Gegnern Ubten. Im Au-
gust 1919 erhielt Bayern seine erste, repu-
blikanische, die ,,Bamberger Verfassung*.
Sie entfaltete vor allem deshalb eine nur
geringe pragende Kraft, da im unitari-
schen Bundesstaat der Weimarer Republik
die Kompetenzen der Lander gegenuber
dem Bismarckreich stark beschnitten
waren. Hinzu kam die Entwicklung der
Lander zu ,,Kostgangern des Reiches* in-
folge der Erzbergerschen Finanzreform.
Diese Entwicklungen fihrten auch zu
einer parteipolitischen Entfremdung:

Die am 12. November 1918 in Regensburg
gegrindete Bayerische Volkspartei, die
fur das katholisch-burgerliche und landli-
che Lager im Land stand, geriet in Ge-
gensatze zum Zentrum im Reich und ver-
folgte einen dezidiert foderalistisch-kon-
servativen Kurs. 1920 verliel3 sie die Frakti-
onsgemeinschaft mit dem Zentrum im
Reichstag.

Im selben Jahr wurde die SPD aus der Re-
gierung in Bayern verdrangt. Bis zum
Ende der Weimarer Republik regierten im
Land nur mehr rein birgerliche Kabinette.

Der Nationalsozialismus in Bayern

Das Krisenjahr 1923 brachte in Bayern
eine besondere Konfrontation:

Die Rechtsentwicklung in Wehrverban-
den, Geheimorganisationen (Organisa-
tion Consul mit Fememorden) und erstar-
kender NSDAP unter Adolf Hitler und mit
dem Aushangeschild General Ludendorff
kulminierte: Gegen die als links, juden-
hoérig und den Siegerméchten des Ersten
Weltkrieges willfahrig denunzierte
Reichsregierung formierten sich zweierlei
Kréafte:

Eine auf bayerische Selbstandigkeit be-
dachte, gouvernemental-monarchistische
Richtung mit nationalistischer Pragung
unter Generalstaatskommissar von Kahr,
die die in Bayern stationierten Teile der
Reichswehr der Staatsregierung unter-

stellte, und die ,,Volkischen* mit den Na-
tionalsozialisten unter Adolf Hitler an der
Spitze, fur die die Eroberung der Macht in
Minchen das Sprungbrett zum Staats-
streich im Reich darstellen sollte. Beide
Richtungen, deren gemeinsamer Nenner
die Aversionen gegen Berlin waren, ko-
operierten zeitweise. Der ,,Hitler-Putsch*
vom 8. und 9. November 1923 auch gegen
die etablierten rechten Kréafte im Land
wurde freilich zum Fiasko, wenn auch
zum geringen Teil aufgewogen durch den
Prozeld gegen Adolf Hitler und seine Mit-
verschworenen Anfang 1924, der zur juri-
stischen Farce geriet und zum Vehikel fur
den spateren Wiederaufstieg des ,,Fuh-
rers* wurde.

Galt Bayern in den Anfangsjahren der
Weimarer Republik insgesamt als eine
,,Ordnungszelle* im Reich mit einem teil-
weise extrem rechten politischen Milieu,
so kam es doch in den Folgejahren zu
einer Konsolidierung der Verhaltnisse. Die
Landespolitik konzentrierte sich vor allem
darauf, den Spielraum der Lander wieder
Uber das in der Weimarer Verfassung zu-
gestandene Malf3 hinaus zu erweitern.

In den letzten Jahren der Weimarer Repu-
blik rtickten unter dem Druck der extremi-
stischen Bedrohungen, vor allem des An-
wachsen der NSDAP, Zentrum und Bayeri-
sche Volkspartei wieder naher zusammen.
Insbesondere nach dem ,,Preu3en-Schlag*
der Reichsregierung vom 20. Juli 1932,
dem Staatsstreich gegen die legale
preulRische Regierung aus Zentrum und
SPD, bemuihte sich die Bayerische Staatsre-
gierung, eine Abwehrfront der Lander
gegen drohende Berliner Willkirakte auf-
zubauen.

Nach der nationalsozialistischen Machter-
greifung vom 30. Januar 1933 konnte sich
auch Bayern dem von der Reichsebene
ausgehenden Druck nicht lange wieder-
setzen: Reichsinnenminister Frick Uber-
trug am 9. Marz 1933 dem nationalsoziali-
stischen General Franz Ritter von Epp die
vollziehende Gewalt in Minchen. Die Re-
gierung Held wurde aus dem Amt gejagt.
Alle Bemihungen, durch die Wiederer-
richtung der Monarchie im Land bzw.
durch eine Zusammenarbeit von BVP und
SPD ein Abwehrbollwerk zu errichten,
hatten sich als zu spat, zu zaghaft oder zu
schwach erwiesen. Festzuhalten bleibt
freilich, daR Bayern trotz der Griindung
der NSDAP auf seinem Boden, der hier so
lange starken rechtsradikalen Tendenzen
und der Tatsache, daR3 nicht wenige Expo-
nenten des Regimes von hier stammten, in
seiner Wahlsoziologie kein Land mit Spit-
zenwerten fur die NSDAP war:

Im katholisch-landlichen Milieu wie in den
Industriebereichen hatte sie hier bis zu-
letzt nur relativ begrenzte Wahlerfolge. In
den folgenden Jahren der Diktatur hielt
sich in diesen Zonen lange resistentes Ver-
halten. Zugleich aber kamen groR3e Teile
der bayerischen Gesellschaft mit antisemi-
tischen Pragungen und oft geradezu vor-
auseilendem Gehorsam den Judenverfol-
gungen des Regimes gewissermafien ent-
gegen.

Am 22. Marz 1933 wurde in Dachau das
erste groBe und auf Dauer angelegte
Konzentrationslager auf  deutschem
Boden errichtet, am 28. April 1933 ver-
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sammelte sich der neu zusammengesetzte
Bayerische Landtag zur Annahme eines ei-
genen Ermachtigungsgesetzes fur das
Land, gegen das nur die SPD stimmte. Die
gleichzeitig laufenden verschiedenen
GleichschaltungsmalRnahmen beraubten
Bayern, das zur Verwaltungsprovinz
wurde, seiner Eigenstaatlichkeit. Zu den
spektakularsten Akteuren nationalsoziali-
stischer Machtausibung avancierten nun-
mehr die Gauleiter, auRerhalb Bayerns am
bekanntesten der ,,Frankenfuhrer* Julius
Streicher, Herausgeber des antisemiti-
schen Hetzblattes Der Sturmer. In Mun-
chen, als ,,Hauptstadt der Bewegung* eti-
kettiert, residierte die Reichsleitung der
NSDAP, die mittelalterliche Metropole
Nurnberg, ,,Schatzkastlein®“ des Heiligen
Romischen Reiches, wurde zur ,,Stadt der
Reichsparteitage*. Hier wurden auch 1935
die ,,NuUrnberger Gesetze* verkiindet,
zentraler Einschnitt in der Geschichte von
Verfolgung und Vernichtung der Juden. In
den Rang einer Art nationalsozialistischer
Weihestatte stiegen die von Hitler hdufig
besuchten Bayreuther Festspiele auf. Ou-
vertiire zum grof3en Propagandaerfolg
der Olympischen Spiele 1936 in Berlin
waren die Winterspiele von Februar dieses
Jahres in Garmisch-Partenkirchen.

Die zugleich bekannteste und menschlich
berGhrendste Widerstandsgruppe auf
bayerischem Boden war die Weil3e Rose
um die Geschwister Scholl, deren Expo-
nenten in den ersten Monaten des Jahres
1943 hingerichtet wurden. Aufstieg, Nie-
dergang und Verbrechen der nationalso-
zialistischen Herrschaft, zumal die Ver-
nichtung des Judentums in Bayern, vollzo-
gen sich weitgehend nach dem fiir ganz
Deutschland geltenden Ablauf.

Der foderalistische Staat als Ziel
bayerischer Nachkriegspolitik

Am 26. Mai 1945 setzte die US-Militarre-
gierung den letzten Vorsitzenden der BVP,
Fritz Schaffer, als ersten — vorlaufigen -
Nachkriegsministerprasidenten in Bayern
ein. Am 28. September 1945 wurde er
durch den Sozialdemokraten Wilhelm
Hoegner ersetzt. Nach der Wiederkonsti-
tuierung politischen Lebens auf kommu-
naler Ebene (Gemeinde- und Kreistags-
wahlen) wurde fUr Bayern eine neue Ver-
fassung geschaffen: Am 30. Juni 1946
wahlte die Bevolkerung des Landes eine
verfassungsgebende Landesversammlung,
in der die CSU mit 58% der Stimmen eine
starke Mehrheit besaf3.

Am 8. Dezember 1946 trat die durch Ple-
biszit eine Woche zuvor mit gro3er Mehr-
heit gebilligte Verfassung (Inhalt und An-
derungen s.u.) in Kraft. Nach monatelan-
gen, teilweise erbitterten Auseinanderset-
zungen war es dabei nicht zur Veranke-
rung eines eigenen bayerischen Staatspra-
sidenten gekommen; seine Funktion wére
es vor allem gewesen, den Selbstbehaup-
tungswillen des Landes gegentber einer
wiederhergestellten deutschen Staatlich-
keit gewissermaf3en auch protokollarisch
zum Ausdruck zu bringen.

In der Folge bemihte sich die bayerische
Politik — sowohl die CSU als auch der
Hoegner-Fltgel in der SPD —um eine mog-
lichst foderalistische Pragung des sich seit



Frihjahr 1948 abzeichnenden deutschen
Weststaates. Obwohl hier durchaus Erfol-
ge gelangen (Einrichtung des Bundesra-
tes, Mischverfassung im Bereich des Fi-
nanzwesens) lehnte der Bayerische Land-
tag am 19./20. Mai 1949 das Grundgesetz
ab, da es den einschlagigen Winschen
nicht gendige, erkannte aber seine Rechts-
verbindlichkeit an, da ihm mehr als zwei
Drittel der Landtage zustimmten.

In der Folge nahm der Freistaat trotz sei-
ner foderalistischen Wéchterrolle in der
Bundesrepublik zugleich eine besondere
Sensibilitdét in gesamtdeutschen Fragen
fur sich in Anspruch: Spektakularster Aus-
druck dieser Orientierung ist die auf eine
bayerische Klage hin erstrittene Entschei-
dung des Bundesverfassungsgerichts vom
31. Juli 1973 zum Grundlagenvertrag zwi-
schen Bundesrepublik und DDR, in der
trotz formaler Billigung des Vertrages
klassische staatsrechtliche Positionen wie
das Festhalten an einer gemeinsamen
deutschen Staatsangehorigkeit ,,festge-
klopft*“ wurden. Unmittelbare Bedeutung
gewann das Urteil vor allem im Prozel3 der
deutschen Wiedervereinigung 1989/90, da
die hier formulierten Rechtsgrundlagen
den Beitritt der DDR zum Geltungsbereich
des Grundgesetzes nach Art. 23 GG (alt)
moglich machten. Als weitere zentrale
Komponente in der bayerischen Politik
nach auf3en trat seit Ende der 70er Jahre
vor allem das Bemuhen in Erscheinung, im
Bereich der Européischen Gemeinschaft
eine regionale Politik zu initileren und zu
bundeln, die dem Gedanken der Subsi-
diaritat, des Wirkens der Kréfte von unten
nach oben, verpflichtet ist (s.u.).

In der parteipolitischen Landschaft Bay-
erns verlor die CSU nach ihren groRRen
Wabhlerfolgen von 1946 angesichts innerer
Zerstrittenheit zwischen einem eher radi-
kal foderalistischen und einem eher libe-
ralen Flugel und wegen des Erstarkens der
Bayernpartei an Gewicht: Sie muf3te so-
wohl bei der Bundestagswahl 1949 wie
bei der Landtagswahl 1950 erhebliche Ein-
buRen erleiden. Trotz Stimmengewinnen
bei der Landtagswahl 1954 wurde sie
durch die Verstandigung samtlicher ande-
rer Parteien im Parlament auf die soge-
nannte ,,Viererkoalition* unter Wilhelm
Hoegner in die Opposition ,,verbannt®.
Diese Koalition brach nach der Bundes-
tagswahl 1957 auseinander. Seitdem ist
die CSU die fuhrende Regierungspartei,
seit 1962 mit der absoluten Mehrheit der
Mandate im Landtag, seit 1970 (56,4%0)
auch mit der absoluten Mehrheit der
Stimmen (zu den soziologischen und poli-
tisch-strategischen Grinden dieser Ent-
wicklung s.u. im Abschnitt ,,Dominierende
Stellung der CSU*).

Zuletzt hat die Landtagswahl vom 13. Sep-
tember 1998 die parteipolitischen Krafte-
verhaltnisse im Land bestétigt.

Vom Agrarland zum High-Tech-Land

Allgemein gilt Bayern als fruheres Agrar-
land, das sich zur technologischen Avant-
garde entwickelt hat. Dieses nicht ganz
falsche Bild bedarf der Differenzierung:

Die strukturellen Prozesse des 19. Jahr-
hunderts - Industriealisierung und Bevol-
kerungszunahme - erfafiten Bayern nicht

mit voller Wucht wie etwa Sachsen, das
Ruhrgebiet oder den Berliner Raum. Das
Land blieb eher agrarisch bestimmt,
wobei die kleinrAumige béauerliche Land-
wirtschaft dominierte. Allerdings hatten
die beiden Grof3stddte Nurnberg und
Augsburg mit ihrer alten Gewerbetraditi-
on vollen Anteil an der Industrialisierung,
vor allem im Metall- und Elektrobereich.
Die Residenzstadt Miunchen war zwar
eher ein Ort hofischen und kulturellen Le-
bens, konnte aber etwa im Lokomotivbau
mithalten. In der Oberpfalz gab es eine
alte schwerindustrielle Tradition, im nord-
ostlichen Oberfranken konzentrierte sich
die Porzellanindustrie, das unterfranki-
sche Schweinfurt wurde zum Zentrum der
europaischen Kugellagerindustrie; die sich
Uberschlagende Entwicklung Ludwigsha-
fens in der bayerischen Pfalz dank der Ex-
pansion der Chemie (BASF) wies nach der
Jahrhundertwende schon auf den Uber-
gang zu neuen industriellen Leitsektoren
hin. Die Zwischenkriegszeit brachte in
Bayern eine beschleunigte Entwicklung in
der Elektrizitatsversorgung, vor allem
durch den Ausbau von Wasserkraftwer-
ken im Alpenbereich (Walchensee Kraft-
werk) wie in Gestalt von Staustufen an
Donau und Main. Damals wurde auch be-
reits das Konzept fur den neuen Main-
Donau-Kanal festgelegt, den ersten hatte
Konig Ludwig | in den 40er Jahren des
19. Jahrhunderts anlegen lassen.

Der eigentliche take off Bayerns zum High
Tech-Land fand seit den 60er Jahren dieses
Jahrhunderts statt. Positive Rahmenbe-
dingungen schufen die Zuwanderung von
Flichtlingen und Heimatvertriebenen, vor
allem der Sudetendeutschen aus Bohmen
und Mahren, die ebenso kompetent wie
hochmotiviert waren, der Ausbau des Ver-
kehrs- und Energienetzes vor allem durch
neue Autobahnen und die Olraffinerien
bei Ingolstadt, die ihr Ol Uber Pipelines
von Mittelmeerhafen beziehen, dazu die
Errichtung von Kernkraftwerken, die
heute knapp 70% zur bayerischen Strom-
versorgung beisteuern. Ein wesentlicher
Faktor war die Verlagerung von Unter-
nehmen und Unternehmensfiihrungen
aus den friheren deutschen Ostgebieten
bzw. aus der sowjetischen Besatzungszo-
ne, namentlich des Hauses Siemens, das
seine Forschungskapazitaten wie die Un-
ternehmensleitung auf Erlangen und
Mtinchen konzentrierte.

Der weitere Ausbau der Verkehrsinfra-
struktur brachte 1992 die Er6ffnung des
Main-Donau-Kanals und im selben Jahr
des Flughafens Munchen Il Franz Josef
Straul3, der sehr bald nach Frankfurt zum
zweiten deutschen Luftkreuz avancierte.
Im industriellen Bereich weist Bayern, vor
allem Sudbayern, heute eine hohe Kon-
zentration von modernsten Fertigungen
im Bereich des Fahrzeugbaus (Munchen,
Ingolstadt, Regensburg), der Elektronik
(Miinchen, Erlangen), der Chemie sowie
der Luft- und Raumfahrt auf. In jlngster
Zeit spielt die Biotechnologie eine zuneh-
mende Rolle. Auch wo es sich um relativ
,alte* bzw. ausgereifte Branchen wie bei
der Automobilindustrie handelt, profitiert
die betreffende Herstellung, weil Spitzen-
produkte angeboten werden, in die mo-
dernste Komponenten integriert sind, wie
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etwa Elektronik und Aluminium in die
Fahrzeuge von Audi und BMW. Insgesamt
ist heute zweifellos ein weiterer Vorzug
der bayerischen Industrie, dal} sie dank
der Modernitat ihrer Branchen relativ
wenig umweltbelastend produziert.

Keine Nachtwachterrolle
fur den Staat

Die Wirtschaftspolitik verstand sich in Bay-
ern zwar traditionell als marktwirtschaft-
lich, sah dabei den Staat aber nicht in
einer Nachtwachterrolle. Staatliche An-
strengungen sollten z.B. Rahmenbedin-
gungen im Bereich von Bildung, Ausbil-
dung und Forschung optimieren, Existenz-
grundern helfen, Technologietransfer for-
cieren, die Infrastruktur verbessern und
die Genehmigungswege verkirzen. Aus
dieser Sicht galt es auch, ein kreatives kul-
turelles Klima zu schaffen, in dem Innova-
tionen gedeihen kdénnen. Fur diesen Weg
steht ein dichtes Netz an Fachhochschu-
len, Fraunhofer-Instituten und &hnlichen
Einrichtungen. Vor allem hat der Freistaat
Bayern in den letzten Jahren (,,Offensive
Zukunft Bayern*) durch umfangreiche Pri-
vatisierungen von Staatsbesitz — in der Le-
gislaturperiode von 1994-1998 (ber
5 Mrd. DM - Freirdume geschaffen, um
die Zukunftsfahigkeit des Landes zu ent-
wickeln. Die so frei gewordenen Gelder
flossen forciert in Forschung, Bildung und
Ausbildung. Z.B. gelingt es am Univer-
sitatsstandort Erlangen, die Medizintech-
nik beschleunigt zu entwickeln. Hohe
Summen kommen aber auch dem Kultur-
staat Bayern zugute:

So entstehen gegenwartig finanziert aus
Privatisierungserlésen als staatliche Ein-
richtungen in Minchen eine Pinakothek
der Moderne, in Nurnberg ein Museum
fur Kunst und Design. Sie komplettieren
den Museumsstandort Bayern, flr den
hier nur beispielhaft die Alte wie die Neue
Pinakothek in Munchen, das Germanische
Nationalmuseum in Nurnberg und das
Mainfrankische Museum in Wirzburg ge-
nannt seien. In néchster Zeit sollen weite-
re 2 Mrd. DM aus Privatisierungserlésen in
besonder innovative Vorhaben flieRen.
Die starker in Nordbayern konzentrierten
klassischen Industrien in der Metallverar-
beitung haben in den letzten Jahren die
Folgen von Globalisierung und Verdran-
gungswettbewerb deutlicher zu splren
bekommen. Dies schlagt sich auch in den
Arbeitslosenzahlen, etwa in der mittel-
frankischen Industrieregion oder in
Schweinfurt, nieder. Sie liegen hier Uber
den stidbayerischen Werten, die teilweise
Vollbeschaftigung anzeigen — zugleich al-
lerdings immer noch unter dem westdeut-
schen Mittel. Nimmt man den Durch-
schnitt, hat Bayern unter den deutschen
Landern die niedrigste Arbeitslosenquote
und zugleich die hochste Investitionsquo-
te im Staatshaushalt (September 1998: Ar-
beislosenquote in Bayern 6,3%, Bundes-
gebiet West 8,8%, Nordrhein-Westfalen
10,2%; Investitionsquote 1997: Bayern
16,1%, Durchschnitt Flachenlander West
12,1%, Nordrhein-Westfalen 10,6%). Dem
Kampf gegen die Arbeitslosigkeit dient
auch der im Juni 1996 zwischen Staatsre-
gierung, Arbeitgebern und Gewerkschaf-



ten geschlossene ,,Beschaftigungspakt
Bayern“, in den die staatliche Seite
rd. 2 Mrd. DM aus Privatisierungserlésen
einbrachte.

Uber dem High-Tech-Standort Bayern
wird gerne vergessen, welche Rolle hier
Dienstleistungen in einem breiten Spek-
trum spielen: Nach Frankfurt am Main
wird wohl in der Landeshauptstadt an der
Isar am meisten Geld im Bundesgebiet
,.umgeschlagen*, dank der hier bestehen-
den Konzentration an Versicherungen (Al-
lianz) wie auch an Banken. Fur den Wett-
bewerb mit den GroRRbanken mit ihren
Stammhausern am Main steht die jungst
aus einer Fusion hervorgegangene Hypo-
Vereinsbank. Konzentriert finden sich in
Munchen darUber hinaus herkémmliche
und neue Medien (Magazin Focus, Pro Sie-
ben u.s.w.) wie eine Vielzahl an Filmpro-
duktionen, so dall die StraRBenziige der
Landeshauptstadt dem deutschen Fern-
sehpublikum vor allem aus Krimiserien
vertraut werden.

Trotz Strukturwandel blieb die
Landwirtschaft im Seelenhaushalt
der Menschen verankert

Bei allem relativen Bedeutungsverlust der
Landwirtschaft angesichts dieser moder-
nen strukturellen Entwicklungen ist sie
doch im Seelenhaushalt der Menschen
verankert geblieben. Das hat auch politi-
sche Folgen: Landwirtschaftspolitik ist ein
zentrales Stiick Landespolitik. Nimmt man
im Ubrigen den ganzen Bereich von Zulie-
ferung und Versorgung, Weiterverarbei-
tung und Handel hinzu, dann ist die Land-
wirtschaft in Bayern auch nach wie vor ein
namhafter volkswirtschaftlicher Faktor,
gerade auch im Export wie von Milchpro-
dukten nach Oberitalien. Und fur die Psy-
che des Landes gilt — vielleicht vergleich-
bar den Lebensverhéltnissen in Frank-
reich —, daR viele Menschen in Bayern
zwar Stadter geworden sind, aber einen
Teil ihrer Seele auf dem Land gelassen
haben. Vor diesem Hintergrund ist die
Landespolitik vor allem bemuht, gegen-
Uber den Strategien der EU (Agenda 2000)
die Moglichkeit zur Forderung sensibler,
kleinrdumiger Strukturen zu erhalten.
Nach wie vor verfugen die bayerischen
Hofe nur (dber unterdurchschnittlich
groRBe Flachen und arbeiten unter topo-
graphischen (Hoch- und Mittelgebirge)
und klimatischen Verhaltnissen, die im EG-
wie im Weltmarktvergleich ungunstig
sind. Eine Vielzahl von Programmen soll
dazu beitragen, trotz dieser Ausgangsbe-
dingungen sicherzustellen, dal das Land
nicht versteppt und verddet: Kulturland-
schaftsprogramme, Urlaub auf dem Bau-
ernhof, Dorferneuerung, aber auch eine
faire Preispolitik.

Die bayerische Gesellschaft unterliegt den
seit Jahrzehnten fir ganz Westeuropa
typischen  Wanderungsprozessen und
Wandlungsbedingungen. Gleichwohl sind
nicht nur Wahlergebnisse ein Indikator,
dal sie sich ein eigenes Geprage — mittler-
weile Uber die innerbayerischen Stammes-
grenzen hinweg - und ein spezifisches
Verstandnis von sich selbst bewahrt hat.
Offenkundig verbinden sich Leistungs-
fahigkeit und Leistungswilligkeit — hier

dokumentiert sich das bei allen politi-
schen Auseinandersetzungen unbestritte-
ne Uberdurchschnittliche Qualitatsprofil
des bayerischen Bildungswesens — mit
dem Festhalten an sozialen Bauformen
und Gemeinschaften. Diese Synthese ge-
wahrleistet auch unter permanentem Mo-
dernisierungsdruck ein Uberdurchschnitt-
liches MaR an Stabilitat.

Besonderheiten der
Bayerischen Verfassung

Die Bayerische Verfassung vom 8. Dezem-
ber 1946 — am 1. Dezember 1946 durch
Plebiszit gebilligt — zeichnet sich durch
mehrere Besonderheiten aus:

Zur Zeit einer fehlenden gesamtdeut-
schen Staatlichkeit abgefalit, regelt sie die
Gesamtheit staatlichen Lebens und macht
zugleich in ihrem Art. 178 darauf auf-
merksam, daf Bayern eine kiinftige natio-
nale Staatlichkeit nicht voraussetzungslos
akzeptieren werde:

,.Bayern wird einem kinftigen deutschen
demokratischen Bundesstaat beitreten. Er
soll auf einem freiwilligen Zusammen-
schluf? der deutschen Einzelstaaten beru-
hen, deren staatsrechtliches Eigenleben
zu sichern ist.*

Mit insgesamt 188 Artikeln in der durch-
gehenden Zahlung, dazu mehreren Einfl-
gungen (z.B. Art. 111a Rundfunkfreiheit
aus dem Jahre 1973) ist diese Verfassung
auBBerordentlich umfangreich. Typisch fur
die frilhe Nachkriegszeit ist ferner der um-
fangreiche Hauptteil Gber Wirtschaft und
Arbeit (Art. 151 bis Art. 177 BV). Ein Spezi-
fikum ist schlielich auch der zweite
Hauptteil ,,Grundrechte und Grundpflich-
ten* (Art. 98 bis Art. 123 BV), wobei in Art.
100 zweieinhalb Jahre vor dem Grundge-
setz bereits die ,,Wirde der menschlichen
Personlichkeit*“ hervorgehoben wird. Die
mafRgebliche inhaltliche Beschreibung des

Staatszwecks enthdlt Art. 3 Abs. 1 BV:
,.Bayern ist ein Rechts-, Kultur- und Sozial-
staat. Er dient dem Gemeinwohl.*

Gerade die Kulturstaatlichkeit Bayerns
wird im Blick auf die Staatsqualitat der
Lander im Bundesstaat immer wieder her-
vorgehoben.

Schlie3lich sei noch auf die Sprache der
Verfassung hingewiesen. Mit einem heute
gewi3 nicht mehr wiederholbaren, zu-
gleich aber nicht antiquiert anmutenden
Pathos beschreibt sie die Abgrenzung zur
totalitdren nationalsozialistischen Ver-
gangenheit und die Aufgaben des Staates
wie die Rechte seiner Burger. Kennzeich-
nend fur dieses Selbstverstandnis ist insbe-
sondere die Praambel, die den Nationalso-
zialismus als ,,eine Staats- und Gesell-
schaftsordnung ohne Gott, ohne Gewis-
sen und ohne Achtung vor der Wirde des
Menschen* beschreibt.

Die Bayerische Verfassung von 1946 kennt
vier Staatsorgane: Landtag, Senat, Staats-
regierung und Verfassungsgerichtshof.

Der Landtag

Der Bayerische Landtag besteht in der Le-
gislaturperiode von 1998 bis 2003 letztma-
lig aus 204 Abgeordneten, von denen 104
in Stimmkreisen direkt und 100 in den
Wabhlkreisen (Regierungsbezirken) auf Li-
sten gewahlt werden. Nach der Verfas-
sungsanderung vom 20. Februar 1998
wird der Landtag ab der nachsten Legisla-
turperiode - 2003 - nurmehr 180 Abge-
ordnete umfassen. Nach derselben Verfas-
sungsanderung ist die Legislaturperiode
seit 1998 5, zuvor 4 Jahre lang.

Die Abgeordneten werden nach einem
stark personalisierten Wahlrecht gewahlt,
das aullerhalb Bayerns gerne als kompli-
ziert beschrieben wird, zugleich aber vor
allem das Moment der Entscheidung fur
bestimmte Personlichkeiten betont.

Das politische System des Freistaates Bayern
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Bei der Ermittlung des Gesamtergebnis-
ses, d.h. der auf die einzelnen Parteien
und Fraktionen entfallenden Mandats-
zahl, werden im Gegensatz zur Bundes-
tagswahl Erst- und Zweitstimmen zusam-
mengezahlt. Daher ist ein Stimmensplit-
ting bei der Wahl zum Bayerischen Land-
tag auch unublich.

Nach dem Hare/Niemeyer-System wird auf
der Ebene jedes Wahlkreises, d.h. Regie-
rungsbezirks, die den jeweiligen Parteien
nach der Addition von Erst- und Zweit-
stimmen zustehende Mandatszahl ermit-
telt. Davon werden die dann durch ihre
Stimmkreisbewerber mit den Erststimmen
individuell gewonnen Sitze abgezogen.
Wichtig ist nun, dal3 die Zweitstimmen,
auch hier ein Gegensatz zur Bundestags-
wabhl, nicht fur die Liste einer Partei abge-
geben werden, sondern fir den Bewerber
einer Partei auf der jeweiligen Wahlkreis-
liste. Bewerber, die sowohl im Stimmkreis
als auch auf der Wahlkreisliste kandidie-
ren und im Stimmkreis unterlegen sind,
bringen ihre dort errungenen Stimmen
nun gewissermaflen mit und erhalten sie
bei der Festlegung, welche Kandidaten
aus den Wahlkreislisten ins Parlament ein-
ziehen, angerechnet. Ahnlich wie bei
Kommunalwahlen (s.u.) kbnnen also be-
sonders angesehene Kandidaten auf
Wahlkreislisten nach vorn gewahlt wer-
den. Im Ubrigen gilt die in Deutschland
Ubliche 5%-Klausel.

Der Landtag hat die in parlamentarischen
Systemen klassischen Zustandigkeiten:
Wahl des Ministerprasidenten, Bestati-
gung der weiteren Regierungsmitglieder,
Entscheidung Uber die Gesetzgebung,
wobei verfassungsandernde Gesetze einer
Zustimmung von zwei Dritteln der Mit-
glieder bedtrfen und danach noch einem
Volksentscheid unterworfen werden mus-
sen, ferner Budgetrecht, Kontrolle von Re-
gierung und Verwaltung. Wie in den
deutschen Landesparlamenten Ublich hat
vor allem die Betreuung der Birgerinnen
und Burger durch die Abgeordneten an
Bedeutung gewonnen. Die Verfassungs-
anderungen vom Februar 1998 haben in
einer Reihe von Punkten die Stellung des
Parlaments gestarkt: Die parlamentari-
sche Opposition wird in ihrer Bedeutung
hervorgehoben und ihr der ,,Anspruch auf
eine zur Erfullung ihrer besonderen
Aufgaben erforderliche Ausstattung*
(Art. 16a BV) zuerkannt. Der Landtag
kann nunmehr auf Antrag eines Funftels
seiner Mitglieder Enquete-Kommissionen
einrichten (Art. 25a BV), der Landesbeauf-
tragte fur Datenschutz wird vom Par-
lament gewahlt (Art. 33a BV), ebenso
der Prasident des Rechnungshofes
(Art. 80 Abs. 2 BV).

Der Senat:
Unikat vor dem Ende?

Der Senat, die zweite Parlamentarische
Kammer, ist bzw. war eine sonst nirgend-
wo in Deutschland anzutreffende bayeri-
sche Besonderheit. Beim Volksentscheid
vom 8. Februar 1998 erhielt der Gesetz-
entwurf des Volksbegehrens ,,Schlanker
Staat ohne Senat* mit der Forderung, den
Senatsteil der Bayerischen Verfassung er-
satzlos zu streichen (Art. 34-42 BV), die

Mehrheit gegentiber dem Gesetzentwurf
des Landtags, der eine Reform dieses Ver-
fassungsorgans vorsah. Damit wird der
Senat wohl seine Tatigkeit zum 31. De-
zember 1999 beenden. Allerdings ist von
Seiten des Senats dagegen im November
1998 der Bayerische Verfassungsgerichts-
hof angerufen worden. In der Klage,
deren Ausgang gegenwartig (Stand Marz
1999) noch offen ist, wird die Rechtmafig-
keit dieses Volksentscheids bestritten.

Der Senat setzt sich aus 60 Mitgliedern zu-
sammen, die von den dazu berechtigten
Korperschaften und Verbanden gewabhit,
im Falle der Religionsgemeinschaften be-
stimmt werden. Die Senatsmitglieder wer-
den auf 6 Jahre berufen, ihr Mindestalter
betragt 40 Jahre. Der Senat hat nach der
noch geltenden Rechtslage folgende
Kompetenzen:

Er darf wie Landtag und Staatsregierung
Gesetzesvorlagen einbringen, gutachtli-
che Stellungnahmen zu Gesetzesvorlagen
der Staatsregierung abgeben — wohl bis-
her seine wenn auch oft eher verborgen
geleistete, so doch wirksamste Tatigkeit —
und Einwendungen gegen vom Parla-
ment bereits beschlossene Gesetze erhe-
ben. Hier hat er allerdings nur ein suspen-
sives Veto; ein Gesetz definitiv verandern
oder aufheben kann er nicht. Ferner muf3
dem Senat Gelegenheit zur Stellungnah-
me bei Organ- und Popularklagen gege-
ben werden, die vor dem Verfassungsge-
richtshof verhandelt werden.

Die Staatsregierung

Die Staatsregierung besteht aus dem Mi-
nisterprasidenten und - nach der Verfas-
sungsanderung vom Februar 1998 - bis zu
17 Staatsministern und Staatssekretéren.
Letztere sind in Bayern also keine Lauf-
bahnbeamte, sondern Regierungsmitglie-
der. Der Ministerprasident muf? das 40. Le-
bensjahr beendet haben. Er wird vom
neugewahlten Landtag entsprechend der
auf funf Jahre verlangerten Legislaturpe-
riode gleichfalls fur funf Jahre gewahit.
Zur Abloésung des Ministerprasidenten
hei3t es in Art. 44 Abs. 3 BV, er musse
,.zurlcktreten, wenn die politischen Ver-
haltnisse ein vertrauensvolles Zusammen-
arbeiten zwischen ihm und dem Landtag
unmaoglich machen.**

Der Ministerprasident beruft und entlaf3t
mit Zustimmung des Parlaments die
Staatsminister und Staatssekretéare (Art. 45
BV). Er fuhrt den Vorsitz in der Staatsre-
gierung, leitet ihre Geschéfte und be-
stimmt die Richtlinien der Politik (Art. 47
BV).

Die Staatsminister fuhren ihre Geschafts-
bereiche selbstandig. Besondere Bedeu-
tung hat die Zustandigkeit des Minister-
prasidenten nach Art. 49 BV, Zahl und Ab-
grenzung der Geschaftsbereiche (Staats-
ministerien) zu bestimmen. Dazu ist die
Bestatigung des Landtages notwendig.
Gerade die jungste Regierungsbildung
vom 6. Oktober 1998 hat deutlich ge-
macht, wo hier angesichts der auf Bundes-
ebene nach der Bundestagswahl vom 27.
September 1998 veranderten Regierungs-
konstellation die Gewichte gesetzt wer-
den:

Bayern

Die Starkung der Regierungszentrale in
Gestalt der Staatskanzlei, (Einzelheiten
s.u.) zeigt, dafd der Ministerprasident Prio-
ritat auf Kapazitaten legt, die unmittelba-
res operatives Handeln, gerade im Reflex
Uber Bayern hinaus, moglich machen. Be-
merkenswert ist weiter die Ubertragung
der Zustéandigkeit fur den besonders zu-
kunftsweisenden Bereich von Medien und
Forderung der Telekommunikations-Tech-
nologie an die Staatskanzlei.

Der Verfassungsgerichtshof

Dieses Oberste Bayerische Gericht fur
staatsrechtliche Fragen besteht aus dem
Prasidenten (gegenwartig mit Frau Holz-
haid einer Prasidentin), 22 berufsrichterli-
chen Mitgliedern und 15 weiteren (nicht
berufsrichterlichen) Mitgliedern. Prasi-
dent und Berufsrichter werden vom Land-
tag mit einfacher Mehrheit auf die Dauer
von 8 Jahren gewahlt, die nichtberufsrich-
terlichen Mitglieder — die aber auch die
Befahigung zum Richteramt haben oder
Lehrer der Rechtswissenschaft an einer
bayerischen Universitat sein sollen — vom
jeweils neuen Landtag fur die Dauer der
laufenden Legislaturperiode.

Der Verfassungsgerichtshof entscheidet
z.B. Uber Anklagen gegen Minister und
Abgeordnete (Art. 61 BV). In der Praxis
haben aber vor allem Bedeutung seine Zu-
standigkeit bei Organstreitigkeiten zwi-
schen den oberen Staatsorganen (Art. 64
BV), bei Popularklagen (Art. 98 BV), bei
denen jedermann geltend machen kann,
daf eine Rechtsvorschrift des bayerischen
Landesrechts gegen Grundrechte der Ver-
fassung verstof3t, und bei Verfassungsbe-
schwerden (Art. 120 BV). Danach kann
,.jeder Bewohner Bayerns, der sich durch
eine Behorde in seinen verfassungsmaRgi-
gen Rechten verletzt fuhlt, (...) den Schutz
des Bayerischen Verfassungsgerichtshofes
anrufen*. In diesem Fall mu3 aber der
Rechtsweg erschopft sein. Insbesondere
die sogenannte Popularklage ist eine
bayerische Besonderheit.

Die scharfe Waffe der
,,Volksgesetzgebung*“...

Die Volksgesetzgebung ist eine scharfe
und in Bayern durchaus wirkungsvolle
Waffe, um entweder Landtagsmehrheit
und Regierung zu einer Kursanderung zu
zwingen, damit sie eine Niederlage ver-
meiden, oder gegen sie in der ,,offenen
Feldschlacht* des Volksentscheides eine
gesetzliche Regelung durchzusetzen, die
den Intentionen der Parlamentsmehrheit
entgegenlauft. Das Gesetzgebungsver-
fahren zu Volksbegehren und Volksent-
scheid beginnt nach dem Abschlul? eines
Zulassungsverfahrens, das von mindestens
25.000 Burgern unterstitzt werden muf3.
Dann koénnen sich alle wahlberechtigen
Burgerinnen und Birger innerhalb von
14 Tagen durch Eintragung fur ein Volks-
begehren aussprechen. Fir seinen Erfolg
sind die Unterschriften von mindestens
einem Zehntel der in Bayern Stimmbe-
rechtigten, also rund 900.000 Stimmen,
notwendig. Das erfolgreiche Volksbegeh-
ren wird vom Ministerprasidenten na-
mens der Staatsregierung dem Landtag



unterbreitet. Letzterer hat nun drei M6g-
lichkeiten: Er kann den aus dem Volksbe-
gehren hervorgegangenen Gesetzent-
wurf unverandert annehmen; dann wird
dieser als Gesetz verabschiedet.

Er kann den im Volksbegehren zugrunde
liegende Gesetzentwurf ablehnen. In die-
sem Fall kommt es zum Volksentscheid.
Die Mehrheit der Abstimmenden ent-
scheidet dann darlber, ob der Entwurf
zum Gesetz wird.

Der Landtag kann aber auch (mit seiner
Mehrheit) einen eigenen Gesetzentwurf
einbringen. In diesem Fall wird beim
Volksentscheid zwischen dem aus dem
Volksbegehren hervorgegangenen Ge-
setzentwurf und dem Gesetzentwurf des
Landtags entschieden. In der Vergangen-
heit hat sich etwa beim Volksentscheid in
der Frage der Abfall-Entsorgung 1991 der
Gesetzentwurf des Landtags gegen den
des Volksbegehrens durchgesetzt, im Falle
von kommunalem Birgerbegehren und
Burgerentscheid obsiegte 1995 der Ent-
wurf des Volksbegehrens gegen den der
Landtagsmehrheit; ebenso verhielt es sich
1998 in der Frage Abschaffung oder Re-
form des Senats (s.0.).

Eine besondere Konstellation gab es beim
Volksentscheid zur Christlichen Gemein-
schaftsschule 1968: Dabei lagen dem Volk
drei Alternativen vor: Ein urspriinglicher
CSU-Entwurf, der 8,5% erhielt, ein ur-
sprunglicher Entwurf von SPD und FDP,
auf den 13,5% entfielen, und ferner ein
Entwurf des Bayerischen Landtages, auf
den man sich schlieBlich in einem politi-
schen Kompromif3 verstandigt hatte. Er
obsiegte mit 66,3% der abgegebenen
Stimmen.

Volksentscheide sind in Bayerm auch ohne
vorangegangene Volksgesetzgebung not-
wendig, wenn der Landtag zuvor mit der
notwendigen Zweidrittelmehrheit eine
Verfassungsanderung beschlossen hat
(s.0.). Solche Falle waren die Herabset-
zung des Wahlalters 1970 und der Volks-
entscheid zur Verankerung des Umwelt-
schutzes in der Bayerischen Verfassung
1984.

... brachte die umfangreichsten
Anderungen der Bayerischen
Verfassung

Am 8. Februar 1998 hatten die Stimmbe-
rechtigten in Bayern Uber drei Volksent-
scheide zu votieren, die die umfangreich-
sten Anderungen in der Bayerischen Ver-
fassung seit 1946 brachten.

Zwei dieser Volksentscheide gingen auf
Landtagsgesetze zurlick, wobei in einem
Fall — Weiterentwicklung im Bereich der
Grundrechte und Staatsziele — alle drei
Fraktionen im Landtag das Gesetz trugen,
im anderen - Reform von Landtag und
Staatsregierung — CSU- und SPD-Fraktion.
Beim dritten Volksentscheid Gber Bestand
oder Reform des Senats kam es zur
Kampfabstimmung zwischen dem Volks-
begehren ,,Schlanker Staat ohne Senat“,
das sich durchsetzte, und dem ,,Senatsre-
formgesetz*, hinter dem die Landtags-
mehrheit der CSU stand.

Die beiden von Regierungspartei und Op-
position — in einem Fall zur Génze, in
einem anderen Fall teilweise - getra-

genen Gesetze fanden die Billigung des
Volksentscheides.

Die im Bereich von Landtag und Staatsre-
gierung getroffenen Neuregelungen wur-
den ebenso wie die Abschaffung des Se-
nats bereits dargestellt.

Im Bereich der Grundrechte und Staatszie-
le sind, von eher redaktionellen Anderun-
gen abgesehen, folgende Erganzungen
hervorzuheben:

— Das fur die bayerische Position gerade-
zu klassische Bekenntnis zu einem geein-
ten Europa, das ,,dem Grundsatz der Sub-
sidiaritat verpflichtet ist, die Eigenstandig-
keit der Regionen wahrt und ihre Mitwir-
kung an europaischen Entscheidungen si-
chert* (Art. 3a BV, vgl. auch Ausfuhrun-
gen zur Thematik im letzten Abschnitt
dieses Beitrages).

— Die Betonung des staatlichen Eintre-
tens fur ,,die tatsachliche Durchsetzung
der Gleichberechtigung von Frauen und
Méannern* (Art. 118 Abs. 2 BV).

— Das Verbot der Benachteiligung von Be-
hinderten sowie das staatliche Gebot,
,.sich fur gleichwertige Lebensbedingun-
gen von Menschen mit und ohne Behinde-
rung“ einzusetzen (Art. 118a BV).

— Achtung und Schutz von Tieren als Le-
bewesen und Mitgeschopfen (Art. 141
Abs. 1 BV).

In der Summe wird man sagen kénnen,
dal3 die neuen bzw. neugefaldten Grund-
rechts- und Staatszielformulierungen der
Verfassungsentwicklung der 80er und
90er Jahre folgen, wie sie etwa auch eini-
ge der Grundgesetzanderungen vom Ok-
tober 1994 mit sich brachten, so Art. 3
Abs. 2 GG (staatlicher Einsatz fur die
Gleichberechtigung von Frauen und Man-
nern), sowie die Ergénzung von Abs. 3
desselben Art. (keine Benachteiligung von
Behinderten).

Mit der Neueinfihrung bzw. Ausweitung
von Staatszielbestimmungen wird ein
Trend erkennbar, die staatlichen Politiken
noch dezidierter auf eine humanitére
Richtung festzulegen.

Politische Kraftefelder

Die enge Abfolge von zwei Wahlen im
September 1998 auf bayerischem Boden
— der Landtagswahl am 13. September
und der Bundestagswahl am 27. Septem-
ber — erleichtert die Analyse der Krafte-
konstellationen im Land. Dabei lautet der
zentrale Befund: Die Hegemonie der CSU
als integrierende Volkspartei bleibt unbe-
stritten, zugleich wéachst die Diskrepanz
zu den politischen Starkeverhaltnissen im
Ubrigen Bundesgebiet, vor allem nérdlich
der Mainlinie. Was dies fur kiinftige Kon-
fliktlinien bedeuten mag, kann noch nicht
sicher prognostiziert werden. Der Ver-
gleich von Landtags- und Bundestagwah-
len 1998 zeigt jedenfalls, daB sich die CSU
in ihrem eigenen Bereich von Bundes-
tendenzen in besonderem Malf3e absetzen
kann. Bei einem, wie der Ausgang der
Bundestagswahl zeigte, negativen Trend
gegen die Union vermochte die CSU bei
der Landtagswahl zwei Wochen zuvor
nicht nur marginal nach Prozenten (52,9
gegenuber 52,8), sondern infolge einer
héheren Wahlbeteiligung auch absolut an
Stimmen zuzulegen - und dies, obwohl
sie — die eigentliche Besonderheit in der
bayerischen Parteienlandschaft — Landes-
und Bundespartei ist, also formal und or-
ganisatorisch in einer besonderen Bezie-
hung zur Bundespolitik steht. (Nicht nur
ist die Partei eigensténdig, sondern ihre
Landesgruppe im Bundestag ist in der
Fraktionsgemeinschaft mit der CDU auch
besonders institutionalisiert und hat einen
eigenen Korpsgeist entwickelt.) Offen-
kundig verhélt es sich aber so, daf3 das
bayerische Publikum in dieser Tatsache vor
allem ein Indiz besonderer bayerischer
Starke auf der nationalen Ebene sieht, die
es zu erhalten gelte. Die fiur ihr Agieren
auf bundespolitischer Ebene notwendige
Souveranitat gewinnt die CSU aber wie-
derum, auch ganz nach der Einschatzung
der eigenen Mitgliederschaft, durch die
von Koalitionsbindungen freie Regie-
rungsmoglichkeit in Minchen. Sie ist ge-
wissermalRen das Kugelgelenk fur die
Mandvrierfahigkeit der Partei in alle Rich-
tungen - gegeniber Partnern und Geg-
nern im Bund, gegenuber der europai-
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schen Ebene, was das bayerische Insistie-
ren auf regionalen Anliegen betrifft, und
auch gegenidber dem kommunalen Be-
reich, wo die CSU in der Staatsregierung
ausgleichend, unterstitzend und foér-
dernd auftreten kann. Dies bedeutet zu-
gleich, daR der parlamentarische Unter-
bau der Staatsregierung, die Landtags-
fraktion, ein erstrangiger Machtfaktor ist.
Nicht nur weil die Fraktion Regierung und
Ministerprasidenten tragt, sondern weil
ihre Mitglieder zumeist als direkt gewahl-
te Stimmkreisabgeordnete die wichtige
Rolle von Ombudsmannern gegeniber
Burgern, Vereinen, Verbanden, Kommu-
nen und Unternehmen ausfiullen und zu-
gleich haufig als Kreisvorsitzende inner-
halb der CSU eine wichtige Management-
Funktion innehaben. In der Binnenstruk-
tur der CSU spielen dariber hinaus ihre
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Blick tber die Nurnberger Altstadt auf die Kaiserburg, im Mittelalter
zentraler Ort des Heiligen R6mischen Reiches (Deutscher Nation).

10 Bezirksverbande (fur die 7 Regierungs-
bezirke, dazu Minchen, Nurnberg, Firth
und Augsburg) sowie die Bundeswahl-
kreisgeschéftsstellen eine herausgehobe-
ne Rolle. Als eigentliches Erfolgsgeheim-
nis der CSU wird immer wieder das dichte
Kommunikationsnetz hervorgehoben, das
sie um sich entwickelt hat, nicht nur die
vielgenannte ,,Luftherrschaft Uber den
Stammtischen*. Zentrale Bedeutung hat
die intensive Verbindung zur gesamten
Struktur von Verbanden und Vereinen, zu
den administrativen Bereichen und, vor
allem in kleinstédtischen Milieus, zur mit-
telstandischen Wirtschaft. Allerdings: Die
CSU ist keine Wirtschaftspartei. Bei den
Arbeitnehmern erreichte sie bei der Land-
tagswahl 1998 einen Stimmenanteil von
rund 45%. Sie hat ein dezidiertes soziales
Profil, das sie etwa ihrer Familienpolitik
(z.B. Einfihrung eines Landeserziehungs-
geldes) verdankt.

Dominierende Stellung der CSU

Die bei der Landtagswahl vom 13. Sep-
tember 1998 bestatigte dominierende
Stellung der CSU in Bayern stellt keine sich
durch die gesamte Nachkriegszeit ziehen-
de Konstante dar:

Zwar wurde die CSU wie die CDU als Uber-
konfessionell ausgerichtete, zugleich bir-
gerlich, sozial und marktwirtschaftlich ori-
entierte Volkspartei gegrindet und
sprengte damit von vornherein die kon-

fessionellen Grenzen, in denen die Bayeri-
sche Volkspartei agiert hatte. Heftige in-
nerparteiliche Konflikte zwischen einem
liberalen-konservativ-national orientier-
ten Fligel (Maller) und einer stark fodera-
listisch-katholisch orientierten Gruppie-
rung (Schaffer, Hundhammer) sowie das
Erstarken der radikal-foderalistisch bis se-
paratistisch  orientierten Bayernpartei
fuhrten aber zum Verlust ihrer urspriing-
lich gegebenen Mehrheitsfahigkeit und
zu schweren Niederlagen bei der Bundes-
tagswahl 1949 wie der Landtagswahl 1950
(Absturz von 52,3% auf 28,0%). In der
Folge regenerierte sich die CSU dank eines
Modernisierungskurses, den vor allem die
Ministerprasidenten Ehard und Seidel
(1955 bis 1961 auch Parteivorsitzender)
wie die Parteivorsitzenden bzw. General-
sekretare  Straul3  (Parteivorsitzender
1961-1988) und
Zimmermann
vorantrieben.
Die Partei off-
nete sich fur das
liberale, evan-
gelische und Ar-
beitnehmermi-
lieu wie fur Hei-
matvertriebene.
Der eigentliche
take off von
einer zwischen
45% und 50%
liegenden Par-
tei zur eindeuti-
gen Dominanz
erfolgte im Zu-
sammenhang
mit der Bildung
der soziallibera-
len Koalition
1969 in Bonn: Bei der Landtagswahl 1970
schol die CSU auf 56,4%, bei der Land-
tagswahl 1974 auf den bisherigen absolu-
ten Spitzenwert von 62,1% der Stimmen
empor. Offenkundig gelang es ihr gerade
im Zeichen gegensatzlicher Regierungs-
konstellationen in Bonn und Munchen,
sich als Ausdruck gesamtbayerischer
Selbstbehauptung zu profilieren. Von da
an sank ihr Stimmenanteil leicht kontinu-
ierlich, ohne daR aber die Mehrheitsfahig-
keit je in Gefahr geriet. Bei der Landtags-
wahl 1998 gelang erstmals wieder ein ge-
ringer Anstieg von 1994: 52,8% auf jetzt
52,9%. Ob im Blick auf die nach der Bun-
destagswahl 1998 eingetretene Polarisie-
rung gegentber der neuen rot-griinen
Bundesregierung ein erneuter, zusatzli-
cher Sog zugunsten der CSU in Bayern be-
vorsteht, 1ai3t sich gegenwartig nicht pro-
gnostizieren. Die Neubildung der Bayeri-
schen Staatsregierung vom 6. Oktober
1998 macht jedenfalls deutlich, in wel-
chem MalRe sich der wiederbestétigte Mi-
nisterprasident und seit Januar 1999 auch
CSU-Vorsitzende Stoiber der Tatsache be-
wuldt ist, dal? die Bayerische Staatsregie-
rung nach dem Regierungswechsel in
Bonn die starkste machtvolle staatliche
Bastion der Union insgesamt in Deutsch-
land darstellt. Sie wachst damit in eine sin-
gulare Rolle hinein - gegenuber der
CDU/CSU wie im bundesstaatlichen Wech-
selspiel von Regierung und Opposition,
wegen des Mangels an absoluten Mehr-

Foto: dpa

Bayern

heiten fur die Union in anderen Landern
in einer ganz anderen Funktion als in der
Zeit der sozialliberalen Koalition von
1969-1982. Indizien fur die bewuRte An-
nahme dieser Herausforderung sind ins-
besondere die Ausstattung der Munchner
Staatskanzlei mit zwei Staatsministern,
ihrem neuen Leiter Erwin Huber, der in
Bayern eine
erstrangige politische Potenz darstellt,
und dem Staatsminister flr Bundes- und
Europaangelegenheiten Reinhold Bock-
let, der als besonderer Kenner der Rechts-
materien auch im Bund-Lander-Verhaltnis
gilt.

SPD: Strukturelle Schwachen, nam-
hafte historische Personlichkeiten

Die traditionelle gro3e Oppositionspartei
in Bayern, die SPD, agiert unter anderen
Bedingungen, da sie als Teil einer Bundes-
partei nicht dasselbe Mal3 an Unabhan-
gigkeit wie die CSU besitzt. Sie hat in den
letzten Jahren diese Diskrepanz unter an-
derem durch eine Anderung ihrer Organi-
sationsstrukturen und die Schaffung eines
eigenen SPD-Landesverbandes zu behe-
ben versucht.

Die SPD ,,startete* bei den ersten Bayeri-
schen Landtagswahlen nach dem Krieg
mit Werten, die dem 1998 Erreichten
(28,7%) verbluffend ahneln: 1946: 28,6%,
1950: 28,0%. Wohl entsprechend dem fur
die SPD im ganzen Bundesgebiet seit Be-
ginn der 60er Jahre immer positiveren
Trend steigerte sie sich bis auf den Hoéchst-
wert von 35,8% bei der Landtagswahl
1966. Nicht zuletzt der Aufstieg der Gru-
nen (1982: 4,6%, 1986: 7,5%) reduzierte
ersichtlich die SPD-Anteile bis auf den
Tiefstwert von 26,0% im Jahre 1990. Vor
allem dem motivierenden Auftreten der
neuen Spitzenkandidatin Renate Schmidt
(Landesvorsitzende seit 1991) dankte die
Partei 1994 eine erneute Kraftigung auf
30,0%.

Die SPD hat zur bayerischen Nachkriegs-
geschichte mit bedeutungsvollen Person-
lichkeiten beigetragen, an ihrer Spitze der
zweimalige Ministerprasident Wilhelm
Hoegner (1945/46 und 1954/57), dessen
Erfolg aber nicht zuletzt daran litt, daf
seine ausgepragt bayerisch-foderalistische
Haltung in den ersten Jahren nach dem
Krieg mit unitarischen Tendenzen in der
SPD auf nationaler Ebene kollidierte, ins-
besondere beim Parteivorsitzenden Kurt
Schumacher. Personlichkeiten von beson-
derem Rang waren vor allem auch die
Landesvorsitzenden Waldemar von Knoe-
ringen (1947-1969), ein ausgesprochener
Intellektueller, der besonderen Wert auf
die Erwachsenenbildung legte, und Hans-
Jochen Vogel (1972-1977), der in der wei-
teren Folge zum SPD-Bundesvorsitzenden
avancierte und viele Jahre als Munchner
Oberburgermeister eine vollig unange-
fochtene Position innehatte. Freilich ist es
der SPD bis heute in Bayern bei Landtags-
wabhlen nicht gelungen, ahnlich wie die
CSU eine Bindung an das gesamte gesell-
schaftliche Geflige zu entwickeln.

Fur beide groRRe Parteien in Bayern gilt
aber zugleich, daf sie sich keineswegs
mehr in hergebrachten Wahlermilieus be-
wegen, auf deren Zuspruch sie sich fest
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verlassen kdnnen. Bei der CSU hat langst
eine Nivellierung zwischen ihren Anteilen
in Altbayern wie in Franken und Schwa-
ben stattgefunden, auch das Gefélle zwi-
schen Stadt und Land wie zwischen den
beiden Konfessionen ist bei beiden Partei-
en geringer geworden, wenn es auch im
katholischen Bereich die CSU noch etwas
starker als im evangelischen ist.

Vor allem Kommunalwahlen bieten zu-
gleich immer wieder Beispiele daftr, dafi
gerade in Bayern nach Persdnlichkeiten
gewahlt wird — ebenso wie der CSU-Sieg
bei der Landtagswahl 1998 in hohem
Maf3e Ausdruck einer Stoiber-Wahl war:
Die Kommunalwahlen zeigen zugleich,
dald die Parteien ihre Wahler jeweils neu
durch Leistung fur sich gewinnen bzw. bei
einem unbefriedigenden Erfolgskatalog
Niederlagen akzeptieren missen:

So brachten die Kommunalwahlen 1996 in
Bayern den fir die CSU frappierenden Er-
folg, daR sie die Amter der Oberburger-
meister in den drei GroRRstadten des mit-
telfréankischen Ballungsraumes Nurnberg,
Farth und Erlangen erobern konnte — der
klassischen SPD-Hochburg in Bayern. Um-
gekehrt regiert etwa im vermeintlich tief-
schwarzen niederbayerischen Passau seit
1990 ein Sozialdemokrat als Oberbirger-
meister, der durch eine besonders innova-
tive Kommunalpolitik auf sich aufmerk-
sam macht. Auch die Hauptstadt der
Oberpfalz, Regensburg, hatte von 1990
bis 1996 eine SPD-Oberburgermeisterin.

Die Liberalen und die Griinen haben
es hier schwer

Bayern ist, anders als etwa Sudwest-
deutschland, kein Kklassisches Land des
parteipolitischen Liberalismus. Die Libera-
len in Gestalt der FDP haben es zugleich in
der Nachkriegszeit in Bayern tUberdurch-
schnittlich schwer gehabt, so daf? auch die
Diskrepanz zwischen ihren Ergebnissen
bei der Landtags- und der Bundestags-
wahl besonders grof3 wurde, kulminie-
rend in den Wahlergebnissen von 1998:
1,7% bei der Landtagswahl, 5,1% der
Zweitstimmen bei der Bundestagswahl.
Zwar hat auch die FDP in Bayern Person-
lichkeiten von bundesweiter Resonanz
hervorgebracht, wie vor allem ihren
langjahrigen Bundesvorsitzenden Thomas
Dehler oder auch Hildegard Hamm-
Bricher, die mit ihrer Profilierung als
,.progressivt insbesondere den emanzipa-
torischen Vorstellungen der 70er Jahre
entsprach. Es ist der FDP in Bayern aber
nie gelungen, in den Rang eines als unver-
zichtbar geltenden parteipolitischen Fak-
tors aufzusteigen. Da sie im Freistaat zu-
mindest seit den sechziger Jahren fur Ko-
alitionsbildungen ersichtlich nicht ge-
braucht wurde und wird, wird sie hier ge-
rade in Zeiten starker Polarisierung zum
marginalen Faktor.

Auch die Grunen bzw. Bundnis 90/Die
Grunen tun sich in Bayern schwerer als
etwa in Baden-Wlrttemberg mit dem
ihnen gewogenen Milieu in dessen Uni-
versitatsstadten: Einmal beansprucht die
regierende CSU fur sich selbst, seit langem
Umweltpartei zu sein, zum anderen gibt
es hier mit der Okologisch-Demokrati-
schen Partei (ODP) eine relativ starke

wertkonservative Konkurrenz, und
schlie3lich hatten die Grinen in Bayern
gerade in den letzten Jahren nicht zuletzt
durch innerparteiliche Konflikte auf sich
aufmerksam gemacht. So zeigen ihre
Wahlergebnisse seit dem erstmaligen Ein-
zug in den Landtag 1986 (7,5%) eine
leicht fallende Tendenz auf 5,7% (1998).

Nicht zuletzt dank der Profilierung der
CSU als klassische Vertretung bayerischer
Interessen wie Ausdruck bayerischen
Selbstwertgefuhls hat die Bayernpartei
bald an Bedeutung verloren. Seit 1970 ist
sie nicht mehr im Landesparlament vertre-
ten.

Genugtuung herrscht in Bayern vor allem
dartber, daB extremistische Pareien seit
Jahrzehnten nicht mehr in den Landtag
einziehen konnten. Zuletzt gelang dies
der NPD 1966. Aber der in den 90er Jahren
im Bundesgebiet auftretende, gewisser-
malen jungere Extremismus, scheint sich
in Bayern mit seinen Uberdurchschnittlich
stabilen soziokulturellen Lebensbedin-
gungen relativ schwer zu tun, was freilich
nicht heil3t, daR das Land grundsatzlich
frei von dieser Gefahr ware.

Die Gemeinden

Die Ersten Burgermeister bzw. Oberbir-
germeister (in den kreisfreien Stadten und
sogenannten GroRen Kreisstadten) wie
die Landrate werden unmittelbar von der
wahlberechtigten Bevélkerung bestimmt;
wenn im ersten Wahlgang kein Kandidat
die absolute Mehrheit erreicht, wird ein
zweiter notwendig, an dem die beiden
Kandidaten mit den hdchsten Stimmen-
zahlen teilnehmen. Bei den Wahlen zu
den Gemeinde- und Kreistagen gelten die
Grundséatze des Panaschierens und Kumu-
lierens: Das heil3t, da3 der Wahler sich
nicht nur fur einzelne Listen entscheiden
muf3, sondern einzelnen Kandidaten auf
den jeweiligen Listen bis zu drei Stimmen
geben kann, wobei er seine Stimmen ins-
gesamt — entsprechend der Zahl der Man-
date in der jeweiligen kommunalen Ver-
tretung - auch auf Kandidaten aus ver-
schiedenen Listen verteilen kann. Auf
diese Weise kdnnen besonders beliebte,
angesehene oder lokal verankerte Kandi-
daten weit nach vorne gewahlt werden.
Alle kommunalen Mandatstrager in den
Gemeinden und Kreisen werden fir
6 Jahre gewahlt. Andere Regelungen gel-
ten fur die Bezirkstage (s.u.).

Eine starke Stellung haben in Bayern tra-
ditionell neben den politischen Parteien
Wahlergruppen. Von ihnen werden
ca. 30% der kommunalen Mandate im
Land gestellt. Naturgemaf ist ihre Positi-
on in kleineren Gemeinden starker als in
den grof3en Stadten, wo eher die Politisie-
rung nach parteipolitischen Orientierun-
gen greift.

Die Gemeinderate sind ebenso wie die
Kreistage keine Parlamente im Sinne der
klassischen Gewaltenteilung. Vielmehr
sind Gemeinderat und Burgermeister
gleichberechtigte Organe, die die Ge-
meinde nebeneinander und nach unter-
schiedlichen Zustandigkeiten verwalten.
Dabei erfillen die Gemeinderate exekuti-
ve und legislative Funktionen, so etwa die
Festlegung der Satzungen. Eine ausge-
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sprochen starke Stellung hat in Bayern der
Erste BUrgermeister bzw. Oberbirgermei-
ster wie der Landrat. Der Burgermeister ist
in Gemeinden bis zu 5.000 Einwohnern in
der Regel ehrenamtlich tatig, sofern der
Gemeinderat nichts anderes bestimmt, in
Gemeinden von 5.000 bis 10.000 Einwoh-
nern hauptamtlich (Wahlbeamter), sofern
der Gemeinderat auch hier nichts gegen-
teiliges bestimmt, in Gemeinden mit Uber
10.000 Einwohnern mufR der Birgermei-
ster berufsmaRig tatig sein. Er hat Sitz und
Stimme im Gemeinderat, Ubt hier zugleich
den Vorsitz aus und legt die Tagesord-
nung fest, wobei er naturlich Antrage aus
dem Gemeinderat bertcksichtigen mufR.
Konkret bedeutet dies etwa, daf in einem
Gemeinderat (Stadtrat) bei einer Stadt
von 25.000 Einwohnern mit 30 Mitglie-
dern insgesamt 31 Stimmen abgegeben
werden kdnnen. Der Blrgermeister ist zu-
gleich Chef der kommunalen Verwaltung
mit allen sich daraus ergebenden dienst-
rechtlichen Zustandigkeiten; Entscheidun-
gen von geringerer Bedeutung kann er
selbst treffen.

Bei der Abstimmung im Gemeinderat
kann nur mit Ja und Nein votiert werden,
Enthaltung ist nicht zulassig. Eine bayeri-
sche Besonderheit ist die Verwaltungsge-
meinschaft. Dank ihr haben zahlreiche
kleine Gemeinden die in Bayern wie im
Ubrigen Bundesgebiet in den 70er und
80er Jahren durchgefuhrte Gebietsreform
Uberlebt. Die Mitgliedsgemeinden blei-
ben eigenstandig, sie unterhalten aber in
der Verwaltungsgemeinschaft gemeinsam
eine Verwaltungsstelle, deren Personal
ihnen zuarbeitet. Fir Angelegenheiten,
die alle Mitgliedsgemeinden betreffen, ist
eine Gemeinschaftsversammlung zustan-
dig.

Auf der Landkreisebene sei noch auf eine
weitere Spezialitat hingewiesen: Hier be-
stehen das Landratsamt als staatliche
Behdrde wie der Landkreis als kommuna-
le Selbstverwaltungseinrichtung. Der Land-
rat ist Behordenleiter des Landratsamtes.
Damit kann sein Handeln je nach Materie
entweder dem Landkreis oder dem Frei-
staat Bayern zugerechnet werden.

Die Bezirke als dritte
kommunale Ebene

Bayern zeichnet sich durch die Besonder-
heit einer dritten kommunalen Ebene, der
Bezirke aus. Die Bezirke sind territorial
deckungsgleich mit den Regierungsbezir-
ken als staatlichen Verwaltungsgliederun-
gen auf der mittleren Ebene zwischen
Staatsregierung bzw. Landesamtern und
Landratsamtern bzw. kreisfreien Stadten.
Die Bezirke tragen auch, was gerade
auBerhalb Bayerns mitunter zur Verwir-
rung fuhrt, die gleichen Namen wie die
Regierungsbezirke, so z.B. Mittelfranken
oder Oberfranken. Sie sind aber kommu-
nale Selbstverwaltungskorperschaften mit
eigenen Aufgaben. Ihr Vertretungsorgan
ist der Bezirkstag. Die Zahl seiner Mitglie-
der entspricht der Zahl der Landtagsabge-
ordneten, die jeweils aus dem entspre-
chenden Wahlkreis (Regierungsbezirk) ge-
wahlt werden, so z.B. bis einschlief3lich



1998 in Mittelfranken 28, in Oberbayern
65, insgesamt 204. Mit den infolge der An-
derungen der Bayerischen Verfassung im
Februar 1998 auch fUr den Landtag in
Kraft getretenen Neuregelungen ergeben
sich folgerichtig auch hier Anpassungen:
Die Bezirkstage werden nunmehr fir
fanf Jahre gewahlt, so jetzt von 1998 bis
2003, die Gesamtzahl ihrer Mitglieder in
Bayern muf3 bei der Bezirkstagswahl 2003
erstmals auf 180 reduziert werden. Die Be-
zirkstage werden nicht nur zum gleichen
Zeitpunkt wie die Landtage gewahlt, son-
dern — im Gegensatz zu Gemeinderaten
und Kreistagen — auch nach den Regulari-
en fur die Landtagswahl (s.0.). So werden
Kandidaten fir die Bezirkstage in einzel-
nen Stimmkreisen — oft entsprechend den
Landkreisgrenzen - aufgestellt, daneben
gibt es auch hier Wahlkreislisten.

Der Bezirkstag wahlt in seiner ersten Sit-
zung aus seiner Mitte den Bezirkstagspra-
sidenten. Dieser ist im Gegensatz zum
Landrat und Oberburgermeister wie Er-
sten BUrgermeister in den gréReren Ge-
meinden ehrenamtlich tatig, erhalt aber
eine angemessen Aufwandsentschadi-
gung. Grundsatzlich gilt, dal3 die Bezirke
kommunale Aufgaben wahrnehmen, die
die Mdglichkeiten der Landkreise und
kreisfreien Stadte Ubersteigen. Das gilt
etwa fir Spezialkrankenhauser, regionale
Museen, die der Heimat- und Denkmal-
pflege dienen, und bestimmte Bereiche
der beruflichen Bildung. Analog zur Kreis-
umlage, die die Gemeinden entrichten
miussen, erhalten die Bezirke von den
Kreisen und kreisfreien Stadten eine Be-
zirksumlage. Klar ist auch, daf3 Bezirk und
Regierungsbezirk, auch wenn sie unter-
schiedliche Funktionen erflllen, nicht wie
Fremdkorper nebeneinander bestehen
kdnnen. Zwischen der Verwaltung des Be-
zirkes und dem Regierungsbezirk als
staatlicher Verwaltungsebene besteht ein
Verwaltungsverbund. Der von der Staats-
regierung fur den Regierungsbezirk er-
nannte Regierungsprasident kann an
allen Sitzungen des Bezirkstages und sei-
ner Ausschisse teilnehmen, zugleich kdn-
nen diese sein Erscheinen auch verlangen.
Uber Funktion und weitere Entwicklung
der Bezirke wird gegenwartig eine inten-
sive Diskussion gefthrt.

Burgerentscheid -
bislang ohne Quorum

Jungen Datums ist die plebiszitare Kom-
ponente auf Gemeinde- und Kreisebene
in Bayern, die Einrichtung von Burgerbe-
gehren und Burgerentscheid. Beim Volks-
entscheid vom 1. Oktober 1995 setzte sich
eine Mehrheit von 57,8% der an der Ab-
stimmung Beteiligten fir den Gesetzent-
wurf eines entsprechenden Volksbegeh-
rens und gegen den alternativen Gesetz-
entwurf der von der CSU getragenen
Landtagsmehrheit durch. Damit trat am
1. November 1995 im Freistaat Bayern
eine entsprechende gesetzliche Neurege-
lung in Kraft, die als die weitestgehende
im Bundesgebiet anzusehen ist: Danach
kennt der Burgerentscheid in Bayern kein
Quorum. Die Mehrheit der Abstimmen-
den setzt sich durch, ungeachtet der Tat-
sache, wie hoch der Anteil der Abstim-

menden an den Abstimmungsberechtig-
ten ist. Es kommt hinzu, dal} der Blrge-
rentscheid mit der Wirkung eines Gemein-
deratsbeschlusses (bzw. Kreistagsbeschlus-
ses) eine Bindungswirkung von drei Jah-
ren hat: Innerhalb dieser Frist kann er nur
durch einen anderen Burgerentscheid
geandert werden. Zwar ist die Haushalts-
satzung vom Birgerentscheid ausgenom-
men, doch mul3 das ihn tragende Burger-
begehren — anders als ein kostenwirksa-
mer Antrag eines Gemeinderates — keinen
Deckungsvorschlag enthalten.

Damit es zum Burgerentscheid kommt,
bedarf es eines Burgerbegehrens. Die An-
zahl der Gemeindeburger, die es unter-
stitzen mussen, variiert je nach Grof3e von
z.B. in Gemeinden bis zu 10.000 Einwoh-
nern 10% der Wahlberechtigten zu 3% in
Stadten Uber 500.000 Einwohnern.

Der Bayerische Verfassungsgerichtshof
hat mit Urteil vom 29. August 1997 das
Gesetz Uber Blurgerbegehren und Burger-
entscheid in einigen Punkten fur verfas-
sungswidrig erklart und dem Gesetzgeber
aufgetragen, bis zum 1. Januar 2000 eine
Neuregelung zu treffen. Mit dieser Frage
ist somit der am 13. September 1998 ge-
wahlte Landtag befal3t. Zugleich bemiht
sich die Initiative Mehr Demokratie in Bay-
ern, die das 1995 erfolgreiche Volksbe-
gehren trug, durch ein weiteres Volksbe-
gehren mit Volksentscheid Neuregelun-
gen in der Bayerischen Verfassung durch-
zusetzen, die das Gesetz in der urspringli-
chen Form mit geringen Modifikationen
,retten”. In der parlamentarischen Be-
handlung sind derzeit (Marz 1999) ein Ge-
setzentwurf der CSU, der den Festlegun-
gen des Verfassungsgerichtshofes (s.u.)
Rechnung tragt, sowie ein mit dem neuen
Volksbegehren von ,,Mehr Demokratie in
Bayern* textlich identischer Entwurf von
SPD und Buindnis 90/Die Grunen.

Der Verfassungsgerichtshof hat vor allem
gerugt, dalR der Verzicht auf ein Beteili-
gungs- und Zustimmungsquorum beim
Burgerentscheid in Kombination mit der
Bindungswirkung von dessen Resultat mit
einer Dauer von drei Jahren zu einer ver-
fassungswidrigen Beeintréachtigung des
Kernbereichs der Selbstverwaltung der
Gemeinden und Landkreise fuhre. Den
kommunalen Vertretungen wirden die
Hénde gebunden. Politisch geht es hier
auch um die oft geaullerte Vermutung,
ohne Quorum konnten Minderheiten
ihre nicht unbedingt mit dem Gemein-
wohl kompatiblen Anliegen durchsetzen.
Wie immer der weitere Gang der Ent-
wicklung verlauft, die Frage nach der Zu-
kunft von Blrgerbegehren und Birge-
rentscheid ist in jedem Fall die gegenwaér-
tig kommunalpolitisch bedeutungsvollste
in Bayern.

Beziehungen nach aul3en

Bayern, wiewohl seit 1871 in den deut-
schen Nationalstaat integriert und damit
ohne staatliche Souveranitat, hat sich nie
auf eine reine Binnenrolle beschrankt. So
erregte in den 20er Jahren Aufsehen, als in
Minchen die faschistische Italienisierungs-
politik in Stdtirol heftig kritisiert wurde, in
einer Intensitét, die Reichsaul3enminister
Stresemann als irritierend empfand.

Bayern

Fur das heutige Bayern gilt, daf seine Hal-
tung wie sein Aktionsradius nach aufRen
auf verschiedene Bezugsobjekte gerichtet
sind:

— Die Kooperation wie den Wettbewerb
mit anderen deutschen Landern und die
Position gegeniiber dem Bund.

— Die Rolle der deutschen Lander und
zumal des Freistaates Bayern in der Eu-
ropdaischen Union.

— Die regionale Zusammenarbeit Bayerns
mit seiner europaischen Nachbarschaft.

Bayern und der Foderalismus
in Deutschland

Im Blick auf den innerdeutschen Fdderalis-
mus ist fur Bayern heute wesentlich, dai3
die Teilung der Staatsgewalt in Deutsch-
land auf zwei Ebenen — Bund und Lénder -
wieder starker profiliert und mehr Wettbe-
werbsfoderalismus unter den Landern
mdoglich wird. Diese Position, auch inner-
deutsch vom Gedanken der Subsidiaritat
getragen, richtet sich gegen die Vermen-
gung von Aufgaben und Finanzierungen,
wie sie insbesondere durch die Grol3e Ko-
alition in Bonn 1966-1969 eingerichtet
wurde, u.a. durch die Gemeinschaftsaufga-
ben nach Art. 91a GG. Die Prioritatenset-
zung auf die Férderung von Eigenleistung
und Wettbewerb war auch das leitende
Motiv fur die Klage Bayerns und Baden-
Wirttembergs, der Hessen mit einer inhalt-
lich &hnlich begriindeten Klage folgt, vor
dem Bundesverfassungsgericht gegen den
Landerfinanzausgleich in der bestehenden
Form. Dabei wird von seiten der Bayeri-
schen Staatsregierung immer wieder be-
tont, daR es hier nicht um ein sich Ausklin-
ken aus der Solidaritat mit den 1990 beige-
tretenen neuen Landern geht, da hier hi-
storisch bedingte Nachteile weiterhin aus-
geglichen werden miften. Im Gegensatz
dazu habe das bayerische Beispiel aber ge-
rade im Vergleich mit einigen Westlandern
bewiesen, dal man sich durch Eigenan-
strengung, wenn man es nur wolle, vom
Nehmer- zum Geberland entwickeln
kdnne. Solche Eigenanstrengungen muR-
ten gerade von den Westlandern erwartet
werden, deren Wirtschaftsstruktur durch
sogenannte ,,alte* Industrien gepragt sei.
Insgesamt hat der Prozel3 der Wiederver-
einigung Deutschlands zu einem gerade
auch von Bayern aus induzierten intensi-
veren Nachdenken tber Wesen und Inhal-
te des deutschen Foderalismus gefuhrt.
Auf der ersten gesamtdeutschen Minister-
prasidentenkonferenz nach der Wieder-
vereinigung am 20./21. Dezember 1990
hoben die Regierungschefs der deutschen
Lander in ihrer ,,Miunchner Erklarung*
hervor, dall Foderalismus und Subsi-
diaritat tragende Prinzipien bei der weite-
ren Entwicklung Deutschlands wie der eu-
ropdischen Integration sein mufiten. In
der Folge dieser Festellungen sind gerade
die von Bayern vorangetriebenen Ande-
rungen des Grundgesetzes zu sehen,
die 1994 in Kraft traten, zumal im Bereich
der  konkurrierenden  Gesetzgebung
(Art. 72 GG). Hier ist nunmehr von gleich-
wertigen, nicht gleichen Lebensverhaltnis-
sen im Bundesgebiet die Rede; zugleich
wird die Mdoglichkeit er6ffnet, dafl Lan-
desrecht Bundesrecht ersetzen kann.



Vor allem die seit Herbst 1998 gravierend
veranderte politische Gesamtlandschaft in
Deutschland mit gegensatzlichen Regie-
rungskonstellationen in Munchen und
Bonn respektive Berlin 143t es aber — um
sich zurlckhaltend auszudriicken — nicht
einfach erscheinen, mehr Wettbewerbsf6-
deralismus in der Form durchzusetzen,
da Transfers von prosperierenden und
zugleich durch die Union regierten L&n-
dern zugunsten solcher, die entsprechend
der Konstellation im Bund regiert werden,
reduziert werden.

Bayern - Anwalt fur regionale
Gestaltungsspielraume

Die bayerische Sensibilitat fur die Ein-
schrankung regionaler Gestaltungsspiel-
rdume durch die europdische Integration
ist keine Entdeckung der letzten Jahre.
Hier liegt vielmehr eine Kontinuitat vor,
die sich bis in die Regierungszeit von Mini-
sterprasident Strauf3 in den 80er Jahren
zurlckverfolgen 1&Bt. Dabei wurde da-
mals schon immer deutlicher, da mit Zu-
stimmung des Bundes zunehmend Kom-
petenzen an die Europaische Gemein-
schaft abgegeben wurden, bei denen es
sich innerdeutsch um Landermaterien
handelte. Bayern ist dagegen sogar den
Weg der Klage vor dem Bundesverfas-
sungsgericht gegangen, wie durchaus mit
Erfolg bei der Fernsehrichtlinie der Eu-
ropdischen Gemeinschaft. Wesentliche
Streitpunkte in diesen Auseinanderset-
zungen im Dreieck zwischen L&éndern,
Bund und Brissel sind seit langerem die
Regionalférderung und die Agrarpolitik,
beides Bereiche, in denen Bayern gegen
die von der Kommission vorgeschlagene
Agenda 2000 Zustandigkeiten auf natio-
naler und vor allem regionaler Ebene ver-
langt und sich dabei ordnungspolitisch
auf den Subsidiaritatsgedanken beruft.
Institutionell und vertragsrechtlich ist es
gerade nach den Initiativen der bayeri-
schen Politik in den letzten 10 Jahren ge-
lungen, auf der européischen Ebene eini-
ges zugunsten der Landeranliegen zu be-
wegen: Voraussetzungen waren u.a. die
Einrichtung einer eigenen Vertretung des
Freistaates Bayern bei der EG in Brussel
und die Einrichtung der Konferenz ,,Euro-
pa der Regionen* seit 1989. U.a. mit die-
sen Vehikeln gelang es, die Kommission in
Brussel erst einmal starker fur die Spezifik
der Staatlichkeit der deutschen Lander zu
sensibilisieren. Ein Prestigeerfolg auf die-
sem Weg war es, dall Kommissionsprasi-
dent Delors am 1. Februar 1991 eine Rede
im Bayerischen Landtag hielt.

Was haben nun die beiden entscheiden-
den vertragsrechtlichen Weiterentwick-
lungen der Integration, der Vertrag von
Maastricht aus dem Jahr 1991 und der bei
Redaktionsschluf3 dieses Beitrages noch
nicht ratifizierte Vertrag von Amsterdam
1997, gebracht?

Die Einrichtung des Ausschusses der Re-
gionen, die Moglichkeit des Auftretens
von Landerministern im Ministerrat, wenn
es um Landermaterien geht, und die deut-
liche Verankerung des Subsidiaritatsprin-

zips im Amsterdam-Vertrag schreibt sich
gerade auch Bayern auf seine Fahnen. Al-
lerdings scheint vor allem die Wirksamkeit
des Ausschusses der Regionen, um es
zuruckhaltend auszudriicken, noch aus-
bauféhig. Eckpfeiler der gestarkten euro-
papolitischen Position der Lander ist aber
offenkundig der 1992 neugefalite Art. 23
des Grundgesetzes. Er regelt die Mitwir-
kung der Lander an der Europapolitik des
Bundes und gibt ihren Auffassungen eine
mafgebliche Position, wenn es um L&n-
dermaterien geht.

Europa und die Politik
der Staatsregierung

Die Betrauung von Staatsminister Rein-
hold Bocklet bei der Neubildung des
Bayerischen Kabinetts im Oktober 1998
mit den Bundes- und Europaangelegen-
heiten zeigt im Ubrigen, dal der Weg
einer energischen Vertretung bayerischer
Interessen gegeniber Brissel, zumal in
den oft komplexen europarechtlichen Ma-
terien, entschlossen fortgesetzt werden
soll. Die Europaangelegenheiten, schon
bislang in der Staatskanzlei angesiedelt,
genielRen seit langem die besondere Auf-
merksamkeit des Ministerprasidenten. Die
Betrauung eines Staatsministers innerhalb
der Staatskanzlei mit dieser Materie, der
als ehemaliger Abgeordneter im Européi-
schen Parlament wie juristischer Fachken-
ner besondere Kompetenz besitzt, zeigt,
wie sehr Europapolitik in Bayern als exi-
stentielles Thema behandelt wird.
Zwveifellos ist es in der Summe binnen we-
niger Jahre gelungen, eine Reihe von Sper-
ren zu errichten, die verhindern sollen, daf3
die Lander auf dem Weg Uber die Integra-
tion zu Verwaltungsprovinzen mediatisiert
werden, ein Anliegen, das mit umso groR3e-
rer Vehemenz naturgemal von solchen
L&ndern wie Bayern vertreten wurde und
wird, die sich ihrer eigenen Staatlichkeit
auch wirklich bewuf3t sind. Ob und wie
diese Sperren weniger Zentralisierung und
mehr Pluralitat gewahrleisten kodnnen,
mul die weitere Zukunft zeigen.

Grenzuberschreitende Beziehungen

Wie auch andere deutsche Lander hat
Bayern historisch gewachsene grenzuber-
schreitende historische Bindungen und
Beziehungen in sein unmittelbares Um-
feld, die in bestimmter Weise dichter sein
kdénnen als zu anderen Teilen des Bundes-
gebietes. Erinnert sei an die enge 6kono-
mische Verflechtung mit Oberitalien oder
auch an die freilich von Sensibilitaten und
problematischen historischen Reminiszen-
sen nicht freie Beziehung mit dem stamm-
verwandten Osterreich, dessen Kernland
ja bis 1156 Teil des bayerischen Herzog-
tums war. Zur Optimierung der kulturel-
len und infrastrukturellen Zusammenar-
beit wirkt Bayern in der 1972 gegriinde-
ten Arbeitsgemeinschaft Alpenlander, der
1978 gegrindeten Arbeitsgemeinschaft
Adria, der im gleichen Jahr eingerichteten
Internationalen Bodenseekonferenz und

der aus dem Jahr 1990 rihrenden Arbeits-
gemeinschaft Donaulédnder mit. Ein zen-
trales Anliegen fur den Freistaat Bayern ist
die durchgreifende Verbesserung der Ver-
kehrsanbindung zu Oberitalien Uber den
Brenner. Bei den Beziehungen zwischen
Bayern und der tschechischen Republik
bleibt die Frage der Bewertung von Ver-
folgung und Vertreibung der Sudeten-
deutschen nach dem Zweiten Weltkrieg,
die ja vor allem im Freistaat eine neue Hei-
mat gefunden haben, ein wichtiger, aus
Sicht der Bayerischen Staatsregierung bis-
lang nicht befriedigend geklarter Punkt.
Wie an den AulRengrenzen anderer deut-
scher Lander auch gibt es grenziber-
schreitende Zusammenarbeit in Gestalt
der sogenannten ,,Euregios* z.B. die ,,Eu-
regio Egrensis, die ,,Euregio Bayerischer
Wald/Bohmerwald*, die Inn-Salzach-Eure-
gio und die ,,Euregio Salzburg-Berchtes-
gadener Land-Traunstein®.

Das Wappen

Das Herzschild des grof3en bayerischen
Staatswappens zeigt silber- und blaufar-
bene Schragrauten (Wecken), die schon
seit dem 13. Jahrhundert von den Wittels-
bachern gefuhrt worden waren. Auf dem
viergeteilten Schild repréasentiert der gol-
dene Lowe die altbayerisch-oberpfalzi-
schen Bezirke, der ,,frankische Rechen*
die drei frankischen Regierungsbezirke
Bayerns. Unten links steht der blaue
Panther als Symbol Niederbayerns und ftr
den schwabischen Teil das Drei-Léwen-
Wappen der Staufer.

Die beiden Lowen sind in Bayern seit dem
14. Jahrhundert als Schildhalter verwen-
det worden. Auf dem Schild liegt die
Volkskrone, die die Volkssouveranitat ver-
sinnbildlicht.

Als kleines Staatswappen wird das Rau-
tenwappen mit Volkskrone verwendet.
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Bundesland und wieder Hauptstadt

Berlin

Von Hansjoachim Hoffmann

Randlage oder ,,Mythos Berlin““?

Berlin — an Flache (889 Quadratkilometer)
und Einwohnerzahl (3,47 Millionen) die
groRte Stadt Deutschlands, unter den Lan-
dern nach diesen Kriterien an vierzehnter

jedoch der Ausbreitung von Siedlungen
und Verkehrswegen nach allen Seiten gtin-
stig. Heute Uberdeckt die Stadt das Spree-
tal und die angrenzenden Landschaften,
allerdings in sehr unterschiedlicher Inten-
sitét, die von der Innenstadt zu den Gebie-

pelinstitut* der Technischen Universitat Berlin und der Fraunhofer-Gesellschaft, an der
Spree im Bezirk Charlottenburg.

und an achter Stelle — liegt annahernd
gleichweit entfernt von Harz, OstseekUste
und Erzgebirge mitten im 0Ostlichen Teil
der Norddeutschen Tiefebene. Bereits seit
dem Ende des Ersten, noch deutlicher
nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges
nimmt Berlin innerhalb Deutschlands
geographisch eine Randlage ein. Abseits
der beiden zentraleuropéischen Streifen
mit hoher Bevolkerungsdichte und grofRer
Stadtezahl, der dominierenden Rhein-
achse und der (Neben-) Achse Ruhr-
gebiet/Dresden, bildet Berlin mit dem en-
geren Umland eine eigene punktuelle
Siedlungskonzentration. Die Entfernung
von den Dichtezonen wird durch eine ge-
wisse Ost/West-Mittellage ausgeglichen:
Warschau und Munchen sind knapp 500
Kilometer, Paris und Riga etwa 900 Kilo-
meter Luftlinie entfernt.

Der geologisch von der Eiszeit gepragte
Berliner Raum mit zahlreichen Uberresten
der Schmelzwasserrinnen und geringen
Hohenunterschieden bedurfte zwar der
Inwertsetzung durch den Menschen, war

Foto: Gunter Schneider

ten auRerhalb des S-Bahn-Ringes deutlich
abnimmt. Charakteristisch fur Berlin ist,
daR sich innerhalb des Stadtgebietes
groRere Wasser- oder Grunflachen erhal-
ten haben, ein Viertel der Gesamtflache
der Stadt. Die Nord-Sud-Ausdehnung Ber-
lins betragt heute achtunddrei3ig Kilome-
ter, die von Osten nach Westen funfund-
vierzig, was ungeféhr der Entfernung
Duisburg-Dortmund gleichkommt. Auf der
Flache Berlins hatten die Flachen von Mun-
chen, Stuttgart und Frankfurt am Main be-
quem zusammen Platz.

Auf die Frage nach der Bedeutung dieser
Agglomeration im nationalen und inter-
nationalen Leben werden gern — meist
unter Berufung auf die zwanziger Jahre —
Begriffe wie ,,Metropole* und ,,Welt-
stadt* verwendet. Manche Untersuchun-
gen der letzten Zeit sprechen jedoch von
der ,,uberschéatzten Metropole*: Berlin
hatte bis in die Zeit zwischen den Kriegen,
mit Ausnahme der politischen Leitungs-
funktionen und ihres Umfeldes, gegen-
Uber anderen wichtigen deutschen Stad-
ten nie dominiert. Auch und gerade in
den ,,Goldenen Zwanzigern®, als die in-

Berlin

ternationale Achtung des Deutschen Rei-
ches nach dem Ersten Weltkrieg lange an-
dauerte, habe Berlin nie den préagenden
Rang von Paris (Kultur) und London (Fi-
nanzen) erreichen kénnen. Vom ,,Mythos
Berlin“ wird gesprochen, der im Grunde
erst nachtraglich entstanden sei, als ver-
klarender Ruckblick. Wie dem auch sei,
eine unbestrittene Metropolenstellung
Berlins, auf die man sich nur zu berufen
brauchte, als die Behinderungen der Tei-
lung fielen, gibt es ebenso wenig wie
einen glatten Ubergang von der Symbol-
funktion in den Trennungsjahren zur rea-
len Hauptstadt des vereinten Deutsch-
land.

,»ES gibt keine naturlichen Hauptstadte.
Hauptstédte werden durch politische Ent-
scheidungen geschaffen. Dieses Urteil
des Politikwissenschaftlers Klaus von
Beyme erwies im Falle Berlins erneut seine
Richtigkeit. Das knappe Ergebnis der ent-
scheidenden Abstimmung des Bundesta-
ges am 20. Juni 1991 (338 Abgeordnete —
vor allem aus CDU, FDP, PDS und Bundnis
90/Gruine — fur Berlin, 320 fur Bonn) ist
mittlerweile zwar schon Geschichte, es
gibt aber zu denken, auch dal die regio-
nale Herkunft und das Alter sich als aus-
schlaggebender erwiesen als die Parteizu-
gehdrigkeit: Abgeordnete aus dem We-
sten und Suden stimmten eher fir Bonn,
aus dem Norden und Osten eher flr Ber-
lin; &ltere Abgeordnete neigten zu Berlin,
jungere zu Bonn. Seitdem befindet sich
die Stadt inmitten eines tiefgreifenden
Wandels, in dem sich die bekannten Si-
cherheiten und GewilRheiten aufldsen,
wahrend die neuen Konturen sich noch
festigen mussen. Mit der Verlegung des
Parlaments- und Regierungssitzes verbin-
den sich vielfaltige Hoffnungen..

Von der Residenzstadt Brandenburg-
PreufRens zur Hauptstadt des Deut-
schen Reiches.

Als Berlin, die Hauptstadt Preuf3ens, 1871
zur Hauptstadt des Deutschen Reiches
wurde, hatte es reichlich hundert Jahre
hinter sich, in denen es als Stadt von eu-
ropaischer Bedeutung gelten konnte.
Seine Anfange waren dagegen eher be-
scheiden

Berlin entstand gegen Ende des 12. Jahr-
hunderts — inmitten eines Jahrzehnte
zuvor noch slawisch beherrschten und
wenig besiedelten Gebietes — als eine der
vielen deutschen Siedlerstadte Ostlich der
Elbe, abgelegen von den politischen und
wirtschaftlichen Schwerpunkten zwischen
Rhein, Weser und Donau. Die Askanier,
Landesherren der Mark Brandenburg und
als Kurfursten Mitglieder des Gremiums,
das den deutschen Kdnig wéhlte, griinde-
ten die Doppelstadt Berlin-Célln an einem
ausbaufahigen Spreelbergang. Grofl3ere
Bedeutung erhielt Berlin allerdings erst im
15. Jahrhundert als Residenzstadt der Ho-
henzollern (Belehnung 1415), freilich ver-
bunden mit dem Ende stadtischer Burger-
autonomie.

Die Entwicklung der Stadt spiegelte nun-
mehr die Entwicklung der Landesherr-
schaft wider, die von hier aus regierte. Mit



dem Aufstieg des sich aus dem Kurfur-
stentum Brandenburg entwickelnden Ko-
nigreiches Preuf3en zur europdaischen
GroRmacht und zur Vormacht in Deutsch-
land wuchs auch Berlin. War die Stadt von
Siedlern aus dem Vorharz und vom Nie-
derrhein gegriindet worden, kamen mit
den Hohenzollern frankische Hofbeamte,
im ausgehenden 17. und beginnenden
18. Jahrhundert in mehreren Wellen reli-
gibse Fluchtlinge aus Frankreich, Wallo-
nien, Bohmen, Salzburg und Piemont. Be-
sonders die durch landesherrliche Privile-
gien gestltzten Hugenotten wirkten als
geistige und gewerbliche Avantgarde. Um
1700 war jeder funfte Berliner Einwohner
franzosischer Herkunft. Als Napoleon den
preuBlischen Staat besiegt hatte und ein
Wiederaufstieg nur durch tiefgreifende
Reformen in der kommunalen Selbstver-
waltung, in der rechtlichen Stellung der
Bauern und des Gewerbes sowie im Bil-
dungswesen zu erreichen war, wirkten
Manner in entscheidenden Positionen,
die, ohne geblrtige Preuf3en zu sein, in
den preuBBischen Staatsdienst getreten
waren. Auch Anwerbung von Arbeitern
gab es seit dem 18. Jahrhundert. Wéahrend
der Industrialisierung kam der beachtli-
che Zuzug vor allem aus den preuf3ischen
Ostprovinzen.

Im 18. und frihen 19. Jahrhundert war
Berlin durch die barocke Stadtplanung
und durch das vergroRerte Stadtschlof3,
durch das von Friedrich Il. geplante Forum
an der Repréasentationsstralle Unter den
Linden sowie durch das im klassizistischen
Stil ausgebaute Brandenburger Tor und
die Bauten Karl Friedrich Schinkels zu
einer Stadtgestalt gelangt, die trotz aller
Wechselfélle bis heute erkennbar bleibt.
Die 1810 gegrtindete Universitat gab Ber-
lin — mit ihrer Verbindung von Forschung
und Lehre - einen geistigen Mittelpunkt.
Ende des 18.Jahrhunderts hatte Berlin
hundertsiebzigtausend Einwohner. Die
Zahl stieg bis zur Mé&rzrevolution von 1848
auf vierhunderttausend, um sich bis zur
Reichsgrindung (mit Eingemeindungen)
dann noch einmal zu verdoppeln. Ursache
war die durch die Gewerbefreiheit beglin-
stigte Industrialisierung.

Nach dem Scheitern der Revolution von
1848/49 blieb die preulRische Regierung
unter Ministerprasident von Bismarck
auch im Verfassungskonflikt siegreich.
Den Liberalen gelang es nicht, die Rechte
des Parlaments durchzusetzen, in einer
konstitutionellen Monarchie den Staats-
haushalt zu bestimmen. So wurde die Ein-
heit Deutschlands nicht, wie von den Pa-
trioten 1848 erhofft, vom Volk, sondern
von ,,0ben* — zum Teil mit kriegerischen
Mitteln — erschaffen. Das Deutsche Reich
wurde gegriindet als eine Versammlung
souveraner Bundesstaaten, der der Konig
von PreufRen als Deutscher Kaiser (Primus
inter Pares) vorstand. Berlin war nunmehr

die Hauptstadt PreuRens und des Reiches,
ohne daR die anderen Residenzstadte ihre
Anspriche als Zentren der jeweiligen Bun-
desmitglieder aufgaben.

Finfundsiebzig Jahre Hauptstadt in
drei Staatsformen

Die neue Hauptstadt muf3te ebenso in die
neue Rolle hineinwachsen wie das Deut-
sche Reich. Immerhin Uberstand sie den
Wechsel dreier Staatsformen. Erst die vom
Reich herbeigefiihrte totale Niederlage
stellte Berlin vor neue Herausforderun-
gen.

Im Reichstag, in dem das gleiche und ge-
heime Wahlrecht galt, stellte die SPD seit
1893 funf der sechs Berliner Reichstagsab-
geordneten. Das ,,rote* Berlin stand in der
gesamten Kaiserzeit in einer gewissen
Spannung zu Preuf3en und dem Reich. Erst
die neue republikanische Ordnung er-
moglichte es 1920 der knappen Mehrheit
von SPD und USPD im PreuRischen Land-
tag, das Gesetz Uber die Bildung einer
neuen Stadtgemeinde Berlin durchzuset-
zen, die jetzt den Umfang erreichte, der
auch heute noch (mit kleineren Korrektu-
ren) gilt.

Die Stadt war bis zum Ersten Weltkrieg im
engeren Stadtgebiet auf Uber zwei Millio-
nen, im Gebiet von 1920 auf 3,7 Millionen
Einwohner gewachsen. Bald galt das
,.Steinerne Berlin* innerhalb des spateren
S-Bahn-Ringes als ,,Stadt der Mietskaser-
nen“. In der Ausdehnung folgte die Stadt
dem alten Drang nach Westen. Dort und
im Stden waren neue GroR3stadte mit
qualitétvolleren Wohnungen und Vororte
nach englischem Vorbild mit landlichen
Villenkolonien entstanden. Mit der
Prachtstrale Kurflrstendamm hatte sich
im Westem eine zweite City entwickelt.
Schon damals sprach man von den ,,zwei
Stadten Berlin®, der ,,Stadt der Arbeit* im
Osten und Norden und dem ,,Festsaal der
Residenz** im Westen und Stdwesten.

Das ,,judische* Berlin

Im GroRraum Berlin wuchs das grofite
stadtische Wirtschaftszentrum des Reiches
zur groften Industriestadt des Kontinents
und zum ersten Finanzplatz Deutschlands.
Die Elektroindustrie Uberfligelte den Ma-
schinenbau. Stédtische Betriebe fur Ver-
kehr und Versorgung und Gemeinnutzige
Wohnungsunternehmen suchten in den
zwanziger Jahren neue Losungen fir die
Verbindung von wirtschaftlichen und so-
zialen Aufgaben. Der Begriff der ,,Golde-
nen Zwanziger* Berlins bezog sich aber
vor allem auf die kulturelle Vielseitigkeit,
die Lebendigkeit und die geistige Faszina-
tionskraft der Stadt, die sich unter der re-
publikanischen Staatsform voll entwickeln
konnten. 1925 lebte mit hundertfinfund-
siebzigtausend ein Drittel aller deutschen
Juden in Berlin. Die Stadt, die sich zu
einem Zentrum judischen Lebens ent-
wickelte, zog sie an und sie machten Ber-
lin anziehend. Doch der Glanz war gefahr-
det. Der ,,Asphaltdschungel der Metropo-
le* galt denjenigen, die den verlorenen

Berlin

Krieg nicht verwinden konnten und die in
Demokratie, Kritik und kinstlerischer Frei-
heit den Ursprung allen Ubels sahen, als
Symbol des Verfalls. Wer in Deutschland
gegen die Republik war, bezog meist auch
Stellung gegen die Hauptstadt und richte-
te seine Ressentiments verstarkt gegen
das judische Berlin.

Schon 1918/19 beim Ubergang vom Kai-
serreich zur Republik hatte Berlin die Rolle
eines ,,symbolischen Ortes* Ubernommen,
an dem - an herausragenden und mdog-
lichst gleichbleibenden Stellen — Entschei-
dungen fur den Gesamtstaat zeichenhaft
sichtbar wurden. Das Maschinengewehr
auf dem Brandenburger Tor, die Ausru-
fung der demokratischen Republik vom
Fenster des Reichstages und der sozialisti-
schen Republik vom Balkon des Schlosses
(11.11.1918), die Burgerkriegsbilder aus
der Berliner Innenstadt der Jahre 1919
und 1920, in denen sich die Demokratie
behauptete, schliel3lich auch die Bilder der
StraBenkampfe ab 1929, die zu ihrem Un-
tergang beitrugen, signalisierten die Si-
tuation, aber auch die Rolle Berlins bei Si-
cherung und Gewinnung der Macht. Die
nationalsozialistische Diktatur begann mit
einer Fulle inszenierter Bilder: vom Fackel-
zug durch das Brandenburger Tor, Uber
den Reichstagsbrand und den ,,Tag der Ar-
beit* auf dem Tempelhofer Feld, der das
Ende der Gewerkschaften brachte, bis hin
zur Bucherverbrennung. Die zunehmende
Verfolgung der Juden wurde im Pogrom
vom 9.11.1938 drohend sichtbar.

Ende der dreiRiger Jahre war die Haupt-
stadt Deutschlands zur Zentrale des natio-
nalsozialistischen Terrorregimes gewor-
den, das sich nach dem Kriegsbeginn tiber
Europa ausbreitete. Nach dem Lauf der
Dinge zog hier eine Funktion die andere
nach sich. Ein besonders starkes national-
sozialistisches Potential in Berlin selbst
war dafir nicht erforderlich. Die Wahler-
gebnisse der Weimarer Zeit sprechen
gegen eine ,,Nazi-Hochburg* in Berlin.
War es eine Hochburg des Widerstandes?
Schon aus technischen Griinden mufite
der militérische Widerstand (20.Juli 1944)
seinen Schwerpunkt in Berlin haben.
Wahrend der ganzen Zeit der Diktatur
gab es eine vielféltig motivierte, wenn
auch meist isolierte und schnell wieder un-
terdrtickte Widerstandstatigkeit in Berlin.
Trotz mancher Hilfe und auch Protestak-
tionen in Einzelfallen gab es keinen
groReren Widerstand gegen die Deporta-
tion judischer Mitburger in die Vernich-
tungslager im Osten, die am 18.10.1941
begann und der mindestens fiinfzigtau-
send Berliner Juden zum Opfer fielen. Am
Kriegsende war die Stadt — nach jahrelan-
gem Bombenkrieg und traumatischer
Endkampfphase — eine Trimmerwdste.

Ein Symbol der Einheit in der Zeit
der Teilung

Berlin fand sich 1945 innerhalb des alliier-
ten Besatzungssystems als besonderes, in
vier Sektoren geteiltes Gebiet wieder. Aus
dem Machtzentrum des besiegten und
nicht mehr handlungsfahigen Deutschen



Reiches war ein Symbol des gemeinsamen
Triumphes der Allilerten geworden. Von
der Hauptstadt aus sollte ein Alliierter
Kontrollrat ,,die Deutschland als Ganzes
betreffenden Angelegenheiten* regeln.
Ihm unterstand die Alliilerte Kommandan-
tur Berlin. Das System war auf Zusam-
menarbeit angelegt, aber mit den unter-
schiedlichen gesellschaftspolitischen Vor-
stellungen in Ost und West war die ent-
scheidende Bruchlinie der Nachkriegsent-
wicklung schon vorgezeichnet. Berlin, in-
mitten der sowjetischen Zone gelegen,
geriet in schwierige Situationen. Die An-
wesenheit der vier Grol3méachte in der
Stadt machte sie zum bevorzugten Kon-
fliktfeld. Als die Berliner in den Gesamt-
berliner Wahlen am 20. Oktober 1946
dem kommunistischen System (SED 19,8;
SPD 48,7%) eine Absage erteilten, stan-
den die Besatzungsmachte vor grundsatz-
lichen Entscheidungen.

Die Absicht der Sowjets, 1948/49 mit Hilfe
einer Blockade der Zugangswege die
Westalliierten aus der Stadt zu vertreiben
und die Bildung eines westdeutschen
Staates zu verhindern, schlug fehl. Die
Westalliilerten blieben in Berlin, organi-
sierten die Luftbrucke, und die deutsche
Bevolkerung hielt zu ihnen. Seitdem war
Berlin (West) ein Symbol der Freiheit, mit
starker gefuihlsmé&Riger Bindung beson-
ders an die Amerikaner, wie die Berlin-
Krise von 1958-1962 (Chruschtschow-Ulti-
matum, Mauerbau) und der anschlieRen-
de Kennedy-Besuch zeigte. Der Preis fur
die Freiheit der Westsektoren war die Tei-
lung Berlins. War in den fuinfziger Jahren
Berlin der Ort, an dem sich Menschen aus
Ost und West noch verhaltnisméaRig kom-
plikationslos treffen konnten, war mit
dem Mauerbau 1961 die Trennung kom-
plett.

Ost-Berlin wurde Haupstadt der DDR. Auf
den Stadtplanen verschwand ,,Westber-
lin“ als weilRe Flache. ,,Konzentrations-
raum mit Leitungsfunktionen hdchster
Hierarchie fur Staat und Partei, Wirtschaft
und Kulturelles®, so beschrieb 1988 ein
DDR-Wissenschaftler die Funktionen Ost-
Berlins. In den siebziger und achtziger
Jahren stieg die Bevolkerung, besonders
der Anteil der gut ausgebildeten Acht-
zehn- bis Funfunddrei3igjahrigen. Fur die
anderen DDR-Bezirke hatte die besser ver-
sorgte Hauptstadt Anziehungskraft.

Die Vertrage Anfang der siebziger Jahre
(unter anderem Grundlagenvertrag Bun-
desrepublik/DDR und Viermachteabkom-
men Uber Berlin) brachten nach der lan-
gen direkten Bedrohung fur den Westteil
der Stadt eine gewisse Beruhigung, konn-
ten allerdings die raumlich-politische Iso-
lierung nicht aufheben und lieRen die
Frage nach der langerfristigen Lebens-
fahigkeit unter diesen Bedingungen
offen. Die fur die Stadt notwendigen Zu-
zlge kamen jetzt verstarkt aus dem Aus-
land, vorwiegend aus der Turkei. Eine
,,Subventionsmentalitat* beméchtigte
sich der Halbstadt. Andererseits konnte
das isolierte Berlin (West) gerade in seiner
absurden Lage, noch immer als sichtbares
Zeichen der Offenheit der deutschen
Frage und damit als Symbol der Einheit
gelten.

Der Neptunbrunnen von Reinhold Begas (1891) vor dem roten Backsteingeb&ude des
Berliner Rathauses. 1861-1869 nach Entwirfen des Architekten Hermann Friedrich

Waesemann im Neo-Renaissancestil erbaut.

Als die Zeit gekommen war, beteiligte sich
die Bevolkerung Ost-Berlins tatkraftig an
der Auflésung der DDR: Birgerrechts-
gruppen nutzten die Freirdume in den Kir-
chen. Am 9. November 1989 erzwangen
die Massen an den Grenzibergangen die
Offnung, die vom Regime so nicht vorge-
sehen war, und entzogen ihm die Macht-
grundlage. Bei den ersten freien Wahlen
in der DDR am 18. Marz 1990 zeigten die
Berliner Ergebnisse bemerkenswerte Ab-
weichungen gegeniber den in der DDR
insgesamt erzielten. So erreichte die von
der CDU gefihrte Allianz fur Deutschland
in Ost-Berlin einen Anteil von 21,8 Prozent
der Stimmen (DDR insgesamt 48 Prozent),
die gerade erst in Partei des Demokrati-
schen Sozialismus (PDS) umbenannte SED
kam auf 30,2 Prozent (16,4), die SPD er-
hielt 34,9 Prozent (21,4). Die Milieus des
ehemaligen Machtapparats der SED soll-
ten sich als verhaltnismaRlig dauerhaft er-
weisen.

Berlin — altes und zugleich neues
Land in der Bundesrepublik

Seit 1990 ist Berlin das einzige alte und
neue Land der Bundesrepublik. Rechtssy-
stem, Verwaltung und Polizei wurden ver-
einheitlicht, Schulen und Wissenschaftsbe-
trieb nach neuen Vorgaben einander an-
geglichen. Die getrennten Telefon- und
Verkehrsnetze zusammenzuschlielen und
modernen Erfordernissen entsprechend
auszubauen, erforderte einen in Milliar-
den zu beziffernden Investitionsaufwand.
1993 wurde der durchgehende U-Bahn-
Verkehr in Stadtmitte eroffnet, 2001 soll
der S-Bahn-Ring wieder geschlossen sein.
Befanden sich Bahnhofe, Gleise und fah-
rendes Material der DDR-Reichsbahn im
vernachlassigten Zustand, so sind jetzt
beispielsweise die Gleisanlagen der Berli-
ner Stadtbahn und Bahnhofe wie Frie-
drichstrale und Alexanderplatz vollstan-
dig erneuert. Der neue zentrale Lehrter
Bahnhof und ein Nord-Sud-Tunnel (der
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auch der innerstadtischen Stral3enverbin-
dung dient) befinden sich im Bau. Ein
dichtes Netz von IC-, ICE- und Regional-
Zugen, ausgebaute Autobahnen und der
internationale Luftverkehr sichern die re-
gionalen und fur die Berlin in seiner Lage
besonders wichtigen Uberregionalen Ver-
bindungen.

Die Angleichung der Lebensverhaltnisse
macht Fortschritte, und es ist nicht mehr
ohne weiteres und dann nicht an den glei-
chen Kriterien erkennbar, in welchem
(ehemaligen) Teil der Stadt man sich be-
findet. Meinungsumfragen, in denen
nach der Zufriedenheit mit der Lebenssi-
tuation gefragt wird, ergeben in beiden
Teilen eine Stimmungslage, die die Veran-
derungen zwar begrifit, sie aber gleich-
zeitig miRtrauisch prift, ob durch sie nicht
eigene Interessen gefahrdet werden. Ver-
lusténgste Uberwiegen nicht selten positi-
ve Gefuhle und suchen sich ihre politi-
schen Absicherungen. Dem entspricht
auch, dal die Medienlandschaft, soweit
sie Grundinformationen betrifft, sich noch
uneinheitlich darstellt. So kdnnen die
groRen Berliner Abonnementszeitungen,
Der Tagesspiegel und die Berliner Mor-
genpost im Westen, die Berliner Zeitung
im Osten, trotz groRer Anstrengungen
ihren Herkunftsbereich nur allméhlich
Uberschreiten. Bei den Zeitschriften, mit
Ausnahme der politischen Blatter, ist das
anders.

Berlin hatte schon immer seine Stadtteile.
Man war eher ,,Spandauer* und Kope-
nicker* als Berliner. Auch in der Innen-
stadt hing man an seinem ,,Kiez*, der ge-
wohnten naheren Umgebung, die vom
taglichen Umgang bekannt war. So gese-
hen trennte die Mauer gewissermalien
zwei ,,GroRR-Kietze**, und die Umgewoh-
nung fallt schwer. Manche ,,Wessis* kom-
men nach Osten Uber den Alexanderplatz
kaum hinaus, mancher ,,0ssi“ kennt im



Westen kaum mehr als den Kurfirsten-
damm. Selbst Taxifahrer haben bisweilen
noch ihre Schwierigkeiten. Berlin wird die
unterschiedlichen Lebensraume behalten,
wenn auch nicht mehr von den Ost-West-
Differenzen gepragt.

Die Fusion von Berlin und Branden-
burg scheiterte

Einige Versuche, mit AnstoRen von auf3en
die Strukturschwierigkeiten zu beseitigen,
scheiterten. 1993 erhielt nicht Berlin, son-
dern Sydney die Olympischen Spiele des
Jahres 2000 zugesprochen. Vergeblich
hatte man auf den alten internationalen
Berlin-Bonus gehofft. 1996 lehnten in
einer Volksabstimmung die Brandenbur-
ger und Ost-Berliner mit Mehrheit den
Staatsvertrag Uber die Fusion der Lander
Berlin und Brandenburg ab, der bereits in
beiden Parlamenten die verfassungsan-
dernde Mehrheit erhalten hatte. So blieb
man lieber beim ,,Eigenen* und wollte
nicht ,,Ein Land fur alle*, wie der Slogan
der Fusionskampagne gelautet hatte. In-
zwischen bemuhen sich beide Lander mit
einer gemeinsamen Landesplanungsab-
teilung und einer Reihe von Staatsvertra-
gen die Probleme zu 16sen, die sich aus
dem Nebeneinander von hochverdichte-
tem Ballungsraum (Berlin und engeres
Umland) und den unverhéltnismafig
dinn besiedelten landlichen Gebieten
Brandenburgs ergeben. Trotz aller Koope-
ration sind aber beide Lander ,,Ausland*
fureinander, und Berlin beklagt lebhaft
seine Bevolkerungsverluste durch Umzi-
ge in das Brandenburger ,,Umland*.
Berlin hat noch einige schwierige Jahre
vor sich. Die Wirtschaftsstruktur ist im Um-
bruch, der Hauptstadtumzug mufd noch
seine realen Auswirkungen entfalten. Daf3
Berlin sich in der Lage zeigt, in schwieri-
gen Situationen aus eigener Kraft Wege
in die Zukunft zu finden, beweisen die
entschlossenen, zum Teil mit Verfassungs-
anderungen verbundenen strukturellen
SparmaflRnahmen in Haushalt und Verwal-
tung bei gezielter Férderung innovativer
Potentiale.

Mit den Merkmalen der
hanseatischen Senatsverfassung

Am 23. November 1995 trat die Uberarbei-
tete Verfassung von Berlin in Kraft. Sie ist
die erste in ganz Berlin geltende Verfas-
sung, die auf einer Abstimmung der Be-
volkerung beruht und weder von einem
Staat erlassen war noch einer besatzungs-
rechtlichen Genehmigung bedurfte. Im
Plenum des Abgeordnetenhauses wurde
ausdrucklich darauf hingewiesen, daf3 es
sich um eine Fortschreibung der bewahr-
ten Verfassung vom 1. Oktober 1950 han-
dele analog der Verfassungsdebatte in an-
deren, insbesondere in den neuen L&n-
dern. Die Verfassung von 1950 aber galt
de facto nur in West-Berlin und hier nur
unter einigen allilerten Vorbehalten, die
im Interesse der Stadt und unbeschadet
aller engen Bindungen an den Bund si-
chern sollten, daf3 Berlin ,,wéahrend der
Ubergangsperiode* keine der Eigenschaf-

ten eines zwolften Landes* besitzen soll-
te. Ein 1948 bereits fertiggestellter und in
Stadtverordnetenversammlung und Magi-
strat verabschiedeter Verfassungsentwurf
war von der SED abgelehnt worden und
schlieBlich am Veto der Sowjets in der Alli-
ierten Kommandantur gescheitert, die
sich vor allem gegen den Status Berlins als
Land und alle Garantien demokratischer
Gewaltenteilung, besonders durch eine
unabhangige Justiz, wandten. Es ist aus
dieser Vorgeschichte zu erklaren, wenn
die Verfassung von 1950 einen ausfuhrli-
chen Grundrechtsteil erhielt, der nun in
der 95er Verfassung durch gesellschafts-
politische Staatsziele (als Richtpunkte
staatlichen Handelns) erweitert wurde.
Mit FordermaRBnahmen und Diskriminie-
rungsschutz wurden 1995 die Mdglichkei-
ten einer Landesverfassung genutzt, inno-
vativ auf gesellschaftliche Veranderungen
einzugehen. Anstol3 dazu gab die erste
freigewdhlte Stadtverordnetenversamm-
lung im Ostteil Berlins, die noch 1990 eine
eigene Verfassung verabschiedet hatte,
die jedoch nicht mehr in Kraft trat.

Als Berlin nach dem Zweiten Weltkrieg
den Charakter eines Landes erhielt, ander-
te sich die Bezeichnung der Staatsspitze:
Aus dem Magistrat und der Stadtverord-
netenversammlung einer Kommune wur-
den, in Anlehnung an die Traditionen der
norddeutschen Stadtstaaten, der Senat
und das Abgeordnetenhaus. Zugleich
wurden auch Merkmale der hanseati-
schen Senatsverfassung tibernommen, die
in Berlin noch immer gelten, wahrend
Hamburg den Empfehlungen einer Stadt-
staatenkommission zur Anderung und
damit zur Angleichung an andere Lander-
verfassungen gefolgt ist.

Die starke Stellung des Abgeord-
netenhauses

Das bedeutet eine starke Stellung des Ab-
geordnetenhauses gegentiber dem Senat.
Nicht nur der Regierende Burgermeister
als Spitze des Senats, sondern auch jedes
Senatsmitglied wird durch das Abgeord-
netenhaus gewahlt, das dem Senat insge-
samt und jedem seiner Mitglieder einzeln
das Vertrauen entziehen kann. Der Berli-
ner Regierungschef bildet also kein Kabi-
nett und laRt es nicht in corpore bestati-
gen. Er kann Gefahr laufen, daf, wie ge-
schehen, ein von ihm vorgeschlagener
Kandidat durchfallt. Der Regierende Bur-
germeister bedarf fur seine Richtlinien der
Regierungspolitik der Zustimmung des
Abgeordnetenhauses. Er  Uberwacht
deren Einhaltung und kann von den Se-
natsmitgliedern Auskunft verlangen und
im Konfliktfall einen Senatsbeschluf? her-
beifuihren. Er kann aber einem Senatsmit-
glied, das in seinem Gesché&ftsbereich
weitgehend selbstéandig ist, weder Wei-
sungen erteilen noch es entlassen, es sei
denn, er gewinnt das Abgeordnetenhaus,
diesem das Mi3trauen auszusprechen. Die
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Hochstzahl der Senatsmitglieder ist durch
Verfassungsanderungen von sechzehn Se-
natoren plus einem Birgermeister auf
acht Senatoren (einschlie3lich zwei Br-
germeistern) herabgesetzt worden.

Das Berliner Abgeordnetenhaus ist ein
Teilzeitparlament. Die Mandatstrager sind
also nicht gezwungen, zugunsten des
Mandats ihren Beruf vollig aufzugeben,
es sei denn, sie sind von der Vorschrift
Uber die Unvereinbarkeit von Amt und
Mandat betroffen. Bei der stadtstaatenty-
pischen engen Verflechtung von staatli-
chen und kommunalen Aufgaben sind
hier die Grenzen nicht leicht zu ziehen
und haben, zum Beispiel bei den Regelun-
gen fur Lehrer, schon mehrmals gewech-
selt.

Uber den reinen Gesetzgebungsvorgang
und die Ublichen parlamentarischen An-
fragen hinaus sind die Einfliisse der Mehr-
heitsfraktionen des Parlaments auf die
Exekutive erheblich. In Berlin ist es tblich
geworden, daR die Vorsitzenden der
Mehrheitsfraktionen an Senatssitzungen
teilnehmen und dal} viele Fragen des Se-
nats- und Verwaltungshandelns in Koaliti-
onsausschiissen und Arbeitskreisen, in
denen Regierungs- und Parlamentsmit-
glieder sitzen, vorbesprochen werden.
Seit 1992 besitzt Berlin einen Verfassungs-
gerichtshof, was vorher wegen des alliier-
ten Sonderstatus nicht mdoglich war. Es
entscheidet durch Auslegung der Verfas-
sung unter anderem bei Streitigkeiten
Uber den Umfang der Rechte und Pflich-
ten eines Obersten Landesorgans oder
gleichgestellter Beteiligter, wozu auch die
Bezirke gehoren, bei Zweifeln Uber die
Vereinbarkeit von Landesrecht mit der
Verfassung, auch in einem konkreten
Rechtsfall.

Das konflikttrachtige Verhaltnis von
Gesamtstadt und Bezirken

Als 1920 aus Berlin und sieben weiteren
Stadten, neunundfiuinfzig Landgemeinden
und siebenundzwanzig Gutsbezirken die
einheitlich verwaltete Stadtgemeinde
Berlin mit fast vier Millionen Einwohnern
entstand, versuchte man durch die Bil-
dung von Bezirken den Widerstand zu
mindern und die Grundlage fir biirgerna-
he Selbstverwaltungseinheiten zu schaf-
fen. Die Akzeptanz war unterschiedlich,
wenn es sich um gewachsene Einheiten
wie vorher selbstandige Stadte oder um
Zusammenfassungen von Gutsbezirken
und Gemeinden handelte. Die anfangli-
che Zahl von zwanzig Bezirken erhohte
sich zu DDR-Zeiten nach den umfangrei-
chen NeubaumaBmahmen in Ost-Berlin
auf dreiundzwanzig.

Berlin, in den Nachkriegsverfassungen als
Land und Stadt bezeichnet, blieb Einheits-
gemeinde. Weil die Bezirke zwar Selbst-
verwaltungseinheiten Berlins — ausgestat-
tet mit Burgermeistern und parlaments-
ahnlichen  Bezirksverordnetenversamm-
lungen -, aber keine selbstandigen Ge-
bietskdrperschaften mit entsprechender
Rechtsfahigkeit sind, handelt es sich bei
den Bezirksverwaltungen um Teile der
Landesverwaltung. Aus dieser komplexen



Lage ergeben sich Spannungen zwischen
Zentralisierung und Dezentralisierung.
Fragen der Zweistufigkeit und der Kom-
petenzzuweisung sind daher seit 1920 in
Bewegung.

1998 wurde, begleitet durch eine erneute
Verfassungsénderung, ein neuer Anlauf
zur Modernisierung gemacht, charakteri-
siert durch eine Verminderung der Zahl
der Bezirke auf zwolf (zum Jahr 2001),
Kompetenzerweiterung der Bezirke (Bei-
spiel Globalhaushalt) und, wie man hofft,
genauere Ausweisung der den Hauptver-
waltungen verbliebenen Aufgaben, nam-
lich vor allem ,Leitungsaufgaben (Pla-
nung, Grundsatzangelegenheiten, Steue-
rung, Aufsicht)* sowie ein Eingriffsrecht
in bezirkliche Entscheidungen, wobei Be-
griffe wie ,,dringendes Gesamtinteresse
Berlins* und ,,Belange Berlins als Bundes-
hauptstadt“ auftauchen. Das Thema
Hauptverwaltung und Bezirke wird die
Stadt wohl weiter beschaftigen.

Wahlen und Parteien

In der Geschichte Berlins nach dem Zwei-
ten Weltkrieg — von der unmittelbaren
Nachkriegszeit Uber die Spaltung der
Stadt bis zu ihrer unverhofften Einigung -
spielten freie und geheime Wahlen eine
eminente Rolle. Wahlakte wie in ganz
Berlin 1946 und nachher im Westteil in der
Zeit der offenen Bedrohung waren mar-
kante Zeichen der Opposition gegen den
Kommunismus. An diesen fundamentalen
Entscheidungen nahm die Bevdlkerung
ungewohnlich zahlreich teil (Spitzenwer-
te 1946: 92,3 und 1958: 92,9 Prozent). Dal3
im Ostteil der Stadt zwischen 1946 und
1990 keine freien Wahlen stattfinden
konnten, war der kennzeichnende Aus-
druck dafir, daR ohne Ricksicht auf den
Willen der Bevolkerung eine bestimmte
politische und gesellschaftliche Ordnung
durchgesetzt werden sollte, die die Staats-
partei SED als ,historisch gesetzmaRig*
definierte.

Fur die Wahlen zum Abgeordnetenhaus
gilt seit 1958 ein personalisiertes Verhalt-
niswahlrecht, verbunden mit einer Funf-
prozent-Klausel. Danach erfolgt die Ver-
teilung der Sitze proportional zu den ab-
gegebenen Stimmen, die Personalaus-
wahl nach dem Mehrheitsprinzip. Zu die-
sem Zweck werden fur 60 Prozent der
Sitze Wahlkreise mit Direktmandaten ein-
gerichtet. Da neben den entstehenden
Uberhangmandaten auch Ausgleichsman-
date vergeben werden, konnten aus den
200 vorgesehenen Mindestsitzen leicht
241 werden (12. Legislaturperiode). Die
Zahl der Mindestsitze ist jetzt auf 130 her-
abgesetzt worden. Fur die Wahl der Be-
zirksverordnetenversammlungen gilt das
reine Verhéltniswahlrecht, verbunden mit
einer Dreiprozent-Klausel. Seit 1990 neh-
men die Berliner direkt an den Wahlen
zum Deutschen Bundestag und zum Euro-
paparlament teil.

Die Parteien der Nachkriegszeit waren
nach den Vorstellungen der Sowjetischen
Militaradministration in  Deutschland

(SMAD) in den ,,Block*, zeitweilig ,,Ein-
heitsfront* genannt, der ,,antifaschistisch-
demokratischen  Parteien*  gewisser-
malien ,,hineingegrindet* worden. 1948
sahen die Landesverbande von CDU und
LDP (spater FDP) keine politische Wir-
kungsmaoglichkeit mehr im Ostsektor — die
SPD war hier 1946 mit der KPD ohnehin
zur SED zwangsverschmolzen worden -,
so daf3 sie sich von den verbliebenen Or-
ganisationen ihrer Parteien im sowjeti-
schen Machtbereich trennten. Dort ent-
wickelten sich CDU und LDP mit den kom-
munistischen Neugriindungen Bauernpar-
tei und Nationaldemokratische Partei zu
Blockparteien, die als ,,Transmissionsrie-
men* des SED-Regimes wirkten und die
Vorherrschaft der SED beim ,,Aufbau des
Sozialismus* vorbehaltlos anerkannten.
Bei Wahlen traten die Parteien mit einer
-Einheitsliste* bei vorgegebener Sitzver-
teilung auf, zusatzlich wurden die Ergeb-
nisse gefalscht.

Im Westteil der Stadt erreichten SPD, CDU
und FDP wahrend der Zeit der offenen Be-
drohung bis Anfang der siebziger Jahre in
freien Wahlen stets die Zustimmung von
mehr als achtzig Prozent der Wahlberech-
tigten. Ursache war der breite gesell-
schaftliche Konsens, die Freiheit des West-
teils erhalten zu wollen. Der enge Zusam-
menhalt begann sich bereits gegen Ende
der sechziger Jahre (,,Achtundsechziger*)
zu lockern. Die Tendenz verstéarkte sich, als
1971 das Viermachte-Abkommen Uber
Berlin die Lage entspannte und die isolier-
te Halbstadt sich zu einem Zentrum alter-
nativer Bewegungen entwickelte.

Die SPD galt, gestuitzt auf die Tradition der
deutschen Arbeiterbewegung, infolge
ihres Widerstandes gegen die Kommuni-
sten lange Zeit als die ,,Berlin-Partei“. Mit
Ernst Reuter und Willy Brandt stellte sie
zwei charismatische Regierende Blrger-
meister und fuhrte bis 1981 den Senat.
Nach dem Mauerbau erhielt die SPD fur
ihre langerfristige Perspektive eines ,,Wan-
dels durch Anndherung* im Rahmen der
neuen Ostpolitik die Zustimmung der Be-
volkerung. Gleichzeitig verstarkte die Aus-
einandersetzung Uber die Aulerparla-
mentarische Opposition den Rif3 zwischen
dem linken und dem rechten Flugel der
Partei. Von 1967 bis 1981 sank ihr Stim-
menanteil von 56,9 auf 38,3 Prozent.

Die CDU, anfangs nur knapp vor der FDP
zweitstarkste Partei, hatte ihre Schwer-
punkte in den sudwestlichen Bezirken. Sie
verlor die Unterstitzung, als nach dem
Mauerbau neue Konzepte gefragt waren.
Die schien in Berlin und dann in Bonn die
SPD Brandts zu bieten. 1963 ging die CDU
fur fast zwei Jahrzehnte voller politischer
und gesellschaftlicher Veranderungen in
die Opposition, wobei ihr Stimmenanteil
bis 1981 von 28,8 auf 48,0 Prozent wuchs.
1981 Ubernahm sie — inzwischen fur einen
flexibleren Umgang mit der DDR eintre-
tend und fir viele einen Ausweg aus der
Krise der SPD bietend — unter Richard von
Weizsacker die Fihrung des Senats. Ange-
sichts empfundener ,,alternativer Unsi-
cherheiten* war das auch ein burgerlicher
Gegenzug.

Berlin

Die FDP, die 1950 als Nachklang der Oppo-
sitionsrolle in der spaten Sowjetzone noch
knapp ein Viertel der Wahlerstimmen er-
halten hatte, verlor in Berlin schnell den
Status einer groRReren Partei und diente
wie im Bund bei Regierungsbildungen als
,.Funktionspartei*, standig von der Funf-
prozent-Klausel bedroht. Die SED, nach
dem Mauerbau SEW genannt, wobei das
W fir ,,Westberlin“ stand, beteiligte sich
ab 1954 wieder an den Wahlen. Ihr Stim-
menanteil lag in den achtziger Jahren
unter einem Prozent.

Die erstaunlichste Verdnderung im Partei-
ensystem war die Grindung der Alternati-
ven Liste fir Demokratie und Umwelt-
schutz (AL), die 1979 nach monatelangen
Diskussionen in Burgerinitiativen, Wahler-
gemeinschaften und meist kleinen linken
Gruppierungen erfolgte. Die AL verstand
sich anfangs als Anti-Partei, basisbewul3t
und hierarchiefrei. Mit ihr wurde die Al-
ternativbewegung aber selbst Bestandteil
des Parteiensystems und gewdhnte sich
daran, ihre Ziele im Rahmen des Parla-
ments zu verfolgen. Bald hatten die Mit-
glieder der AL Erfahungen in der Exekuti-
ve als Bezirksstadtrate und 1989/90 fir
zwanzig Monate als Koalitionspartner in
einem rot-griinen Senat. Nach der Vereini-
gung wurde die AL zum Berliner Landes-
verband von Bundnis 90/Die Grunen.

Bei den Wahlen, besonders bei den Abge-
ordnetenhauswahlen von 1995, zeigten
sich in der geeinten Stadt zwei unter-
schiedliche Tendenzen: CDU, SPD, Bundnis
90/ Gruine waren im Westen bestimmend;
wahrend im Osten die PDS, die Nachfolge-
partei der SED, als starkste Kraft, CDU und
SPD als Mittelparteien und Bundnis
90/Gruine schwécher als im Westen vertre-
ten waren. Die FDP, die weder auf Landes-
noch auf Bezirksebene Mandate erringen
konnte, ist dabei nicht bericksichtigt.
Auffallend sind die Unterschiede in der
Organisationsdichte: 1996 hatte die PDS in
den Ostbezirken jeweils zwischen 867 und
3921 Mitglieder, im Westen nicht tber 67,
die SPD zwischen 835 und 2731 Mitglieder
in Westbezirken und zwischen 126 und
350 Mitglieder im Osten.

Nachwirkungen der Teilung in der
Parteienlandschaft

Das Berliner Parteiensystem ist in Bewe-
gung: 1995 hat die CDU (in Berlin insge-
samt) 37,4 Prozent erreicht. Sie ist mit kla-
rem Abstand die ,,West-Berlin-Partei* und
hat hierin die SPD abgel6st. Andererseits
blieb ihr nur die SPD als Koalitionspartner,
deren 23,6 Prozent die Partei tief verunsi-
chert hatten und die deshalb eine Grol3e



Koalition nur widerstrebend einging. Der
PDS (14,6, Prozent,im Osten aber 36,3 Pro-
zent) war der beabsichtigte Durchbruch
nach Westen mif3gltickt. Die Erinnerungen
an die Zeit vor 1989 sind hier noch lebhaft.
Ob sich die PDS als Regional- und Nostal-
giepartei (gestutzt auf die Reste der alten
Apparate) oder auf mittlere Sicht als re-
formsozialistische Regierungspartei im
Wartestand empfinden soll, ist ihr selbst
noch unklar. Buindnis 90/Die Griinen, mit
13,2 Prozent an vierter Stelle, hoffen auf
eine Wiederbelebung der rot-griinen Ko-
alition im Wahljahr 1999, mit sich im
Streit, ob man dabei gegebenenfalls auch
eine Zusammenarbeit mit der PDS einge-
hen sollte. Die Reste der Blrgerrechtsbe-
wegung der DDR sind nur noch schwer
aufzufinden.

Strukturwandel und Zukunfts-
potentiale

Die Berliner Wirtschaft befindet sich in
den meisten Bereichen noch immer in
einem tiefgreifenden Strukturwandel, der
durch die besonderen Belastungen der
Vergangenheit im Wirtschaftsraum Berlin
langer anhalt als erwartet. Betroffen
davon sind viele Arbeitsplatze und ein
groBer Teil der Einnahmequellen der
Stadt.

Vor dem Krieg waren in der wichtigsten
Industriestadt Deutschlands 48 Prozent
der mehr als 2,2 Millionen Erwerbstéatigen
im produzierenden Gewerbe, 46 Prozent
in den offentlichen Dienstleistungen,
Handel und Verkehr beschaftigt. Beide
Werte lagen erheblich tUber dem Reichs-
durchschnittt. Kriegszerstérungen und
Demontagen brachten im produzieren-
den Gewebe im Westteil einen Kapazitats-
verlust von 80 Prozent, im Ostteil von 50
Prozent. Der Wiederaufbau geriet bald in
den Strudel der Teilung, aus dem jede der
beiden Stadthalften mit unterschiedlichen
Bedingungen und Entwicklungen hervor-
ging.

Die Wirtschaft des Westteils wurde eben-
so wie der Landeshaushalt vom Bund sub-
ventioniert. Die Wirtschaftssubventionen
sollten die Nachteile politischer Herkunft
ausgleichen, denen Unternehmen und
Arbeitnehmer ausgesetzt waren. Tatsach-
lich verdeckten sie eine Strukturkrise. Die
Vorstéande, Entwicklungs- und Marketing-
abteilungen, die ab 1945 die Stadt verlas-
sen hatten, kamen nicht zuriick. West-
Berlin geriet zur ,verlangerten Werk-
bank*. Unter den Dienstleistungen uber-
wog der Offentliche Dienst. Sein Anteil an
den Beschéftigten lag Ende der achtziger
Jahre mit 20 Prozent etwa doppelt so
hoch wie in westdeutschen Ballungszen-
tren. Die Bundesbehérden, zum Ausgleich
fur verlorene Hauptstadtfunktionen in
der Stadt angesiedelt, waren ihr zweit-
groRter Arbeitgeber.

Ost-Berlin besal3 als Hauptstadt des zen-
tralisierten Staates DDR insoweit bessere
Standortbedingungen. Jedoch ergaben
sich aus den Folgen des ideologisch be-
stimmten, burokratisierten Wirtschaftssy-
stems riesige Belastungen, die sich nach
dem Ende der DDR voll bemerkbar mach-
ten. Die Industrie, insbesondere die

grolen monopolartig arbeitenden Kom-
binate, erwiesen sich als nicht wettbe-
werbsféhig, die ,,nichtproduzierenden Be-
reiche* als personell Uberbesetzt. Viele
Arbeitsplatze waren an die Besonderhei-
ten von Machtapparat und Wirtschaftssy-
stem gebunden.

Der drastische Subventionsabbau im We-
sten und der Verlust der Absatzmérkte im
Osten, in beiden Teilen der Stadt verbun-
den mit einem rapiden Abbau des verar-
beitenden Gewerbes, die ,,Abwicklung*
der ehemaligen Staats- und Parteiappara-
te der DDR und vieler personalintensiver
Einrichtungen, der dann der ,,Stellenab-
bau“ im Westen folgte, sind Merkmale
des strukturellen Wandlungsprozesses,
dem die Stadt noch immer unterworfen
ist. Wie sehr der internationale Wettbe-
werb das Wirtschaftsgeschehen beein-
fluRt, wird am Beispiel des Baugewerbes
deutlich. Obgleich sich Berlin zur ,,grof3-
ten Baustelle Europas“ entwickelte und
ein Bauvolumen von Uber dreif3ig Milliar-
den DM im Jahr erreicht hat, sinken Lei-
stung und Arbeitsplatzangebot der Berli-
ner Baufirmen, wéahrend importierte Bau-
leistungen, insbesondere auch aus Staa-
ten der Européaischen Union, steigen. Daf3
Berlin heute in der Entwicklung des Brut-
toinlandsproduktes den vorletzten Platz
unter den deutschen Landern einnimmt,
charakterisiert die besonderen Schwierig-
keiten. In der Arbeitslosenstatistik steht
der inzwischen durch lebhaften Pendler-
verkehr kraftig durchmischte Arbeits-
markt Berlin-Brandenburg etwa im Durch-
schnitt der neuen Lander.

Berlins Zukunftspotentiale sind erheblich.
Die geographische Randlage sollte mehr
als bisher kompensiert werden durch den
inneren und aufl3eren Ausbau der Européi-
schen Union einschlie3lich ihrer Verbin-
dungen zu den 6stlichen Reformstaaten.
Ziel der vom Strukturfonds der EU unter-
stitzten Wirtschaftspolitik ist es, Berlin
zum europdischen Dienstleistungszen-
trum mit industriellem Kern zu ent-
wickeln. Anfange sind sichtbar in den Bau-
ten grofler Firmen wie DaimlerChrysler
(Debis) und Sony und in der Verlegung
von Unternehmenszentralen von IBM-
Deutschland und der Deutschen Bahn AG
nach Berlin. Eine Studie des Deutschen In-
stituts fur Wirtschaftsforschung sieht fur
die Stadt ,,bald wieder (den) Anschlufd an
den gesamtwirtschaftlichen Wachstums-
pfad* voraus und zahlt dabei sowohl auf
das produktionsnahe als auch auf das
konsumorientierte Dienstleistungsgewer-
be als expansiver Bereich der Berliner
Wirtschaft. ,,Fir die Wirtschaftspolitik in
Berlin heil3t das*, so schlie3t der Bericht,
,,dafd sie die schwierige Aufgabe zu losen
hat, in einer Umbruchszeit (bis 2010 ver-
anschlagt!) und bei knappen Mitteln zu-
kunftstrachtige Akzente zu setzen.*

Der Zustand der Landeskasse: In der
Tat sehr ungunstig

Der Zustand der Landeskasse ist in der Tat

sehr ungunstig. Die Ursachen der Finanz-
krise sind vielfaltig: das abrupte Ende der

Berlin

Bundeszuschusse fur West-Berlin, die vor-
her mehr als fiinfzig Prozent der Ausga-
ben deckten, die lberkommenen struktu-
rellen Schwachen des Berliner Haushalts
mit aufgebléahter Verwaltung und kost-
spieliger Infrastruktur sowie der eini-
gungsbedingten Ausweitung der Perso-
nalkosten und Institutionen, bei denen es
unter anderem um den sozialen Frieden in
der Stadt ging, vor allem aber das Ausblei-
ben des erhofften wirtschaftlichen Auf-
schwungs. Von alten Subventionsmenta-
litdten in beiden Teilen der Stadt befan-
gen, stiegen Schulden und Zinsbelastung.
Die finanzpolitische Umkehr hat 1996 mit
langfristigen gesetzlichen Vorgaben fur
Sparmaflnahmen begonnen. Die Konsoli-
dierung des Haushalts erweist sich jedoch
als schwieriges und langfristiges Unter-
nehmen. Noch immer liegt das Steuerauf-
kommen pro Kopf der Bevolkerung er-
heblich unter dem anderer Ballungszen-
tren. Ausgabenkirzungen und Einnah-
meerhdhungen sollen den Haushalt entla-
sten, viele der strukturellen MaBhahmen
(zum Beispiel bei den Personalkosten und
den Konsumtiven Sachausgaben) bringen
den politischen Arger sofort, werden aber
erst allmahlich wirksam. Besonders um-
stritten ist die VeraufRerung von Landes-
vermdgen wie Anteilen an stadtischen Be-
trieben und im Eigentum des Landes Ber-
lin befindlichen Grundstiicken, um in der
kritischen Ubergangszeit hohere Schulden
und damit hdhere Zinsen zu vermeiden.
Dal Berlin den Weg geht, Vermbgen im
groReren Umfang zu verauf3ern, beweist
gleichermallen die Ernsthaftigkeit der fi-
nanziellen Notlage und der Bemiihungen,
sie zu Uberwinden.

Stadtebau Ost - Stadtebau West

Wer sich durch die Stadt bewegt, kann im
Osten wie im Westem die einzelnen Etap-
pen des Berliner Baugeschehens nach dem
Zweiten Weltkrieg erkennen und sie als
Folge unterschiedlicher Antworten auf
die Frage nach der Gestaltung einer le-
benswerten Stadt identifizieren.

In Ost-Berlin endete das DDR-Baugesche-
hen mit den Grof3siedlungsbau am Stadt-
rand in industrieller Fertigung. Ziel war
die Erfullung des SED-Programms Einheit
von Wirtschafts- und Sozialpolitik, in dem
der Wohnungsbau eine zentrale Stelle
einnahm. Die Grof3e der neuen Siedlun-
gen Ubertraf die westlicher Stadtrandsied-
lungen bei weitem. Insgesamt zahlt man
273000 in Plattenbauweise errichtete
Wohnungen im Ostteil der Stadt. Sicher-
lich boten die neuen Viertel mit ihren
Komfortwohnungen sozialen Fortschritt,
aber beeintrachtigt durch die Monotonie
der GroRanlagen und zunehmend auch
durch bauliche Mangel.

Die Mietskasernenviertel der Innenstadt
wurden dagegen dem zunehmenden Ver-
fall Gberlassen. Im alten Kerngebiet von
Berlin und Coélin hatte der Wiederaufbau
der sechziger und siebziger Jahre ohnehin
tiefe Spuren hinterlassen. Das ,,Sozialisti-
sche** an diesem Stadtebau machte sich in
der grof3ziigigen Flachennutzung fir Ge-
baudeumfeld und Uberdimensionierte
StralRen, in der MiRachtung alter Stadt-
grundrisse und in der Konzentration von



Handels- und Versorgungseinrichtungen
bemerkbar. Die Reste der alten Bebauung
wurden durch groRdimensionale und
locker gruppierte, meist keine erlebbaren
Stadtraume bietende Neubauten ersetzt.
Heute wird dartber gestritten, ob es sich
hier um eine Art Naherholungsgebiet
oder um schlichte Stadtbrache handelt.
Demgegeniber konnten die in den finf-
ziger Jahren errichtete Stalinallee noch als
stadtebauliches Angebot eigener Art gel-
ten: dem sozialistischen Realismus Mos-
kauer Herkunft folgend in der Form eines
geschlossenen StralRenzuges mit Boule-
vard-Charakter und mit Anklangen an
Berliner Bauformen des Klassizismus , ,,Ar-
beiterpalaste®, die die Vorztige der kinfti-
gen sozialistischen Gesellschaft darstellen
sollten, anstelle eines weitgehend zerstor-
ten Mietskasernenviertels. Erst gegen
Ende der DDR wandte man sich erneut der
Innenstadt zu mit der Rekonstruktion des
Gendarmenmarktes und der Mischung
aus historisierendem Plattenbau, alten
H&ausern und deren Kopien im Nicolaivier-
tel.

Das westliche Gegenstlck zur Stalinallee
war der Wiederaufbau des Hansaviertels
am Rande des Tiergartens, der im Rahmen
einer Internationalen Bauausstellung
1957 mit Beteiligung einer Weltelite von
Architekten erfolgte. Die Moderne trat
hier als ,,kosmopolitische Veranstaltung
der Demokratie auf die Buhne*. ,,Jedes
Haus eine Diva“ hiel3 es in einer damali-
gen Senatsbroschire. In dieser kostspieli-
gen Form wurde der Wohnungsbau in
beiden Teilen nicht fortgesetzt.

Der Westen, bis in die siebziger Jahre dem
Osten im Wohnungsbau weit voraus,
wandte sich der Innenstadt friher zu. In
den sechziger Jahren galt international
noch die Doktrin der zukunftsgerechten
Stadt: Grof3siedlungen am Stadtrand,
Kahlschlagsanierung in den Innenstadtbe-
zirken und ricksichtsloser Autobahnbau.
So sollte zum Beispiel das Méarkische Vier-
tel in Reinickendorf (16 000 Wohnungen)
durch ,,vertikale Verdichtung* in markan-
ten Formen ein modernes Stadtgefuhl er-
zeugen. Bei den Sanierungsvorhaben soll-
ten Altbauviertel der Mietskasernenzeit
abgerdumt und durch Neubauten ersetzt
werden. Aber in den siebziger Jahren
stellte man sich weltweit die Frage, ob
man den richtigen Weg gegangen sei.
Was eben noch als funktional, modern
und sozial gepriesen wurde, galt pl6tzlich
als monoton und stadtzerstdrend, als Be-
tonbrutalitdét und Autofetischismus, als
Ursache fir individuelle Unzufriedenheit
und gesellschaftliche Konflikte. Erneut
gab es eine Internationale Bauausstel-
lung, ,.kritische Stadterneuerung*“ (Wie-
derherstellung der alten Blockstrukturen)
und ,,behutsame Sanierung“ (Aufwer-
tung alter Stadtquartiere mit Berucksichti-
gung der Bewohner) lauteten jetzt die
Devisen. Man wandte sich der ,,Europai-
schen Stadt* mit ihren Werten zu.

Mit der Vereinigung wurden gewisser-
malen die Karten neu verteilt. Ideologi-
sche und 6konomische Zwénge der DDR
sind entfallen. Die Altbau- und Platten-
bauwohnbestande der Ostbezirke werden

gleichermalRen saniert. Der Aufwand ist
hoch (etwa 1 Milliarde allein fur die Plat-
tenbauten jahrlich), aber die Gleichwer-
tigkeit der Lebensverhaltnisse soll herge-
stellt und die Wohnzufriedenheit erhal-
ten bleiben. Das Land Berlin fordert den
Wohnungsneubau, zum Teil in neuen Vor-
stadten, wobei die alten Fehler vermieden
werden sollen. Inzwischen Ubersteigen
die Kosten dieser Programme die Finanz-
kraft Berlins.

Wenn von Berlin als der ,,gré3ten Baustel-
le Europas‘ die Rede ist, wird an die Mitte
der Stadt zu beiden Seiten der ehemali-
gen Mauer gedacht. Im Spreebogen ent-
stehen mit dem umgebauten Reichstag
und dazugehorigen Burogebduden und
dem Neubau des Bundeskanzleramtes der
Parlamentssitz und der Kern des Regie-
rungsviertels, wobei die Ministerien sa-
nierte und gegebenenfalls erweiterte Alt-
bauten und in Einzelféllen gemietete Ge-
baude nutzen. Private Investoren bauen
in den Quartieren der Friedrichsstadt im
Rahmen stadtebaulicher Vorgaben wie
Blockrandbebauung, ,,Berliner  Trauf-
hoéhe* von zweiundzwanzig Metern und
steinerne Fassaden sowie am Potsdamer
Platz in neuen Formen und mit gréReren
Gebaudehdhen.

Mit ihrem ,,Planwerk Innenstadt* stellt in-
zwischen die Berliner Stadtentwicklungs-
verwaltung eine grofR3ere Verdichtung der
inneren Stadt zur Diskussion, da erst
deren weitere Belebung und Inwertset-
zung die gewilnschte Ausgewogenheit
der Stadtstruktur zwischen der doppelten
City, den gewachsenen und den neuen
Stadtbereichen schaffen kann.

,YAlles doppelt™: in Wissenschaft ...

,Alles doppelt”, konnte ausrufen, wer
nach der Einigung auf die wissenschaftli-
chen — und auf die kinstlerischen — Insti-
tutionen Berlins blickte. Nach der Vereini-
gung der Stadt war auch auf diesem Ge-
biet das, was getrennt gewachsen war,
den neuen Anforderungen entsprechend
zu ordnen. Das betraf, wie sich bald her-
ausstellen sollte, beide Teile der Stadt. Die
Fulle der Institutionen bot zugleich Chan-
cen einer institutionellen Vielfalt und Be-
lastungen finanzieller und administrativer
Art. Der Prozel3 der Umstrukturierung ist
bis heute noch nicht abgeschlossen..

Im Westteil hatten die gemeinsamen An-
strengungen von Bund und Land dem Ziel
gegolten, die Stadt zu einem Zentrum
von Wissenschaft, Forschung und Kunst
auszubauen, um ein Gegengewicht zu der
politisch und wirtschaftlich isolierten Lage
im geteilten Deutschland zu bieten. Das
gelang in einem gewissen Umfang. Ende
der achtziger Jahre zahlten die West-Ber-
liner Hochschulen und Fachhochschulen
zusammen Uber hunderttausend Studie-
rende. Gemessen am Bevolkerungsanteil
an der Bundesrepublik hatte Berlin dop-
pelt soviele Studierende aufgenommen.
Durch zahlreiche auf3eruniversitare Neu-
griindungen wuchs West-Berlin wieder zu
einem Forschungsstandort von internatio-
naler Bedeutung heran.

Berlin

Der politische Anspruch, Hauptstadt der
DDR zu sein, und der zentralistische Cha-
rakter des Staates hatten in Ost-Berlin zu
einer ungewohnlichen Konzentration von
Wissenschaftseinrichtungen gefuhrt. Die
Humboldt-Universitat war die gréf3te der
DDR. An ihr und funf weiteren Hochschu-
len lernten Ende der achtziger Jahre rund
funfundzwanzigtausend Studierende. Die
Akademie der Wissenschaften beschéftig-
te als eine Art Forschungskombinat allein
in Berlin zwanzigtausend Mitarbeiter.
Hinzu kamen andere Akademien, unter
ihnen auch dem Zentralkomitee der SED
unterstellte Institutionen des ideologi-
schen Lenkungsapparates.

Nachdem Empfehlungen des Wissen-
schaftsrates, unter anderem fur Struktur-
und Berufungskommissionen an Hoch-
schulen und fur die Auflésung der Akade-
mie der Wissenschaften, vom Land Berlin
Ubernommen worden waren, bilanzierte
1995 eine Senatsbroschire fur das verei-
nigte Berlin siebzehn staatliche und priva-
te Hochschulen sowie rund zweihundert-
zwanzig staatliche und private For-
schungseinrichtungen. Dazu gehdren die
Grof¥forschungseinrichtungen Hahn-Meit-
ner-Institut (West) und Max-Delbrick-
Zentrum (Ost) sowie Max-Planck- und
Fraunhofer-Institute mit ihren AuRenstel-
len, zum Teil neu gegruindet. Inzwischen
ist deutlich geworden, daf3 die kritische Fi-
nanzlage deutlichere Einschnitte erfor-
dert. Sprach der Senat 1993 von einem
moderaten Absenken der Studienplatze
von hundertfinfzehn auf hunderttau-
send, so wird jetzt, Ende der neunziger
Jahre, als Ziel der Erhalt von funfundacht-
zigtausend (oder eher funfundsiebzigtau-
send?) angegeben. In Einzelvertragen, ab-
geschlossen vom Senat mit den einzelnen
Hochschulen, werden die reduzierten Zu-
schisse (nach Abzug der Sparraten) ga-
rantiert, wahrend die Hochschulen selbst
sich zur Ausarbeitung von Strukturpléanen
verpflichten, die das Profil der jeweiligen
Hochschule und ihre Stellung im Gesamt-
geflige der Berliner Hochschulen beschrei-
ben.

Im Forschungsbereich konzentrieren sich
die Probleme besonders deutlich bei dem
Wissenschafts- und Wirtschaftsstandort
Adlershof. Dort sollen in einer ,,integrier-
ten Landschaft aus Wissenschaft, Wirt-
schaft und Lehre* innovative Wirtschafts-
unternehmen mit den Instituten der ma-
thematisch-naturwissenschaftlichen  Fa-
kultdéten der Humboldt-Universitdt zu-
sammenarbeiten, die von der Stadtmitte
kostenaufwendig auf das neue Gelande
zu verlegen sind. Der Senat hat trotz sei-
nes Sparkurses die Planungen bestatigt,
denn sollte es gelingen, in der Lehre ein
zukunftstrachtiges und qualitétvolles An-
gebot zu sichern und in der Forschung
Vielfalt und Anwendungsbezogenheit
weiter zu stérken, so kann — das ist die
Uberlegung - Berlin seine Chancen als ein
Schwerpunkt des Transfers von Wissen-
schaft und Forschung nutzen, die sich mit
der bevorstehenden Osterweiterung der
Europdischen Union betréachtlich verbes-
sern werden.



... wie auch Kultur

,.Drei Opernhauser, Uber 150 Theater und
Bihnen, rund 170 Museen und Sammlun-
gen, Uber 300 private und kommunale Ga-
lerien, mehr als 250 offentliche Bibliothe-
ken, 130 Kinos sowie zahlreiche andere
kulturelle Einrichtungen* z&hlt eine Ver-
offentlichung aus dem Jahr 1996 auf. Die
Statistik nennt fur die Buhnen aller Art
knapp drei Millionen Besucher in einer
Spielzeit, fur die Gesamtheit der Museen
und Ausstellungen jahrlich Giber sechs Mil-
lionen. Nicht oder nur zum Teil einbezo-
gen sind die Uber vierhundert Freien
Gruppen mit ihren Performances, Kleinga-
lerien und Off-Off-Buhnen in alten Knei-
pen, Laden und Hinterhdfen, in denen
manche das eigentlich Unverwechselbare
des Berliner kulturellen Lebens sehen.
Wer in eines der Programm- oder Stadtma-
gazine blickt, findet taglich rund hundert
Buhnenauffihrungen, jeweils um ein Dut-
zend ,,klassische** Konzerte, dazu Lesun-
gen und Kabarettvorstellungen, ein halbes
Hundert Jazz-, Folk- und Rockveranstal-
tungen und Uber zweihundert zeitlich be-
fristete Ausstellungen in Museen und Ga-
lerien, wieder die freie und sehr freie
Szene nur zum Teil einbezogen. Hinter den
imponierenden Zahlen dieses Angebots
finden wir sowohl die geballte Macht des
Uberkommenen Kulturpotentials der ,,bei-
den Berlins* als auch Neues, von der Auf-
bruchsstimmung der veranderten Situati-
on Getragenes. Noch klingt das alte Span-
nungsfeld zweier ,,kultureller Identitaten*
nach, 18st sich aber in der Pluralitat der An-
gebote und der Nachfrage, von kritischer
und zustimmender Teilhabe.

Inzwischen ist fast ein Jahrzehnt des Zu-
sammenwachsens vorbei. Aber noch
immer ist, was man die kulturelle Infra-
struktur nennen kénnte, in Bewegung.
Mdglichst alle Institutionen sollen erhal-
ten bleiben, lautet die Devise. Kann sie
auch bei beispielsweise drei Opernhau-
sern, zwei weiteren Musikbihnen und
funf zusatzlichen groRen Konzertorche-
stern sowie einer Vielzahl von Chéren gel-
ten? Auf die Frage, wieviel Theater Berlin
brauche, antwortete ein prominenter In-
tendant: Soviele Uberleben kénnen, aber
unverwechselbar mufiten sie sein. Die
Suche nach Profil, deren Zwang heilsam
sein kann, dauert an. Geschlossen wurden
bisher West-Berliner Theater. Immerhin
wurde in letzter Zeit die Bereitschaft des
Bundes deutlicher, ,,kulturelle Leuchtttr-
me*‘ angemessen zu unterstttzen.

Die ,,Stiftung PreufRRischer Kultur-
besitz* als Beispiel eines lebendigen
Foderalismus

Am Tage der Vereinigung tUbernahm die
Stiftung PreuBischer Kulturbesitz die Ost-
Berliner Staatlichen Museen und ihre Mit-
arbeiter und legte die einzelnen Mu-
seumsinstitute wieder zusammen.

Seitdem gibt es eine einheitliche Struktur-
planung. Bund und Lander tragen — durch
Finanzierungsabkommen bekréaftigt — ge-
meinsame Verantwortung fur die grof3te
und bedeutendste  Kultureinrichtung
Deutschlands, die als eindrucksvolles Bei-
spiel fur einen lebendigen Fdderalismus
gilt. Zur Stiftung gehoren die siebzehn
wiedervereinigten staatlichen Museen -
der grofRte Museumskomplex Europas —,
die zwei Hauser der Staatsbibliothek
sowie eine Reihe weiterer Einrichtungen.
Beim Publikum besondere Beachtung fan-
den die Eroffnung des Museums der Ge-
genwart im alten Hamburger Bahnhof als
drittem Haus der Nationalgalerie und der
Gemaldegalerie (Alte Meister) im jetzt
zentral gelegenen Kulturforum.

Unter der vielfaltigen Berliner Museums-
landschaft treten Einrichtungen hervor,
die Berlin als Ort totalitarer Geschichte er-
fahrbar machen: das Judische Museum —
dessen ungewdodhnlicher Neubau (Archi-
tekt Daniel Libeskind) die Katastrophe der
Ermordnung von Millionen Juden archi-
tektonisch spuren lakt — und die bedeu-
tenden Gedenkstétten: von der Topogra-
phie des Terrors, den Gedenkstatten Deut-
scher Widerstand und Haus der Wannsee-
konferenz bis zur Stasi-Zentrale in der
Normannenstrafie.

Es spricht fur die zunehmende Anzie-
hungskraft Berlins, wenn private Kunst-
sammlungen wie die von Ernst Marx
(Hamburger Bahnhof) und Heinz Berg-
gruen (Picasso und seine Zeit) in der Stadt
eine Bleibe gefunden haben. Verlage, Ga-
lerien, Kunstmessen und Auktionshauser
sind zurtckgekehrt, haben Dependancen
eroffnet oder sind neu gegrtindet wor-
den. Die Fernsehanstalten ARD und ZDF
bereiten Hauptstadtstudios vor; der priva-
te Nachrichtensender ntv sendet von hier;
SAT 1 wird seine Zentrale nach Berlin ver-
legen. Das kommerzielle Entertainment
modernen Stils entdeckt die Stadt: neben
Multiplex-Kinos sollen in den Arealen am
Potsdamer Platz auch Musical- und Varie-
te-Buhnen entstehen. Auch die Interna-
tionalen Filmfestspiele ziehen um.

Den geballten Investorentrdumen ge-
genuber wirkt die alternative Kulturszene
mit ihren neuen Schwerpunkten Spandau-
er Vorstadt und Prenzlauer Berg fast kon-
ventionell. Sie ist ohnehin von ihrem An-
spruch her stéandig in Bewegung, kampft
aber um Erhalt und Ausbau ihrer sozio-kul-
turellen Institutionen in Halbruinen und
ehemaligen Brauereigebauden, die den
freien Gruppen Ruckhalt geben sollen.
Nicht nur das kulturelle Leben Berlins ist
vom Ubergang gepragt. Berlin erlebt die
,»mentalen deutsch-deutschen Dissonan-
zen*, wie das Problem einmal benannt
wurde, am eigenen Leibe. Entscheidend
wird sein, ob die Stadt auf Dauer gesehen
die Kraft findet, diese Dissonanzen zu
Uberwinden. Die Aussichten sind nicht
ungunstig. Vergleicht man die gegenwar-
tige Lage Berlins mit der jungsten Ver-
gangenheit, so ist Optimismus am Platz:
Die bis zum Schlu? latente Gefahrdung
der ,,Frontstadt* Berlin (West) ist ebenso

Uberwunden wie der Zustand der halben
Hauptstadt Berlin (Ost), deren Grenz-
anlagen nach West aller Welt kral3 vor
Augen fuhrten, in welchem MaRe das Re-
gime der DDR deren Bewohnern grundle-
gende Menschenrechte wie Freiztigigkeit
und  Selbstbestimmung vorenthalten
hatte. Demgegenuber besitzt, trotz aller
gegenwartigen Probleme, die vereinigte
Stadt alle Chancen fur eine vielverspre-
chende und gesicherte Entwicklung.
Hoffnung gibt die jetzt auch im wortli-
chen Sinne vorhandene Offenheit der
Stadt. Wenn es gelingt, Qualitat, Kreati-
vitdt und Innovationskraft zu verbinden,
kénnte Berlin einer der grofl3en européi-
schen ,,Umschlagplatze* werden, auf
denen sich vielfaltige Formen des stadti-
schen Lebens Uberzeugend und faszinie-
rend darstellen, gegenseitig beeinflussen
und verandernd entwickeln.

Das Wappen

Der ,,Berliner Bar wurde erstmals 1280 in
einem Siegel der Stadt Berlin gefihrt. Die
Herkunft dieses Wappentieres ist umstrit-
ten. Einer Theorie zufolge geht er auf den
Askanier Albrecht den Béren zurick, eine
andere Sichtweise bringt ihn in Beziehung
mit dem Ortsnamen. Lange Zeit gehorte
der brandenburgische Adler — Wappentier
der Landesherrn, der Kurfursten von Bran-
denburg — zum Wappen Berlins. Nach der
Belehnung der Hohenzollern mit der
Mark Brandenburg wurde dieser durch
den Adler der Hohenzollern ersetzt. 1918,
mit Abschaffung der Monarchie, setzte
sich der Bar als alleiniges Wappentier der
Stadt Berlin dann endgultig durch. Nach
1948 fuhrten beide Stadtteile den Baren
weiter. Ihre Wappen unterschieden sich le-
diglich durch die Kronen: die Mauerkrone
im Osten, die kombinierte Mauer- und
Blatterkrone im Westen, die schlief3lich
auch fUr das vereinigte Berlin tbernom-
men wurde.
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Vom Kernland Preu3ens zum gréf3ten der neuen Lander

Brandenburg

Von Werner Kiinzel

GroRes Land, diinn besiedelt

Unter den neuen L&ndern hat Branden-
burg das ausgedehnteste Territorium. Mit
29476 km? (Stand: 31.12.1997) steht es
der Flache nach unter allen Bundes-
landern an funfter Stelle. Es grenzt an
die Bundeslander Sachsen (Grenzlénge
244 km), Sachsen-Anhalt (370 km), Nieder-
sachsen (29,5km) und Mecklenburg-Vor-
pommern (441km). Das Land Berlin wird
von Brandenburg vollstandig umschlossen
(234 km). Von den Landern, die an Polen
grenzen, besitzt Brandenburg mit der
langs der Flusse Oder und Lausitzer Neil3e
sich erstreckenden Grenze (252km) die
langste.

Brandenburgs geografische Gestalt als Teil
der Norddeutschen Tiefebene bildete sich
wahrend der Eiszeit, deren gewaltige Eis-
schichten das Land zwischen Elbe und
Oder glatteten, wahrend die Ablagerun-
gen der Endmorénen Erhebungen bilde-
ten. So entstanden einander abwechseln-
de Hugellandschaften und Ebenen mit
weiten Waldern. Der im Flaming gelegene
Hagelberg ist mit 200 m der hdchste Berg
Brandenburgs. Brandenburgs reizvolle
Landschaft wird durch viele eiszeitliche
Seen, weite Ketten schmaler Rinnenseen,
Flusse und Walder gepragt. Die bekannte-
sten Seen sind der Ruppiner See, der Wer-
bellinsee, der Scharmutzelsee und der
durch Theodor Fontanes Roman bekannte
Stechlin. Die bedeutendsten Flusse sind
die Oder und die Havel mit ihren Neben-
flussen.

Im Gegensatz zu seiner grof3en territoria-
len Ausdehnung gehdrt Brandenburg zu
den Landern mit geringer Bevolkerungs-
dichte. Sie betragt 87 Pers./km? Unter den
neuen Landern wie auch im gesamtdeut-
schen Mafstab rangiert Brandenburg
damit vor Mecklenburg-Vorpommern an
vorletzter Stelle. Die nach 1990 infolge
Abwanderung und Geburtenrtickgang
stetig zuriickgegangene Bevélkerungszahl
wuchs in den letzten Jahren wieder an:

Bevolke-

rungszahl o o
Jahr gesamt mannlich  weiblich
1990 2578312 1246460 1331852
1994 2536747 1242804 1293943
1997 2573291 1267196 1306095

Bevolkerung
(Stand: 31. 12. 1997)

GemeindegroRegruppe
(nach Einwohnern)

unter 500 258944
500 — unter 2 000 395093
2000 —unter 5000 267 444
5000 - unter 10 000 319531
10000 — unter 20 000 320540
20000 und mehr 1011793

Der groRere Teil der Bevolkerung ist im
landlichen Raum ansassig. Mehr als jeder
zehnte Brandenburger lebt in einer Ge-
meinde, die weniger als 500 Einwohner
hat:

Nur in zwei Stédten Ubersteigt die Bevol-
kerungszahl die Grenze von hunterttau-
send: in der Landeshauptstadt Potsdam
(31.12.1997: 131851 Einwohner) und
Cottbus (118463). Und neben diesen bei-
den gibt es nur zwei Stadte, deren Ein-
wohnerzahl die funfzigtausend erreicht:
die kreisfreien Stadte Brandenburg a.d.
Havel (82460) und Frankfurt (Oder)
(77871). Deutlich Gber dem Landesdurch-
schnitt liegt der engere Verflechtungs-
raum Berlin-Brandenburg. Auf einer
Flache von 4477 km? leben hier 846477
Menschen. Dies entspricht einer Bevolke-
rungsdichte von 189,1 Personen je km?.
Der Anteil der Auslander an der Gesamt-
bevélkerung nimmt zwar kontinuierlich
zu, bleibt aber immer noch betrachtlich
unter dem am 30.09.1996 8,9% betra-
genden Bundesdurchschnitt.

500 Jahre Hohenzollernherrschaft

Brandenburgs Geschichte unterscheidet
sich in mancherlei Hinsicht von der anderer
Bundeslander. Das verfassungsrechtlich
,»heue* Land Brandenburg gehort in die
Reihe der historisch ,,alten* Lander, deren
Existenz auf die Errichtung von Territorial-
herrschaften im 12. Jahrhundert zuriick-
geht, nachdem sich die alten Stammesher-
zogtumer aufgeldst hatten. Seine Ge-
schichte war von seinen Anfangen bis in
die Gegenwart von engen Beziehungen
zwischen Deutschen und Slawen gepragt.
Entscheidend fiir die Geschichte des Landes
war, daf3 es zur Keimzelle des Kénigreichs
PreuRen wurde, das seit dem 18. Jahrhun-
dert Deutschlands Geschichte dominierte.

Seit dem 7. Jahrhundert war Branden-
burgs Territorium slawisch besiedelt. Der
Versuch der ottonischen Herrscher Hein-
rich I. und Otto |., die Gebiete zwischen
Elbe und Havel dem deutschen Reich ein-
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Spreewalderin in traditioneller Tracht.
Foto: Rainer Weisflog

zuverleiben, scheiterte im grof3en Sla-
wenaufstand 983. Erst 150 Jahre spater
gelang im Zuge der deutschen Ostkoloni-
sation dem Askanier Albrecht dem Béren
die dauerhafte Unterwerfung der Sla-
wen; seit 1157 nannte er sich — den
Namen der slawischen Havelfestung auf
das ganze Land Ubertragend — Markgraf
von Brandenburg. Albrechts Nachfolger
dehnten in der Folgezeit ihr Gebiet bis
weit Ostlich der Oder, der spater so ge-
nannten Neumark, aus und besiedelten
es mit deutschen und flamischen Koloni-
sten. Uber 100 Stadte wurden gegriindet.
Die alteingesessene slawische Bevol-
kerung vermischte sich rasch mit den
deutschen Zuwanderern. Nur im Suden
Brandenburgs — im Spreewald und der
Lausitz — bewahrten die Sorben (Wen-
den) bis heute ihre slawische Sprache und
Kultur.

Nach dem Aussterben der brandenburgi-
schen Linie der Askanier traten Wittelsba-
cher und Luxemburger ihr Erbe an. Sie re-
gierten fern der Mark, die im Innern in
Anarchie versank und schutzlos den Nach-
barn preisgegeben war. Dies sollte sich
erst andern, nachdem Kaiser Sigismund
1415 seinen Vertrauten, den Burggrafen
Friedrich von Nurnberg mit der Mark
Brandenburg belehnte. Damit begann die
Uber funf Jahrhunderte wahrende Herr-
schaft der Hohenzollerndynastie tber das
Land. In den né&chsten Jahrhunderten
machten die Hohenzollern Brandenburg,
das zum Kernland des Konigreichs
Preuen mit den mit ihrem Namen ver-
bundenen vielgeschméahten ,,preufischen
Militarismus* und den gepriesenen
,.preuBBischen Tugenden* wurde, zu einer
GroRBmacht von europdischem Rang.

Drei Faktoren markierten diesen Prozef3.
1. Durch gluckliche Erbschaften (1614
Erwerb des Herzogtums Kleve und der
Grafschaften Mark und Ravensberg, 1618



Eintreten des Erbfalls im Herzogtum
PreuRen) erstreckten sich die Territorien
der Hohenzollern vom Rhein im Westen
bis jenseits der Reichsgrenzen im Osten.
Diese vorerst noch lediglich durch dynasti-
sche Personalunion miteinander verbun-
denen Lander territorial abzurunden, war
ein zentrales politisches Ziel der Hohen-
zollern, die ihrem Staat immer neue Er-
oberungen einverleibten (u.a. 1648 Hin-
terpommern, Minden und Halberstadt,
1680 Magdeburg, 1742 Schlesien, 1772
WestpreuR3en).

2. Wie kaum ein zweites deutsches Fur-
stentum hatte Brandenburg im Dreil3ig-
jahrigen Krieg zu leiden. Militarisch
schwach, lavierte es zwischen Kaiserlichen
und Schweden und war der Willkur beider
Blocke ohnmaéchtig ausgesetzt. Der
,.Grof3e Kurfirst* Friedrich Wilhelm setzte
deshalb die Bildung eines stehenden Hee-
res durch, das von seinem Enkel, dem ,,Sol-
datenkonig“ Friedrich Wilhelm I., zu einer
der schlagkraftigsten europaischen Ar-
meen ausgebaut wurde.

3. Mit der Installierung eines Verwaltungs-
apparates, dessen Aufgaben und Kompe-
tenzen sich Uber die Mark hinaus auf al-
le erworbenen Territorien erstreckten,
wurde ein Prozel3 staatlicher Vereinheitli-
chung von oben eingeleitet. Brandenburg
nahm in diesem Staatsgefiige schlieRlich
seit 1815 nur noch die Position einer von
zehn Provinzen ein. Aus dem Kurfursten-
tum Brandenburg entstand 1701 das Ko6-
nigreich Preuflen; seit 1871 war die
preuBlische Konigskrone durch die Reichs-
verfassung mit der des deutschen Kaisers
verbunden.

Bis zum Ende des Zweiten Weltkrieges be-
stand der formell erst durch das Gesetz Nr.
46 des Allilerten Kontrollrats vom 25. Fe-
bruar 1947 aufgelOste Staat PreuRen. Aus
seiner Konkursmasse entstand durch Be-
fehl der sowjetischen Besatzungsmacht
vom 9. Juli 1945 — vorerst als Provinz be-
zeichnet — das Land Brandenburg, das seine
Ostlich der Oder gelegenen Teile an Polen
verlor. Doch das neue Land sollte nicht
lange Bestand haben. Nachdem ihm die
Zentralisierungspolitik der SED grundle-
gende Entscheidungskompetenzen ent-
zog, wurde es schlie3lich im Juli 1952 ganz-
lich liquidiert. Aus ihm gingen mit territo-
rialen Veranderungen die Bezirke Pots-
dam, Frankfurt/Oder und Cottbus hervor.
Erst mit der Wiederherstellung der deut-
schen Einheit am 3. Oktober 1990 ent-
stand das Land Brandenburg erneut.

Die Landesverfassung ist erkennbar
vom Runden Tisch gepragt

Noch bevor sich das neue Land Branden-
burg juristisch konstituierte, setzte die Dis-
kussion um eine Landesverfassung ein. En-
gagiert gefilhrte Debatten entspannen sich
um solche Probleme wie das Fur und Wider
sozialer Staatszielbestimmungen, die Ein-
beziehung direktdemokratischer Verfahren
in die Gesetzgebung, den Umfang des
Grundrechtskatalogs oder die Regelung des
Umweltschutzes. Zu den verschiedenen
Entwirfen gingen Hunderte von Vorschlé-

gen ein. Gegenentwirfe wurden vorgelegt.
Einige lehnten die entstehende Verfassung
als ,,Weg in eine andere Republik* ab und
drohten mit Verfassungsklage. Die Bran-
denburger Burger jedoch gaben der neuen
Verfassung im Referendum vom 14. Juni
1992 eine eindeutige Legitimation. Zwar
lag die Abstimmungsbeteiligung lediglich
bei 47,93 %; die Zustimmungsquote aber
betrug 94,04 %.

Die Landesverfassung Brandenburgs nahm
die Traditionen demokratischer Verfas-
sungsentwicklung in sich auf. Regelungen
im Grundrechtskatalog, in den parlamenta-
rischen Arbeitsstrukturen, der Rechtsstel-
lung von Abgeordneten, der richterlichen
Unabhéangigkeit usw. lassen sich in Inhalt
und teilweise sogar im Wortlaut bis auf die
,.Paulskirchen*-Verfassung von 1849
zurlUckfuhren. Daruiber hinaus reflektiert
die Verfassung die Impulse der bundeswei-
ten Diskussionen, wie sie sich auch in ande-
ren neueren Landesverfassungen niederge-
schlagen haben. Unverkennbar hat aber
auch das Rechtsverstandnis von DDR-BUr-
gerbewegungen vielfach Brandenburgs
Verfassungsschopfern die Feder gefihrt. So
entstammt die Formulierung zur Wirde im
Sterben oder zur schiitzenden Toleranz se-
xueller Identitat nahezu wortlich der Ver-
fassung des Zentralen Runden Tisches. Dar-
Uber hinaus werden wichtige Staatszielbe-
stimmungen formuliert, die — wenngleich
juristisch nicht einklagbar — der Landespoli-
tik bestimmte Schwerpunkte vorgeben. So
hat der Staat ,,im Rahmen seiner Krafte fur
die Verwirklichung des Rechts auf eine an-
gemessene Wohnung* sowie ,,durch eine
Politik der Vollbeschaftigung und Arbeits-
forderung fur die Verwirklichung des
Rechts auf Arbeit zu sorgen*.

Breiten Raum nimmt der Schutz der natir-
lichen Lebensgrundlagen ein. Verschiede-
ne in der Verfassung geregelte Politikbe-
reiche sind okologischen Zielsetzungen
unterworfen. Ein eigener Verfassungsar-
tikel ist dem Recht des sorbischen (wendi-
schen) Volkes auf Schutz, Erhaltung und
Pflege seiner nationalen Identitat und der
Gewabhrleistung seines angestammten
Siedlungsgebietes gewidmet.

Bei der in der Verfassung benannten Auf-
gabe, eine friedliche Zusammenarbeit mit
anderen Volkern anzustreben, wird der
polnische Nachbar ausdrticklich hervorge-
hoben. Dieser Verpflichtung ist das Land
seitdem mit einer Vielzahl grenziber-
schreitender Aktivitdten nachgekommen.
So sind Brandenburger Kommunalge-
meinschaften an den Euro-Regionen Po-
merania, Pro Europa Viadrina und Spree-
NeilRe-Bober beteiligt.

Der Landtag besteht aus 88 Abgeordne-
ten. Sie werden auf funf Jahre gewahlt.
Wabhlberechtigt sind alle Biirger Branden-
burgs, die das 18. Lebensjahr vollendet
haben. Bei der Sitzverteilung werden nur
jene Parteien, politische Vereinigungen
oder Listenverbindungen berucksichtigt,
die mindestens funf Prozent der gultigen
Zweitstimmen oder mindestens in einem
Wahlkreis ein Direktmandat errungen
haben. Diese Sperrklausel gilt nicht fur po-
litische Vertretungen der Sorben. Der
Landtag besitzt das Recht der Selbstaufl6-
sung. Er kann auch durch den Ministerpra-
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sidenten nach gescheiterter Vertrauens-
frage sowie durch einen Volksentscheid
mit erhdhten Quoren aufgeldst werden.
Zu den verfassungsrechtlichen Besonder-
heiten in der Stellung des Landtags
gehdren, dal3 die Opposition ein von der
Verfassung garantiertes Recht auf Chan-
cengleichheit besitzt und da die Immu-
nitat der Abgeordneten erst auf Verlan-
gen des Landtags hergestellt wird.

An die Wahlperiode des Landtags ist die
Amtszeit der Landesregierung gebunden.
Der Landtag wahlt den Ministerpréasiden-
ten, der die Richtlinien der Regierungs-
politik bestimmt und die Minister ernennt
und entlaf3t. Die Landesregierung ist ver-
pflichtet, den Landtag Uber die Vorberei-
tung von Gesetzen und Verordnungen,
Uber Grundsatzfragen von Raumordnung
und Standortplanung, die Durchfiihrung
von Grol3vorhaben sowie Uber die Zusam-
menarbeit mit Bund, den anderen L&n-
dern, den Européischen Gemeinschaften
und anderen Staaten frihzeitig und voll-
standig zu unterrichten.

Die Landesverfassung garantiert eine un-
abhangige Rechtspflege. Nachdem fir
eine Ubergangszeit die Gerichtsstruktur
der DDR bestehen blieb, wurde in den
Jahren 1991 bis 1993 mit einer Vielzahl
von Malinahmen die Justiz den rechts-
staatlichen Anforderungen angepafit. Es
entstanden eigenstandige Arbeits-, Sozial-
und Verwaltungsgerichte sowie das Fi-
nanzgericht des Landes Brandenburg. Mit
dem 1. Dezember 1993 war die strukturel-
le Neuordnung der ordentlichen Gerichts-
barkeit mit Amts- und Landgerichten
sowie dem Brandenburgischen Oberlan-
desgericht abgeschlossen. Seit Oktober
1993 ist auch ein eigenes Landesverfas-
sungsgericht tatig.

Ein schwieriges Problem bei der Umstel-
lung der Gerichtsbarkeit war die Aufgabe,
das Vertrauen der Birger in die neue
Rechtspflege zu sichern. Dabei galt es, ei-
nerseits die Justiz politisch und moralisch
Belasteter zu entledigen, andererseits
aber einer UbermafRigen westdeutschen
Uberfremdung vorzubeugen. Deshalb
wurden von dem auf der Grundlage der
Landesverfassung gebildeten Richter-
wahlausschuf3 alle Richter und Staatsan-
walte, die an DDR-Gerichten tatig gewe-
sen waren und ihren Beruf weiter aus-
Uben wollten, auf ihre personliche und
fachliche Eignung Uberpruft. Von 242
Richtern, die einen Antrag auf Ubernah-
me gestellt hatten, wurden schlie3lich 128
(53%) Ubernommen, von 166 Staatsan-
waélten 101 (61 %).

Die Brandenburger machen regen
Gebrauch von direktdemokratischen
Verfahren

Die parlamentarische Gesetzgebung wird
durch ein dreistufiges direktdemokrati-
sches Verfahren (Volksinitiative, Volksbe-
gehren, Volksentscheid) ergénzt. Die ver-
langten Quoren - 20000 Einwohner (ca.
1%) bei der Volksinitiative, 80000 Wahl-
berechtigte (ca. 4 %) beim Volksbegehren
—sind die niedrigsten aller deutschen Bun-



deslander. Verfassungsrechtlich nicht un-
umstritten ist das Beteiligungsrecht aller
Einwohner - also nicht nur der wahlbe-
rechtigten Deutschen - bei der Volksinitia-
tive. Der Erfolg eines Volksentscheids ver-
langt die Zustimmung der Mehrheit der
Abstimmenden, mindestens jedoch 25%
der Stimmberechtigten. Bei Verfassungs-
anderungen und Landtagsauflésungen
gelten hoéhere Quoren. 15 Volksinitiati-
ven, 4 Volksbegehren und 2 Volksent-
scheide seit Inkrafttreten der Landesver-
fassung zeigen, in welch hohem Malf3e die
Brandenburger die Méglichkeiten plebis-
zitarer Demokratie angenommen haben.

Dominanz der SPD

Wéhrend der Wendezeit bildeten sich in
Brandenburg zahlreiche Parteien neu
bzw. um. Im November 1989 wurde - we-
nige Wochen nach der noch unter konspi-
rativen Umstanden erfolgten Grindung
der Sozialdemokratischen Partei Deutsch-
lands in der DDR deren provisorischer Be-
zirksverband Brandenburg gegriindet.
Die Partei geniel3t — nicht zuletzt dank des
Ansehens von Ministerprasidenten Man-
fred Stolpe - Popularitat, verfigt aber
Uber eine vergleichsweise geringe Mitglie-
derzahl.

Die CDU entstand durch Fusion der DDR-
Blockparteien  Christlich-Demokratische
Union (CDU) und Demokratische Bauern-
partei Deutschlands (DBD) und der Bir-
gerbewegung Demokratischer Aufbruch.
Die durch diesen ZusammenschluR3 ge-
wonnene Mitgliederstarke konnte sie je-
doch nicht halten. Fihrungskampfe, Ost-
West-Rivalitaten, innerparteiliche Konflik-
te zwischen Neumitgliedern und ,,Block-
fléten* pragen nicht nur das Bild der Par-
tei in der Offentlichkeit, sondern filhrten
auch zu erheblichen Mitglieder- und
Stimmverlusten. Seit 1990 wechselte drei-
mal der Parteivorsitz.

Die aus den SED-Bezirksorganisationen
hervorgegangene PDS ist trotz rucklaufi-
ger Zahlen die mitgliederstérkste Partei.
In einigen Kommunalparlamenten stellt
sie die starkste Fraktion.

Kompliziert verlief die Entwicklung des
Landesverbandes von Buindnis 90/Die Gru-
nen. Zur ersten Landtagswahl hatten die
Griunen und die aus den Burgerbewegun-
gen Neues Forum, Demokratie Jetzt und
Initiative fUr Frieden und Menschenrechte
bestehende Listenverbindung Blindnis 90
getrennt kandidiert. Dem 1991 gegrtinde-
ten Landesverband Bindnis 90 traten
nicht alle Mitglieder der Birgerbewegun-
gen bei. Der bundesweite Zusammen-
schluB von Bundnis 90 und Die Grunen
|I6ste in Brandenburg parteiinterne Kon-
troversen aus. In deren Folge traten Mit-
glieder und Abgeordnete aus der Partei
aus und grindeten das Burgerblndnis,
das aber nach dem MiRerfolg bei der
Landtagswahl 1994 zerfiel; einige seiner
Mitglieder fanden in der CDU eine politi-
sche Heimat.

Um ihr politisches Uberleben kampft auch
die ED.P, die in Brandenburg aus den
friheren Blockparteien Liberal-Demokra-
tische Partei Deutschlands (LDPD) und
National-Demokratische Partei Deutsch-
lands (NDPD) sowie den Neugriindungen
Deutsche Forumspartei (DFP) und Ost-
F.D.P. hervorgegangen ist. Die 5%-Hurde
konnte die Partei bei den letzten Land-
tagswahlen nicht tberwinden.

Die bisherigen Wahlergebnisse in Bran-
denburg sind sowohl Spiegelbild inner-
parteilicher Entwicklungen als auch der
Popularitat der einzelnen Parteien und
der sie reprasentierenden Personlichkei-
ten. Wahrend es anfanglich schien, als
wirde eine Pattsituation zwischen SPD
und CDU bestehen, setzte sich in der
Waéhlergunst sehr rasch die SPD durch. Bei
allen nach 1990 stattgefundenen Wahlen
dominierte sie eindeutig. Sténdige Stim-
mengewinne konnte die PDS verbuchen —
bei den Landtagswahlen 1990 bildete sie
gemeinsam mit dem Demokratischen
Frauenbund Deutschlands, Die Nelken,
Freie Deutsche Jugend und Marxistische
Jugendvereinigung Junge Linke die Linke
Liste, wahrend die Ergebnisse von FD.P.
und Grune/Bundnis 90 unter dem Bundes-
durchschnitt blieben.

Im Landtag der Wahlperiode 1990-1994
stellte die SPD die starkste Fraktion. Von
den 88 Sitzen fielen 36 auf die SPD, 27 auf
die CDU, 13 auf PDS/Linke Liste und je 6

Wabhl % der Stimmen
(Landes- und Bundestagswahlen: Zweitstimme)
SPD CDU PDS FED.P. BU 90/Grune | Sonstige
Landtagswahl
14. 10. 1990 3824 | 2940 | 1341 6,63 6,42 2,84 3,06
Bundestagswahl
2.12. 1990 3290 | 3628 | 11,03 9,74 6,63 3,41
Kommunalwahl
5.12. 1993 3450 | 20556 | 21,19 7,09 4,19 12,47
Landtagswahl
11. 9. 1994 54,14 18,72 18,71 2,20 2,89 3,34
Bundestagswahl
16. 10. 1994 4505 | 2812 | 19.28 2,62 2,89 2,03
Bundestagswahl
4 20,7 2 2 2
27.9.1998 3,50 0,78 0,30 85 3.6 8,95
Kommunalwahl
2791998 38,97 21,42 21,62 4,14 4,13 9,70
(Kreise und kreis-
freie Stadte)
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auf FE.D.P. und Bundnis 90. SPD, F.D.P. und
Bundnis 90 gingen die sogenannte ,,Am-
pelkoalition* ein. Der von Ministerprasi-
dent Manfred Stolpe (SPD) gefiihrten Re-
gierung gehorten funf SPD-Minister an,
je zwei Minister wurden von FED.P. und
Buindnis 90 gestellt; ein Minister war par-
teilos. Im 1994 gewahlten Landtag sind
nur noch drei Fraktionen vertreten. Mit
(nach inzwischen erfolgtem Parteiwechsel
und -ausschluR von Abgeordneten) ge-
genwartig 51 Sitzen verfugt die SPD Uber
die absolute Mehrheit. Der CDU- und PDS-
Fraktion gehoéren je 18 Abgeordnete an,
ein Abgeordneter ist fraktionslos. Das
zweite Stolpe-Kabinett ist — mit Ausnah-
me des parteilosen Ministers der Justiz
und fur Bundes- und Europaangelegen-
heiten Hans Otto Brautigam — ausschliel3-
lich mit SPD-Mitgliedern besetzt.

Brandenburger wollen keine
Fusion mit Berlin

Von besonderer Art sind die Beziehungen
zwischen den Landern Brandenburg und
Berlin. Sie bilden nicht nur, indem Bran-
denburg das Land Berlin vollstandig um-
schlie3t, ein geografisches Spezifikum,
sondern haben auch weit zurlckreichen-
de historische Hintergrinde. Die heutige
Bundeshauptstadt Berlin Ubertraf bis ins
15. Jahrhundert hinein — bis 1709 als noch
getrennte Stadte Berlin und Coélln - an
GroRRe, Wirtschaftskraft und politischer
Bedeutung andere markische Stadte
kaum. Erst mit der stdndigen Verlegung
der kurfurstlichen Residenz und aller
wichtigen Verwaltungsbehdrden in die
Stadt gewann sie eine exponierte Stel-
lung. Die aufblihende Industrie im vori-
gen Jahrhundert zog viele Tausende Ar-
beitssuchende in die Stadt, deren Grenzen
nun immer mehr ausgedehnt wurden.
Zahlreiche umliegende Orte wurden nach
Berlin eingemeindet. Dies flhrte schon
damals zu Konflikten und Einspriichen be-
troffener Kommunen. Aber auch die Berli-
ner Behdrden wehrten sich vorerst gegen
die von der preufischen Regierung favori-
sierte Einverleibung der grof3en Nachbar-
orte in die Stadt. Sie fUrchteten Ubermagi-
ge finanzielle Belastungen. Man ent-
schied sich vorerst dafur, Berlin aus dem
Provinzialverband Brandenburg heraus-
zuldsen (1881), zugleich aber eine intensi-
ve grenzuberschreitende Regionalpolitik
Uber kommunale Grenzen hinweg zu si-
chern. So ermoéglichte die Ausdehnung
der Berliner Bauordnung 1887 auf das
Umland die Errichtung von Mietskasernen
aulBerhalb der Hauptstadt. Seit 1899 um-
fal3te eine einheitliche Gerichts- und Poli-
zeiorganisation Berlin und die Nachbar-
stadte. Hohepunkt dieser Entwicklung
war die Grindung des Zweckverbandes
fur GroR-Berlin im Juli 1911. Dieser um-
fal3te 374 Einzelgemeinden mit 4,1 Millio-
nen Einwohnern. Er sah seine Aufgabe vor
allem in der Abstimmung und Zentralisie-
rung gemeinsamer Aufgaben im Ver-
kehrswesen, Bebauung und Erhaltung
von Grunflachen. Einer seiner gré3ten Er-
folge war der ,,Dauerwaldvertrag* 1915;



durch den Ankauf riesiger Waldflachen
vom preuf3ischen Staat wurden diese bis
zum heutigen Tag der Bauspekulation
entzogen.

Nach langen Debatten in staatlichen und
kommunalen Gremien beschlo3 die
PreuBische Landesversammlung 1920 mit
der knappen Mehrheit von 164 gegen 148
Stimmen die Bildung von Grof3-Berlin. 7
Brandenburger Stadte, 59 Landgemein-
den und 27 Gutsbezirke wurden der
Hauptstadt einverleibt.

Nach dem Zweiten Weltkrieg gehorten
Brandenburg und der Westteil der geteil-
ten Hauptstadt gegensatzlichen politi-
schen Blocken an. Ost-Berlin wurde als
,.Hauptstadt der DDR* in materieller Ver-
sorgung, Baukapazitaten und kultureller
Ausstattung dem provinziellen Umland
deutlich vorgezogen. Trotz vielfacher
menschlicher Bindungen, die auch Blocka-
de und Mauer nicht zu zerstbren ver-
mochten, bauten sich Ressentiments zwi-
schen Berlin und der ,,Zone** auf. Mit der
Herstellung der deutschen Einheit ver-
schwanden sie nicht Uber Nacht, sondern
erfuhren — besonders wegen mancherlei
nicht erwarteter Begleiterscheinungen
des Einigungsprozesses — eher noch eine
Vertiefung. Unter diesen Umstanden be-
gannen die beiden Lander, die Empfeh-
lung des Einigungsvertrages Uber die
Schaffung eines einheitlichen Bundeslan-
des Berlin-Brandenburg in die Tat umzu-
setzen. In den folgenden Jahren wurden
die notwendigen vertraglichen Regelun-
gen zwischen beiden Landern erarbeitet.
Eine Grundgesetzénderung ermdoglichte
ein vereinfachtes Verfahren; ein Bundes-
gesetz sicherte die finanziellen Vorausset-
zungen fur die Landerfusion. Alle grof3en
Parteien bis auf die PDS favorisierten den
ZusammenschluR. Um so groRer war die
Enttauschung bei den Politikern, als sich
die Brandenburger verweigerten. Bei der
Volksabstimmung am 5. Mai 1996 gaben
1299424 ihre Stimme ab. 814 936 votier-
ten gegen ein gemeinsames Bundesland.
Der von der Politik eingeschlagene Weg
lautet seitdem: Statt Fusion verstarkte Ko-
operation Uber Staatsvertrage und Ver-
waltungsvereinbarungen. Die beiden Lan-
der bildeten eine Gemeinsame Landespla-
nungsabteilung, die Landesentwicklungs-
programme erarbeitete sowie einen Koor-
dinierungsrat, der jedoch keine binden-
den Beschlusse fassen kann. Vertragliche
Vereinbarungen zwischen beiden Lan-
dern gibt es u.a. auch in der Schul- und
Verkehrspolitik. In jungster Zeit mehren
sich die Stimmen zugunsten eines zweiten
Anlaufs fur eine Landerfusion.

Kommunalverfassung mit Burgernahe

Brandenburgs Verwaltungsaufbau st
zweistufig mit obersten (Ministerien) und
oberen (Landesoberbehdrden) Landes-
behorden auf der ersten und Landesun-
terbehdrden mit regional begrenzten Zu-
standigkeiten auf der zweiten Ebene. Die
Entscheidung, auf Regierungsbezirke als
Mittelinstanz zu verzichten, ergab sich aus
der geringen Bevdlkerungszahl; zugleich
sollte durch Konzentration von Verwal-

tungsaufgaben auf der unteren Ebene ein
Hochstmald an Burgerndhe erreicht wer-
den.

So ist Brandenburgs Kommunalverfassung
durch eine Vielzahl von Regelungen ge-
kennzeichnet, die auf mittelbar, vielfach
auch auf unmittelbar demokratische Wil-
lensbildung die Burger in die kommunale
Willensbildung einbezieht.

Das Schwergewicht kommunaler Entschei-
dungs- und Kontrollbefugnis liegt bei der
gewahlten Vertretung. Sie ist fur alle An-
gelegenheiten der Gemeinde zustandig
und kontrolliert die Durchfuhrung ihrer
Entscheidungen durch den Birgermeister.
Dieser wird durch die Blrger direkt ge-
wahlt und hat eine starke Position im Ver-
haltnis der Kommunalorgane zueinander.
Die Wahlperiode dauert bei den ehren-
amtlichen Birgermeistern amtsangehori-
ger Gemeinden (zu den Amtern siehe
unten!) funf Jahre, bei den hauptamtli-
chen Burgermeistern amtsfreier Gemein-
den sowie in den amtsangehdrigen Ge-
meinden, die die Geschafte des Amtes
fuhren, acht Jahre. Relativiert wird die
einfluBreiche Stellung des Burgermeisters
durch das Recht der Gemeindevertretung,
ihm Geschéfte der laufenden Verwaltung
zu entziehen, und durch die Moéglichkeit
des Wahlvolkes, den Burgermeister auf
dem Weg des Burgerentscheids abzu-
wahlen. Von dieser Mglichkeit haben die
Burger vielfach Gebrauch gemacht, letzt-
lich in der Landeshauptstadt Potsdam.
Das aktive und passive Wahlrecht besitzen
Deutsche im Sinne des Grundgesetzes
sowie alle Burger der Europdischen Union.
Die Wahlbarkeit setzt voraus, dal der
Kandidat seit mindestens drei Monaten
seinen Wohnsitz im Wahlgebiet hat. Ein
Versuch, das Wahlrecht auf 16 Jahre her-
abzusetzen, scheiterte, so dal3 das Wahl-
recht nach wie vor das Mindestalter von
18 Jahren voraussetzt. Jeder Wéhler kann
die ihm verfligbaren drei Stimmen belie-
big kumulieren und panaschieren.

Neben dem Wahlrecht zu den kommuna-
len Vertretungen und zum Burgermeister
weist die Brandenburger Kommunalver-
fassung eine Fulle weiterer demokrati-
scher Mitwirkungsmoglichkeiten auf. So
kann Uber Burgerbegehren und Burger-
entscheid unmittelbar tber gemeindliche
Belange entschieden werden. Ferner kon-
nen die Einwohner - d.h. nicht nur Wahl-
berechtigte, sondern alle in der Gemeinde
Wohnenden, also auch Auslander - ihren
Willen in einer Einwohnerversammlung
oder Uber einen Einwohnerantrag formu-
lieren. Dieser ist zwar fur die kommunale
Vertretung nicht verbindlich; die Gemein-
devertretung muf3 sich aber damit inner-
halb von drei Monaten befassen. Als wei-
tere demokratische Elemente enthalt die
Kommunalverfassung das Petitionsrecht
in kommunalen Angelegenheiten, das
Teilnahmerecht jedes Einwohners an den
offentlichen Sitzungen der Vertretung
und ihrer Ausschiisse, wobei die Offent-
lichkeit die Regel ist, Einwohnerfragestun-
den als Bestandteil der Vertretersitzungen
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und die frihzeitige Unterrichtung der Ein-
wohner Uber Ziele, Zwecke und Auswir-
kungen wichtiger Planungen und Vorha-
ben. Eine Vielzahl durchgefuhrter Burger-
begehren zeigt, da? die Brandenburger
mit den demokratischen Elementen der
Kommunalverfassung verantwortungsbe-
wul3t umgehen und dal sich Befurchtun-
gen Uber deren moéglichen MiBbrauch als
unbegrindet erwiesen haben.

Die Wiedereinfuhrung der kommunalen
Selbstverwaltung nach dem Zusammen-
bruch der DDR war mit der Notwendigkeit
verbunden, grof3ere und dkonomisch lei-
stungsfahigere Regionaleinheiten zu bil-
den, als sie aus dem zentralistischen Ver-
waltungsaufbau tberkommen waren. Die
1992/93durchgefuhrte Kreisgebietsreform
reduzierte deshalb die Zahl der Landkreise
von 38 auf 14 und die der kreisfreien Stad-
te von 6 auf 4. Die neue Kreisstruktur ist
durch acht Sektoralkreise gekennzeich-
net, die an Berlin grenzen und sich bis auf
eine Ausnahme bis an die Landesgrenze
erstrecken.

Statt Gemeindereform__
Zusammenfassung zu Amtern

Ahnlich wie auf Kreis- verhielt es sich auf
Gemeindeebene. Die vielen kleinen und
Kleinstgemeinden waren nicht fahig,
Rechte und Pflichten der kommunalen
Selbstverwaltung wahrzunehmen. Nach
den Erfahrungen der alten Lander betraf
dies 9 von 10 Brandenburger Gemeinden.
Die Suche nach Alternativen fuhrte zu der
Entscheidung, auf eine Gemeindegebiets-
reform im grof3en Stil vorerst zu verzich-
ten und die Existenz politisch und juri-
stisch selbstandiger — auch sehr kleiner -
Gemeinden beizubehalten. Statt dessen
sollten mehrere kleinere Gemeinden ge-
meinsame Verwaltungseinheiten einrich-
ten. Aus den geschichtlichen Erfahrungen
PreuRRens, aber auch der Praxis des ver-
gleichbar diinn besiedelten Landes Schles-
wig-Holstein erwuchs die Einfihrung der
Amtsverfassung. Dem Amt angehorige
Gemeinden verzichten auf eine eigene
Verwaltung. Statt dessen Ubertragen sie
die ihnen obliegenden Verwaltungsauf-
gaben auf das Amt. Nach wie vor ver-
bleibt die Entscheidungsbefugnis tGiber die
Selbstverwaltungsaufgaben bei der ein-
zelnen Gemeinde, wahrend deren Vollzug
in der Zustandigkeit des Amtes liegt. Ge-
genwartig machen viele Gemeinden von
der Mdglichkeit Gebrauch, die die Amts-
ordnung einraumt, auch die Entschei-
dungskompetenz in bestimmten Selbst-
verwaltungsangelegenheiten — z.B. die
Bauleitplanung — auf das Amt zu Ubertra-
gen. Die Wahrung der Interessen der
amtsangehorigen Gemeinden liegt in der
Verantwortung des Amtsausschusses, dem
zwei Vertreter — darunter der Burgermei-
ster — jeder Gemeinde angehoren.

Im Durchschnitt umfaf3t jedes Amt 11 Ge-
meinden und hat eine Flache von etwa
160km? mit ca. 8000 Einwohnern. Mit
32000 Einwohnern ist das Amt Rathenow
das bevolkerungsstarkste. Das Amt Anger-
munde/Land hat mit einer Zahl von 22 die
meisten Mitgliedsgemeinden. Die grofite



Flache hat das Amt Wittstock/Land mit
412km?. Im Moment vollzieht sich ein
Trend zu freiwilligen Zusammenschlissen
von Gemeinden, die auf Grund ihrer
GréRRe dann eine eigenstandige amtsfreie
Gemeinde bilden. Diese Tendenz wird
durch soeben beschlossene gesetzliche
Regelungen gefdrdert, so daf? innerhalb
eines Jahres (1.1.1997 zu 1.1.1998) die
Zahl der Amter von 158 auf 153 abnahm,
die der amtsfreien Gemeinden hingegen
von 52 auf 61 anstieg. Insgesamt sank die
Zahl der Gemeinden von 1692 auf 1560.

Wirtschaftlich gepragt von
der Nahe zu Berlin und dem hohen
Anteil der Landwirtschaft

Brandenburgs Wirtschaft ist von zwei Um-
standen gepragt: der Nahe zu Berlin mit
der damit verbundenen Abhangigkeit von
der dortigen 6konomischen Entwicklung
und dem hohen Anteil der Landwirt-
schaft. Die im 19. Jahrhundert entstande-
nen industriellen Zentren kennzeichnen
noch heute die 6konomische Struktur des
Landes: das Niederlausitzer Braunkohlere-
vier, Metallverarbeitung in Brandenburg
an der Havel, optische Industrie in Rathe-
now und Maschinenbau in Eberswalde; in
den ersten Jahrzehnten der DDR kamen
der neuerrichtete Stahlstandort Eisenhut-
tenstadt sowie der Fahrzeugbau in Lud-
wigsfelde hinzu.

Die wirtschaftliche Umstrukturierung
von Plan- auf Marktwirtschaft war von
einer Reihe ungunstiger Faktoren beglei-
tet, die sich in Brandenburg in besonde-
rem Male negativ auswirkten. Veraltete
Produktionskapazitaten, niedrige Arbeits-
produktivitat und mangelnde Infrastruk-
tur trafen besonders die Regionen, in
denen einzelne Industriezweige vor-
herrschten. Die Dominanz des Kohle-
bergbaus, der noch 1991 mehr als ein
Viertel der gesamten nicht landwirt-
schaftlichen Produktion ausmachte, und
der Landwirtschaft, zweier Wirtschafts-
bereiche mit betrachtlicher Arbeitsinten-
sitdit und hohen Beschéaftigtenzahlen,
hatte hier besonders negative Folgen.
Ferner fiel der Wandlungsprozel} in Ost-
deutschland zusammen mit globalen
Strukturveranderungen und dem Ausfall
traditioneller  Wirtschaftsbeziehungen
mit den osteuropdischen Maéarkten. Die
mit dieser Entwicklung verbundenen Be-
triebsstillegungen und hohen Arbeitslo-
senzahlen kennzeichnen noch immer
Brandenburgs Wirtschaft.

In den letzten Jahren aber weist sie ein
kontinuierliches Wachstum auf; das Brut-
toinlandsprodukt wuchs bestandig.

1998 verzeichnete das Land mit einem
Plus von 3,2% zum vierten Mal in Folge
den hdchsten Zuwachs am Bruttoinland-
produkt unter den neuen L&ander. Der
AuBenhandel expandiert insbesondere
dank der raschen Westorientierung beim
Export und der Wiederbelebung des Ost-
handels (mit Ausnahme der GUS):

Jahr Ausfuhr Einfuhr
(in TDM) (in TDM)
1995 3577604 5503420
1996 4331898 6844810
1997 5663227 7723146

Diese positive Entwicklung findet jedoch
keine Resonanz auf dem Arbeitsmarkt.
Die Arbeitslosenquote betrug im August
1998 16,3%; am hochsten war sie im Raum
Cottbus mit 18,7%. Betroffen waren alle
Wirtschaftszweige. Lediglich im Dienstlei-
stungsbereich nahm die Beschaftigten-
zahl zu.

SchloR Sanssouci.

Die zZahl der in der Landwirtschaft Be-
schéftigten sank im Zuge der Auflésung
der LPG im Zeitraum von 1990 bis 1992 auf
etwa ein Funftel. Die landwirtschaftlich
genutzte Flache sank um etwa 15 %. Des-
halb weisen die vorwiegend landwirt-
schaftlich gepragten Regionen in den
nordlichen Landesteilen heute die hdch-
ste Arbeitslosenquote auf. Bauerliche Fa-
milienbetriebe werden durch das Land be-
vorzugt gefordert. So konnte seit 1993 der
rucklaufige Trend gestoppt werden; die
Beschaftigung entwickelte sich stabil. Der-
zeit gibt es rund 8000 landwirtschaftliche
Betriebe. Ihre GrofRRenstruktur weicht
deutlich von der der alten Bundeslander
ab. Wahrend dort meist kleinere und mitt-
lere Familienbetriebe das Bild des Dorfes
pragen, bearbeiten in Brandenburg ca.
600 Betriebe mit einer Betriebsflache von
jeweils Uber 500 Hektar etwa 60% der
landwirtschaftlichen Flache. Ihre Arbeits-
produktivitat liegt teilweise Uber dem
Bundesdurchschnitt. Der Zuwachs in der
Bruttowertschopfung liegt in der Land-
wirtschaft fast dreimal so hoch wie in der
gesamten Wirtschaft.

Als Wirtschaftszweig gewinnt der Frem-
denverkehr an Bedeutung. Brandenburg

Brandenburg

besitzt eine Reihe touristischer Sehens-
wirdigkeiten, die weit Uber die Grenzen
des Landes hinaus berihmt sind. Hauptat-
traktionen sind Park und Schlof Sanssouci
und der im Siedlungsgebiet der Sorben
liegende Spreewald. Aber auch Schlof3
Rheinsberg mit seinem Wald- und Seen-
gebiet, die Schorfheide, die Markische
Schweiz, die Zisterzienserkloster Chorin,
Lehnin oder Zinna, das BUGA-Gelande in
Cottbus und viele andere Ziele locken
jahrlich viele Tausende von Gasten an. Das
Land favorisiert einen ,,sanften Touris-
mus*, der in die naturlichen Gegebenhei-
ten nicht eingreift. 2,4 Millionen Gaste re-
gistrierten Brandenburgs Hoteliers im Jahr
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1997. Bei einer durchschnittlichen Betten-
auslastung von 32,3% wiunschen sie sich
aber, daB der steigende Trend der letzten
Jahre anhalt.

Der Streit um das Schulfach LER

Brandenburgs Schulwesen wird vom Mo-
dell der Gesamtschule mit einem 13jahri-
gen Weg zum Abitur gepragt. Das Schul-
system gliedert sich in eine sechsjahrige
Primarstufe (Grund- und Forderschulen),
eine vierjahrige Sekundarstufe | und eine
dreijahrige Sekundarstufe Il. Die gymna-
siale Oberstufe kann auch an berufsbil-
denden Schulen absolviert werden. Die
staatlichen Schulen werden durch ein —im
Umfang allerdings sehr geringes — Ange-
bot an Schulen in freier Tragerschaft (Wal-
dorfschulen, Internationale Schule Pots-
dam-Berlin) erganzt. Infolge der abneh-
menden Schilerzahlen (1995: 406423;
1997: 397 982) muldten Schulen geschlos-
sen werden. Die Zahl der allgemeinbilden-
den Schulen sank von 1205 im Jahr 1995
auf 1160 im Jahr 1997. Schwerpunkt der
Schulentwicklung wird das Bemuhen sein,
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die der Bevolkerungsstruktur adaquaten
kleinen Grundschulen — teilweise mit jahr-
gangsubergreifendem Unterricht — zu er-
halten. Die SchlieBung weiterer Grund-
schulen in diinnbesiedelten Raumen wird
aber nicht zu vermeiden sein.

Umstritten ist das Schulfach LER (Lebens-
gestaltung-Ethik-Religionskunde).  Seine
schrittweise Einfuhrung als ordentliches
Unterrichtsfach trennt die Schuler nicht
nach Konfessionen und hat zum Ziel, In-
formationen Uber Religionen und Weltan-
schauungen gemeinsam mit Wissen von
ethischen Grundsatzen zu vermitteln,
ohne an die Stelle eines von Kirchen oder
Religionsgemeinschaften verantworteten
Religionsunterrichts zu treten. Kritiker
werfen dem Fach vor, durch staatlich ver-
mittelten Weltanschauungsunterricht die
Ausgrenzung der Kirche aus der Schule zu
begunstigen.

Die Debatten um dieses Schulfach erhal-
ten auch deshalb eine spezifische Dimen-
sion, weil der Uberwiegende Teil von
Brandenburgs Bevolkerung keiner Kon-
fession angehort. Nach vielen Kirchenaus-
tritten in der Nach-Wende-Zeit ist nur
etwa jeder vierte Brandenburger konfes-
sionell gebunden, davon gehdort der groR-
te Teil (20% der Bevolkerung) der evan-
gelischen Kirche in Berlin-Brandenburg
an. Einige grenznahen Regionen sind tra-
ditionell benachbarten Landeskirchen zu-
geordnet. Ca. 4 % der Bevolkerung gehort
der katholischen Kirche an (Erzbistum Ber-
lin, Bistum Gorlitz). Im Gegensatz zur
evangelischen wachst die Mitgliederzahl
der katholischen Kirche.

Drei Universitaten gibt es in Brandenburg:
die Universitat Potsdam, die Technische
Universitat Cottbus und Europa-Univer-
sitét Viadrina. Letztere weist nicht nur die
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reichsten Traditionen
auf (Griindung 1506,
Verlegung nach Bres-
lau 1811, Neugrin-
dung 1992), als aka-
demische Einrichtung
mit Brickenfunktion
zwischen Ost und
West wirkt sie auch
weit Uber die Landes-
grenzen hinaus. Sie
ist insbesondere auf
die Forderung der
deutsch-polnischen
Zusammenarbeit aus-
gerichtet und wird
dabei von der Eu-
ropaischen Union un-
terstlitzt. In allen Stu-
diengdngen werden
30% polnische Stu-
denten  aufgenom-
men. Die Hochschule
fur Film und Fernse-
hen in Potsdam-Ba-
belsberg ist die einzi-
ge kunstlerische Hochschule des Landes.
AulRerdem bilden sieben Fachhochschulen
Studenten aus.

Neben diesen Lehr- und Forschungsein-
richtungen sind in Brandenburg wissen-
schaftliche Institutionen von nationalem
und internationalem Rang tatig. Beson-
dere Erwahnung verdient das Geo-For-
schungszentrum, das als weltweit erste
Einrichtung alle Disziplinen der Wissen-
schaften der Erde zum Forschungsgegen-
stand ,,System Erde* in einem fachuber-
greifenden Forschungsverbund zusam-
menfalit.

Vielgestaltig ist Brandenburgs Kulturland-
schaft, die von reichen Traditionen ge-
pragt ist. Sechs Theater, rund 200 Museen,
160 offentliche Bibliotheken, viele Ge-
denkstétten, Orchester und Chdre, etwa
25000 Bodendenkmale und rund 40000
Baudenkmale befinden sich auf Branden-
burger Territorium. Im landlichen Raum
stehen Uber 600 Schldsser und Herrenhéu-
ser. Gerade auf kulturellem Gebiet koope-
riert das Land eng mit Berlin. Die Bran-
denburger im Berliner Umland nutzen die
Angebote der Hauptstadt. Die Potsdamer
Schlgsser und Garten, seit 1990 auf der
UNESCO-Liste des Weltkulturerbes, wer-
den von der Stiftung Preufische Schlsser
und Garten Berlin-Brandenburg verwal-
tet.

Ein besonderes Geprage erhalt Branden-
burgs Kulturlandschaft durch die sorbi-
schen EinflUsse. Eigene Vereine, das Sorbi-
sche Nationalensemble, ein sorbischer
Verlag, das deutsch-sorbische Volksthea-
ter, Museen und andere Einrichtungen si-
chern den Erhalt der Traditionen im
deutsch-sorbischen Siedlungsgebiet. Im
grenznahen Raum an Oder und Neil3e
haben sich vielféltige Beziehungen
deutsch-polnischer Zusammenarbeit her-
ausgebildet.
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Eine beachtliche Entwicklung hat Bran-
denburg als Medienstandort genommen.
Die Filmstadt Potsdam-Babelsberg, wo
seit 1912 Filme produziert werden, hat
Unsicherheiten der Wendezeit Uberstan-
den und behauptet sich erfolgreich im in-
ternationalen Wettbewerb. Der ostdeut-
sche Rundfunk Brandenburg (ORB) produ-
ziert mehrere Horfunk- und ein eigenes
Fernsehprogramm. Im Bereich der Print-
Medien dominieren die drei ehemaligen
SED-Bezirkszeitungen, die nach 1989 von
westdeutschen Unternehmungen aufge-
kauft wurden, den Zeitungsmarkt.

Das Wappen:

Erstmals wurde nach heutigem Kenntnis-
stand der markische Adler in einem mark-
graflichen Wappen 1170 verwandt. Es
wird vermutet, dal® er sich vom Wappen
des kaiserlichen Lehnsherrn ableitet. In
der Folge nahmen mehr als 50 vom Mark-
grafen gegruindete Stéadte den Adler in ihr
Stadtwappen auf. Nach etlichen Verande-
rungen (Ergdnzung des Wappens um die
kurfurstlichen Insignien Kurhut, Zepter
und Schwert 1824 und um den Erzkam-
merstab 1864) und nach der ganzlichen
Abschaffung des Adlerwappens 1945
kehrte der Landtag des wiedererstande-
nen Landes Brandenburg 1991 zur jahr-
hundertealten Tradition des roten Adlers
zurick.
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Ein Bundesland — Zwei Stadte

Frele Hansestadt Bremen

Von Michael Scherer

Der Schliussel als Wappen:
der Schlussel zur Welt

Das Bundesland Bremen, offiziell die Freie
Hansestadt Bremen, ist das kleinste Land
der Bundesrepublik Deutschland und be-
steht aus den Stadten Bremen und Bre-
merhaven. Nicht ohne Stolz verteidigen
die Bewohnerinnen und Bewohner dieses
Bundeslandes bei vielen Gelegenheiten
ihre traditionsreiche und immer wieder
angefeindete und bedrohte
Selbstandigkeit, fur die der Bre-
mer Schlissel als Wappen des
Bundeslandes das Symbol ist.
Bremen — der Schltssel zur Welt.
Die Freie Hansestadt Bremen ist
404 Quadratkilometer gro und
macht damit gerade 0,16 Prozent
der Gesamtflache der Bundesre-
publik Deutschland aus. Das Bun-
desland umfal3t drei Gebietskor-
perschaften mit jeweils eigenem
Etat, die beiden Stadtgemeinden
Bremen und Bremerhaven sowie
das Land Bremen. Die Stadt Bre-
men liegt 8° 48’ 30 Lange Ostlich
von Greenwich und 53° 04’ 38”
nordlicher Breite, Bremerhaven
8° 34’ 48 Lange 0Ostlich von Gre-
enwich und 53° 32’ 45” nordli-
cher Breite. Im Nordwesten der
Bundesrepublik Deutschland an
der Kuste und nahe der Kuste der
Nordsee gelegen, wird das Bun-
desland ganz wesentlich maritim
gepragt. Hafen und Handel,
weltweite Verbindungen und
Aufgeschlossenheit  gegentiber
Neuem machen die besondere
Atmosphére in diesem kleinsten
Bundesland aus.

Die Landesregierung mit dem of-
fiziellen Titel Senat der Freien Hansestadt
Bremen ist zugleich die Regierung der
Stadtgemeinde Bremen, wahrend Bre-
merhaven einen eigenen Magistrat hat,
der von einer Stadtverordnetenversamm-
lung gewahlt wird und an dessen Spitze
ein Oberblrgermeister steht.

Das Landesparlament heiRt Bremische
Burgerschaft (Landtag) und besteht aus
insgesamt 100 Abgeordneten, 80 aus Bre-
men und 20 aus Bremerhaven. Die 80 Ab-
geordneten aus der Stadt Bremen bilden
die Stadtbirgerschaft als kommunale Ver-
tretung.

Die Burgerschaft (Landtag) wahlt die Mit-
glieder des Senats, die aus ihrer Mitte in
geheimer Wahl zwei Blrgermeister
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Bremer Wahrzeichen: ,,Der Roland*.

wahlen, einen davon zum Prasidenten des
Senats, der damit die Funktion eines Mini-
sterprasidenten wahrnimmt.

Zur Sicherstellung einer burgernahen Ver-
waltung dienen 17 Ortsdmter und 22
stadtteilbezogene Beirate als direkt ge-
wahlte Verwaltungsausschisse mit Mit-
wirkungs-, Beratungs- und Anhorungs-
rechten.

Bremen und Bremerhaven liegen rund 65
Kilometer voneinander getrennt und wer-

den durch den FluR Weser verbunden.
Zwischen beiden Stadten liegt niedersach-
sisches Gebiet. Die Lage in der norddeut-
schen Tiefebene sorgt daftr, daf? keine be-
sonderen landschaftlichen Reize fir das
Bundesland Bremen zu benennen sind. Al-
lerdings schatzen es die Bremerinnen und
Bremer sehr hoch ein, daR sie in sehr kur-
zer Zeit von ihren jeweiligen Stadtmittel-
punkten aus ,,im Grinen* sind — auch
wenn es dann rasch bereits im niedersach-
sischen Umland ist. Besonders an den we-
nigen sonnigen Wochenenden sind die
DeichstraRen an den Flissen rund um Bre-

Bremen
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men voll von Spaziergadngern, Radlern,
Radrennfahrern und Skatern. Die geogra-
phische H6he des Landes gravitiert um
0,00 NN. Die hoéchste Erhebung ist der
Weyerberg in Worpswede — im nieder-
sachsischen Umland. Somit besteht das
Bundesland Bremen im wesentlichen aus
urbanen Strukturen mit nahe gelegenem
reizvollen Umland.

Insgesamt leben im Bundesland Bremen
rund 673 800 Menschen (1997), davon 547
900 in Bremen und 126 900 in Bremerha-
ven. 324 900 Bewohner des Bundeslandes
sind mannlichen Geschlechts, 348 900 sind
Frauen. Im Bundesland leben 82500 Aus-
lander. Es gibt in Bremen 346 200 Haushal-
te, mehr als 42 Prozent davon sind Single-
Haushalte, ein Drittel besteht aus zwei
Personen. Wahrend Angehdorige der Al-
tersgruppe unter 40 Jahren in der Regel
zur Miete wohnen, sind rund 40 Prozent
der Uber 40jahrigen Bremerinnen und
Bremer Eigentumer ihrer Wohnung,
wobei ein Drittel aller Bremer Wohnun-
genin Ein- und Zweifamilienhausern liegt.

Standiger Kampf um
Selbstandigkeit

Die Selbstandigkeit innerhalb
einer politischen Gemein-
schaft beherrscht wie kein an-
deres Thema die geschichtli-
che Entwicklung Bremens. Am
Anfang stand die Siedlung
Bremen am Ufer des Flusses
Weser. Im Jahre 787 unter Karl
dem GroRR3en zum Bischofssitz
erhoben, entwickelte sich aus
der Marktsiedlung die Stadt
Bremen, der 965 aus der Hand
Kaiser Ottos |. das Marktprivi-
leg mit Marktzoll, MUnzrecht
und Marktgericht verliehen
wurde. Im Jahre 1035 fand
erstmals ein grofl3er Herbst-
markt statt, der seitdem als
sogenannter Freimarkt all-
jahrlich abgehalten wird und
inzwischen das alteste Volks-
fest Deutschlands ist. Ein ver-
brieftes eigenes Stadtrecht er-
hielt Bremen mit der soge-
nannten Barbarossa-Urkunde
durch Kaiser Friedrich I. im
Jahre 1186, die den Weg von
der landesherrlichen Bischofs-
stadt zur freien Reichsstadt er6ffnete.
Unter anderem regelte diese Urkunde,
daB3, wer Jahr und Tag in der Stadt ge-
wohnt hatte, ,,frei und keinem Landes-
herrn auRerhalb Bremens mehr untertan
war.

Anfang des 13. Jahrhunderts bildete sich
in Bremen ein Rat mit einem Burgermei-
ster an der Spitze, der dem geistlichen
Stadtherrn, dem Erzbischof, zunehmend
das Herrschaftsrecht bestritt. Symbol die-
ses Freiheitswillens wurde der 1404 auf
dem Marktplatz und in Richtung des erz-
bischoflichen Domes errichtete steinerne
Roland, Ritter Kaiser Karls, der zur Unter-
streichung der stadtischen Forderungen
1512 ein Schild erhielt mit der Umschrift
,.Freiheit tu ich Euch offenbar, die Karl der



GrofRRe und mancher Furst furwahr, dieser
Stadt gegeben hat. Dafur danket Gott -
das ist mein Rat*.

Bremen gab sich ein eigenes Stadtrecht,
das als sogenannte Eintracht in der Fas-
sung von 1433 jahrhundertelang die
Grundlage einer bremischen Verfassung
bildete. Ein weiteres Symbol fir Bremens
Freiheitsdrang war in den Jahren 1405 bis
1410 der Bau des Rathauses, dessen Fassa-
de die Skulpturen des Kaisers und der sie-
ben Kurfursten schmucken.

Bereits 1358 war Bremen dem méachtigen
Stadtebund der Hanse beigetreten. Bre-
men hatte zwar formal noch nicht den
Status einer unmittelbar freien Reichs-
stadt, wurde aber bereits ab 1461 vom
Kaiser zu den Reichstagen geladen. Kai-
serliche Privilegien aus den Jahren 1541
und 1542, die unter anderem Hoheitsrech-
te zur Regelung der Schiffahrt oder das
Recht, goldene und silberne Miunzen zu
schlagen, sicherten, vertieften Bremens
Unabhangigkeit vom erzbischoflichen
Landesherrn. Dieser war in der Stadt in-
zwischen auf den Dombezirk einge-
schrankt und verlegte seine Residenz nach
Bremervorde im nichtbremischen Umland.

Durch das ,,Linzer Diplom*
zur freien Reichsstadt

Doch dauerte es noch mehr als einhundert
Jahre, bis Bremen durch das Linzer Diplom
im Jahre 1646, gegen Ende des Dreilig-
jahrigen Krieges, endlich aus der Hand
Kaiser Ferdinands lll. die Reichsunmittel-
barkeit bestatigt wurde. Wichtiger als Sitz
und Stimme beim Reichstag war die abge-
sicherte Freiheit fur Handel und Schif-
fahrt. Ein weiterer Vorteil fur die wirt-
schaftliche Entwicklung Bremens war die
geringe Besteuerung in Friedenszeiten.
Dagegen zahlte Bremen 100000 Gulden
an den Kaiser und muf3te sich verpflich-
ten, fur das Reichsheer 16 Reiter und 32
FuRBknechte zu stellen. Wie es heil3t, sollen
die aus der Kaufmannsstadt entsandten
S6ldner aber immer ein wenig zu spat auf
den Schlachtfeldern erschienen sein.

In den folgenden Jahrhunderten war Bre-
mens Freiheit nie ungeféhrdet, konnte
aber doch immer wieder bewahrt werden.
1741 erkampfte sich Bremen die volle Lan-
deshoheit im Stader Vergleich. Mit der
Aufldsung des alten deutschen Kaiserrei-
ches im Jahre 1806 wurde Bremen ein
selbsténdiger und souveraner Freistaat,
der sich Freie Hansestadt nannte. Doch
schon 1810 endete diese Freiheit, als die
Hansestadte dem franzoésischen Kaiser-
reich einverleibt wurden und Bremen
Hauptort des Departements der Weser-
Mundungen wurde. Nach der Befreiung
drei Jahre spater vereinigte sich die Freie
Hansestadt Bremen auf dem Wiener Kon-
grel3 mit den Fursten und den anderen
freien Stadten im Jahre 1815 zum Deut-
schen Bund, dessen Bundesakte Bremen
eine eigene auswartige Politik zugestand.
Eine Folge dieser Freiheit war die Er-
schlieBung der Uberseeischen Markte
durch Handels-, Schiffahrts- und Freund-
schaftsvertrage, abgeschlossen durch bre-

mische oder hanseatische Gesandte und
Kaufleute, die dabei nicht nur Bremens In-
teressen vertraten, sondern die Deutsch-
lands.

Den Zugang zum offenen Meer
sichern

Zur Sicherung der wirtschaftlichen Le-
bensgrundlagen Bremens gehorte auch
die Verfugung Uber seeschifftiefes Wasser,
die durch die Versandung der Weser
immer wieder gefahrdet war. Zur Losung
dieses Problems kaufte Bremen unter dem
BUrgermeister Johann Smidt ein Stuck
Land an der Wesermundung von Hanno-
ver und lie3 dort 1827 einen Hafen mit Zu-
gang zum offenen Meer bauen. Mit Bre-
merhaven, 1851 zur Stadt erhoben, trat
neben Bremen ein zweites stadtisches Ge-
bilde, womit die noch heute bestehenden
Strukturen des Landes Bremen geschaffen
wurden.

1867 trat Bremen dem Norddeutschen
Bund bei und verlor damit die volker-
rechtliche Souveranitat, gewann daflr
aber die Eigenstandigkeit im Bundesstaat
und dieselbe staatsrechtliche Stellung wie
die hanseatischen Schwesterstadte. Mit
der Grindung des neuen Deutschen Rei-
ches im Jahre 1871 trat Bremen als Freie
Hansestadt dem Bundesstaat bei und war
im Bundesrat mit voller Einzelstimme ver-
treten. Aber erst 1888 erfolgte die volle
wirtschaftliche Integration in das Ubrige
Deutschland und der Beitritt zum Zollver-
ein, nachdem Bremen ein Freihafen ga-
rantiert und damit ein wesentlicher Be-
reich der bremischen Wirtschaft abgesi-
chert worden war.

Diesem Ziel diente auch Ende des 19. Jahr-
hunderts die Korrektion der Unter- und
der AulRenweser sowie der Bau und Aus-
bau der stadtbremischen Hafen. Diese
Mafnahmen waren Leistungen, die weit-
gehend von Bremen selbst finanziert wur-
den, auch wenn sie der Gesamtwirtschaft

Blick auf Bremerhaven.

Bremen

des Deutschen Reiches dienten und dem
gesamten Hinterland per Bahn und Schiff
den Zugang zum Welthandel erschlossen.
Besondere Bedeutung im Seehandel hat-
ten Produkte wie Kaffee, Wolle, Baum-
wolle und Tabak. Nicht zuletzt reisten
auch die aus ganz Europa stammenden
Auswanderer mit Ziel Nordamerika Uber
Bremen und Bremerhaven - ein durchaus
lohnendes Geschaft.

Neben Handel und Schiffahrt konnte Bre-
men erst spat neue Wirtschaftsschwer-
punkte setzen. Noch 1888 betrug der An-
teil von Arbeitern an der Gesamtbevolke-
rung von rund 170 000 Einwohnern ledig-
lich 5,2 Prozent. Dies anderte sich erst An-
fang des 20. Jahrhunderts, als im Zuge der
Entwicklung des 1857 gegrtindeten Nord-
deutschen Lloyd zur grof3ten deutschen
Reederei auch moderne Industriebetriebe
der Metall- und Maschinenbaubranche
entstanden.

Bis 1919 Acht-Klassen-Wahlrecht

In der Revolution des Jahres 1848 war in
Bremen unter anderem ein gleiches Wahl-
recht durchgesetzt worden, das aber nur
wenige Jahre Bestand hatte. In einem
konservativen Gegenschlag war 1854 eine
Verfassung durchgesetzt worden, die das
Wahlrecht in acht Klassen aufteilte und an
ein Burgerrecht band, das gegen eine
nicht unerhebliche Gebuhr von 16,50
Mark durch die Ableistung des Burgerei-
des erst erworben werden konnte. Den
einzelnen Wahlklassen, die durch Berufs-
zugehorigkeit, Bildung oder auch Wohn-
sitz definiert wurden, war eine bestimmte
Anzahl von Birgerschaftsmandaten zuge-
ordnet, so daf} eine konservative Mehr-
heit im Parlament garantiert war. Die ei-
gentliche Macht Ubte der Senat aus, des-
sen Mitglieder auf Lebenszeit gewahlt
wurden und dessen Wahl so kompliziert
geregelt war, dafl? gegen den Willen dieses
Gremiums kein Senator neu gewahlt wer-
den konnte.

Diese Verhaltnisse anderten sich erst am
Ende des Ersten Weltkrieges, nachdem am
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6. November 1918 die von Kiel ausgehen-
de Matrosenrevolte auch Bremen erreicht
hatte. Der Arbeiter- und Soldatenrat tiber-
nahm die Macht und setzte am 14. No-
vember 1918 Senat und Birgerschaft ab.
Am 10. Januar 1919 wurde die Bremer R&-
terepublik ausgerufen, die aber schon am
4. Februar 1919 durch den Einsatz von
Reichstruppen blutig niedergeworfen
wurde. Eine aus funf Mitgliedern der
Mehrheitssozialdemokratie  bestehende
Regierung verwaltete provisorisch die po-
litische Macht in Bremen und amtierte bis
zum 10. April 1919, als ein aufgrund der
Wahlen zur Bremer Nationalversammlung
aus Mehrheitssozialdemokraten und zwei
burgerlichen Parteien gebildeter Senat
die Regierungsgeschafte in Bremen Uber-
nahm. Die in der Nationalversammlung
erarbeitete Verfassung trat am 18. Mai
1920 in Kraft und sah eine Birgerschaft
aus 120 Abgeordneten vor, die in allge-
meiner und gleicher Wahl aufgrund von
Parteilisten auf drei Jahre gewahlt wurde.
Mit der Verabschiedung der Bremer Lan-
desverfassung hatte die parlamentarische
Demokratie auch in Bremen Einzug gehal-
ten.

Der Nationalsozialismus
und der Verlust der Selbstandigkeit

Welche politische Bedeutung die Ernen-
nung Adolf Hitlers zum Reichskanzler am
30. Januar 1933 hatte und welche Folgen
dies nach sich ziehen wiurde, wurde auch
in Bremen zuné&chst nicht erkannt. Auf-
grund des Burgerschaftswahlergebnisses
vom November 1927 wurde Bremen seit
April 1928 von einem Senat der ,,Gro3en
Koalition* aus je drei Senatoren der DDP
und der DVP sowie aus funf Senatoren der
SPD regiert. Nach den Burgerschaftswah-
len vom 30. November 1930 blieb diese
Senatskoalition im Amt, wenn auch parla-
mentarisch geschwécht und nur halb-
herzig von den sie tragenden Parteien ge-
wollt. So war dann im Fruhjahr 1933 nach
der Reichstagsauflosung am 1. Februar
1933 und der Festsetzung von Neuwahlen
zum Reichstag am 5. Marz 1933 eine un-
gewisse Lage auch in Bremen vorhanden.
Die Beeintrachtigungen im Wahlkampf,
Presse- und Versammlungsverbote,
schlie3lich die Folgen des Reichstagsbran-
des fuhrten zu Verunsicherungen. Am Tag
der Reichstagswahl am 5. Méarz 1933 war
Bremen das einzige Land, in dem noch so-
genannte ,,Marxisten* in der Landesregie-
rung saflen. Auch wenn die Wahlergeb-
nisse fur die Parteien der Reichsregierung,
insbesondere die der NSDAP, weit unter
dem Reichsdurchschnitt blieben, forder-
ten die bremischen Nationalsozialisten
den Rucktritt des Senats und die Neuwahl
der Burgerschaft, wobei sie unverhohlen
mit dem Eingreifen der Reichsbehdrden
drohten.

Bereits am Tag darauf erfolgte die
Machttbernahme der Nationalsozialisten
in Bremen im Zuge eines geschickt ge-
planten Zusammenspiels der Bremer
Parteiflhrer und des Reichsministeriums
des Inneren in Berlin. Als der Senat gegen
die Stimmen der sozialdemokratischen
Senatoren beschlo3, am Rathaus die
schwarz-weil3-rote Fahne zu hissen, traten
die drei Senatoren der SPD zurtck. Noch
am selben Tage wurde durch Reichsinnen-
minister Frick ein Reichskommissar fur die
Polizei mit weitgehenden Befugnissen
eingesetzt. Nur wenige Tage spater wurde
der noch bestehende Rumpf-Senat durch
einen aus sechs Nationalsozialisten und
drei Deutschnationalen bestehenden
kommissarischen Senat nach den Vorstel-
lungen der Reichsregierung ersetzt.

Die Bremische Burgerschaft hatte sich
ebenfalls aufgelost und Neuwahlen ange-
setzt, die aber Ende Mérz unter Berufung
auf die Verordnung zum Schutz von Volk
und Staat vom 28. Februar 1933 abgesetzt
wurden. Eine Neubildung der Burger-
schaft wurde entsprechend den Ergebnis-
sen der Reichstagswahl vorgenommen.
Die Eroffnungssitzung am 28. April 1933
war zugleich die erste und auch letzte Zu-
sammenkunft. SchlieRlich wurde Bremens
Parlament am 14. Oktober 1933 aufgelost,
auch die letzten Befugnisse gingen auf
den Senat Uber. Zu diesem Zeitpunkt
hatte Bremen bereits seine Selbstandig-
keit verloren, nachdem der oldenburgi-
sche Ministerprasident am 5. Mai 1933
zum Reichsstatthalter in Bremen und Ol-
denburg ernannt worden war.

Bremen im Jahre 1945

1945, am Ende des Zweiten Weltkrieges
und des nationalsozialistischen ,,Dritten
Reiches*, lag Bremen in Schutt und Trim-
mern. Am 27. April 1945 zogen britische
Truppen in Bremen ein, die aber schon
nach wenigen Wochen verabredungs-
gemal der amerikanischen Besatzungs-
macht Platz machten, die damit Zugriff
auf die Hafenanlagen hatte, um ihren
Nachschub nach Siddeutschland ab-
wickeln zu konnen. Die erste Zeit nach
dem Ende des nationalsozialistischen Re-
gimes war gepragt von der Notwendig-
keit, die Versorgungslage der Bevolke-
rung zu verbessern, aber auch vom Wie-
deraufbau einer eigenstandigen Verwal-
tung. Schon im August 1945 wurde der
ehemalige sozialdemokratische Wohl-
fahrtssenator Wilhelm Kaisen von der
amerikanischen  Militarregierung zum
Burgermeister und Prasidenten des Senats
gemacht. Dem aus Sozialdemokraten,
Burgerlich-Liberalen und Kommunisten
bestehenden Senat wurde im April 1946
ein erstes ebenfalls noch ernanntes bremi-
sches Parlament an die Seite gestellt. Zu
den Hauptaufgaben dieser Gremien
gehdrte neben dem materiellen auch der
staatliche Neuaufbau, insbesondere die Si-
cherung der Léndereigenschaft und die
Festschreibung einer Landesverfassung.
Mit der Ausrufung des Landes Bremen am
21. Januar 1947, bestehend aus Bremen,

Bremen

Bremerhaven und Wesermiinde, wurde
dieses Ziel erreicht. Unter dem Namen
Bremerhaven vereinigten sich dann am 7.
Februar 1947 die beiden Stadte Bremerha-
ven und Wesermunde.

Die Landesverfassung

Die ersten freien Blrgerschaftswahlen
fanden am 12. Oktober 1947 zugleich mit
einer Volksabstimmung Uber die Verfas-
sung statt. Am 21. Oktober 1947 trat mit
der Verkiindung die Landesverfassung der
Freien Hansestadt Bremen in Kraft. Ge-
genuber dem gut eineinhalb Jahre spater
erst entwickelten Bonner Grundgesetz
enthielt die Bremer Landesverfassung Be-
sonderheiten, die sich aus der liberalen
Tradition und den politischen Auffassun-
gen der Zeit ergaben. Die Bremer Landes-
verfassung hat — in der Tradition der er-
sten umfassenden demokratischen Verfas-
sung Bremens aus dem Jahre 1920 - den
1947 einzigartigen Versuch gemacht, das
Bild einer gerechten und insbesondere
den Menschenrechten und der sozialen
Gerechtigkeit  verpflichteten  Gesell-
schaftsordnung zu entwerfen. So stellte
schon Artikel 1 der Bremer Landesverfas-
sung die Maxime kinftigen und dauer-
haften Handelns politischer Herrschaft
klar mit der Formulierung:
,,Gesetzgebung, Verwaltung und Recht-
sprechung sind an die Gebote der Sittlich-
keit und Menschlichkeit gebunden.*

Zur Wirtschaftsordnung ging die Bremer
Verfassung weit Uber das hinaus, was
spater im Grundgesetz festgeschrieben
wurde. Zwar war das Eigentum auch in
der Bremer Verfassung gesichert. AulRer-
dem aber wurde der Staat verpflichtet,
,,die Wirtschaft zu fordern, eine sinnvolle
Lenkung der Erzeugung, der Verarbei-
tung und des Warenverkehrs durch Ge-
setz zu schaffen, jedermann einen gerech-
ten Anteil an dem wirtschaftlichen Ertrag
aller Arbeit zu sichern und ihn vor Aus-
beutung zu schitzen*.

Neben der sittlichen Verpflichtung zur Ar-
beit schreibt die Landesverfassung auch
ein Recht auf Arbeit ebenso fest wie die
Pflicht zum Widerstand, wenn ,,die in der
Verfassung festgelegten Menschenrechte
durch die 6ffentliche Gewalt verfassungs-
widrig angetastet werden*, so heif3t es in
Artikel 19.

Langjahrige SPD-Dominanz
in Bremen

Bereits seit der ersten Burgerschaftswahl
im Oktober 1947 war die Sozialdemokrati-
sche Partei Deutschlands die starkste Kraft
im Bundesland Bremen. Der erste Regie-
rungschef war Wilhelm Kaisen, der auch
bei absoluten Mehrheiten fiur die SPD in
Bremen immer wieder Koalitionsregierun-
gen vorstand, um so ein Bundnis von ,,Ar-
beiterschaft und Kaufmannschaft“ zum



Wohle der Interessen des Bundeslandes
Bremen zu bilden. So bestand von 1947
bis 1951 eine Koalition von SPD und Frei-
demokraten und von 1951 bis 1959 ein
Senat aus SPD, F.D.P. und Christlich-Demo-
kratischer Union (CDU). Das seit 1959 nur
noch aus SPD und F.D.P. bestehende Blind-
nis wurde von der F.D.P. 1971 noch vor der
Burgerschaftswahl wegen gravierender
Meinungsunterschiede aufgekindigt. Ent-
scheidender Konflikt war die Grindung
der Bremer Universitat im Herbst 1971 mit
den damit verbundenen inhaltlichen Ziel-
setzungen, die auf neue Strukturen der
universitaren Hierarchien hinausliefen.
Seitdem regierten die Sozialdemokraten
in Bremen allein, bestatigt durch die
Wabhlerfolge der nachsten Wahlen. Wil-
helm Kaisen trat im Sommer 1965 zurick
und Uberliel? dem langjahrigen Bildungs-
senator Willy Dehnkamp sein Amt, der
nach einer Niederlage bei den Birger-
schaftswahlen im Jahre 1967, als die SPD
von 54,7 auf 46,0 Prozent rutschte, von
Hans Koschnick abgel6st wurde.

Wirtschaftlicher Wiederaufbau

Zu Beginn der funfziger Jahre — nach dem
Ende der Demontagen, der Freigabe der
bremischen Hafen, dem Beginn einer
neuen Werftindustrie in Bremen, der Un-
terstiitzung durch den Marschallplan und
die Wahrungsreform — war die bremische
Wirtschaftsstruktur auf Handel, Hafen, den
Schiffbau und die Fischwirtschaft — mit dem
Schwerpunkt in Bremerhaven - ausgerich-
tet. In den folgenden Jahren kamen Flug-
zeug- und Automobilbau, beispielsweise
der inzwischen schon legendére Borgward,
hinzu, wenig spéater auch die Stahlindustrie
mit der Ansiedlung der sogenannnten
,,Hutte am Meer* des Kl6ckner-Konzerns.
Bremen bot damit viele neue Arbeitsplat-
ze. Zusatzlich waren Bremens politische In-
stanzen auch bereit, in die stadtische Infra-
struktur zu investieren. So wurden die
Theater ausgebaut, eine neue Stadthalle
als Ort von Massenveranstaltungen wie
dem ,,Sechs-Tage-Rennen* wurden errich-
tet, Freizeitangebote, soziale Dienstleistun-
gen und Bildungseinrichtungen wurden
groRzigig unterstitzt. Das Land Bremen
gab in diese Bereiche viel Geld und war
auch bereit, sich fur diese Zielsetzungen zu
verschulden. Und dennoch waren die
Bemuhungen nur begrenzt erfolgreich, auf
Dauer Firmen und Menschen im bremi-
schen Stadt- und Staatsgebiet zu halten.
Die Randgemeinden im niedersachsischen
Umland waren fir viele attraktiver, so da
Arbeitsplatze und Steuerzahler Bremen
mit ihren Abgaben verlie3en. Die neue
Steuerregelung nach dem Wohnsitzprinzip
fuhrte zu massiven Einnahmeverlusten fur
das Bundesland Bremen, das bis zur Finanz-
reform von 1969 Geberland im Landerfi-
nanzausgleich gewesen war.

Der Faltturm des ,,Zentrums fiur ange-
wandte Raumfahrttechnologie und Mi-
krogravitation* bei der Universitat Bre-

men. Foto: Bremen-Werbung

Wirtschaftliche Struktur-
veréanderungen und Probleme

1961 brach der Borgward-Konzern zusam-
men. Die bremische Automobilindustrie
war damit erst einmal am Ende, nachdem
die zustandigen Banken nicht mehr bereit
gewesen waren, die fir die Fortsetzung
der Automobil-Produktion notwendigen
Kredite zu gewéhren. Der Senat der Freien
Hansestadt Bremen sah sich nicht in der
Lage, hier mit den notwendigen finanziel-
len Mitteln einzuspringen. Zwar gelang es,
die im Autobereich téatigen Arbeiter zum
grofiten Teil wieder in feste Arbeitsplatze
zu integrieren, doch deutete sich damit
bereits an, daf3 die bremische Wirtschafts-
struktur verbreitert werden muf3te. In die-
ser turbulenten Zeit der Wirtschaftskrise in
der Mitte der sechziger Jahre griff nicht
nur die Arbeitslosigkeit um sich, sondern
es schwanden auch die politischen stabilen
Verhaltnisse. Wahrend die sogenannten
Studentenunruhen und die AuRerparla-
mentarische Opposition von sich reden
machten, formierten sich auf dem rechten
politischen Sektor neue Krafte. Die rechts-
radikale Nationaldemokratische Partei
NPD zog nach den Birgerschaftswahlen
des Jahres 1967 in das Bremer Landespar-
lament ein, wahrend in Bonn kurz darauf
aus CDU/CSU und SPD unter Kurt-Georg
Kiesinger und Willy Brandt die GroRRe Ko-
alition gebildet wurde.

In Bremens regierender Sozialdemokratie,
das Bundesland Bremen pragend, vollzog
sich in dieser Zeit auch der Generationen-
wechsel. Eine neue Nachwuchsriege bilde-
te sich heraus und machte ihre Anspriiche
geltend.

Bremen

Die Grindung der Universitat
Bremen

Im Herbst 1971 wurde nach langen Jahren
der Planung die Universitdt Bremen ge-
grundet, um die es handfeste Auseinan-
dersetzungen gab. Die Regierungskoali-
tion aus SPD und F.D.P. zerbrach wenige
Monate vor den Burgerschaftswahlen
1971 wegen eines Konfliktes im Senat um
diese neue Universitat, die bundesweit
auf lange Zeit als ,,rote Kaderschmiede*
bezeichnet wurde.

Die Ansiedlung der Universitat hatte be-
trachtliche Folgen fir die soziokulturelle
Entwicklung  Bremens.  Studentische
Wohn- und Lebensformen veradnderten
ganze Stadtteile, kulturelle AnstoRe wirk-
ten auf eingefahrene Strukturen und 16-
sten auch politische Entwicklungen aus.
So wurde Bremen nicht nur ein Schwer-
punkt der Umweltschutz- und Anti-Atom-
kraft-Bewegung, sondern auch Ausgangs-
punkt der parlamentarischen ,,grinen*
Karriere. Bereits zur Burgerschaftswahl
1979 kandidierte die Bremer Griine Liste
(BGL), gegriindet von ehemaligen SPD-
Mitgliedern, und zog als erste grine
Gruppe in ein Landesparlament ein.
Inzwischen lernen rund 26 000 Studieren-
de an den Hochschulen des Landes Bre-
men, davon 17 000 an der Universitét Bre-
men, beinahe 6500 an der Hochschule
Bremen und fast 1300 an der Hochschule
Bremerhaven.

Eine wichtige Rolle nahm die Universitét
auch in der Umstrukturierung der wirt-
schaftlichen Substanz in Bremen ein. Mit
den Weltwirtschaftskrisen seit der Mitte
der siebziger Jahre wurde Bremen wegen
des hohen Anteils an Krisenbranchen
schwer belastet. Fischwirtschaft, Stahl und
vor allem der Werftenbereich muf3ten er-
hebliche Einbriiche mit gravierenden Aus-
wirkungen hinnehmen. Das Bundesland
Bremen wurde die Region mit der hdch-
sten Arbeitslosigkeit der Bundesrepublik
Deutschland. Die Bemihungen des Senats
der Freien Hansestadt Bremen, durch
staatliche Eingriffe diese Situation zu ver-
bessern, fihrten zu einer immensen Ver-
schuldung, die Bremen in eine extreme
Haushaltsnotlage brachte.

Wirtschaftlicher und
politischer Umbruch

Die im Jahre 1978 beginnende Mercedes-
Benz-Ansiedlung sorgte fUr eine in den
néchsten Jahren expandierende neue Au-
tomobilindustrie mit entscheidenden Aus-
wirkungen auf den bremischen Arbeits-
markt. Auch die Neubelebung der Luft-
fahrtindustrie durch den Airbus und der
Ausbau der Raumfahrtindustrie erbrach-
ten neue Arbeitsplatze in Bremen. Doch
der spektakuldre Zusammenbruch der



GroRBwerft AG Weser aufgrund der Ent-
scheidungen des Krupp-Konzerns im
Jahre 1983 nur wenige Tage vor der Bur-
gerschaftswahl, der die Grenzen staatli-
chen Handelns deutlich machte, bedeute-
te einen industriellen Einbruch, der lang-
wéahrende Konsequenzen nach sich zog.
Trotz der SchlieBung dieser Werft gewann
die Sozialdemokratische Partei mit Hans
Koschnick als Spitzenkandidat die Wahlen
mit absoluter Mehrheit. Im Sommer 1985
trat der seit 1967 amtierende Prasident
des Senats Hans Koschnick zurtick. Nach
einer intensiven Auseinandersetzung in-
nerhalb der regierenden Sozialdemokra-
tie zwischen den beiden Nachfolgekandi-
daten Sozialsenator Dr. Henning Scherf
und Klaus Wedemeier setzte sich der Vor-
sitzende der SPD-Burgerschaftsfraktion
Wedemeier durch.

Die schwierige Lage Bremens setzte beim
neuen Prasidenten des Senats und Birger-
meister Wedemeier die Schwerpunkte der
aktuellen Politik mit den Themen ,,Haus-
haltssanierung* und ,,Politikgestaltung
trotz finanzieller Einschrdnkungen®. Vor
dem Bundesverfassungsgericht gelang es,
die Interessen des Bundeslandes um einen
gerechten Finanzausgleich erfolgreich
durchzusetzen und Sanierungshilfen aus
dem Bundeshaushalt in erheblicher Hohe
zu erwirken.

Das Thema Léanderfinanzausgleich war
und ist auch ein immer wieder auftau-
chendes Problem fir Radio Bremen, den
kleinsten deutschen Horfunk- und Fern-
sehsender, der als Landesrundfunkanstalt
vier Hérprogramme ausstrahlt. Das Zweite
Deutsche Fernsehen (ZDF) unterhélt ein
eigenes Landesstudio. Im Bereich der
Printmedien dominiert die Bremer Tages-
zeitungen AG mit dem Weser-Kurier den
Markt. Diverse Uberregionale Zeitungen
berichten durch Korrespondenten aus
dem Bundesland. Die Tageszeitung (taz)
hat in Bremen eine eigene Lokalredak-
tion.

1987 konnte Wedemeier als Chef einer
SPD-Alleinregierung mit einem beein-
druckenden Ergebnis bei der Burger-
schaftswahl die absolute Mehrheit vertei-
digen. Als Wermutstropfen dieser Wahl
galt der Erfolg der rechtsextremen DVU,
die in das Bremer Parlament einziehen
konnte.

Die Umstrukturierung
des Standortes Bremen

Die Ansiedlung und der Ausbau zukunfts-
trachtiger Forschungs- und Wirtschafts-
zweige vor allem des High-Tech-Sektors
wie Luft- und Raumfahrtindustrie, moder-
ner Automobilbau, Mikroelektronik und
Umwelttechnologie, maritime Geowissen-
schaften und Produktionstechnik diente
in der Ara Wedemeier der Umstrukturie-
rung des Standortes Bundesland Bremen.
Insbesondere die Umsteuerungen bei der

Universitat hin zu Natur- und Ingenieur-
wissenschaften zog die Grindung wichti-
ger GrofRforschungseinrichtungen nach
sich. Die Institute fur Meeres- und Polar-
forschung oder fir Angewandte Strahl-
technik, das Zentrum fur angewandte
Raumfahrttechnologie und Mikrogravita-
tion, aber auch das Zentrum fur Européi-
sche Rechtspolitik oder die Forschungs-
stelle Osteuropa, um nur einige Beispiele
aufzufihren, dienen sowohl dem Ausbau
der Wissenschafts- als auch der Wirt-
schaftsstruktur. Bei allen Erfolgen auf die-
sem Gebiet war dennoch die Geféahrdung
der Eigenstandigkeit des Bundeslandes
als bremisches Dauerthema auch in der
Regierungszeit Wedemeiers standig préa-
sent.

Eine nicht unerhebliche Bedeutung fir
die wirtschaftliche Entwicklung und Siche-
rung von Arbeitspléatzen kommt dem so-
genannten Standortfaktor Freizeit und Er-
holung zu. Neben den bereits genannten
Naherholungsangeboten im Bremer Um-
land spielen auch die vielfaltigen kulturel-
len Aktivitaten eine wichtige Rolle. Neben
einer bunten und freien Kulturszene gibt
es die institutionalisierten Kulturbereiche
Theater, Musik und Museen mit Uberre-
gionaler Ausstrahlung. Das Bremer Thea-
ter hat sich trotz vieler Bedrohungen
immer wieder zu neuen Hochstleistungen
aufgeschwungen und gilt insbesondere in
der Sparte des Tanztheaters als stilbil-
dend. Das Deutsche Schiffahrtsmuseum in
Bremerhaven gehért zu den meistbesuch-
ten Museen der Bundesrepublik. Auch
das Ubersee-Museum, die Bremer Kunst-
halle und das Neue Museum Weserburg
prasentieren tUberragende Angebote.

Unter der GroRRen Koalition

Die Wahl zur Bremischen Birgerschaft im
Jahre 1991 erbrachte beachtliche Verluste
der Sozialdemokratischen Partei, die dar-
aufhin unter dem amtierenden Prasiden-
ten Klaus Wedemeier in eine sogenannte
,»2Ampelkoalition* aus SPD, Grinen und
Freien Demokraten fiihrte. Die unge-
wohnliche Konstellation brachte erhebli-
che Friktionen im Regierungshandeln, die
bis hin zu ,,Lahmungserscheinungen® in
der Entscheidungsfindung fuhrte. Um-
weltpolitische Kontroversen um die An-
meldung bremischer Gebiete als von der
Europdischen Union als geschitzt ausge-
wiesene Gebiete fuhrten schlief3lich im
Frahjahr 1995 zur Aufkiindigung der Drei-
Parteien-Koalition und zu Neuwahlen, die
im Mai 1995 fur die SPD zu einem Desaster
wurden. Dazu beigetragen hatte auch das

Antreten einer neugegriindeten Partei
mit dem Namen Arbeit fur Bremen/Bre-
merhaven (AfB), die sich entscheidend aus
ehemaligen SPD-Mitgliedern und SPD-
Sympathisanten zusammensetzte; sie hat-
ten sich aus Enttéduschung Uber die Lah-
mung der SPD in der ,,Ampel*“ zu einer
eher konservativ angehauchten neuen
Partei aufgerafft und waren auf Anhieb
bei der Wahl des Jahres 1995 erfolgreich.
Seit dem Sommer 1995 wird das Bundes-
land Bremen von einer gleichstarken
,.GrolRen Koalition* aus SPD und CDU re-
giert, wobei die SPD mit Henning Scherf
den Prasidenten des Senats einer aus acht
Senatoren bestehenden Regierung stellt.
Auch dieser Senat hat mit erheblichen
wirtschaftlichen Problemen zu kampfen,
woflr der Zusammenbruch des letzten
bremischen Werftbetriebes, des Vulkan-
Konzerns, Ende 1995 steht. Zum seit Jah-
ren betriebenen Schuldenabbau und zur
Haushaltskonsolidierung durch Ausga-
benklrzungen einerseits und Einnahme-
verbesserung andererseits gibt es in Bre-
mens politischen Kreisen keine Alternati-
ve. Im Frihsommer 1999 finden die nach-
sten Burgerschaftswahlen statt.

Das Wappen

Der Schlissel des bremischen Stadtwap-
pens ist Attribut des stadtischen Schutzpa-
trons Apostel Petrus. Das Wappen wird
seit 1366 gefuhrt und entstammt damit
einer Zeit, da die Stadt noch unter der
Landeshoheit des Erzbischofs stand.
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Stadt der Superlative

Freie und Hansestadt Hamburg

Von Helga Kutz-Bauer

Die Freiheit der Schifffahrt
als Lebensnerv

Dall Hamburg einmal eines der wichtig-
sten Wirtschaftszentren Europas werden
wirde, war bei seiner Grindung in der
Zeit der Karolinger nicht absehbar. Noch
Jahrhunderte spater versuchten die Lan-
desherren, im heutigen Weichbild der
Stadt Konkurrenzsiedlungen zu etablie-
ren. Sie statteten diese mit Privilegien aus,
die Hamburg das Wasser abgraben soll-
ten. So wurde fur Hamburg die Freiheit
der Schiffahrt auf der Niederelbe der Le-
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Der Hamburger Hafen.

bensnerv. Die Garantien des Hafenfrei-
briefes, der in einer Falschung von 1265
das Privileg auf 1189 datierte, wird des-
halb als Hafengeburtstag auch heute
noch zu Recht gefeiert.

Den ersten wirklichen Wohlstand erwarb
Hamburg durch Schiffahrt und Brauerei-
gewerbe und mit diesem Wohistand
konnte es von seinem standig verschulde-
ten Landesherren Recht um Recht far
seine Stadtfreiheiten erkaufen. Um 1370
gab es in Hamburg 450 Brauereien, die die
fur damalige Verhéltnisse riesige Menge

von ca. 218000 Hektolitern Bier brauten
und zu Dreiviertel exportierten. Hinzu
kam der Handel mit Fisch aus der Nordsee
und den Gewassern um Island sowie der
Handel mit englischen Tuchen. Zur glei-
chen Zeit wurde Hamburg, wie andere
Stadte auch, von der schwarzen Pest
heimgesucht. Da man auf sie jetzt viel
mehr angewiesen war, erlaubte das nun
auch den uberlebenden einfachen Hand-
werkern, sich gegen die wenigen, méachti-
gen Patrizierfamilien aufzulehnen. Ergeb-
nis dieser Revolten war in vielen Fallen ein
groReres Mitspracherecht dieser Teile der

Foto: Landesmedienzentrum Hamburg

Stadtgesellschaften. In Hamburg schlug
sich das im sogenannten Ersten Rezess von
1410 nieder, den man auch als Magna
Charta Hamburgs bezeichnet hat. Willkir-
liche Verhaftungen wurden darin ebenso
verboten wie Kriegserklarungen ohne Be-
teiligung der Burgerschaft. Auch Steuerer-
hebungen wurden nun zustimmungs-
pflichtig.

Hamburg

In den folgenden 100 Jahren wurde Ham-
burg immer wichtiger und Uberrundete
dann auch Lubeck, das lange die méachtig-
ste Stadt der Hanse war. Immer bedeutsa-
mer wurde der Handel mit England, mit
Frankreich und der iberischen Halbinsel.
Nach der Entdeckung Amerikas und des
Seeweges nach Indien wuchs Hamburg in
die Funktion als Handelsmetropole fur
Skandinavien, die Ostseestadte und das
Hinterland bis nach Krakau und Béhmen
und Mahren hinein. Zugleich wurde Ham-
burg bedeutsamer Borsenplatz und wich-
tiges Finanzzentrum.

Seit 1529 ist in Hamburg die Reformation
abgeschlossen und es wird zu einem Zen-
trum lutherischer Orthodoxie. Anderer-
seits nimmt Hamburg aus den spanischen
Niederlanden vertriebene Calvinisten und
aus Portugal vertriebene Juden auf -
wenn sie denn wohlhabend genug sind,
eine Bereicherung fur die Stadt zu wer-
den.

Der 30jahrige Krieg starkte dann die Rolle
Hamburgs, war es doch finanziell in der
Lage, einen der modernsten Festungsguir-
tel um die Stadt zu bauen und dadurch
Zufluchtstadt fur das Umland zu werden.
Grof3zuigige Geldzahlungen an die kriegs-
fuhrenden Parteien fuhrten zuséatzlich zu
seiner Schonung.

So wurde Hamburg nicht nur Handelsme-
tropole, sondern wurde nach und nach
auch ein kulturelles Zentrum. Musik, Oper,
Theater und Literatur blihten hier. Zu-
gleich entwickelte sich Hamburg zu einem
Zentrum der Aufklarung. Trotzdem hat es
seine unangefochtene Stellung als freie
Reichsstadt — im Reich selber schon seit
Jahrhunderten anerkannt — erst im soge-
nannten Gottorper Vergleich 1768 end-
gultig auch gegentber Danemark absi-
chern kénnen.

Am Ende des 18. Jahrhunderts ist Ham-
burg als Konkurrenz von Amsterdam mit
letzterem zusammen eines der beiden
wichtigsten Handelszentren auf dem eu-
ropaischen Festland. In Europa war nur
London wichtiger als die beiden Stadte.
Eine Unterbrechung dieses unaufhaltsa-
men Aufstiegs der Elbmetropole gab es
nur zwischen 1798 und 1813. Die napoleo-
nische Kontinentalsperre, die britische
Blockade der deutschen Nordseektste
und 1809 bis 1813 die franzosische Beset-
zung Hamburgs waren eine 6konomische
und soziale Katastrophe.

Die reichste Stadt Europas, ...

Die Stadt erholte sich jedoch bald und
konnte ihre Position im Weltmarkt
zurickgewinnen und ausbauen. Um sie
herum wuchsen die nicht-hamburgischen
Randgemeinden, allen voran Altona und
Wandsbek. Die einsetzende Industrialisie-
rung liel3 die Gemeinden 6konomisch und
stadtebaulich zusammenwachsen, so daR
man im ausgehenden 19. Jahrhundert
vom Funf-Stédte-Gebiet sprach, denn zu
den genannten Stadten kamen noch Ot-
tensen und Harburg-Wilhelmsburg hinzu.



Prof. Dr. h.c. Schnabel hat die TOP-Liste Hamburg ,,Hamburg die Wirt-
schaftsmetropole - 99 x die Nummer Eins*“ zusammengestellt.
Hier ein Auszug daraus:

Die hochste Steuerkraft je Einwohner unter allen Landern der Bun-
desrepublik Deutschland hat Hamburg.

Hamburg ha mit 30 m? pro Person die hdchste durchschnittliche Woh-
nungsflache aller europaischen GroR3stadte.

Hamburg ist die am weitlaufigsten besiedelte Millionenstadt der
Erde.

Die erste und damit alteste Handelskammer der Bundesrepublik
Deutschland befindet sich in Hamburg. Sie wurde gegruindet im Jahre
1665 und betreut heute ca. 90000 Mitgliedsfirmen.

Die erste und damit alteste Borse der Bundesrepublik Deutschland ist
die ,,Hamburger Borse*. Sie wurde gegrindet im Jahre 1558 und be-
findet sich am Hamburger Rathaus.

Mit 98 Konsulaten ist Hamburg der grof3te Konsularplatz der Welt.
Der grote Bankenplatz ist Hamburg mit 60 deutschen Banken und
37 Auslandsbanken als Hauptsitz in Hamburg.

Hamburg ist das gro3te Handelszentrum der Bundesrepublik und Eu-
ropas. Es gibt mehr als 6.200 exportierende Unternehmen, davon —
1.700 der Industrie — 900 des GroRhandels — 3.600 des Imports und Ex-
ports

Die Speicherstadt in Hamburg ist der weltweit grof3te historische La-
gerhauskomplex. Sie befindet sich im Hamburger Freihafen, erbaut
1895 - 1910.

Hamburg hat, trotz schwerster Kriegszerstorungen, das einheitlichste
und stadtebaulich reichste Stadtbild aller européischen Millionen-
stadte.

Mit 22 000 neuen Arbeitsplatzen im Jahr 1995 und einer Investition
von 5,8 Mrd. DM ist Hamburg gemaf der Bilanz der Hamburgischen
Gesellschaft fur Wirtschaftsforderung — nach neun Jahren - in Europa
spitze.

Hafenrundfahrten und dartiber hinaus Fahrten auf der Alster, Kanal-
und Fleetfahrten kdnnen nur in Hamburg unternommen werden.
Dieses sind erstklassige touristische Attraktionen und einmalig in der
Bundesrepublik Deutschland.

Der &lteste Leuchtturm Europas ist der Hamburger Leuchtturm auf
Neuwerk. Gebaut im Jahr 1300 ist er gleichzeitig das élteste Bauwerk
Hamburgs.

Die groRte Versandhandelsgruppe ist der ,,Otto Versand“ in Ham-
burg, mit eigenen Versandunternehmen in Europa, Amerika und
Asien. Sie ist die Nummer Eins der Welt.

Mit 24 , Kulturfabriken* steht Hamburg in Europa an erster Stelle.
Hierzu gehort ,,Kampnagel“ als grof3tes kulturell genutztes Fabrika-
real.

Das erste Kommunikationszentrum in der Bundesrepublik Deutsch-
land hat den Namen ,,Die Fabrik®. Es befindet sich in Hamburg.

Das groRte Sprech-Theater in Europa hat Hamburg. Es ist das ,,Deut-
sche Schauspielhaus* mit 1300 Sitzplatzen.

Das ,,Ballettzentrum Hamburg John Neumeier* ist das gréte Zen-
trum dieser Art und einmalig in der Welt. Das Einmalige ist, dal3 Com-
pany, Ballettschule und Internat unter einem Dach sind.

Die 15 der 20 starksten Publikationen der Bundesrepublik Deutsch-
land werden in Hamburg herausgegeben, u.a. die Tageszeitung
,Bild“, die Wochenzeitung ,,Die Zeit“, die Wochenillustrierte ,,Der
Stern“, das Nachrichtenmagazin ,,Der Spiegel“ und die Programm-
zeitschrift ,,HOr zu“. An den insgesamt verkauften Zeitungs- und Zeit-
schriftenauflagen in der Bundesrepublik Deutschland haben Hambur-
ger Publikationen einen Anteil von Uber 50 %.

173 Sportarten werden in Hamburg angeboten. Damit hat Hamburg
das vielfaltigste Sportangebot in der Bundesrepublik Deutschland.

Die groRte FitneRRzentrale Europas ist Hamburg. Mit 150.000 Mitglie-
dern in ca. 150 Fitnessanlagen hat der Stellenwert dieser Sportart mit
guten Studios und qualifizierten Trainern ein erstklassiges Niveau.

In Hamburg gibt es mehr als 2.000 Restaurants unterschiedlichster Art
und GroRe. Die Auswahl der verschiedenen Kichen ist einmalig.
Keine andere Stadt in Deutschland hat mehr Spitzenrestaurants als
Hamburg.

Hamburg

Alle Randgemeinden waren seit dem deutsch-déanischen
und dem deutsch-6sterreichischen Krieg seit 1866
preulisch. Erst durch das GroR-Hamburg-Gesetz von 1937
wurden diese Stadte Hamburg zugeschlagen.
Okonomischer, vor allem auch industrieller Fortschritt
pragten im 19. Jahrhundert die Stadt. Politischer Fort-
schritt war — trotz lebhafter demokratischer Bestrebun-
gen - nicht erwinscht. Republikanismus war in Hamburg
weit verbreitet, aber Demokratie gab es erst seit 1919,
seit 1921 eine demokratische Verfassung. Auch die end-
lich 1860 reformierte Verfassung hatte die Masse der
Hamburger Burger noch von der Politik ausgeschlossen.
Die Angst vor der Sozialdemokratie, die in Hamburg eine
Hochburg hatte, beherrschte das Birgertum, war Ham-
burg doch das Zentrum der Gewerkschaftsbewegung, der
sozialistischen Presse und hatte die SPD doch seit 1890
alle Hamburger Reichstagswahlkreise erobert.

Die Weltkriege brachten Hamburg einen enormen wirt-
schaftlichen Einbruch. Die Bombardierung der Stadt 1943
war der Luftangriff mit den zweitgrof3ten Opferzahlen
nach Dresden. Der Wiederaufbau seit 1945 zeigte aber
die ungebrochene Lebenskraft der Stadt. Sehr schnell
wurde sie wieder die reichste Stadt Europas und ist es ge-
blieben, obwohl es bis zum Eisernen Vorhang nur ca. 50
km waren.

Die Revolution in der DDR und in Osteuropa haben Ham-
burg aus seiner 45jahrigen Randlage befreit und ihm die
Chance er6ffnet, wieder in seine Metropolfunktionen fur
die Ostseeléander und Mittel-Ost-Europa hineinzuwachsen.

... die zweitgrofite Stadt
Deutschlands...

Die Freie und Hansestadt Hamburg ist nach Berlin mit rd.
1700000 Einwohnern (Ende 1997) die zweitgrofite deut-
sche Stadt. Der Ausléanderanteil betragt 15 %. Hamburg
ist zugleich ein Land der Bundesrepublik Deutschland.
Etwa 10 Prozent der Gesamtflache des Stadtgebiets
(755 km? wird durch den Hafen eingenommen, weite
Grunflachen - allein der Park des Ohlsdorfer Friedhofs ist
4 km? grol3 — setzen deutliche Akzente. Ersteigt man das
Hamburger Wahrzeichen, die Michaeliskirche, auch ,,Mi-
chel* genannt, so kann man aus einer Hohe von tber 130
m sehr gut erkennen, dall Hamburg, am Unterlauf der
Elbe gelegen, gepréagt ist durch den Hafen, durch die
kiinstlich angelegte Binnenalster mitten in der Stadt und
die von ihr getrennte Auf3enalster, die immerhin 1,6 km?
umfalt. Die Hamburger betonen gerne, dal} ihre Stadt
mehr Briicken hat als Venedig, namlich 2 302.

... und die produktivste Stadt Europas

Aufgrund seiner Produktivitatsentwicklung zahlt Ham-
burg zu den Zentren der hoéchsten Wertschépfung in Eu-
ropa, die entscheidend von seinem Umland mitgetragen
wird. Denn, so hatte das Statistische Amt der Europai-
schen Gemeinschaften festgestellt, gemessen am Brut-
toinlandsprodukt (BIP) erreichen acht Regionen, darunter
drei Hauptstadte, mehr als das Eineinhalbfache des EU-
Durchschnitts. Die Tabelle wird von Hamburg angefuhrt,
das fast auf den doppelten Durchschnittswert kommt.
Dal} die Pendler dazu einen Beitrag leisten, sollte man
dabei nicht vergessen: Von den Utber 900000 Erwerbs-
tatigen sind rd. 32 % Einpendler (1996), die au3erhalb der
Stadtgrenzen im Umland wohnen. Damit geht Hamburg
allerdings auch der Landes- und Gemeindesteueranteil
der Pendler verloren, da dieser an das Wohnsitz-Bundes-
land fallt.

Als Welthafenstadt hatte Hamburg immer hohe Beschaf-
tigtenanteile in den Bereichen Handel, Dienstleistungen,
Verkehr. Seit langem entwickelt sich die Hamburger Wirt-
schaft von einer ausgepragten maritim- und rohstoffori-
entierten Dominanz hin zu einer starker differenzierten



Dienstleistungs- und Industriestruktur. Die
starke Entwicklung der unternehmens-
und personenbezogenen Dienstleistun-
gen sowie die Starkung der technologie-
orientierten Industriezweige geht mit er-
héhten Anforderungen an die Qualifika-
tion der Arbeitnehmer einher. Arbeits-
platze fur Geringqualifizierte im industri-
ellen Bereich wurden demgegeniber
stark abgebaut. 1998 erhohte sich das
Bruttoinlandsprodukt (BIP) gegeniber
dem Vorjahr um rd. 2,8 % (auf real 124
Mrd. DM), was dem Bundesdurchschnitt
von 0,4 % entspricht.

Einen boom erleben derzeit die ganzen
sogenannten neuen Medien in Hamburg
und die Werbewirtschaft. Die Medienwirt-
schaft ist mittlerweile drittgroter Um-
satztrager in der Freien und Hansestadt
Hamburg. Hamburg ist Standort fir Gber-
regionale Zeitungen und Zeitschriften wie
der SPIEGEL, die ZEIT, die WELT, BILD-Zei-
tung, STERN und HOR ZU, es ist aber auch
Musik-, Verlags-, Nachrichten- und Fern-
sehproduktionsstandort. Wer gut verdient
will sein Geld nicht nur vermehren, son-
dern auch ausgeben: Hamburgs Innen-
stadt hélt ein breites, raumlich engver-
knipftes Einkaufs-, Unterhaltungs- und
Freizeitangebot vor. Mit dazu gehoren ei-
nige der schénsten und teuersten Passa-
gen, die sich wie ein Netzwerk durch die
Innenstadt ziehen.

Hamburg. Blick auf die Innenstadt mit Rathaus und Binnenalster.

Uberlebt die soziale Stadt?

Der Abflu3 von Finanzausgleichsabgaben,
Bundessteuern und anderer gemein-
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schaftlicher Steuern hat erheblichen Ein-
fluR auf den Hamburger Haushalt. Mit
360 DM je Einwohner mufte Hamburg
nach Hessen 1998 die hochste Pro-Kopf-
Summe in den Landerfinanzausgleich ein-
zahlen. Zwar beléauft sich das jahrliche
Steueraufkommen 1997 auf rd. 63 Milliar-
den DM, aber haushaltswirksam verblei-
ben Hamburg fur alle 6ffentlichen Aufga-
ben lediglich Steuereinnahmen von Uber
11 Milliarden, von denen gut 2 Milliarden
fur Sozialhilfe, sonstige soziale Leistun-
gen, aber auch fur Beratung und Therapie
Drogen- und Alkoholabhéngiger ausge-
geben wurden.

Dem stehen die grof3stadttypischen Pro-
bleme gegenuber:

Wie in anderen Grofstadten bindeln sich
auch in Hamburg die sozialen Folgen der
wirtschaftlichen Entwicklung und der Ab-
wanderung vor allem einkommensstarker
Haushalte in das Umland: Die Arbeitslosig-
keit ist seit 1990 um 23 % gestiegen, die
Sozialhilfelasten haben sich seit Mitte der
80er Jahre mehr als verdoppelt. 1997 er-
hielt jede/r 11. Einwohner/in Sozialhilfe
(laufende Hilfe zum Lebensunterhalt nach
BSHG und AsyIBLG). Von den Empfangern
mit laufender Hilfe zum Lebensunterhalt
nach dem BSHG waren 1997 in Hamburg -
das nach wie vor mit 15 % einen geringe-
ren Auslanderanteil aufweist als andere
(west)deutsche GroRRstddte - bereits
27,5 % Auslander. Der Einwohnerzuwachs
Hamburgs seit Ende 1986 wurde zu rd.
71% von Auslandern getragen, die oft
auf staatliche Unterstlitzung angewiesen
sind. Die fortschreitende Abwanderung
okonomisch leistungsfahiger junger Fami-
lien in das Umland (der Pendlersaldo stieg
1996 auf 217000 Personen) tragt dazu



bei, die finanzielle Lage der Stadt zu ver-
schlechtern und die sozialen Disparitaten
zu vergrofiern.

Stadtteilprofile

Jede Stadt und jeder Staat gedeiht nur auf
dem Fundament sozialen Friedens. Die So-
zialstruktur von Stadtteilen neigt zu dau-
erhafter Verfestigung. Schon vor 100 Jah-
ren galten erstklassige Wohngebiete an
der Alster wie Harvestehude und Rother-
baum als Stadtteile der Wohlhabenden.
Auch Vororte wie Othmarschen und Blan-
kenese in Altona, damals noch preuf3isch,
zogen die Bevolkerungsschichten an, die
nicht wie Zigarrenarbeiter, Fischfrauen,
Hilfskrafte, mit den kleinen engen Woh-
nungen in Ottensen vorlieb nehmen muR-
ten. Bis heute hat sich daran nicht viel
geéandert, zumindest ist dieses an den
stadtteilspezifischen Durchschnittsein-
kommen, Arbeitslosenquoten und dem
Anteil an Sozialhilfeempfanger/innen zu
belegen.

Vergleicht man beispielsweise den Stadt-
teil Billstedt, in dem 1997 rund 15 % So-
zialhilfeempfanger wohnten, wo ein
Steuerpflichtiger im Durchschnitt ein Jah-
reseinkommen von 51000 DM 1992
angab, mit dem Stadtteil Othmarschen,
mit 1,3% Sozialhilfeempféanger/innen
(EinkUinfte je Steuerpflichtigem 1992 fast
174000 DM), so werden die sozialen
Asymmetrien deutlich. Dabei muf3 man
mit bertcksichtigen, daf3 ja gerade in Oth-
marschen auch einige der vielen Hambur-
ger Einkommensmilliondre wohnen, von
denen immer mehr es fertig bringen, ihr
Einkommen gegenuiber dem Finanzamt
so zu deklarieren, daB sie im Zweifelsfalle
Anspruch auf eine Sozialwohnung hatten.
Die sozialen Brennpunkte Hamburgs be-
finden sich in den Stadtteilen, in denen
durch ein Ineinandergreifen von sozialen
Problemlagen, offentlicher Wohnungsbe-
legung und Zuwanderung eine Konsoli-
dierung dort nur noch mit besonderen
Anstrengungen mdoglich ist. Manche
Stadtteile, z.B. St. Georg, geraten in den
Knebelgriff der Drogenszene.

Seit einigen Jahren wird in Hamburg
durch die Aktivitdten der Stadtentwick-
lungsbehorde ein Programm im Rahmen
einer solidarischen Stadtentwicklung ge-
fordert, mit welchem 6ffentliche und pri-
vate Ressourcen effektiver gebundelt wer-
den sollen, vor Ort vorhandene Kompe-
tenzen starker genutzt und die betroffe-
nen Menschen aktiver zu beteiligen sind.
Damit werden innovative Projekte, z.B.
Beschaftigungsforderung, lokale Wirt-
schaftsentwicklung, Sozial- und Gesund-
heitsversorgung auf den Weg gebracht.
Drogenabhangigkeit ist damit aber nicht
zu verhindern. Der einzige Weg fuhrt
Uber die Entkriminalisierung der Abhan-
gigkeit und Abhéangigen.
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Hamburg: Regierung und Verwaltung

Sport - Spiel — SpalR

Hamburgs Ful3ballfans teilen sich in zwei
Lager, die einen als Anhanger des HSV, der
renommiert, bekannt und wegen seiner
Krisen bertchtigt ist, die anderen
schworen auf FC St. Pauli, einem FuB-
ballclub, der eher die Fans aus der Region
und solche mit links-alternativem Selbst-
verstandnis anzieht. Die Skater schworen
auf Jungfernstieg und &hnlich attraktive
StraRRen, die Tennisfans auf Rotherbaum,
die Schlittschuhlaufer, immer in Hoffnung
auf einen strengen Winter, auf die zuge-
frorene Alster, die im Sommer ein Paradies
far Segler ist. Aus- und Inlander lieben die
Mdglichkeit, in den attraktiven alten ehe-
maligen Wallanlagen, jetzt Planten un
Blomen mitten im Zentrum der Stadt, spa-
zieren zu gehen und um die Alster zu jog-
gen und schatzen den Besuch der nahege-
legenen Messe und des Congress-Cen-
trums. Die Vielfalt attraktiver Restaurants,
Kneipen und Diskotheken ist kaum zu
Uberblicken. Ereignisse wie der Hanse-Ma-
rathon, der Hafen-Geburtstag im Mai und
das Alstervergniigen ziehen Tausende an.
Am heiBesten geliebt wird von Erwachse-
nen und Kindern moglicherweise Hagen-
becks Tierpark. Er war 1907 der erste git-
terlose Tierpark der Welt und noch heute
beeindrucken artgerechte Haltung, die
Grunanlagen und die Parklandschaft mit
Higeln und Seen.

Hamburg

Kulturereignisstadt

Hamburgs Staatsoper, in der Saison
1996/97 zum ,,Opernhaus des Jahres* ge-
wahlt, hat Weltruf. Der Chef des Balletts,
John Neumeier, der Generalmusikdirektor
Ingo Metzmacher, sind auf steilem Er-
folgskurs. Die Philharmoniker und das
NDR-Sinfonieorchester locken internatio-
nal bekannte Dirigenten und Solisten
nach Hamburg. Doch die musikalischen
Ausdrucksformen in Hamburg sind in sel-
tener Vielfalt von Klassik Uber Jazz und
Pop bis Techno prasent. Ob es daran liegt,
dal} die Beatles hier einen ihrer ersten Er-
folge feierten? Im Zentrum Hamburgs
wird fast die Halfte des gesamten Umsat-
zes der Tontragerbranche erwirtschaftet.
Doch Hamburg hat nicht nur Musik und
Oper zu bieten, sondern vor allen Dingen
auch eine breite und vielseitige Theater-
landschaft. Mit dem Deutschen Schau-
spielhaus hat Hamburg ein Theater mit
Wilhelminischem Prunk und nationalem
Renommé. Es war mehrfach Theater des
Jahres. Ahnlich leistungsfahig ist die zwei-
te groRRe Sprechbiihne, das Thalia-Theater.
Dazu kommen an die 40 weitere Theater,
die meist privat gefihrt werden. In Ham-
burg sind davon die bekanntesten das
Ernst-Deutsch-Theater, die Kammerspiele



— jahrzehntelang von der unvergessenen
Ida Ehre gefiihrt — das Altonaer Theater
und nicht zuletzt die Kulturfabrik Kamp-
nagel.

Aber auch die sogenannte leichte Muse
kommt zu ihrem Recht — mehr als ande-
renorts! So laufen hier gleich mehrere
Musicals, von denen Cats und das Phan-
tom der Oper die bekanntesten sind und
Besucher aus ganz Deutschland anziehen.
Annlich vielfaltig ist das Museumsangebot
mit dem Museum fir Hamburgische Ge-
schichte, dem renommierten Museum fur
Kunst und Gewerbe, der Kunsthalle mit
dem neuen attraktiven Ungersbau fur die
Kunst nach 1945. Dazu ein besonderer Tip:
Einer der kleinsten Raume, in dem Wech-
selausstellungen von Zeichnungen der
Hamburger ,,Institution* Horst Janssen
stattfinden, ist fur viele die Attraktion in
diesem Bau! Aber es gibt auch ein Muse-
um der Arbeit, ein berihmtes Volkerkun-
demuseum und viele spezialisierte andere.

Staatliche und gemeindliche Tatigkeit
nicht getrennt

In Artikel 4 der Hamburger Verfassung
heil3t es: ,,In der Freien und Hansestadt
Hamburg werden staatliche und ge-
meindliche Tatigkeit nicht getrennt.* In
der Einheitsgemeinde Hamburg werden
daher Verwaltungsaufgaben den 7 Bezir-
ken (vgl. die Karte) Ubertragen, ,,die nicht
wegen ihrer Ubergeordneten Bedeutung
oder ihrer Eigenart einer einheitlichen
Durchfiihrung bedirfen. Die 41 Mitglie-
der der Bezirksversammlung wirken an
den Aufgaben des jeweiligen Bezirksam-
tes mit. Sie werden von der wahlberech-
tigten Einwohnerschaft des Bezirkes aus
dessen Mitte gewahlt. Ihre Mittel erhalten
die Bezirksémter aus dem gesamthambur-
gischen Haushalt, den die Burgerschaft
beschlief3t.

Aufbauend auf verfassungsgeschichtli-
chen Vorlaufen von 1921 wurde im Jahre
1952 die Hamburger Verfassung beschlos-
sen, die mit dem Finften und Sechsten
Gesetz zur Anderung der Verfassung der
Freien und Hansestadt Hamburg, in Kraft

getreten am 1. September 1996, teilweise
erheblich veradndert wurde. In einem
Punkt allerdings blieb man der Tradition
treu: Auch die neue Verfassung schreibt
als einzige deutsche Landesverfassung
vor, dal die Amtsausibung eines Mit-
glieds der Burgerschaft mit einer Berufs-
tatigkeit vereinbar ist. Die Tagungszeiten
der Gremien der Burgerschaft und der
Fraktionen entsprechen daher denen
kommunaler ,,Feierabendparlamente*“.
Die Burgerschaft, das Hamburger Parla-
ment, wird auf vier Jahre gewahlt und hat
in der Regel 121 Mitglieder. Mit dem Zu-
sammentritt einer neuen Birgerschaft
enden die Amtszeiten aller Mitglieder des
Senats, der Hamburger Landesregierung.
Der Senat besteht aus dem Ersten Birger-
meister, also dem Ministerprasidenten,
und den Senatorinnen und Senatoren,
also den Ministern. An der Bestellung des
Senats ist die Blrgerschaft wie folgt betei-
ligt: Ihr obliegen die Wahl des Ersten Bur-
germeisters und die Bestatigung der von
ihm berufenen Senatorinnen und Senato-
ren. Als scharfste Waffe in der Kontrolle
des Senats steht der Birgerschaft das kon-
struktive Mitrauensvotum zur Verfu-
gung. Der Senat ist der Burgerschaft je-
doch nicht direkt verantwortlich, sondern
durch den Ersten Burgermeister. Der Senat
besteht derzeit aus 12 Mitgliedern, dem
Ersten BUrgermeister, sechs Senatorinnen
und funf Senatoren (s. Abb.).

Nach der sogenannten kleinen Verfas-
sungsreform 1971 war die Hamburger
Verfassung die erste und fir mehrere
Jahre die einzige deutsche Verfassung, die
die politische Gewaltenteilung zwischen
Regierungsblock und Opposition in Arti-
kel 23a ausdriicklich anerkannte. Nach der
letzten Blrgerschaftswahl am 21. Septem-
ber 1997 teilten sich die Sitze in der Bur-
gerschaft wie folgt auf die Parteien auf:
SPD - 54, CDU - 46, GRUNE/GAL - 21.
Auch die politischen Institutionen zeigen
die Verknipfung von Tradition und Fort-
schritt. So gibt es noch sogenannte Depu-
tationen aus der Verfassungstradition des
19. Jahrhunderts, sozusagen parlaments-
ahnliche Fachberater bei den einzelnen

Ministerien und die alten Bezeichnungen
fir Parlament und Regierung. Sie sind
aber inhaltlich umstrukturiert im Sinne
einer modernen Parteiendemokratie.

Das Wappen

Der Ursprung des Wappens geht auf stad-
tische Siegel aus dem 12./13. Jahrhundert
zurick. Das rote Tor, auf weil3em, silber-
nen Grund, mit drei Turmen in der Mitte
der Burgmauer, wurde mal offen, mal ge-
schlossen gezeigt. Flagge und Wappen
wurden durch Senatsentscheid 1834 in der
noch heute gultigen Form beschlossen.
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Drei Hessen unter einem Hut

Hessen

Von Elisabeth Abendroth und Klaus B6hme

D|e Mutter aIIer Parlamente in Deutschland steht in Frankfurt: die Paulskirche 1848/49.
Quelle: Horst Potsch: Die deutsche Demokratie. Bonn %1997. S. 10.

Historisch, nicht geographisch
abgegrenzt

Hessen, mit 21114 gkm eines der kleine-
ren Bundeslander, im Herzen Europas und
nach der Wiedervereinigung 1989 im Zen-
trum Deutschlands gelegen, ist in seiner
heutigen politischen Grenzziehung nach

dem Zweiten Weltkrieg durch die Prokla-
mation Nr. 2 der US-Militdradministration
am 19. September 1945 entstanden. Es
grenzt im Westen an die Bundeslénder
Rheinland-Pfalz und Nordrhein-Westfa-
len, im Norden an Niedersachsen, im
Osten an Thiringen, im Sudosten an Bay-

Hessen

ern und im Stden an Baden-Wirttem-
berg. Der Grenzverlauf Hessens orientiert
sich kaum an geographischen Gegeben-
heiten, wie etwa im Norden streckenwei-
se an der Weser oder im Osten zum Teil
am Lauf der Werra. Ansonsten zieht sich
die Landesgrenze im Westen mitten durch
das Rheinische Schiefergebirge, im Sud-
osten zerschneidet sie den Odenwald und
den Spessart und im Suden zerteilt sie den
Wirtschaftsraum des Rhein-Neckar-Drei-
ecks.

Hessen ist ein Mittelgebirgsland. Die Viel-
faltigkeit seiner Landschaften hat Ge-
schichte und Gegenwart gepragt. Das
alte, erzreiche, schroff konturierte Rheini-
sche Schiefergebirge an Lahn, Dill und
Sieg im Westen ist durch einen mehrere
Hundertmillionnen Jahre dauernden Ab-
tragungsprozeld entstanden. Die ersten
Besiedlungshinweise reichen bis in die
Bronzezeit zurick und die dortigen Ei-
senerzvorkommen wurden bereits in vor-
christlicher Zeit ausgebeutet. Ortsnamen
in dieser Gegend wie Silberberg und Gold-
hausen deuten darauf hin, daf3 auch edle-
re Metalle gefunden worden sind. Fir
Osthessen charakteristisch sind geologisch
viel jingere Buntsandsteinformationen,
zum Teil bewaldete, weitgespannte Pla-
teaulandschaften, die durch ihre mine-
ralarmen Bdden die Nutzung durch den
Menschen erschweren, historisch eine
dunn besiedelte, arme Gegend. Pragend
fur das geographische Bild Hessens sind
die Vulkanberglandschaften — die alteren
wie der Vordere Odenwald und der Vor-
dere Spessart — sind die Folge einer star-
ken Hebung am Rande des Oberrheingra-
bens, und die wesentlich jingeren Basalt-
berge des Westerwalds, der Hohen Rhon,
des Hohen MeilRners, des Kaufunger
Walds und des Knulls sind das Ergebnis
vulkanischer Tatigkeit vor ca. 50 Millionen
Jahren. Die grof3te zusammenhangende
Basaltberglandschaft ist der Vogelsberg,
hessischer Teil eines riesigen europaischen
Grabens aus dem Tertiar, der im Rhonetal
in Ostfrankreich beginnt, sich tber den
Oberrheingraben fortsetzt, Hessen in
nordostlicher Richtung durchzieht und im
Mjosengraben in Skandinavien endet. Der
hessische Teil dieser Tertiarlandschaft ist
durch mehrere beckenartige Senken ge-
gliedert, die Wetterau, das GieRRener
Becken, das Amoneburger Becken, das
Schwalmbecken, das Fritzlar-Waberner
Becken und die Kasseler Becken.

Dieser ,,Westhessischen Senke* steht die
,,Osthessische Senke* von der Haunau-Se-
ligenstadter Gegend, dem Kinzigtal, dem
Fuldaer, dem Hersfelder, dem Bebraer
Becken bis zum Werratal und dem Leine-
graben gegenuber. Diese Senkenzonen
mit ihren dort abgelagerten L6Rbdden
wurden zu den ersten Besiedlungsgebie-
ten. So verweisen beispielhaft die &ltesten
menschlichen Spuren in Miinzenberg und
in der Wetterau auf die Altsteinzeit. Zum
anderen boten sich diese Zonen als Durch-
gangsstraRen fir Volkerwanderungen an,
Stral3en, die Uberall in Hessen ihre Spuren
hinterlieRen. So ist Hessen das Land mit
den meisten vor- und frihgeschichtlichen
Festungsanlagen, deren Uberreste zum
Teil noch heute zu besichtigen sind, wie



der jungst durch sensationelle Funde aus
keltischer Zeit bekannt gewordene Glau-
berg bei Budingen, der Christenberg bei
Marburg und der Biraberg bei Fritzlar.
Auch in der Rdmerzeit wurde Hessen zum
Durchgangs- und Kriegsschauplatz, leben-
dig durch die Erinnerung an die Chatten-
kriege. Reste des Limes im Taunus und im
Odenwald zeugen von der romischen Tra-
dition, die neben vielen anderen Préagun-
gen, auch den Weinbau an die Bergstral3e
und in den Rheingau brachte.

Vom ,,populus Hassiorum*
zu ,,Greater Hesse*

Im Jahre 738 wird erstmals ein ,,populus
Hassiorum* (Volk der Hessen) in einem
Sendschreiben von Papst Gregor Il an den
heiligen Bonifatius erwdhnt. Gemeint
waren vor allem die Bewohner der Ge-
gend um Fritzlar und des Kasseler
Beckens. Wo jedoch ,,die* ursprtinglichen
Hessen angesiedelt waren und woher sie
kamen ist bis heute wissenschaftlich kon-
trovers und ungeklart. Erst seit dem Karo-
lingischen Zeitalter ist Genaueres Uber die
Territorialstruktur im Gebiet des heutigen
Hessen Uberliefert. Die zu Beginn der Ka-
rolingerherrschaft gegriindeten Benedik-
tinerabteien Fulda, wo Bonifatius begra-
ben liegt, Hersfeld und Lorsch an der
Bergstralle waren wichtige Stutzpunkte
der K6nigsmacht, von denen &uRlerst be-
deutsame kulturelle und ©6konomische
Entwicklungsimpulse ausgingen. Unter

Als bedeutendste unter den hessischen
Grafen vereinten Ende des 9. Jahrhun-
derts die Konradiner mit dem Lahn-, Hes-
sen- und Rheingau sowie der Wetterau
fast das gesamte Gebiet des heutigen Hes-
sen unter ihrer Herrschaft. Die Kirchen
ihrer Stiftsgrindungen in Limburg, Weil-
burg und Wetzlar sind Uberkommene
Zeugnisse ihrer Macht. Zu Beginn des 12.
Jahrhunderts erheiratete Ludwig von
Thiringen das in Urkunden als ,,terra Has-
sia®“ (hessische Erde) bezeichnete, durch
Stadteneugrindungen gepragte Gebiet
um Kassel und Marburg. Sein Nachkomme
Ludwig Ill nannte sich 1189 erstmals ,,rec-
tor Hassiae* (Furst von Hessen). Im 12.
Jahrhundert verstetigte sich auch Frank-
furts Aufstieg zur bedeutenden Stadt der
Kaiserkronungen und Messen. 1152 emp-
fing Barbarossa dort die Konigskrone. Das
durch die befestigten Reichsstadte Geln-
hausen, Friedberg und Wetzlar gesicherte
Rhein-Main-Gebiet wurde zum 6konomi-
schen, kulturellen und politischen Zen-
trum des Reiches. 1240 verlieh Kaiser
Friedrich Il der Stadt Frankfurt das Messe-
privileg und legte damit den Grundstein
fur die bis heute andauernde Rolle der
Stadt am Main als Wirtschafts- und Fi-
nanzmetropole. Bedeutender als Frank-
furt war damals Marburg. Zum Grab der
1231 verstorbenen und spéter heiligge-
sprochenen Elisabeth von Thiringen
stromten Pilgerscharen aus dem ganzen
Reich. 1248 lieR Elisabeths Tochter Sophie
von Brabant ihren kleinen Sohn Heinrich

Dieses Bild kann aus

der Friedfertige erlangte auf dynasti-
schem Wege das Erbe der Ziegenhainer
und die Lehnshoheit Uber die Grafschaft
Waldeck und fuhrte so 1459 Ober- und
Niederhessen zusammen. 1479 kam die
Grafschaft Katzenelnbogen mit St. Goar,
Rheinfels, Darmstadt, Gro3-Gerau, Zwin-
genberg und Reinheim hinzu.

Einer der bekanntesten Landgrafen:
Philipp der GroBmiutige

Nicht zu Unrecht ist Ludwigs Nachkomme
Philipp der Gro3mitige bis heute einer
der bekanntesten Landgrafen von Hessen
geblieben. Als Anhénger Martin Luthers
war er einer der profiliertesten Befuirwor-
ter der Reformationsbewegung. Ab 1526
finanzierte er mit dem Vermdégen der auf-
gehobenen Stifte und Kloster den
Neuaufbau vorbildlicher Schulen, Landes-
hospitaler und Einrichtungen der Armen-
pflege sowie die Grindung der ersten
evangelischen Universitéat in Marburg. Ob-
wohl das ,,Marburger Religionsgesprach*
von 1529, bei dem die Reformatoren Lu-
ther, Zwingli und Melanchton um die
Grundfragen ihrer neuen Zeit rangen,
ohne theologischen Konsens endete, kam
es im damals hessischen Schmalkalden
zum Zusammenschlu® der Waldecker, der
Nassauer Grafen und der freien Reichs-
stadt Frankfurt mit der Landgrafschaft
Hessen zum Evangelischen Bund. Im
Schmalkaldischen Krieg wurden die Terri-
torien der VerblUndeten verwustet. Land-

urheberrechtlichen Grinden

Flughafen Frankfurt am Main.

Karl dem GroRen avancierte das ehemals
rédmische Rhein-Main-Gebiet mit den Kai-
serpfalzen um Mainz und Worms zum
Machtzentrum des Frankenreiches, wah-
rend Nordhessen zum Aufmarschgebiet
fur die Sachsenfeldziige wurde. Nach der
Reichsteilung unter Karls Enkeln wahlte
Ludwig der Deutsche Frankfurt als Haupt-
stadt seines Reichsteils. Die Namen der ka-
rolingischen Verwaltungsseinheiten, der
,,Gaue* sind Uber Jahrhunderte Uberlie-
fert: ,,Konigssundergau* um Wiesbaden,
.Rhein-Maingau*, damals sudlich des
Mains, ,,Niddagau“ und ,,Wettereiba“ im
Limesgebiet, ,,Lahngau‘ um Marburg und
,.Hessengau* mit dem Mittelpunkt Maden
bei Gudensberg.

nicht angezeigt werden

zum ,,neuen Herrn des Landes Hessen*
ausrufen. Das Marburger SchloR wurde
zum kulturellen und politischen Zentrum
der neuen Landgrafschaft, die die durch
das Gebiet der Grafen von Ziegenhain
und Nidda raumlich voneinander getrenn-
ten Regionen um Kassel, Eschwege und
Rotenburg, Marburg, Alsfeld und die
Stadt GielRen umfalite. Daneben behaup-
teten sich die Furstenfamilien der Hanau-
er, Isenburger, Solmser, der Katzenelnbo-
gener und der Lauenburg-Nassauer, die
Uber mehrere Generationen die Mainzer
Bischofe stellten, und der Schenken von
Erbach im Odenwald. Landgraf Ludwig
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graf Philipp mul3te lange Jahre in kaiserli-
cher Gefangenschaft verbringen. Nach
Philipps Tod 1567 wurde das muhsam ge-
einte Land an seine vier Sohne verteilt.
Trotz der zunachst weiterhin gemein-
schaftlich betriebenen Einrichtungen wie
Universitat, Samthofgericht und Landtag
wurden schon in der nachsten Generation
die Teilgrafschaften zu selbsténdigen poli-
tischen Einheiten, die sich als Hessen-Kas-
sel und Hessen-Darmstadt im Dreif3igjahri-
gen Krieg als Gegner gegeniberstanden.
Geblieben sind die bis heute bestehende
evangelische Pragung vieler hessischer Re-
gionen, die reformierte Verwaltung, die
erste nichtkatholische Universitat und die
damals wegweisenden Bildungs- und So-
zialeinrichtungen.


Bär
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Im Westfélischen Frieden von 1648, der
den DreiRigjahrigen Krieg beendete,
wurde das in Schutt und Asche liegende
Land neu aufgeteilt. Das Prinzip ,,cuius
regio —eius religio* (= wessen Herrschaft —
dessen Religion) etablierte teilweise neue
religibse Grenzen, die oft bis in unsere
Tage spéatere administrative Ordnungen
Uberdauern sollten. Hersfeld kam endguil-
tig zu Hessen-Kassel und wurde lutherisch,
das benachbarte Fulda blieb katholisch.
Das entvolkerte Hessen-Kassel und die Re-
gionen um Homburg und Darmstadt wur-
den zum Einwanderungsland fir Men-
schen aus den Alpenlandern, fir Wallo-
nen und fur franzdsische Hugenotten.
Das 18. Jahrhundert war auch im Hessi-
schen eine Glanzzeit des Barock . In diese
Zeit fallen die Neugestaltung der Fuldaer
Abtresidenz, die SchloRbauten im nassaui-
schen Weilburg, in Wiesbaden-Biebrich, in
Hanau-Philippsruhe und auf der Kasseler
Wilhelmshdhe sowie der aus Geldmangel
unvollendet gebliebene Neubau der
Darmstadter Residenz. Auch durch das
furstliche Gebaren in diesem Jahrhundert
des Absolutismus wurde Hessen zum Aus-
wanderungsland. Unzahlige Menschen
folgten den Werbern Maria Theresias von
Osterreich nach Ungarn oder der Zarin
Katharina von Ruflland an die Wolga.
Im amerikanischen Unabhangigkeitskrieg
wurden Regimenter aus Hessen-Kassel,
Waldeck und Hanau an die Engléander
,,vermietet*.

Die territoriale Neuordnung im
Gefolge Napoleons

Die Franzdsische Revolution wirkte auch
nachhaltig auf Hessen. Die napoleonische
Herrschaft gliederte durch die Rheinbund-
akte von 1806 und durch die Aufhebung
kirchlicher Territorien und die Angliede-
rung bisher unabhéangiger Grafschaften,
Farstentimer, Reichsstadte und Reichsrit-
terschaften an die neuformierten Bundes-
staaten das Hessische vollig neu. Gewin-
ner dieser Umgestaltungen waren die nun
zum GroRRherzogtum avancierte Land-
grafschaft Hessen-Darmstadt, das neu ge-
schaffene Herzogtum Hessen-Nassau aber
auch Landgraf Philipp von Hessen-Kassel,
der jedoch 1806 von Napoleon exiliert
wurde. Kassel war anschlieend fur einige
Jahre Hauptstadt des vom jlngsten Bru-
der Napoleons, Jérome, regierten Konig-
reichs ,,Westphalen*. Hessische Unterta-
nen waren napoleonische Zwangssolda-
ten bei den Feldziigen in Spanien und
RuBland. Die Bevolkerung partizipierte
durch den ,,Code Napoléon* an einer der
zentralen Errungenschaften der Franzosi-
schen Revolution: Gleichheit vor dem Ge-
setz. Nach Napoleons Niederlagen bei
Leipzig und Waterloo wurden auf dem
Wiener Kongrel? und auf dem Frankfurter
Bundestag die hessischen Landschaften
wieder neu verteilt. Die abermals erstan-

dene Freie Reichsstadt Frankfurt, das Kur-
furstentum Hessen, das Grof3herzogtum
Darmstadt, das Herzogtum Nassau und
die neu geschaffene Grafschaft Hessen-
Homburg erhielten teilweise neue Gren-
zen. Der aus dem Exil heimgekehrte Kur-
flrst von Hessen-Kassel erhielt das katho-
lische Fulda. Und Hessen-Darmstadt
wurde mit der Eingliederung von links-
rheinischen Gebieten um Mainz, Worms
und Alzey zum ,,Gro3herzogtum von Hes-
sen und bei Rhein*.

Buchner: Krieg den Palé&sten, Friede
den Hutten

Die durch die Franzoésische Revolution und
die in den Befreiungskriegen mobilisier-
ten Prinzipien und Hoffnungen auf Frei-
heit und Gleichheit, Uberwindung der
Kleinstaaterei, Rechtssicherheit und Ge-
werbefreiheit waren nicht zu unter-
dricken. Im Herbst 1814 wurde unter Mit-
wirkung des Freiherrn vom Stein der frei-
lich in seinen Mitwirkungsrechten sehr
eingeschrankte Nassauische Landtag ge-
wahlt. Dieser und weitere in den folgen-
den Jahren entstehenden hessischen
Landtage und Verfassungen blieben
zunéchst Uberwiegend auf administrative
Neuerungen beschrankt. Der Kampf um
eine zeitgemale politische Verfassung
und soziale Unruhen im Gefolge der lang-
sam einsetzenden Industrialisierung poli-
tisierten im Hessenland. Im Herbst 1830
gab es Bauernunruhen im Hanauischen
und in Oberhessen. Der Giel3ener Pfarrer
Ludwig Weidig und der aus Goddelau im
Ried stammende Student Georg Buchner
erklarten im Hessischen Landboten den
Palasten den Krieg. Seit Beginn des Eisen-
bahnbaus, verstarkt in den 1840er Jahren,
wurden die vielen Grenzen immer mehr
zum Hemmnis fur Mobilitat und 6konomi-
schen Fortschritt. Als die europaische Re-
volutionswelle im Méarz 1848 Hessen er-
reichte, forderten die revolutionaren Han-
auer ,,Drei Hessen unter einem Hut*. Und
eine in Darmstadt verteilte ,,Karte von
Deutschland mit naturgemafer Einteilung
in 16 Herzogtimer* zeigte ein geeintes
Hessen, das das Grof3herzogtum Darm-
stadt, Kurhessen-Kassel und Nassau, nicht
aber das linksrheinische Rheinhessen ein-
schlofR und damit dem heutigen Territori-
um des Landes Hessen glich.

Frankfurter Paulskirche

Die demokratische Revolution von
1848/49 brachte mit der Paulskirchenver-
sammlung das erste demokratisch legiti-
mierte gesamtdeutsche Parlament nach
Frankfurt. Nach dessen Scheitern mufiten
einige der hessischen Protagonisten dieser
Bewegung von ihren Amtern zurticktre-
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ten (z.B. der nassauische Minister August
Hergenhahn). Andere retteten sich ins Exil
(z.B. der Hanauer Turner August Schartt-
ner). Manche zahlten mit ihrem Leben.
(z.B. der in Rastatt von preuRischen Solda-
ten fusilierte Wiesbadener Georg Boning).
Viele Errungenschaften der Demokratisie-
rung wurden von den Siegern annulliert.
Aber der Abschluf? der Agrarreform, die
weitgehende Beseitigung der Feudalprivi-
legien, und beispielsweise die Offentlich-
keit der Strafverfahren vor dem Geschwo-
renengericht blieben. Und die Sieger reali-
sierten auch die Einheit, freilich auf ihre
Weise. Im Sommer 1866 folgte dem
preuBischen Einmarsch der Zusammen-
schluf der annektierten Gebiete von Kur-
hessen, Nassau, Bad Homburg und Frank-
furt zur preuBischen Provinz Hessen-Nas-
sau. Als formal unabhéngiges, aber in sei-
nen Rechten stark eingeschranktes ,,Hes-
sen“ verblieb nur noch Hessen-Darmstadt,
das mit der Darmstadter Kunstlerkolonie
und der Mathildenhdhe die ihm verblie-
bene Restsouveranitat immerhin zu einer
auf grofRerer Liberalitat grindenden kul-
turellen Blite nutzte. Mit Jugendstil und
Wandervogel erlebte auch das ,,Hessi-
sche* eine Renaissance.

Im letzten Drittel des 19. Jahrhunderts
entstanden in Hessen die ersten Organisa-
tionen der Arbeiterbewegung. Einer ihrer
herausragenden friihen Vertreter war ein
Neffe des ,,Vorméarzlers* Ludwig Weidig,
der aus GielRen stammende Mitbegrinder
der deutschen Sozialdemokratie Wilhelm
Liebknecht.

Mit der deutschen Kapitulation nach dem
ersten grofRen Krieg in diesem Jahrhun-
dert und der November-Revolution von
1918/19 waren neue Voraussetzungen fur
eine Neuordnung Hessens gegeben.
Schon wenige Wochen nach Kriegsende
wurde ein Freistaat GroRhessen propa-
giert, der das einstige Nassau, Frankfurt
und Waldeck einschlieRen sollte. Die neu-
gebildete Landesregierung des Volksstaa-
tes Hessen in Darmstadt unter dem Sozial-
demokraten Carl Ulrich setzte dem vor
allem in Kassel, Marburg und Giel3en pro-
pagierten Konzept des Hessischen Volks-
bundes eine auf den Wirtschaftsraum
Rhein-Main als Zentrum grundende
,.Rheinfranken*-Losung mit dem friheren
GroRherzogtum Darmstadt, der bayeri-
schen Pfalz, Aschaffenburg und der Sud-
halfte von Hessen-Nassau entgegen.

Ab 1931 stellte die NSAAP die stérkste
Fraktion im Darmstadter Landtag. Die
SPD-Regierung blieb zunachst weiter ge-
schaftsfuhrend im Amt, mufte jedoch
nach der nationalsozialistischen Macht-
Ubernahme im Reich am 5. Mérz 1933 wei-
chen. Innenminister Wilhelm Leuschner
ging in den Widerstand und wurde spater
ermordet — mit ihm zahlreiche ,,politisch*
und ,,rassisch* Verfolgte, vor allem judi-
sche Burgerinnen und Burger, die die Ge-
schichte Hessens zuvor entscheidend mit
gepragt hatten.



In der Zeit der nationalsozialistischen
Herrschaft gab es einen ,,Gau Hessen-Nas-
sau‘‘ mit Sitz in Frankfurt, der den Weima-
rer Volksstaat Hessen umfal3te. Nordhes-
sen bildete den eigenen ,,Gau Kurhes-
sen‘“. Mit der Berufung des Prinzen Philipp
von Hessen zum Kasseler Oberpréasidenten
versuchten die Nationalsozialisten an die
Tradition des alten Kurfurstentums anzu-
knupfen. Der Frankfurter NS-Gauleiter
Jakob Sprenger galt als ,,Fuhrer der Lan-
desregierung in Hessen*. Sein Plan der
Vereinigung des ehemaligen
Volksstaates mit der Provinz
Nassau zum ,,Reichsgau Rhein-
Main“ wurde nicht mehr in die
Tat umgesetzt. Die US-Armee
Uberquerte am 23. Marz 1945
bei Oppenheim den Rhein, er-
oberte Stdhessen und am 4.
April die ,,Festung Kassel*“. Der
von den Amerikanern initiierte
Neuaufbau einer demokrati-
schen Verwaltung vollzog sich
zunéachst innerhalb der alten
territorialen Strukturen: Lud-
wig Bergstrasser verwaltete die
provisorische  Regierung in
Darmstadt, in Kassel und Wies-
baden wurden Oberprasiden-
ten bestellt. Letztlich entschied
der amerikanische Militdrgouv-
erneur Lucius D. Clay Uber das
,»heue* Hessen. Am 19. Sep-
tember 1945 proklamierte US-
General Eisenhower, dessen
Vorfahren aus dem Odenwald
stammen, ,,Greater Hesse*,
Hessen in seinen heutigen
Grenzen.

Die éalteste deutsche
Nachkriegsverfassung

Kriegsfolgen, Zerstérung und
Mangel waren die préagenden
Probleme in den Jahren nach
1945. Trotzdem ,,war Hessen
1949 ein stabiles Glied des
Weststaates und hatte das wirt-
schaftliche und politische Fun-
dament fur eine erfolgreiche
Aufwartsentwicklung gelegt,*
so der Spezialist fur die hessi-
sche Nachkriegsgeschichte Walter Muhl-
hausen. Dazu hatte beigetragen, daR die
hessische Politik in der Zeit nach 1945
Uberwiegend auf einem breiten Konsens
aller wichtigen politischen Krafte im
Lande basierte. Der Aufbau demokrati-
scher Strukturen erfolgte unter der Agide
der US-Militaradministration ,,von unten
nach oben*. Im Januar 1946 gab es bereits
die ersten Wahlen in Gemeinden unter
20000 Einwohnern. Im April 1946 wéahlten
die Hessen ihre ersten Kreistage, im Mai in
neun kreisfreien Stéadten ihre ersten Stadt-
parlamente. Die wieder zugelassene SPD
erzielte bei all diesen Wahlen grof3e Erfol-
ge, die sie mdglichst rasch auf Landesebe-
ne wiederholen wollte. Aber erst am 30.
Juni 1946 fanden die ersten landesweiten

Wahlen zur Verfassunggebenden Landes-
versammlung statt. Bei einer Wahlbeteili-
gung von 71% erzielte die SPD 44,3%, die
CDU 37,3%, die KPD 9,7% und die LDP
6%. Bereits dieses erste Wahlergebnis
signalisiert drei kommende Jahrzehnte
mit stabilen sozialdemokratischen Mehr-
heiten.

Trotz harter Auseinandersetzungen einig-
ten sich SPD und CDU in der Verfassung-
gebenden Landesversammlung Uber die
Grundprinzipien des neu entstehenden

Ausstellungsgelande der Documenta, Kassel.
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Bundeslandes. Besonders schwierig war
die Debatte Uber den Staatsaufbau - die
CDU konnte sich mit ihrer Forderung nach
einem parlamentarischen Zweikammersy-
stem nicht durchsetzen. Die Sozialisierung
war fur die SPD ein zentraler Punkt der
gesellschaftlichen Neuordnung. In zweiter
Lesung verabschiedete die Landesver-
sammlung am 30. September 1946 den
historischen Hessischen Verfassungskom-
promifB3, der in Artikel 41 Sozialisierungen
vorsieht, und zwar in den Bereichen Berg-
bau, Eisen und Stahl, Energie und Verkehr,
aber nicht, wie urspringlich von der SPD
gefordert, auch in der chemischen Indu-
strie. Dieser von der Liberaldemokrati-
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schen Partei und der KPD nicht mitgetra-
gene Kompromif3 wurde durch die weit-
gehende Ubereinstimmung der beiden
groRRen Parteien im gesamten Bereich der
zentralen Wirtschafts- und Sozialordnung
ermdglicht, die, basierend auf der Aner-
kennung der Wiuirde und Personlichkeit
des Menschen auch in der Okonomie, das
Recht auf Arbeit, den Achtstundentag,
einen zwodlftagigen Mindesturlaub, das
Streikrecht sowie ein einheitliches Arbeits-
recht fur Arbeiter, Angestellte und Beam-
te proklamiert, wobei die
Aussperrung untersagt
bleibt. Der Kompromif kam
dadurch zustande, dal die
hessische CDU damals — an-
fangs unter dem EinfluR
von Eugen Kogon, Walter
Dirks und den Frankfurter
Heften - im politischen
Spektrum eher links anzu-
siedeln gewesen ist. Die
zeitliche N&he der Erfah-
rungen mit dem National-
sozialismus, die viele der
(nur vier!) Mitter und
Véater der Hessischen Ver-
fassung gepragt hat, ist si-
cherlich ebenfalls daftr ver-
antwortlich, daB die getrof-
fenen sozialen Normgebun-
gen viel weiter gingen als in
spateren Landerverfassun-
gen oder im Grundgesetz
fur die alte Bundesrepublik
Deutschland. Die US-Milité-
radministration bestand
auf einer gesonderten Ab-
stimmung Uber den Soziali-
sierungsartikel im Plebiszit.
Am 1. Dezember 1946
wurde die Hessische Verfas-
sung als alteste deutsche
Nachkriegsverfassung  mit
76,4% fur die Gesamtfas-
sung und mit 72% Stim-
menanteil fur den Soziali-
sierungsartikel 41 von den
hessischen Burgerinnen
und Bilrgern angenommen.
Gleichzeitig fanden die er-
sten Wahlen zum Hessi-
schen Landtag statt, aus
denen die SPD als stérkste Partei hervor-
ging.

Der von den US-Behérden eingesetzten
Allparteienregierung unter dem parteilo-
sen Rechtswissenschaftler Karl Geiler folg-
te eine SPD/CDU-Koalition unter dem
Darmstadter Sozialdemokraten Christian
Stock, dessen Kabinett sehr pragmatisch
an der Bewaltigung der prekéren Versor-
gungslage, der schrecklichen Wohnungs-
not, des wirtschaftlichen Wiederaufbaus,
der Integration grofRer Fliichtlingsstréme,
der Bekampfung der Naziideologie und
des allgemeinen Neubeginns arbeitete.
Hessen war insofern privilegiert, da hier
die wichtigsten Uberzonalen Gremien an-
gesiedelt waren. Bereits durch die Wahl



des IG-Farben-Gebaudes in Frankfurt zu
ihrem Hauptquartier hatten die US-Ame-
rikaner einen Schwerpunkt auf Frankfurt
gelegt. Hier residierten auch der Wirt-
schaftsrat fUr das vereinigte Wirtschafts-
gebiet der westlichen Alliierten, die bizo-
nalen Verwaltungen und schlieBlich die
Bank deutscher Lander. Frankfurt konnte
damit an seine historische Bedeutung an-
knupfen. Sitz der Landeshauptstadt
wurde aber das nahe Wiesbaden, das von
den Verwustungen des Krieges weit weni-
ger heimgesucht war.

,,Hessen vorn“ — gesellschaftlicher
Strukturwandel und
Identitatsbildung

Nach der Grindung der Bundesrepublik
Deutschland 1949 erhielt die politische
Kultur Hessens ein neues Gewicht. In der
Landtagswahl von 1950 erreichte die SPD
die absolute Mehrheit der Landtagssitze.
Georg August Zinn, Mitglied des Parla-
mentarischen Rates und bereits damals
ein anerkannter Landespolitiker, wurde
zum Hessischen Ministerprasidenten ge-
wahlt. Zinn war nicht nur der Kandidat
der ,,Nordhessen*, sondern auch der des
SPD-Parteivorsitzenden Kurt Schumacher,
der sich von ihm ein hessisches Gegenge-
wicht zu Konrad Adenauers Bonner Re-
gierung erhoffte. Diese Hoffnung wurde
in den folgenden Jahren doppelt reali-
siert: Zum einen engagierte sich die Regie-
rung Zinn mehrfach durch Initiativen im
Bundesrat oder bei Verfassungsklagen.
Die spektakularste war die erfolgreiche
Klage gegen das von Bundeskanzler
Adenauer geplante Staatsfernsehen mit
dem Ergebnis, daf3 das ZDF 1961 nur durch
Staatsvertrag der Lander gegriindet wer-
den konnte. Zum anderen wurde Hessen
durch die Art, wie es die dréngenden Pro-
bleme der Nachkriegszeit 10ste, zum bei-
spielhaft empfundenen sozialhuman ge-
pragten und erfolgreichen Bundesland.

Der sozialdemokratische Wahlslogan von
1962 ,,Hessen vorn‘ steht leitmotivisch fir
die gesamte Ara Zinn. Bereits in seiner er-
sten Regierungserklarung verkindete
Zinn 1951 den ,,Hessenplan*, der die For-
derung des Wohnungsbaus, die Integrati-
on der uber eine Million in Hessen leben-
den Fluchtlinge sowie die Verbesserung
der Infrastruktur und die Férderung von
Industrieansiedlungen in den struktur-
schwachen Regionen zum Ziel hatte. Der
Wohnungsbau stieg in Hessen fir die
kommenden zwanzig Jahre auf 50000
Einheiten, davon 20000 Sozialwohnun-
gen jahrlich. Viele Vertriebene konnten

aus Behelfsheimen oder Untermiete in ei-
gene Wohnungen umziehen. Dies war
auch die Grundlage fir Zinns spatere
zwolfjahrige Kooperation mit dem ur-
sprunglich mit der FDP verbundenen Bund
Heimatvertriebener und Entrechteter
(BHE). Das Land vergab umfangreiche
Kredite an mittelstdndische Unterneh-
men, vor allem Flichtlingsbetriebe, die
sich in traditionell strukturschwachen Ge-
bieten ansiedelten und dort fir neue Ar-
beitsplatze sorgten. Daruber hinaus flos-
sen grofRe Summen in die Verbesserung
der Infrastruktur in den teilungsbedingt
abgeschnittenen Randregionen, beson-
ders an der Grenze zur fruheren DDR.
Auch industrielle GroRprojekte konnte
Zinn aufgrund seiner guten Wirtschafts-
kontakte ins Land holen: das Volkswagen-
werk in Baunatal, das Chemiefaserwerk
der Hoechst AG in Bad Hersfeld und die -
damals noch von allen gesellschaftlichen
Kraften akzeptierte — Atomindustrie nach
Hanau. Hessen erzielte Uberproportional
steigende wirtschaftliche Wachstumsra-
ten und wurde zum fulhrenden Geberland
im bundesweiten Landerfinanzausgleich,
eine Position, die es bis heute inne hat.

Sozialdemokratische Reformpolitik
in Hessen

Georg August Zinn warb fur wichtige Re-
formvorhaben hoch qualifizierte Speziali-
sten aus anderen Landern ab, zum Bei-
spiel den Bildungspolitiker Ernst Schitte,
den Sozialpolitiker Heinrich Hemsath und
von 1967 bis 1969 die Vorkampferin fur
die Gesamtschule, Hildegard Hamm-
Brucher.

Wichtiger Schwerpunkt war ihm Struktur
und Regionalpolitik. Mit Ausnahme der
okonomisch weit entwickelten Rhein-
Main-Region, des Lahn-Dill-Gebiets und
des Kasseler Raums bestand das Land Hes-
sen damals vor allem aus Agrarregionen,
die historisch gesehen stets Notstands-
gebiete waren. Mit Investitionsprogram-
men fur Aussiedlerhofe, fur Dorfgemein-
schaftshduser und fur landliche Mittel-
punktsschulen zur Schaffung von Chan-
cengleichheit im Bildungssektor — ein
Hauptanliegen der Landespolitik — lag
Hessen im Bundesvergleich tatséchlich
,.vorn.

Die unstreitbaren Erfolge forderten Ent-
stehung und Herausbildung eines hessi-
schen Gemeinschaftsgefihls. Ausdruck
hierftr waren und sind die seit 1961 regel-
maRig begangenen Hessentage, die zum
Symbol hessischer Identitatsbildung ge-
worden sind.

Ein Spezifikum hessischer Landespolitik
bestand im Versuch, staatliches Handeln
in Form integrativer Planung zu blndeln.
Die verschiedenen Einzelpléne, die dem
ersten ,,Hessenplan“ von 1951 folgten,
widmeten sich, wie beispielsweise der
Hessische Sozialplan fir alte Menschen,
der Hessische Jugendplan und das Rot-
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WeilRe Sportférderungsprogramm, sozia-
len und kulturellen Aufgaben. Alle Pla-
nungen wurden 1965 im ,,Grof3en Hessen-
plan“ zusammengefaldt, der Handlungs-
perspektiven fur die nachsten zehn Jahre
entwickelte. Mit Ablauf der dynamischen
Aufbauzeit — durchschnittliche jahrliche
Wirtschaftswachstumsraten von 5,5% war
man gewohnt — muf3te die Planungseu-
phorie Mitte der 70er Jahre den rucklaufi-
gen finanziellen Mdoglichkeiten des Lan-
des angepaldt werden.

In seiner langen Regierungszeit ist Georg
August Zinn zum ,,Landesvater* des jun-
gen, alten Landes Hessen geworden. Als
1969 der GieRRener Albert Oswald die Re-
gierungsgeschéafte Ubernahm, hatte sich
die politische Landschaft verandert. Die
Studentenbewegung drangte auf umfas-
sendere und schnellere Reformen gerade
bezlglich einer Erhéhung der in Hessen
im Vergleich zu anderen L&ndern bereits
Uberdurchschnittlichen  Ausgaben  fir
Schulen und Hochschulen. Die soziallibe-
rale Regierung Oswald rdumte in einem
neuen Hochschulgesetz allen Hochschul-
mitgliedern groRere Mitwirkungsrechte
ein und grundete mit der Gesamthoch-
schule Kassel eine Universitat neuen Typs.
Damit rief sie ebenso konservative Kritiker
auf den Plan wie mit dem Ausbau der Ge-
samtschulen und mit dem Versuch des
Hessischen Kultusministers Ludwig von
Friedeburg, die Lehrinhalte fur Deutsch
und Gesellschaftslehre in ,,Rahmenrichtli-
nien“ neu zu formulieren. Die Schulpolitik
wurde zum Hauptstreitpunkt der hessi-
schen Landespolitik. Da die zunehmenden
Bildungsausgaben mit einer das Land be-
nachteiligenden Reform des Lander-
finanzausgleichs einherging, bemuhte
sich die Regierung Oswald um eine Effek-
tivierung der Verwaltung — wegweisend
beispielsweise durch die von einem Da-
tenschutzgesetz begleitete Griindung der
Hessischen Landeszentrale fur Datenver-
arbeitung im Jahre 1970.

Parallel dazu verlief eine umfassende Ge-
bietsreform, die 2682 Gemeinden zu 421
neuen Groligemeinden zusammenfalite,
ein ProzeR, der vor Ort erheblichen Ver-
druB® ausloste, wie z.B. die beabsichtigte
Zusammenlegung der altehrwirdigen
Stadte GieRen und Wetzlar zu einem
kommunalen  Kunstgebilde = namens
,.Lahn*, ein Vorhaben, das von der nach-
folgenden Regierung Borner zurlickge-
nommen wurde. Die umstrittenen Refor-
men dieser Zeit ermoglichten es dem hes-
sischen CDU-Vorsitzenden Alfred Dregger,



seine Partei zu einem zentral wichtigen
landespolitischen Faktor zu gestalten.
Zwischen 1966 und 1974 erhohte die CDU
ihren Stimmenanteil von 26,4% auf
47,5%.

Biblis und Startbahn West:
Arbeitsplatze versus Umweltschutz

1976 trat Albert Oswald als Ministerprasi-
dent zurtck. Seinem Nachfolger, dem Kas-
selaner Holger Borner, waren die Schaf-
fung neuer Arbeitsplatze und die Siche-
rung der Energieversorgung angelegen.
Borner sah es als notwendig an, das Atom-
kraftwerk Biblis auszubauen, ein entspre-
chendes Werk in Borken anzusiedeln und
einen Standort in Hessen fur die Wieder-
aufbereitung von nuklearem Brennstoff
zu finden. Gegen breiten Protest aus der
Bevolkerung engagierte sich die sozialli-
berale Landesregierung fur den Bau einer
zusatzlichen Startbahn am Frankfurter
Flughafen unter Hinweis auf die Notwen-
digkeit der Sicherung von Arbeitsplatzen
in der Rhein-Main-Region. Die sich formie-
rende Umweltbewegung und die hessi-
sche Partei der Griinen gingen aus diesem
Konflikt gestarkt hervor. Die Griinen
zogen bei den Landtagswahlen 1982 mit
8,0% in das Parlament ein und tolerierten
nach der Wende der FDP aus dem sozialli-
beralen Lager zur CDU eine sozialdemo-
kratische Minderheitenregierung mit poli-
tisch instabilen ,,hessischen Verhéltnissen*
wie es bald sprichwortlich heiRen sollte.
1985 kam es zur ersten rot-griinen Regie-
rungskoalition auf Landesebene in der
Bundesrepublik mit Joseph Fischer als er-
stem grinen Minister, zustandig fur das
Umweltressort.

Im April 1987 wurde erstmals in der hessi-
schen Nachkriegsgeschichte eine SPD-ge-
fuhrte Regierung durch eine CDU/FDP-Ko-
alition unter dem ehemaligen Frankfurter
Oberburgermeister Walter Wallmann ab-
geldst. Ministerprasident Wallmann er-
kannte rasch, daf die deutsche Vereini-
gung 1989 die Mdoglichkeit barg, Hessen
aus seiner friheren Randlage wieder ins
,»Herz Deutschlands* zurlckzufuhren.
Seine Regierung legte ein 250 Millionen
Mark schweres Hilfsprogramm fur Thirin-
gen auf. Dadurch wurden sehr friihzeitig
vielfaltige hessen-thiringische Behdrden-
kooperationen ermdéglicht, die das Land
Hessen zum Protagonisten des ,,Wieder-
aufbaus Ost* werden liel3.

In Wallmanns Agide fiel auch die Schaf-
fung der Voraussetzungen daftr, daf
Frankfurt am Main heute die Europaische
Zentralbank beherbergt und damit sei-
nem historisch begriindeten Spitznamen
in Finanzkreisen als ,,Mainhattan*“ ge-
recht wurde und diese Tradition als Me-
tropole europaischen Formats in das kom-
mende Jahrtausend tragen wird.

Seit 1991 wurde Hessen von einer rot-gri-
nen Koalition unter Leitung des friheren
Oberburgermeisters aus Kassel, Hans Ei-
chel, gefuhrt. Seine Regierung war mit
den tiefgreifenden ©konomischen und

gesellschaftlichen Umbriichen am Ende
unseres Jahrhunderts konfrontiert. Spate-
ren Beobachtern muf3 es vorbehalten blei-
ben zu beurteilen, ob Hessen, in zwei
Legislaturperioden unter politisch rot-gru-
ner Verantwortung gestaltet, zum ,,Zu-
kunftsland* und zum Paradigma unserer
heutigen gesamtstaatlichen Gegebenhei-
ten geworden ist. Mentalitatsgeschicht-
lich sind Leitmotiv und Selbstversténdnis
aus der landesvaterlichen Ara Zinn: ,,Hes-
sen vorn* in der landespolitischen Demo-
kratiegesellschaft tief verinnerlicht.

Bei der Wahl zum neuen Landtag im Fe-
bruar 1999 erhielten CDU und FDP eine
Mehrheit zur Bildung der Landesregie-
rung unter Leitung von Roland Koch
(CDU).

Verwaltungs-, Wirtschafts- und
Bevélkerungsstruktur

Wie die auBeren wurden auch die inneren
Grenzen Hessens im Laufe seiner jiingeren
Geschichte oft verschoben. Heute besteht
das Land aus 21 Landkreisen und 5 kreis-
freien Stadten. Verwaltungsreformen
haben im Nachkriegshessen eine lange
Tradition (seit 1947), deren nachhaltigstes
Ergebnis ab 1972 die bereits erwahnte
kommunale Gebietsreform war. Auch die
mittlere Verwaltungsebene wurde da-
durch reformiert. Zu den bestehenden Re-
gierungsbezirken Darmstadt und Kassel
wurde ein weiterer Regierungsbezirk
GieRBen gebildet, der eine neue Region
,,Mittelhessen*, bestehend aus den Land-
kreisen Lahn-Dill, Marburg-Biedenkopf,
GieRRen, Limburg-Weilburg und Vogels-
bergkreis schaffen sollte. Die Veranderun-
gen der Verwaltungsgliederung sind Re-
flex auf die Modernisierungsprozesse in
der Wirtschafts- und Bevolkerungsstruk-
tur. Nordhessen ist letztlich seit dem spa-
ten 18. Jahrhundert trotz aller Bemihun-
gen gerade des dynamischen Gesamtlan-
des in der zweiten Halfte unseres Jahr-
hunderts der Modernisierungsverlierer
geblieben. Alle bevolkerungsmaRigen
Wanderbewegungen gingen zu Lasten
der nordhessischen Region. Auch heute
noch liegt die Bevolkerungsdichte in den
nord-, mittel- und osthessischen Regionen
um die Halfte niedriger als im Landes-
durchschnitt und bis zum Siebenfachen
unter den hochentwickelten Regionen
Sudhessens.

,,Mainhattan‘: Banken- und
Messestadt

Im Rhein-Main-Gebiet mit seinem Zen-
trum Frankfurt am Main, in der Region
».Mainhattan* genannt, multikulturell
durch seinen hohen Auslanderanteil an
der Wohnbevélkerung und seiner beein-
druckenden Skyline von Bankentlrmen ist
die Wirtschaftskraft Hessens konzentriert.
430 Geldinstitute haben sich in der mo-
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netdren Hauptstadt Europas, dem Sitz der
Deutschen Bundesbank und der Europai-
schen Zentralbank niedergelassen. Frank-
furts Borse liegt auf Platz vier der Welt-
rangliste. 70 000 Beschaftigte arbeiten am
Ufer des Mains im Bankenwesen. Zudem
ist Frankfurt mit grof3en Fachmessen z.B.
Premiere, Ambiente, Heimtextil, Inter-
stoff, Achema, der Internationalen Auto-
mobilausstellung und der historisch be-
deutsamen Internationalen Buchmesse
auch seit alters her die deutsche Messe-
stadt schlechthin. Zu Bérse und Banken
kommen Finanzdienste, Versicherungen,
Werbeagenturen, Unternehmensberatun-
gen, Wirtschaftsprtfer, Anwaltskanzleien
und Servicefirmen, bedeutende Buch- und
Presseverlage wie die literarisch und wis-
senschaftlich renommierten Hauser Suhr-
kamp, S. Fischer und Campus, Zeitschriften
und Zeitungen, mit der Frankfurter Allge-
meinen Zeitung und der Frankfurter
Rundschau unter ihnen zwei Uberregional
hoch angesehene Tageszeitungen, Nach-
richtenagenturen und Telekommunika-
tionsunternehmen. Der Hessische Rund-
funk mit seinen zahlreichen H6rfunk- und
Fernsehprogrammen hat seinen Hauptsitz
in Frankfurt am Main.

uUnd die Welt kommt durch das ,,Tor zur
Welt“, den Flughafen, nach Frankfurt. Mit
60 000 Beschaftigten ist die FAG-Betriebs-
gesellschaft der groRte Arbeitgeber Hes-
sens. Das verarbeitende Gewerbe ist mit
dem Firmenkorsortium der ehemaligen
Hoechst AG und Philipp Holzmann in
Frankfurt, mit E. Merck und Wella in
Darmstadt, mit Opel in Russelsheim, mit
Heraeus in Hanau und Linde in Wiesbaden
gut vertreten. Branchenvielfalt und Poly-
zentrismus kennzeichnen die Rhein-Main-
Region, von der zunehmend auch andere
hessische Regionen profitieren. Bedeu-
tend ist SUdhessen auch als Wissenschafts-
standort mit den Universitaten Frankfurt
und Darmstadt, den Fachhochschulen
Frankfurt und Wiesbaden sowie den zahl-
reichen angeschlossenen und assoziierten
Forschungsinstituten. Mit dem Pfund sei-
ner auRergewdhnlichen Hochschuldichte,
mit dem innovativen Know-how seiner
Universitaten kann das Land wuchern. In
die Kooperation Wirtschaft-Wissenschaft
sind zum Beispiel das Giel3ener Transfer-
zentrum und das Wetzlarer Institut fur Mi-
krostrukturtechnologie und Optoelektro-
nik eingebunden, Hier liegen wichtige
Standorte der zukunftsweisenden Bio-
technologie. In Marburg entstand das
Software-Center, vielleicht Ausgangs-
punkt fur ein hessisches Silicon Valley? Die
Universitat Gesamthochschule Kassel, die
seit ihrer Grindung die Kooperation mit
der Praxis auf ihre Fahnen geschrieben
hat, konnte internationale Reputation ins-
besondere in zukunftsweisenden Umwelt-
technologien erwerben..



Ein Streifzug durch die hessische
Kulturszene

Die hessische Kulturszene ist so vielfaltig
wie das Land als Ganzes. Wo soll man be-
ginnen? Zu nennen waren die zahlreichen
Stadttheater mit ihren trotz mancher Kri-
tikerschelte in der Mehrzahl sehr sorgfalti-
gen Inszenierungen. Da waren die Opern-
h&éuser und Musiktheater (wie zum Bei-
spiel die Alte Oper in Frankfurt). Da wéaren
die zahlreichen Kulturzentren und klei-
nen Buhnen - das innovative Kulturzen-
trum Mousonturm in Frankfurt, die Frank-
furter Brotfabrik, die sich der ,,Weltmu-
sik* verschrieben hat, das ruhrige Kasseler
Dock 4, der Kasseler Kulturbahnhof, der
multikulturelle Kasseler Schlachthof. Da
waren die hochprofessionellen freien
Theatergruppen vom Klappmaul-Theater
in Frankfurt bis zur wunderbaren Marbur-
ger Studentenbiihne. Da wéren die be-
kannten und weniger bekannten hessi-
schen Kabarettisten von Matthias Belz
Uber Michael Quast und Cornelia Nie-
mann bis Hilde Wackerhagen. Da ware die
ruhrige Jazz-Szene vom internationalen
Starposaunisten Albert Mangelsdorff bis
zu den spannenden Kasseler Funkedelics,
vom Landesjugendjazzorchester, Uber die
HR-Big-Band bis zum Gar-nicht-mehr-Insi-
der-Tip Frankfurt Jazz Big Band. Da wéren
die Duos, Trios, Quartette, die einfach nur
schone, kluge Musik zum Zuhdren ma-
chen vom Duo Barenz-Wolff aus Frankfurt
bis zur Kasseler Leib-und-Magen-Gruppe
Ganz schon feist. Da ware die Rock- und
Popszene von Sabrina bis zur Beatles Revi-
val Band. Da wéren die beiden schonen Li-
teraturhauser in Darmstadt und Frankfurt
und die zahlreichen Literaturblros. Da
waren die Poetik-Professur an der Frank-
furter Goethe-Universitat und die zahlrei-
chen Literaturpreise, deren renommierte-
ste alljahrlich von der Deutschen Akade-
mie fur Sprache und Dichtung in Darm-
stadt vergeben werden. Da waren die Pro-

grammkinos und interessanten Filmema-
cher. Da waren die Museen mit alter und
neuer Kunst vom Stédel und Museum fur
Moderne Kunst in Frankfurt Uber das Hes-
sische Landesmuseum in Darmstadt bis
zum Museum der 100 Tage und der immer
wieder spannenden Kasseler Documenta.
Da waren die vielen interessanten Gale-
rien. Da wéren die Festspiele und Festivals,
von den Wiesbadener Maifestspielen tber
die Bad Hersfelder Festspiele und die re-
gionalen Kultursommer-Veranstaltungen
Uber die Darmstadter Tage fur neue Musik
bis zu den lIdsteiner Jazztagen und dem
Rheingau-Musikfestival.

Gemeinsam ist allen hessischen Kultur-
schaffenden, daf sie sich mit immer leerer
werdenden offentlichen Kassen konfron-
tiert sehen und deshalb viele von ihnen
dazu Ubergehen missen, private Sponso-
ren zu suchen. Gemeinsam ist ihnen, dafl3
sie unter schwieriger werdenden Bedin-
gungen einen unverzichtbaren Beitrag
zur politischen Kultur und Lebensqualitat
in Hessen und zur hessischen Identitatsfin-
dung leisten - oft in Anknuipfung an Er-
eignisse der hessischen Geschichte und
Gegenwart, wie etwa jetzt aktuell an den
150. Jahrestag der deutschen Revolution
und der Frankfurter Paulskirchenver-

sammlung als erster demokratisch legiti-
mierter Konstituante oder an die Wieder-
kehr des 250. Geburtstags von Johann
Wolfgang von Goethe in diesem Jahr.

Das Wappen

Der neunmal silbern und rot geteilte, stei-
gende Lowe Hessens gleicht dem Wap-
pentier Thiringens. Denn 1247, als Hessen
und Thiringen geteilt wurden, behielten
beide Territorien den Léwen als Wappen-
tier bei. So wurde der Léwe auch 1920
vom Volksstaat Hessen Ubernommen,
ebenso wie 1948 vom neugegrindeten
Land Hessen.
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Gemeinsamkeiten trotz unterschiedlicher Geschichte

Mecklenburg-Vorpommern

Von Heinrich-Christian Kuhn

Tiefland, vom Meer gepragt

Mecklenburg-Vorpommern ist nach der
Flache zwar sechstgrof3tes Bundesland
(23170 km?), nach der Einwohnerzahl je-
doch das viertkleinste (1,8 Mio). Weniger
Einwohner haben das Saarland, Hamburg
und Bremen. Nur durchschnittlich 78 Ein-
wohner kommen auf den km?2.

Die Nordgrenze bildet die Ostsee. Auf
Grund vieler Bodden und Haffs mif3t die
Gesamtkuste immerhin 1712 km, die
Lange der AuRenkiste dagegen betragt
nur ein gutes Viertel davon (354 km). Der
Kuste vorgelagert sind 62 Inseln und Insel-
chen, darunter Rigen als Deutschlands
groRte Insel mit 930 km? Flache.

Im Suden grenzt Brandenburg an Meck-
lenburg-Vorpommern (375 km), im We-
sten Schleswig-Holstein (137 km) und Nie-
dersachsen (94 km).

Die Ostgrenze des Landes mit Polen ist zu-
gleich deutsche (und noch) EU-AuRen-
grenze. Dies ist eine Landgrenze. Hierin
unterscheidet sie sich von denen Branden-
burgs und Sachsens, die FluRgrenzen sind
(Oder und Neil3e). Darin sehen die Men-
schen beiderseits der Grenze eine grof3e
Chance, zusammenzukommen, weil keine
kostspieligen Bruckenbauten nétig sind.
Es gibt einen regen kleinen Grenzverkehr
und vielféltige Kontakte beiderseits der
Grenze.

Rostock-Warnemiinde. Mole.

Die grof3te Nord-Sud-Entfernung betragt
157 km, die groRte Ost-West-Entfernung
254 km.

Mecklenburg-Vorpommern gehoért na-
turraumlich zur Grof¥region ,,Mitteleuro-
pa“ und hier wieder ausschlie3lich zu des-
sen Tieflandsbereich. Die 200-m-H6hen-
linie wird nirgends erreicht: Die hochsten
Erhebungen liegen im Bereich des Helpter
Berges (im Landkreis Mecklenburg-Stre-
litz) bei 179 m und der Ruhner Berge
(Landkreis Parchim) bei 177 m Giber NN.
Im Zuge der eiszeitlichen Uberformungen
und nacheiszeitlichen Naturraumentwick-
lung entstanden ebene, wellige und kup-
pige Platten, Hiigelgebiete, Becken, Nie-
derungen und Seen. Das ,,Ruckgrat* des
Landes bilden die Hugelztige der ,,Pom-
merschen Hauptendmorane*, die von Li-
tauen kommend ab Feldberg ganz Meck-
lenburg-Vorpommern in sudostlich-nord-
westlicher Richtung durchzieht. Nordlich
von Lubeck erreicht diese Hugelzone
Schleswig-Holstein. In Mecklenburg-Vor-
pommern bildet sie die Wasserscheide
zwischen Ost- und Nordsee.

An der Ostsee wurden durch die Tatigkeit
des Meeres Steil- und FlachkUsten ge-
schaffen. Die eiszeitliche Entstehung und
die Eigenschaften der Oberflachensedi-
mente pragen die naturraumliche Aus-
stattung. Heidesandgebiete, Niederun-
gen, Grund- und Endmorénen und Seen-
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becken (darunter die Muritz als gro3ter
deutscher Binnensee) pragen eine ab-
wechslungsreiche Landschaft.
Wesentlichen Einflu? auf das Klima haben
die Westwinde mit ihren maritimen Luft-
massen und relativer Unbestandigkeit.
Dennoch ist sowohl von West nach Ost als
auch von Nord nach Sud eine allmahliche
Klimaveranderung in Richtung zuneh-
mender Kontinentalitat erkennbar.

Das Land Mecklenburg-Vorpommern wird
erst im Juni 1945 durch eine Verfigung
der sowjetischen Militaradministration er-
richtet, indem Westvorpommern Meck-
lenburg angegliedert wird. Im Februar
1947 mit Auflésung des Staates Preuf3en
wird der Name ,,Vorpommern* aus der
Landesbezeichnung gestrichen.
Wiedergegrindet wird das 1952 aufgel6-
ste Land erst am 3. Oktober 1990, mit dem
Vollzug der deutschen Einheit. Bis 1945
nahmen beide Landesteile eine eigene
Entwicklung.

Die slawische Herkunft gehort zur
Identitat

Im Jahr 1995 feierte das Bundesland (auch
der vorpommersche Teil) die erste urkund-
liche Erwéhnung Mecklenburgs. 995 liel3
in ,,Michelenburg* (grof3e Burg) wahrend
eines Kriegszuges gegen die Obotriten
Otto lll. eine Schenkungsurkunde ausstel-
len.

Die Mecklenburger blicken mit Stolz auf
ihre slawische Herkunft. Als 1918
GrofRherzog Friedrich Franz IV. seinen
Thronverzicht erklart, endet die Herr-
schaft der obotritischen Dynastie, die bis
auf ihren Grunder Niklot (1131-1160)
zuruckgeht. Es ist die alteste slawische Dy-
nastie. Das Bewuftsein slawischer Wur-
zeln gehort zur mecklenburgischen Iden-
titat.

Seit dem 7. Jahrhundert pragt die slawi-
sche Besiedlung das Land. Die Slawen er-
richten an schwer zuganglichen Stellen
Burgen als Verteidigungsanlagen und ver-
banden sie zu einem ausgezeichneten Sy-
stem Kkleinerer, Uberschaubarer Stutz-
punkte von weitreichender historischer
Wirkung. Der Sitz der Obotritenfirsten
(Michelenburg = Mecklenburg) gab dem
Land den Namen.

Mit der Konfrontation des Sachsenher-
zogs Heinrich des Lowen und des Obotri-
tenfirsten Niklot beginnt die Entwicklung
Mecklenburgs zu einem mittelalterlichen
Territorialstaat. Heinrich der Lowe ruckte
1160 mit seinem Heer nach Mecklenburg
ein und totete den Obotritenfirsten Ni-
klot in der N&he der Burg Werle im
Kampf. Heinrich der Lowe war zwar der
Sieger, aber Niklot nicht der Besiegte. Sein
Sohn Pribislaw, der inzwischen zum Chri-
stentum Ubergetreten war, erhielt den
groRten Teil der Obotritenherrschaft als
séchsisches Lehen.

Heinrich der Loéwe grindete zur Besiege-
lung des von ihm eingeleiteten Prozesses
1160 als erstes deutsches rechtlich verfal3-
tes Gemeinwesen auf mecklenburgischem
Boden die Stadt Schwerin, die seither die
Reiterfigur des sachsischen Herzogs in



ihrem Siegel fuhrt, und stattete sie mit 10-
bischem Recht aus. Schwerin wurde zum
westlichen Einfallstor nach Mecklenburg.
Die alte obotritische Grenzburg auf der
Insel im Schweriner See wurde zum Gra-
fensitz, in die Stadt wurde der Bischofssitz
aus der Ortschaft Mecklenburg verlegt
und somit die Dreigliederung von Feudal-
sitz, Burgeransiedlung und kirchlichem
Zentrum konstituiert. Dem tatenfreudi-
gen und machtbewuRten Sachsenherzog
trat eine weitere Grindergestalt an die
Seite: Berno, der Zisterziensermdnch aus
dem Weserkloster Amelungsborn. lhn
setzte Heinrich zum ersten Bischof von
Schwerin ein und lieR? ihn 1171 einen der
Vorgangerbauten des heutigen hochgoti-
schen Domes in Schwerin weihen. Im glei-
chen Jahr siedelte Berno zwolf Zisterzien-
sermonche aus seinem Heimatkloster in
Althof nach Doberan an. Doberan wurde
zu einem der wichtigsten christlichen Zen-
tren in dem sich wandelnden Land.

Die mecklenburgische Kirchenorganisa-
tion wurde seit dem 13. Jahrhundert be-
grindet und ist — wenn auch in wechseln-
der Gestalt — bis heute erkennbar. Die
auferlich sichtbare Seite dieser Organisa-
tion, das dichte Netz gotischer Backstein-
kirchen, gehort bis heute zu den besonde-
ren mecklenburgischen Kennzeichen.
Deutsche Ministeriale, Dienstleute im Hof-
und Verwaltungsdienst, erhielten seit der
zweiten Halfte des 12. Jahrhunderts Land-
guter zum Lehen mit dem Auftrag, Meck-
lenburg zu kolonisieren und nach ihren
Erfahrungen umzugestalten. Im 13. Jahr-
hundert stréomten einige Zehntausend
Siedler vor allem aus Niedersachsen und
Westfalen ins Land.

Die mecklenburgische Raumordnung
zeigt bis heute die Wege der Grinder und
Monche, der Lokatoren und Siedler, die
das Land mit einem Raster von Ortschaf-
ten Uberzogen. In Verbindung mit dem
alten System der slawischen Burgbezirke
war diese Ordnung auf Dezentralisierung
angelegt.

Deutsche Siedler mit tberlegener
Ackerbautechnik

Die Bauern erhielten steuerfreie Hufen als
Lehnsgut und siedelten vor allem im Be-
reich der schweren Boden ndérdlich des
Landrickens. Auf diese Siedlungen deu-
ten Ortsnamen mit der Endung ,,-hagen**
hin. Der Ackerbau bei den slawischen
Stammen war unterentwickelt, wurde
durch Jahrhunderte nur mit holzernem
Pflug betrieben, wies geringe Ertrége auf
und fihrte nicht zu Wohlstand und Steu-
er- oder Tributpotential fur eventuelle
Lehnsherren. Mit den deutschen Sied-
lern wurde auch die Dreifelderwirtschaft
mit fortentwickelter landwirtschaftlicher
Technik eingefuhrt. Die Dorfer wurden
groRflachig und planméRig angelegt und
die slawischen Bevolkerungsteile in die
Besiedlung einbezogen.

Im Sudwesten Mecklenburgs (Griese Ge-
gend) blieben noch fur langere Zeit slawi-
sche Siedlungsraume erhalten.

Seit dem 13. Jahrhundert wurden zahlrei-

che Stadte als zentrale Orte fur das Um-
land vor allem durch die Territorialherren
gegrindet. Die Kustenstadte (Rostock
1218, Wismar 1229, Stralsund 1239, Greifs-
wald 1250) dUbernahmen das lubische
Stadtrecht zur Demonstration ihrer Stel-
lung als Freihandelsplatze mit Zollfreiheit,
Miunz- und Stapelrecht und weitgehender
eigener Gerichtsbarkeit.

Zu weiterer Entwicklung und Machtfulle
in Mecklenburg und Vorpommern trug
vor allem der Stadtebund der Hanse bei,
dem alle bedeutenden Kistenstadte an-
gehorten. Hanse steht fur Urbanitat, fur
intakte Kommunikation nach innen und
aulBen. Im Jahre 1280 bildeten Rostock
und Wismar mit Lubeck und Hamburg den
Kern des Bundnisses der ,,wendischen
Stadte*. Die pommerschen Stadte Stral-
sund, Greifswald, Stettin, Demmin und
Anklam schlossen sich an. Die Kistenstad-
te unterhielten bedeutende Handelsflot-
ten. Unter der Flagge von Stralsund fuh-
ren zur Blutezeit der Hanse um 1400 mehr
als 300 Schiffe.

Aus der Verbindung von Hansegeist und
Bildungsbedurfnis entstand im Jahre 1419
die Universitat Rostock. Sie zog Studenten
vor allem aus dem skandinavischen Raum
und aus den Niederlanden an. Auf Initiati-
ve des Burgermeisters Heinrich Rubenow
wurde 1456 eine Universitdt auch in
Greifswald gegriindet, die sich rasch zu
einem wichtigen geistigen Mittelpunkt
des Herzogstums Pommern entwickelte.

Die Katastrophe des Drei3igjahrigen
Krieges

In Mecklenburg griffen kirchenreformato-
rische Prozesse im zweiten Viertel des 16.
Jahrhunderts schnell um sich, besonders in
den groReren, gesellschaftlich differen-
zierten Stadten an der Kuste. Seit 1531
fanden in allen Kirchen Rostocks lutheri-
sche Gottesdienste statt. 1540 hielt die Re-
formation auch im Bistum Schwerin Ein-
zug.

Auf dem Landtag, der Versammlung der
mecklenburgischen Stande in Sternberg,
wurde 1549 das evangelische Glaubensbe-
kenntnis fur das ganze Land Mecklenburg
als verbindlich erklart.

Das Erwachen burgerlichen Selbstbewuf3t-
seins fuhrte zu kultureller Blute. Auch in
Mecklenburg entwickelten sich Ansatze
von Humanismus und Renaissance.

Ein erster SchloRumbau in Schwerin sowie
furstliche Bauten in Wismar, Gadebusch
und Gustrow zeugen von renaissancisti-
schem Formempfinden.

Die Blute von Reformation, Humanismus
und Renaissance wurde durch den DreiR3ig-
jahrigen Krieg alsbald geknickt, und tber
Mecklenburg, das an den Streitigkeiten
nicht eigentlich beteiligt war, ging die
erste grofRe Walze eines Krieges, der das
Land nahezu ausléschte und seine Ent-
wicklung auf Jahrzehnte unterbrach.
Dabei hatte es zunachst nach Glanz und
Aufschwung ausgesehen, als Wallenstein,
der 1628 das Land besetzt und 1629 als
erbliches Lehen vom Kaiser erhalten
hatte, auf Schlo3 Gustrow eine Hofhal-
tung entfaltete, die selbst am Kaiserhof
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ihresgleichen suchte. Er trennte Verwal-
tung und Justiz, schuf ein Kabinett aus
vier Raten und forderte Handel und Ge-
werbe.

Doch dann wurde das Land mit aller Bru-
talitat und Grausamkeit in das Gemetzel
der Nachbarn einbezogen und selbst zum
Kriegsschauplatz zwischen Schweden und
Kaiserlichen. Die Eroberung und Zer-
storung von Neubrandenburg im Jahre
1631 bezeichnet den Gipfel an Wunden
und Schmerzen, die dem Land zugefligt
wurden.

Der DreiRigjahrige Krieg hinterliel3 ein
zerstortes und verwustetes Land, dessen
Einwohnerzahl auf weniger als ein Drittel
dezimiert worden war. Schweden bean-
spruchte und erhielt auch Wismar, die
Insel Poel sowie das Amt Neukloster und
konnte somit seine Herrschaft im Ostsee-
raum ausbauen.

Die starke Stellung der Ritterschaft

Den Gewinn aus dem Bevdlkerungsrick-
gang zog der Stand der Grundbesitzer, die
Ritterschaft. In einem Gesetz von 1654
wurde ihnen das Recht zugebilligt, ihre
Untertanen in Knecht- und Leibeigen-
schaft zu halten und Uber ihren Aufent-
halt und Familienstand zu entscheiden.
Brachliegendes Land wurde zu den
groBen Gutern gelegt. Die Ritterschaft
wurde immer méchtiger.

Mecklenburg wurde auch in die Nachfol-
gekampfe des Dreil3igjahrigen Krieges, so
in den Nordischen Krieg (1713-1717), ein-
bezogen. Herzog Carl Leopold (1713 bis
1747) baute mit russischer Hilfe ein ste-
hendes Heer auf, um ein absolutistisches
Regime gegen die Ritterschaft zu errich-
ten, was ihm jedoch mi3lang. Im Landes-
grundgesetzlichen Erbvergleich (1755),
der ersten ,,Verfassung“ Mecklenburgs,
der Magna Charta der mecklenburgischen
Ritterschaft, mu® der Landesherr der Rit-
terschaft ihre Rechte auf unumschrankte
Herrschaft tber ihre Untertanen und das
unheilvolle ,,Bauernlegen* gesetzlich ver-
briefen.

Seit der Landesteilung 1701 gab es
zwei mecklenburgische Territorialstaaten,
Mecklenburg-Schwerin und Mecklenburg-
Strelitz, und jedes dieser Gebiete nahm
eine durchaus elgene Entwicklung. Trotz
aller Schaden und Verluste brachte auch
das 18. Jahrhundert noch einmal eine be-
scheidene, liebenswirdige Blute hervor,
Zeugnisse einer Feudalkultur mit Schlés-
sem, Herrensitzen und Parkanlagen, die
zu einem weiteren Charakteristikum der
Gebiete von Mecklenburg wurden. Im
Herzogtum Strelitz wurde Neustrelitz als
neue Residenz planmafig angelegt.

Im letzten Drittel des 18. Jahrhunderts
wurde unter Herzog Friedrich Ludwigslust
als Residenz des Herzogtums Mecklen-
burg-Schwerin gegriindet und zu einer
einmaligen spatbarocken Stadtanlage mit
SchloB, Kirche und weitrdumigen, von
Wasserlaufen durchzogenen Parkflachen
ausgebaut.



Die napoleonischen Kriege zogen auch
Mecklenburg stark in Mitleidenschaft und
raubten das Land aus.

Die BeschlUsse des Wiener Kongresses er-
hoben die beiden mecklenburgischen
Herzége in den Rang von GrolRherzogen.
Im Jahre 1816 wurde Mecklenburg Mit-
glied des Deutschen Bundes. Die Aufhe-
bung der Leibeigenschaft 1820 fiihrte in
der Folgezeit zum Anwachsen sozialer
Spannungen und zu einer lawinenartigen
Auswanderungsbewegung vor allem nach
Nordamerika. Die ungel6sten sozialen
Probleme auf dem Lande hemmten die
politische und gesellschaftliche Entwick-
lung.

Die beiden Mecklenburg tberlebten
das Ende der Dynastie

Die gesellschaftlichen Bewegungen im Zu-
sammenhang mit der Méarzrevolution von
1848 hinterlieBen in Mecklenburg trotz

SchloR Schwerin.

revolutionarer Aufbriiche keine bleiben-
den Spuren. Zwar hatte Grof3herzog Fried-
rich Franz Il. unter dem Druck der Volks-
massen die Umwandlung Mecklenburgs in
einen konstitutionellen Staat verspro-
chen, und im April 1848 waren Vertreter
aller Schichten des Volkes in Gustrow zu-
sammengetreten, um Uber die Reprasen-
tativverfassung ohne standische Gruppie-
rungen zu beraten, aber im September
1850 wurde die alte standische Verfassung
wieder bestétigt.

Im Jahre 1867 wurde die in Berlin prokla-
mierte Verfassung des Norddeutschen
Bundes auch fiir beide Mecklenburg ver-
bindlich. Nachdem Mecklenburg-Schwe-

rin und Mecklenburg-Strelitz 1870 dem
Deutschen Zollverein beigetreten waren,
wurden sie 1871 mit einer Einwohnerzahl
von 360000 Gliedstaaten des Deutschen
Reiches.

Die nach der Jahrhundertmitte beginnen-
de Industrialisierung wirkte sich vor allem
in der Landwirtschaft aus und fuhrte zur
Beschaftigung zahlreicher auslandischer,
vor allem polnischer Saisonarbeiter auf
den mecklenburgischen Gutern und fuhr-
te zu einer Verscharfung der sozialen Si-
tuation.

Mit dem Ende des Ersten Weltkrieges
wurde die Standeherrschaft in Konse-
quenz der Novemberrevolution 1918 ab-
geschafft und der Grofl3herzog zur Abdan-
kung veranla3t, beide Mecklenburg wur-
den zu Republiken. Der Zwergstaat Meck-
lenburg-Strelitz behielt trotz der geringen
Einwohnerzahl von 110000 seine Eigen-
standigkeit. In beiden Landtagen stellten
die Sozialdemokraten die starkste Frak-

tion. Wichtigste Aufgaben waren eine Ver-
waltungs- und Agrarreform, soziale Pro-
bleme und die Entstaatlichung der Kirche.
Uberschuldete und unrentabel geworde-
ne Gutsbetriebe wurden aufgesiedelt und
an Siedler auch aus Westfalen, Oldenburg
und dem Emsland vergeben.

Die NSDAP erhielt 1932 eine knappe abso-
lute Mehrheit, so daf? die Einfuhrung der
NS-Diktatur 1933 ohne nennenswerten
Widerstand vor sich ging. Ein Staatsmini-
ster als Verwaltungsbeamter in besonde-
rer Position geniugte fur ganz Mecklen-
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burg. Am 13. Oktober 1934 wurden die
beiden mecklenburgischen Staaten auf
Anordnung des Reiches zusammenge-
schlossen. Aus dem relativ eigenstandigen
Land wurde der Gau Mecklenburg, eine
wichtige Ernéhrungsbasis des Deutschen
Reiches. Die Macht lag seit 1934 in den
Handen des Reichsstatthalters Friedrich
Hildebrandt.

Der Zweite Weltkrieg bezog auch Meck-
lenburg in Luftangriffe (besonders Ro-
stock und Wismar), Kampfhandlungen
und in die totale Niederlage des Deut-
schen Reiches ein.

Die letzten Kriegswochen waren gekenn-
zeichnet durch die deutsche Ruckwarts-
verteidigung vor allem seitens der SS und
durch die sowjetischen Kampf- und Ver-
geltungsmalRnahmen, denen vor allem
Stadte in Ostmecklenburg zum Opfer fie-
len. Am Storkanal 6stlich von Schwerin
stieBen im Mai 1945 amerikanische und
sowjetische Truppen aufeinander, West-
mecklenburg  mit
Schwerin und Wis-
mar stand bis Juli
1945 unter ameri-
kanisch-englischer
Besatzungshoheit.

Vorpommern:
200 Jahre lang
schwedisch

Auch in Pommern
siedelten seit dem
6. Jahrhundert west-
slawische Volks-
stdmme. Zu Beginn
des 13. Jahrhun-
derts erobert Po-
lenherzog Boleslaw
Ill. Pommern. Der
Begrunder der
pommerschen Dy-
nastie der Greifen
Wartislaw 1. dehnt
die Herrschaft bis
ins Peenegebiet aus.
Zur  Christianisie-
rung wendet sich
Boleslaw an Bischof
Otto von Bamberg,
der in enger Bezie-
hung zum polni-
schen  Herrscher-
haus steht. Die Mis-
sionsreisen von 1224 und 1228 sind erfolg-
reich, und er legt die Voraussetzungen fur
die kirchliche Organisation. Die Christiani-
sierung Rugens gelingt erst 1168, als die
Déanen die Insel erobern.

Wie in Mecklenburg erfolgt die deutsche
Siedlungsbewegung aus dem Nieder-
rhein, Westfalen und Niedersachsen ent-
lang der Kuste. In die studlichen und &st-
lichen Gebiete Pommerns gelangen Sied-
ler auf dem Landweg aus Niedersachsen,
Brandenburg, Obersachsen und Thurin-
gen. Nur wenige Jahre spater als in Meck-
lenburg folgen hier Bistums- und Stadt-
grindungen. Die Hanse pragt das Leben
und die Beziehungen der Kistenstadte



und der Stadte im Binnenland. Erstmals
wird hier eine gemeinsame Identitat an
der Ostseekuste greifbar. Im Hansebund
fanden die Stadte und Kaufleute eine ge-
meinsame Organisation, die bis ins 17.
Jahrhundert von Bedeutung war.

1295 kommt es zur Teilung des Herzog-
tums in Pommern-Wolgast, das 1325 das
Furstentum Rugen erwirbt, und Pom-
mern-Stettin. Speziell Pommern-Wolgast
wird in den folgenden 200 Jahren mehr-
fach geteilt. Polen, Danemark, der Kaiser
und Brandenburg wechseln in der Lehns-
hoheit ab und machen ihre Anspriiche
geltend.

Erst 1478 eint Herzog Bogislaw X. ganz
Pommern unter seiner Herrschaft. 1493
kann Pommern im Vertrag von Pyritz
Brandenburg zur Aufgabe der Anspriche
auf Lehnshoheit bewegen. Allerdings
bleibt der Anspruch fiir den Fall bestehen,
dafd das Greifengeschlecht keinen mannli-
chen Nachfolger habe, dies tritt 140 Jahre
spater auch ein.

1534 wird das reformatorische Bekenntnis
eingefiihrt. MaRgeblichen Anteil an der
neuen Kirchenordnung hat Johannes Bu-
genhagen (1485-1558).

Im ersten Nordischen Krieg (1563-1570)
bleibt Pommern offiziell neutral, doch
versorgen die pommerschen Stadte die
Schweden mit Waffen und Proviant. Hier
beginnt die Interessengemeinschaft mit
Schweden, die auch volkerrechtlich ab
1648 fixiert wird, als Vorpommern fir fast
200 Jahre an Schweden fallt, wéhrend
Brandenburg Hinterpommern erhélt.
1625 gelingt es Herzog Bogislaw XIV.
nochmals, die Einheit Pommerns herzu-
stellen. Doch schon 2 Jahre spéater besetzt
Wallenstein Pommern, 1630 folgen die
Schweden und 1637 erlischt mit Bogislaws
Tod das Greifengeschlecht. Brandenburg
meldet sofort seine Anspriiche auf Pom-
mern aus dem Vertrag von Pyritz an. 1679
besetzt es die 06stliche Odermindung,
1719 Usedom, Wollin, Demmin, Stettin
und Anklam (PreuRisch-Vorpommern).
Trotz verschiedener militéarischer Erfolge
kann Preuf’en Schwedisch-Vorpommern
erst 1815 seinem Gebiet einverleiben. Auf
dem Wiener Kongrel3 wird dem Abkauf
des Gebietes fur 3,5 Mio Taler von Schwe-
den zugestimmt.

Ein gemeinsames norddeutsches
Lebensgefuhl durch Hanse und
napoleonische Besetzung

Wahrend der napoleonischen Besetzung
Pommerns bereitete sich ein neues, ge-
samtnorddeutsches Lebensgefiihl  vor.
Mecklenburg und Pommern hatten als
Operationsfeld fur die Lutzowschen und
Schillschen Freischaren einen hervorra-
genden Anteil an den Freiheitskriegen. In
Schwedisch-Pommern hatte sich inzwi-
schen ein Verinnerlichungspotential ent-
wickelt, das seinesgleichen sucht. Es prag-
te sich aus in Ernst Moritz Arndts Worten
vom Gott, der Eisen wachsen lie und
keine Knechte wollte, in den Landschafts-
raumen von Caspar David Friedrich und
den hoffnungsvollen Gestalten von Phi-

lipp Otto Runge. Hier wird ein neues Le-
bensgefuihl auf der Grundlage einer voll
ausgebildeten norddeutschen Identitét, in
der auch die Idee des gemeinsamen deut-
schen Vaterlandes bereits fest verankert
ist, sichtbar.

1815 wird Pommern preulische Provinz.
Es folgt ein bedeutender Modernisie-
rungsschub: Reformen in Verwaltung und
Bildungswesen, Sozialreformen, Forde-
rung von Handel, Gewerbe, Verkehrswe-
sen. Der Provinz Pommern stehen ein un-
mittelbar dem preufischen Innenminister
unterstellter Oberprasident und Regie-
rungsprasident vor. Die neue Verwal-
tungsstruktur drangt erheblich den Ein-
fluR der Stande zuriick.

Die revolutiondren Ereignisse des Mérz
1848 fanden in Pommern geringen Nach-
klang. Die Wahlen zur Nationalversamm-
lung und zum preuBischen Abgeordne-
tenhaus gewannen — anders als in den bei-
den Mecklenburg - die Konservativen.
Auch in spateren Wahlen zum Reichstag
und zum PreuRischen Abgeordnetenhaus
siegten regelmaRig konservative Politiker.
(Und wenn man die Wahlen zum Landtag
und Bundestag im September 1998 heran-
zieht, glaubt man sich bestéatigt, Pommern
sei von Natur aus konservativ.)

Ein Kind der Sowjetischen
Militdradministration

Nachdem nach Kriegsende 1945 Hinter-
pommern und Stettin ins polnische Staats-
gebiet eingegliedert worden waren,
wurde Vorpommern Mecklenburg ange-
gliedert und die Sowjetische Militaradmi-
nistration in Deutschland (SMAD) grunde-
te das Land Mecklenburg-Vorpommern.
Schon im Verlauf des Zweiten Weltkrieges
hatte eine grof3e Wanderungsbewegung
eingesetzt und zum starken Anstieg der
Bevolkerungszahl in Mecklenburg und
Vorpommern gefuhrt. Vor allem aus Ham-
burg, Berlin und dem Ruhrgebiet waren
Ausgebombte und Evakuierte ins Land
gekommen. Seit Anfang 1945 folgten
Fluchtlingsstrome aus dem Osten, die bis
weit in die 50er Jahre anhielten. Die Be-
volkerungszahl verdoppelte sich inner-
halb kurzester Zeit. Der Anteil der Flicht-
linge und Vertriebenen lag in Mecklen-
burg und Vorpommern bei etwa 40 % der
Gesamtbevolkerung. Das industriell we-
nig entwickelte Land bot auf3erhalb der
Landwirtschaft kaum Arbeits- und Ent-
wicklungsmoglichkeiten, und die Bevolke-
rungsbewegung ging in Richtung Westen
kontinuierlich weiter.

Das Ergebnis der Landtagswahl vom Okto-
ber 1946, der die Zwangsvereinigung von
KPD und SPD vorausgegangen war, (SED
49,5%, CDU 34,1%, LDP 12,5%, VdgB
3,95 %) diente fortan als Verteilerschlissel
aller folgenden Wahlen.

Mit der Bodenreform von 1945/46 wurden
alle Guter Uber 100 ha Flache entschadi-
gungslos enteignet und zu zwei Dritteln
als Neubauernstellen an ehemalige Land-
arbeiter, Flichtlinge und Vertriebene Uber-
eignet. Diese agrarische Umstrukturie-
rung betraf 54 % der landwirtschaftlichen
Nutzflache. 80 Guter mit einer Flache von
etwa 60000 ha wurden zum ,,Volkseigen-
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tum* (Volkseigenes Gut, VEG) erklart und
vom Staat zur Saat- und Viehzucht sowie
als Landwirtschaftsschulen genutzt. Von
1952 bis 1960 wurden zwangsweise die
selbstandigen Bauern in Landwirtschaftli-
che Produktionsgenossenschaften (LPG)
eingegliedert. Diese Kollektivierung war
nach den Intentionen der SED die Vorstu-
fe zum geplanten ,,Sieg des Sozialismus
auf dem Lande*.

Im Jahr 1947 wurde eine neue Landesver-
fassung in Kraft gesetzt, und im gleichen
Jahr erfolgt die Unterstellung des Landes
unter die (ost-)deutsche Wirtschaftskom-
mission und somit die Einflihrung eines
zentralistischen Prinzips. Die Politik richte-
te sich nach einem fir die gesamte so-
wijetische Besatzungszone verbindlichen
einheitlichen Themenplan, der nach Grin-
dung der DDR 1949 ohne Schwierigkeiten
in die neue zentralistische Regie Uberfihrt
werden konnte, die ausschlielich in den
Handen der SED lag.

Das 1952 von der Volkskammer der DDR
verabschiedete ,,Gesetz Uber die weitere
Demokratisierung des Aufbaus und der
Arbeitsweise der staatlichen Organe in
den Landern der Deutschen Demokrati-
schen Republik beendete die Eigenstéan-
digkeit der Lander.

Die Aufteilung in die Bezirke
Rostock, Schwerin und
Neubrandenburg

Das Land Mecklenburg(-Vorpommern)
wurde in die Bezirke Rostock, Schwerin
und Neubrandenburg aufgeteilt, die Be-
zirke Schwerin und Neubrandenburg wur-
den um Landkreise des ehemaligen Lan-
des Brandenburg erweitert. Jeder Bezirk
erhielt ein ,,Parlament* (Bezirkstag) auf
der Basis der eingefrorenen und admini-
strativ angepalRten Wahlergebnisse von
1946, in dem die von der Volkskammer ge-
fal3ten BeschliUsse und die zum Gesetz er-
hobenen Volkswirtschaftsplane an die Ge-
gebenheiten der Bezirke angepal3t wur-
den. Die neuen Bezirksstadte nahmen an
Bedeutung und Einwohnerzahl zu.

Der Bezirk Rostock mit seiner Uberdimen-
sionalen Ausdehnung von der Lubecker
Bucht bis zum Oderhaff entsprach in sei-
ner homogenen Strukturierung als mariti-
me Wirtschaftsregion und attraktives Tou-
rismus- und Erholungsgebiet ganz und
gar den Interessen einer eigenstandigen
DDR. Rostock zahlte zu ihren wichtigsten
Stadten. Zum Aufbau der Industrie, insbe-
sondere im Raum Rostock, kamen zahlrei-
che Arbeitskrafte aus dem Stiden der DDR
in den Nordbezirk. Zentralistisch wurde
das Land industrialisiert. Bei der Ansied-
lung von Industrie spielten die Erforder-
nisse der DDR die Hauptrolle: Die Werften
lieferten Schiffe an die Sowjetunion (an-
fangs Reparationsleistungen) und produ-
zierten fur die Kriegsmarine, Ansiedlung
von Rustungsindustrie (Neubrandenburg)
und Zulieferern, daneben entstanden Be-
triebe, die landwirtschaftliche Produkte
verarbeiteten.



Am 26. Mai 1952 wurde auch entlang der
Demarkationslinie zwischen Mecklenburg
und der Bundesrepublik Deutschland eine
5-km-Sperrzone errichtet. In mehreren
Aktionen wurden als politisch unzuverlas-
sig geltende Bewohner ausgewiesen.

Seit Beginn der 80er Jahre verscharften
sich die wirtschaftlichen und gesellschaft-
lichen Widersprtiche in der DDR in standig
zunehmendem Tempo und dréngten nach
Veranderungen.

Die erste Grolidemonstration mit der For-
derung nach umfassenden Reformen in
der DDR fand am 2.10.1989 in Leipzig statt
und hatte eine auslésende Wirkung auch
auf die mecklenburgischen Bezirksstédte.
Diese GroRdemonstrationen erzwangen
die Wende in der DDR und mit der Auflo-
sung der Bezirke und nach den ersten frei-
en Wahlen seit Uber einem halben Jahr-
hundert auch die Wiedereinfiihrung der
foderalistischen Struktur durch die Neu-
errichtung des Landes Mecklenburg-Vor-
pommern als Bundesland der Bundes-
republik Deutschland.

Wirklichen Widerspruch gegen die Wie-
derbegriindung eines gemeinsamen Bun-
deslandes Mecklenburg-Vorpommern gab
es weder 1990 noch spater, auch wenn ei-
nige wenige Pommern, die zumeist nicht
in Vorpommern lebten, aufriefen, sich
einem gemeinsamen Bundesland zu wi-
dersetzen und Offentlich erklarten, die
Vorpommern héatten eher gemeinsame
Wurzeln mit Brandenburg. Allerdings
wurden diese Gedanken beim Gesetz zum
grofRen Landeswappen mit herangezo-
gen. So zeigt dieses heute auf gevierteil-
tem Wappenschild neben den beiden
mecklenburgischen Stierkdpfen und dem
pommerschen roten Greif den roten bran-
denburgischen Adler, um ,,die enge histo-
rische Verbindung zu Brandenburg® zu
dokumentieren.

Echte Spannungen aber zwischen Meck-
lenburg und Vorpommern gibt es nicht.
Und wenn gelegentlich die Vorpommern
ihre Zurticksetzung im gemeinsamen Bun-
desland beklagen wegen angeblich zu
grofller Ferne zur Landeshauptstadt und
damit nicht gentigender FOrderung des
Landesteils, so haben die MaBnahmen der
Landesregierung in den letzten 8 Jahren
dieses Argument ad absurdum gefthrt.
Die Menschen in beiden Landesteilen sind
auf dem Weg, ihre gemeinsame Identitat
zu finden.

Die Regierungsbildung gelang hier
nach der Wende am schnellsten

Am 14. Oktober 1990 fanden die ersten
Landtagswahlen nach der deutschen Ver-
einigung statt. Die CDU erhielt 38,3 % der
Stimmen, die SPD 27,0%, die PDS 15,7 %
und die FED.P. 5,5%. Der Einzug der Gri-
nen in den Landtag scheiterte mit 4,2 %.
Mit nur 1 Stimme Mehrheit wurde eine
Koalitionsregierung aus CDU und FED.P.
schon am 27. Oktober 1990 gebildet.

Die Mehrheit der Burger und Blrgerinnen
war stolz, daf3 hier die Regierungsbildung
als erste in den neuen Bundeslandern ge-

lang. Man meinte damit das Bismarck-
Wort, wonach in Mecklenburg alles 50
Jahre spater kdme, widerlegt zu haben
und blickte zu optimistisch in eine Zu-
kunft, die schnellen AnschluR an das Le-
bensniveau der alten Bundeslander brin-
ge.

Doch die nach zentralistisch-planwirt-
schaftlichen Vorgaben gegriindeten Be-
triebe waren fur die Marktwirtschaft nicht
gerustet. Sprunghaft stieg die Arbeitslo-
sigkeit an. Bis Mitte 1991 hatten sich die
Arbeitsplatze in der Landwirtschaft um
knapp 110 000 verringert (von 180 000 auf
71400). Als dann zu Jahresbeginn 1992
die Arbeitslosenquote tber 17 % lag und
die Zukunft der Werften gefahrdet war,
rollte eine massive Streikwelle gegen die
Landesregierung an. Das urspriingliche
Konzept der Landesregierung, keine Ver-
bundl&sung bei der Werftenprivatisierung
anzustreben, wurde abgelehnt. Minister-
prasident Dr. Alfred Gomolka trat auf dem
Hoéhepunkt der Werftenkrise zuriick. Die
Regierungskrise konnte jedoch mit der
Wahl von Dr. Berndt Seite zum neuen Mi-
nisterprasidenten nach nur 3 Tagen uber-
wunden werden. Die neue Landesregie-
rung beugte sich dem Druck von Streiken-
den und Gewerkschaften und wahlte die
Verbundldsung. (4 Jahre spater in der 2.
Werftenkrise erwies sich, daR diese Ent-
scheidung falsch war.)

Nach der Landtagswahl vom 16. Oktober
1994 bildeten CDU (37,7%) und SPD
(29,5 %) eine Koalitionsregierung. Als ein-
zige Oppositionspartei verblieb die PDS im
Landtag mit 22,7 % Zweitstimmen. Griine
(3,7%) und FED.P. (3,8%) scheiterten an
der 5 %-Klausel.

Auf dem Ho6hepunkt der 2. Werftenkrise
(-,Vulkanpleite*) im Fruhjahr 1996 schien
die Koalition zu zerbrechen. Massiver
Druck aus Bonn verhinderte eine SPD-PDS-
Koalition. Bis zum Ende der Legislatur
stellten CDU und SPD die Landesregie-
rung, obwohl die Gemeinsamkeiten auf-
gebraucht waren und die Koalitionare im
Landtag mehrmals unterschiedlich und
gegeneinander abstimmten.

Im Ergebnis der Landtagswahlen vom 27.
September 1998 (SPD = 34,3%, CDU =
30,2%, PDS = 24,4%, Bundnis 90/Die
GRUNEN = 2,7 %, F.D.P. = 1,6 %) konstitu-
ierte sich eine SPD-PDS-Landesregierung
unter Ministerprasident Dr. Harald Ring-
storff als erste im vereinten Deutschland.
Auf absehbare Zeit werden im Landtag
von Mecklenburg-Vorpommern nur diese
3 Parteien vertreten sein. Die Landesver-
bande von F.D.P. und Biindnis 90/Die GRU-
NEN haben nur wenige Hundert Mitglie-
der, und es fehlt das entsprechende
Wahlerpotential. Mitgliederstarkste Par-
tei ist mit 10600 die PDS, gefolgt von
der CDU mit 8300 und der SPD mit etwa
3500 Mitgliedern. Rechtsradikale Parteien
(NPD, DVU und Republikaner) suchen ver-
starkt im Land FuR zu fassen, blieben bei
den Wahlen bisher glicklicherweise zu-
sammen immer unter 5 %. Feste Parteibin-
dungen und Wéhlermilieus haben sich bis-
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her nicht herausgebildet, deshalb sind
auch Prognosen fur kiinftige Entscheidun-
gen vage.

Eine sanfte Gemeindereform

Als das Land Mecklenburg-Vorpommern
am 3. Oktober 1990 wiederbegrindet
wurde, gab es 6 kreisfreie Stadte (grof3te:
Rostock mit 221000 Einwohnern) sowie
1117 kreisangehorige Stadte und Ge-
meinden in 31 Landkreisen. Uber 90 % der
Gemeinden z&hlten weniger als 2500 Ein-
wohner, Uber 50% weniger als 500 Ein-

wohner. Die Landkreise umfal3ten im
Durchschnitt 40000 Einwohner, in der
kleinsten Kreisstadt Sternberg lebten

knapp 5000 Menschen.

Die Reform der Gemeindeverwaltungs-
struktur wurde erforderlich, weil die ortli-
chen Verwaltungen in zahlreichen kleine-
ren Gemeinden den fachlichen An-
sprichen nicht mehr gerecht wurden,
gleichwohl aber grof3e Anteile der Finanz-
kraft beanspruchten.

Man entschied sich dennoch bewulf3t fur
die historisch gewachsene Gemeinde-
struktur und Erhaltung der Selbstverwal-
tung in den Gemeinden. Gebundelt wur-
den lediglich die Verwaltungen in etwa
120 Amtern auf der Grundlage der Amts-
ordnung von 1992. Etwa 5800 Einwohner
gehdren zu einem Amt. Die amtsan-
gehdrigen Gemeinden behalten uneinge-
schrankt ihre eigene Rechtspersonlichkeit
sowie BeschluR- und Entscheidungsver-
antwortung in Angelegenheiten des eige-
nen Wirkungskreises. Die Amter sind le-
diglich mit der verwaltungstechnischen
Vorbereitung und Durchfihrung dieser
Aufgaben befal3t.

Aus den ehemaligen 31 Landkreisen wur-
den 1994 12 neue Landkreise mit durch-
schnittlich 100000 Einwohnern gebildet.
Dabei hielt man sich nicht an die histori-
sche Grenze zwischen den Landesteilen.
Keiner der dafur angefthrten Griinde ist
einleuchtend. Die Aufregung hiertiber hat
jedoch sicher die Suche nach gemeinsa-
mer Landesidentitdt von Vorpommern
und Mecklenburg nicht gefordert.

Auf Direktwahlen fur Burgermeister,
Oberburgermeister und Landrate wurde
bei der Kommunalwahl 1994 verzichtet.
Erst mit der Kommunalwahl 1999 werden
ehrenamtliche Burgermeister direkt ge-
wahlt, hauptamtliche Burgermeister und
Landréte erst ab 2002. Das wird die Positi-
on der Biurgermeister und Landrate star-
ken. Der Gesetzgeber begriindete damals,
die Burger und Birgerinnen seien 1994
hierzu noch nicht reif, nachdem Jahrzehn-
te Zentralismus Verhaltensweisen gepragt
hatte. Doch ging es bei dieser Entschei-
dung eher um Machtpositionen der Par-
teien, die eigene Personalentscheidungen
so besser durchzusetzen glaubten. Den-
noch konnten gerade in den kreisfreien
Stadten Oberburgermeisterinnen und
Oberbirgermeister starke Positionen aus-
bauen.



Der Geist der friedlichen Revolution
in der Landesverfassung

Die Verfassung vom 23. Mai 1993 ist nicht
die erste demokratische Verfassung in
Mecklenburg-Vorpommern. 1919 und
1920 gaben sich die beiden mecklenburgi-
schen Freistaaten eine Verfassung, fir
Pommern galt ab 1920 die preul3ische
Verfassung. 1947 beschloR der damali-
ge Landtag eine Verfassung fur Meck-
lenburg-Vorpommern. Entgegen dem
Wunsch von sowijetischer Besatzungs-
macht und SED enthielt sie neben Staats-
organisationsvorschriften auch die Grund-
rechte. Ihre Aufnahme konnten CDU und
LDP gegen Besatzungsmacht und SED
durchsetzen, muf3ten aber dafir in Kauf
nehmen, dal} bereits deutliche Ansatze
fur eine sozialistische und zentralistische
Entwicklung fixiert wurden. Diese Verfas-
sung galt bis zur Aufldsung der Landes am
25. Juli 1952.

Im November 1990 setzte der Landtag
eine ,,Kommission fur die Erarbeitung der
Landesverfassung“ ein. Mitglieder der
Verfassungskommission waren nicht nur
Abgeordnete des Landtags, sondern auch
vier von den Fraktionen (je Fraktion einer)
benannte Sachverstandige sowie ein Mit-
glied der Partei Die GRUNEN, ein Mitglied
der Burgerbewegung, ein Mitglied der Ar-
beitsgruppe ,,Vorlaufige Verfassung* der
,Runden Tische* der Bezirke Rostock,
Schwerin und Neubrandenburg aus der
Wendezeit der DDR und ein Mitglied des
Regionalausschusses.

Vorangestellt ist der Verfassung eine
Praambel, die als Auslegungs- und Orien-
tierungshilfe fur das Verstéandnis der Ver-
fassung gedacht ist und deutlich macht,
daR die Verfassung an die Werte und Ziel-
vorstellungen der friedlichen Revolution
an 1989 anknipft. Sie bekennt sich zu den
Grundrechten der Wurde und Freiheit des
Menschen als Rechten, die ihm von Natur
aus zustehen und die der Staat deshalb zu
schitzen hat. Auch die Formulierung der
Grundrechte und Staatsziele atmet den
Geist der friedlichen Revolution von
1989/90. So ist in Artikel 3 etwa formu-
liert:

,,Parteien und Burgerbewegungen wirken
bei der politischen Willensbildung des
Volkes mit.*

Artikel 11 legt das Land fest auf die Mit-
wirkung an der Verwirklichung der eu-
ropdischen Integration und Férderung der
grenziberschreitenden Zusammenarbeit
speziell im Ostseeraum, die auch intensiv
mit Polen und den baltischen Staaten ge-
pflegt wird.

In Artikel 20 wird die Zahl der Landtags-
abgeordneten auf ,,mindestens 71 fest-
gelegt. Uberhang- oder Ausgleichmanda-
te sind moglich. Gebrauch davon wurde
bisher nicht gemacht. Nach dem Wahlge-
setz vom Dezember 1993 werden 36 Man-
date durch die Erststimme vergeben, 35
durch Verhaltniswahl aus den Landesli-
sten der Parteien.

Volksinitiative, Volksbegehren und Volks-
entscheid sind als direktdemokratische

Elemente in den Artikeln 59 und 60 der
Landesverfassung verankert. Eine Volks-
initiative muf von mindestens 15.000
Wahlberechtigten (etwa 1 %) unterzeich-
net sein, ein Volksbegehren von 140 000.
Haushalts-, Abgaben- und Besoldungsge-
setze konnen nicht Gegenstand eines
Volksbegehrens sein. Ein Gesetzesentwurf
ist durch Volksentscheid angenommen,
wenn die Mehrheit der Abstimmenden,
mindestens aber ein Drittel der Wahlbe-
rechtigten zugestimmt hat. (Ausnahme:
Verfassungsanderungen sind nur mit
Zweidrittelmehrheit bzw. Halfte der
Wahlberechtigten méglich.)

Die Verfassung wurde am 14. Mai 1993 in
namentlicher Abstimmung mit den Ge-
genstimmen der PDS vom Landtag be-
schlossen und trat am 23. Mai 1993 vor-
laufig in Kraft. Am 12. Juni 1994 stimmten
die BUrgerinnen und Burger tber die An-
nahme der Verfassung in einem Volksent-
scheid ab. 60,1 % votierten fiur die Verfas-
sung (Wahlbeteiligung: 65%). Mit Be-
endigung der ersten Wahlperiode im Ok-
tober 1994 trat sie endgultig in Kraft.

Der schwierige Weg in die
Marktwirtschaft — nicht
selbsttragender Aufschwung

1990 stand Mecklenburg-Vorpommern
vor besonderen Herausforderungen beim
Ubergang von einer sozialistischen Plan-
wirtschaft zu marktwirtschaftlichen Ver-
haltnissen. Schwerpunkte der Wirtschafts-
struktur waren Land- und Ernahrungs-
wirtschaft und Schiffbau. Diese Mono-
struktur pragt noch heute die Wirtschaft
und auf ihr basiert ihre Krisenanfalligkeit.
Von ehemals 6 Werften, die fast aus-
schlieBlich fur die Sowjetunion produzier-
ten, konnten 4 erfolgreich privatisiert,
umstrukturiert und modernisiert werden:
Aker MTW Wismar, die Kvaerner Warnow
Werft, die zur A.P. Moller-Gruppe ge-
horende Volkswerft Stralsund und die
Peene-Werft. Mit ihnen verfugt Mecklen-
burg-Vorpommern heute Uber die mo-
dernsten und wettbewerbsfahigsten
Werften in Europa. Die Auftragsbiicher
sind voll, es kdnnten mehr Schiffe gebaut
werden; dem stehen jedoch die EU-Kapa-
zitédtsbegrenzungen entgegen. Die Men-
schen in Mecklenburg-Vorpommern sind
stolz darauf, dal3 hier gebaute Schiffe
weltweit geschéatzt werden; aber mit
Wehmut und Erbitterung nehmen sie zur
Kenntnis, wieviele Arbeitsplatze gerade
im Schiffbau seit 1990 im Zuge der Moder-
nisierung und Umstrukturierung verloren
gingen.

Zu Zeiten des geschlossenen sozialisti-
schen Wirtschaftssystems war Rostock
nicht nur fur die DDR, sondern auch Un-
garn und die ehemalige CSSR das ,,Tor zur
Welt*. Heute sind Rostock und die ande-
ren Ostseehafen ,,nur* noch ftr die Schif-
fahrt auf der Ostsee von Bedeutung, die
deutschen Uberseehifen sind Hamburg
und Bremen. Die Hafenwirtschaft konnte
trotz zunehmendem Waren- und Perso-
nenverkehr zwischen den Ostseeanrai-
nern die Verluste nicht kompensieren.
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In den 8 Jahren seit der deutschen Einheit
ist es bisher nicht gelungen, die wirt-
schaftlichen Monostrukturen zu durch-
brechen. Viel wurde bisher in den Ausbau
der Infrastruktur investiert, neue und
tragfahige Produktionen konnten jedoch
nicht flachendeckend angesiedelt wer-
den. Ein selbsttragender Aufschwung
zeichnet sich bisher nicht ab, und so
schwankt die Stimmung zwischen Resi-
gnation (,,Armenhaus Deutschlands*) und
Euphorie (,,Bayern des Nordens* mit Pro-
duktionsstatten des Airbus A 3 XX und
Transrapid).

Mecklenburg-Vorpommern -
ein attraktives Urlaubsziel

Mecklenburg-Vorpommerns Attraktivitéat
fur Urlaub und Freizeit liegt zum einen in
dem gesunden naturraumlichen Poten-
tial, der landschaftlichen Ausstattung,
dem Klima an den Kusten- und Boddenge-
wassern und seinem reichen interessanten
kulturgeschichtlichen Erbe.

Wesentliche Grundlage des touristischen
Angebots im Land ist die natlrliche At-
traktivitdét und Erholungseignung vieler
mecklenburgisch-vorpommerscher Land-
schaften, die in ihrer Kombination und
Weitlaufigkeit diesem Land eine herausra-
gende Position geben: den Gewassern
(Kusten-, Bodden- und Binnengewassern
mit der ihnen eigenen Schoénheit und
ihrer Eignung zum Baden und vielféltigen
Wassersport) sowie dem relativ stark be-
wegten Relief in Verbindung mit ab-
wechslungsreicher Bewaldung und Vege-
tation und weiten Blicken in groRraumig
unzerschnittene und schwach besiedelte
Landschaften.

Mecklenburg-Vorpommern blickt auf eine
mehr als 200jahrige Tradition im Fremden-
verkehr zurtick. Nach Grindung des er-
sten deutschen Seebades Heiligendamm
im Jahre 1793 entwickelten sich bald wei-
tere Seebader entlang der mecklenburgi-
schen und vorpommerschen Ostseekuste.
Schon frih bildeten sich auch Ansatze
zum Fremdenverkehr abseits der Kuste,
insbesondere im Bereich der Mecklenbur-
gischen Seenplatte.

Die Grunderjahre und die Jahrhundert-
wende hinterliel3en ihre Spuren bis heute
in der typischen Baderarchitektur der Ho-
tels und Pensionen entlang der Ostseeki-
ste.

Seit 1990 ist es gelungen, die Beherber-
gungskapazitaten qualitativ und quanti-
tativ auszubauen. Waren es bis 1990 jahr-
lich 1168000 Géstelubernachtungen in
teils maroden Unterkinften und auf ein-
fachen Zeltplatzen, so stehen dem heute
11 Mio. in komfortablen Beherbergungs-
statten gegenuber. Um witterungsunab-
hangig zu werden, sind Freizeit- und Er-
holungsmaoglichkeiten geschaffen und
ausgebaut worden, die saisonverlangernd
wirken. Mecklenburg-Vorpommern be-
legt nach Bayern heute den 2. Platz unter
den deutschen Urlaubslandern.



Jeder Landesteil hat seine eigene
Universitat

Die beiden Universitdten des Landes in
Rostock (knapp 10000 Studenten) und
Greifswald (etwa 5500) haben 600 Jahre
europdische Universitatsgeschichte mitge-
schrieben. Wenn sie auch 1990 manchen
Nachholbedarf durch tber 50jahrige Ab-
schottung zu DDR-Zeiten hatten und er-
hebliche Mittel fur Anschaffungen notig
waren, sind es heute moderne Universita-
ten, an denen sich auch zunehmend Stu-
dentinnen und Studenten der alten Bun-
deslander immatrikulieren lassen.

Zwei Universitaten fur ein kleines Bundes-
land mit geringem Steueraufkommen
sind eine grofRe finanzielle Belastung.
Doch jegliche Plane der Landesregierung,
Schwerpunkte an den beiden Université-
ten zu setzen und nicht jeden Fachbereich
an beiden Standorten vorzuhalten, schei-
nen am aufgeregten Protest der Studen-
ten und des Lehrkorpers zu scheitern.
Neben universitdren Griinden gegen die
SchlieBung von Fachbereichen wird auch
das Argument ins Feld gefuhrt, man durfe
in keinem Landesteil eine Universitat be-
schneiden, dies stbre das Zusammenwach-
sen von Mecklenburg und Vorpommern.
Daneben gibt es in Rostock die Hochschu-
le fur Musik und Theater (300 Studenten),
3 Fachhochschulen in Neubrandenburg,
Stralsund und Wismar mit zusammen
5400 Studierenden und die Fachhoch-
schule fur offentliche Verwaltung und
Rechtspflege Gustrow (700 Studenten).
Mit 21000 Studenten und einem Hoch-
schulpersonalbestand von 12000 Perso-
nen ist somit Mecklenburg-Vorpommern
ein angemessener Hochschulstandort.

Die Forschung der Universitaten und qua-
lifiziertes Personal mussen zukunftig di-
rekt auf die Wirtschaft des Landes wirken.
Dazu wurden Projekte und Partnerschaf-
ten gerade in der letzten Zeit initiiert.

Medienlandschaft in
Mecklenburg-Vorpommern

Auf die Frage, wo heute im Lande noch
am deutlichsten alte DDR-Strukturen faR3-
bar sind, mu man auf die Presseland-
schaft verweisen. Die Hauptverbreitungs-
gebiete der drei Zeitungen im Land mit
Regionalbezug (Schweriner Volkszeitung,
Ostsee-Zeitung, Nordkurier) entsprechen
in etwa den ehemaligen DDR-Bezirken
Schwerin, Rostock und Neubrandenburg.
Diese Zeitungen, die aus den SED-Bezirks-
zeitungen hervorgingen, verzeichneten

nicht etwa wie das SED-Zentralorgan
Neues Deutschland massive Abonnen-
teneinbriiche, sondern konnten eher zule-
gen. Falsch waére es jedoch, aus diesem
treuen Abonnentenstamm Ostalgie abzu-
leiten. Diese Regionalzeitungen (heute
gehdren sie Burda und Springer) infomie-
ren aus und fur die Region. Und sie weisen
darauf hin, daf3 zwischen 1952 und 1990
doch eine gewisse Identifikation der Men-
schen mit ,,ihrem* DDR-Bezirk als gemein-
samem Lebensraum wuchs.

Versuche von Zeitungsneugrindungen
nach der Wende, etwa dem Mecklenbur-
ger Aufbruch sind mangels Nachfrage ge-
scheitert.

Artikel 36 des Einigungsvertrages be-
stimmte, daR bis zum 31. Dezember 1991
die alte Rundfunk- und Fernsehstruktur
aufzuldsen und in Anstalten des 6ffent-
lichen Rechts einzelner oder mehrerer
Lander zu Uberfuhren seien. Wie die Lan-
der Sachsen, Thiuringen und Sachsen-An-
halt sich fir den MDR entschieden, war
fur Berlin, Brandenburg und Mecklen-
burg-Vorpommern eine gemeinsame An-
stalt angedacht. Doch die Mehrheit hier
winschte sich den NDR. Sicher fuhrte par-
teipolitisches Kalkul die Debatten im
Landtag. Aber die Mehrheit der Men-
schen im Land votierte auch fur den NDR,
weil man gesamtnorddeutsch fuhlte und
zudem so seine Abneigung gegen Berlin
(Ost) dokumentieren konnte. Mecklen-
burg-Vorpommern trat somit zum 1. Janu-
ar 1992 dem NDR-Staatsvertrag bei. Damit
ist der NDR die einzige 6ffentlich-recht-
liche Rundfunkanstalt, die die Grenze zwi-
schen alten und neuen Bundeslandern
Uberschreitet. Doch heute, 7 Jahre nach
der Entscheidung fur den NDR, scheint
diese ost-west-Ubergreifende Anstalt in
Frage gestellt zu werden. Im Zuge einer
(auch politisch motivierten) Ostalgie wer-
den die Stimmen laut, die im Zuge einer
Kultivierung von DDR-ldentitat ein Ende
dieser ,,grenzibergreifenden* Rundfunk-
anstalt wiinschen. Die Programmdirekto-
ren haben sicher die Chance vertan, die
gemeinsame Rundfunk- und Fernsehland-
schaft in den Dienst der inneren Einheit
Deutschlands zu stellen.

Daneben gibt es mit Antenne MV und
Ostseewelle zwei landesweite private
Rundfunkanstalten.

Das Wappen:

Das groRRe Landeswappen von Mecklen-
burg-Vorpommern zeigt einen viergeteil-
ten Schild. Der Stierkopf auf goldenem
Grund im linken oberen und im rechten
unteren Feld symbolisiert die beiden ehe-
maligen  Herzogtimer Mecklenburg-
Schwerin und Mecklenburg-Strelitz. Im
rechten oberen Feld befindet sich der rote
pommersche Greif auf silbernem Grund.
das Wappen des Herzogtums Pommern.
Der rote brandenburgische Adler auf sil-
bernem Grund im linken unteren Feld
steht fir die schicksalhafte Verbindung
Pommerns mit Brandenburg. Das grof3e
Landeswappen wird vom Landtag, Land-
tagsprasidenten und Ministerprésidenten,
von den Ministern sowie vom Bevollméch-
tigten des Landes beim Bund und von den
anderen oberen Landesbehérden gefuhrt.
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Zwischen Ems und Elbe, zwischen Harz und Meer

Niedersachsen

Von Peter Hoffmann

Das zweitgrof3te Bundesland

Niedersachsen erstreckt sich auf einer
Flache von 47 609 km? von der Nordsee bis
zum Harz und Weserbergland und vom
Emsland bis zur Elbe. Es ist mit einem An-
teil von 13,3% der Flache der Bundesre-
publik Deutschland das zweitgré3te und
mit seinen 7,8 Millionen Einwohnern das
viertgrof3te unter den 16 Bundeslandern,
von denen es mit den beiden Stadtstaaten
Hamburg und Bremen sowie mit Hessen,
Nordrhein-Westfalen, Schleswig-Holstein,
Mecklenburg-Vorpommern, Brandenburg,
Sachsen-Anhalt und Thiringen gemeinsa-
me Grenzen hat. Die Grenze zum Nach-
barland Niederlande verlauft Gber 189 km
durch schwach besiedelte Moor- und
Marschgebiete (Bourtanger Moor).

Das industrie- und stadtearme Tiefland
laikt in weiten Teilen des Landes die Zahl
der Einwohner zum Teil unter 80 je Qua-
dratkilometer sinken, und so nimmt Nie-
dersachsen unter den Bundeslandern vor
Mecklenburg-Vorpommern, Brandenburg
und Sachsen-Anhalt die 13. Position hin-
sichtlich der Bevoélkerungsdichte ein.

Die Mannigfaltigkeit der physisch-geogra-

Neues Rathaus von Hannover.

phischen Verhaltnisse seiner funf natir-
lichen GroR3landschaften unterscheidet
Niedersachsen von anderen deutschen
Landesteilen. So umschlie3t es von Nor-
den nach Suden auf einer Entfernung von
290 km und einem Hoéhenunterschied von
rund 1000m die Kuistenlandschaft, den
Geestriicken, die LoRboérdenzone, das
Berg- und Hugelland und den Harz.

Die Flusse, unter ihnen Ems, Weser und
Elbe, durchziehen das Land von Siden
nach Norden bzw. Nordwest und sind
wichtige Wasserstral3en, die das deutsche
Binnenland mit der Nordsee und ihren Ha-
fenplatzen verbinden.

Der 300 km langen Nordsee-Festlandskuste
sind die sieben Ostfriesischen Inseln vorge-
lagert, von See und Wind aufgebaute San-
dablagerungen, deren Klima und Vegetati-
on von der Meeresnahe bestimmt werden.
Zwischen den Inseln und der Festlandski-
ste liegt das Wattenmeer, das zweimal tag-
lich Uberflutet wird. Kistenschutz und
Deichbau bedirfen hier besonderer Auf-
merksamkeit und Sorgfalt, um das ,,Land
hinterm Deich*, von denen Teile wie das
Freepsumer Meer und der Wynhamster
Kolk bis zu 2,3 m unter dem Meeresspiegel
liegen, vor ,,Land unter* zu bewahren.
Entlang der unter dem Einflu3 der Gezei-
ten stehenden Unterlaufe von Ems, Weser
und Elbe zieht sich die ebene und waldlo-
se Marschlandschaft weit ins Binnenland
hinein. Die anschlielende Geest, ein 100
bis 170 km breites Altmorénengebiet, das
von eiszeitlichen und nacheiszeitlichen
Sand- und Kiesablagerungen geformt
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wurde und zum Teil von Niederungs- und
Hochmooren bedeckt ist, erstreckt sich bis
zum Bergvorland. Der schmale Streifen
des Bergvorlandes mit seiner geringen
Hoéhenlage und nur wenigen gréeren Er-
hebungen ist durch Lo6Rdecken mit frucht-
baren, schwarzerdeahnlichen Bdden so-
wie zahlreichen wertvollen Bodenschat-
zen wie Erdgas und Erddl, Stein- und Kali-
salze, Eisenerze und Kohle sowie Ton- und
Kalklagerstatten gekennzeichnet.

Niedersachsen

Das vielgestaltige Relief des Berg- und
Hugellandes im Siiden bildet den Uber-
gang des Norddeutschen Tieflandes zu
den deutschen Mittelgebirgen. Aus ihnen
steigt als geschlossener Gebirgskorper der
Harz auf, dessen westlicher Bereich, der
Oberharz, zum groR3ten Teil in Niedersach-
sen liegt. Hier bieten die Abhange von
Wurmberg (971 m), Bruchberg (927 m)
und Achtermann (926 m) ein viel genutz-
tes Wintersportgelande.

Diese naturlandschaftliche Gliederung be-
stimmt die Verteilung der Bevdlkerung,
die Standorte der Industrie und des Berg-
baus, die Anlage des Verkehrsnetzes
sowie die Struktur der Land- und Forst-
wirtschaft. So finden sich neben nahezu
unberthrten Heide- und Moorflachen
Verdichtungsraume mit moderner Indu-
strie und grofR3stadtische Zentren. Von den
neun Bevodlkerungsschwerpunkten liegen
mit Ausnahme von Oldenburg und Wil-
helmshaven die Ubrigen sieben - Landes-
hauptstadt Hannover, Braunschweig, Os-
nabrick, Gottingen, Hildesheim, Wolfs-
burg und Salzgitter — im stidlichen Drittel
des Landes.

Schon immer ist Niedersachsen wegen sei-
ner geographischen Lage und der Anord-
nung seiner Grof3landschaften ein wich-
tiges Durchgangsland innerhalb Deutsch-
lands und Europas gewesen. Durch die
deutsche Teilung vortibergehend in eine
Randlage gedrangt, ist Niedersachsen
nach der Offnung der Grenze wieder in
seine zentrale Lage zwischen Nordeuropa
und dem mittel- und westeuropaischen
Raum gertckt.

Sachsenkriege, Sachsenkdnige und
der Zerfall des Herzogtums

Das Land Niedersachsen umfaf3t weitest-
gehend die Stammesgebiete der Sachsen
und Friesen. Vom 2. bis 7. Jahrhundert
dehnten die Sachsen ihre Herrschaft in
Nordwestdeutschland aus. Erst unter Karl
dem Grof3en gelang es in auRerst langwie-
rigen und grausamen Kriegszuigen (Sach-
senkriege 772-804), den Widerstand der
Sachsen zu brechen, sie ins Frankenreich
einzugliedern und einer Zwangsmissionie-
rung zu unterwerfen. Erstaunlicherweise
stellten die spat eingegliederten Sachsen
bereits von 919 bis 1024 mit den Ottonen
das Konigsgeschlecht im ostfréankischen
Reich. Auch unter anderen Herzdgen
blieb das Herzogtum Sachsen ein einheit-
liches Gebilde. Der Zerfall und regionale
Sonderentwicklungen setzten erst mit
dem Sturz Heinrichs des Lowen 1180 ein.
Fortan existierten drei territoriale Einhei-
ten auf dem Boden des ehemaligen Stam-
mesherzogtums: Sachsen wurde in zwei
Herzogtimer geteilt, wahrend Heinrich
der Lobwe seine Eigenguter zwischen
Oberweser und Niederelbe behielt.

An der Kuste bewahrten die Friesen seit
dem frihen Mittelalter ihre Selbstéandig-
keit. 1235 gruindete Kaiser Friedrich Il. das
Herzogtum Braunschweig-Lineburg fur
die Nachkommen Heinrichs des Léwen
und um 1300 wurde die Bezeichnung



,,Niedersachsen*“ zum erstenmal fiir das
Gebiet von der Schelde bis zur Elbe ver-
wendet. Um ihren Anspruch auf das ge-
samte Gebiet des alten Herzogtums Sach-
sen zu unterstreichen, Ubernahmen die
Welfen 1361 das weil3e Sachsenrof3 in
rotem Felde in ihr Wappen, das im Volk
irrtimlicherweise fur das Wappen des
alten  Stammesherzogtums  gehalten
wurde.

Mit dem Niedersachsischen Reichskreis ent-
stand 1512 eine fur das deutsche Wahlkai-
sertum wichtige staatsrechtliche Einheit
und 180 Jahre spater wurde der Herzog des
Furstentums ,,Braunschweig-Luneburg des
calenbergischen Teils*, Ernst-August von
Hannover, zum Kurfursten ernannt. Durch
seine Heirat mit Sophie von der Pfalz, der
einzigen protestantischen Enkelin Konig
Jakobs I. von England, wurde ihr Sohn 1714
als Georg |. englischer Konig. Damit be-
gann eine bis 1837 dauernde Personaluni-
on zwischen England und Hannover, je-
doch keine staatsrechtliche Verbindung.

Im 18. Jahrhundert erwarb das Kurfir-
stentum die Herzogtimer Bremen und
Verden sowie das Land Hadeln, im Westen
die Grafschaft Bentheim und Osnabriick,
und der Wiener Kongrel3 brachte dem
nunmehr zum ,,Kénigreich Hannover* er-
hobenen Land ab 1814 Ostfriesland, Hil-
desheim, Goslar, das Untereichsfeld und
das Emsland. Dadurch stieg das Konig-
reich Hannover zur dominierenden Macht
im Nordwesten Deutschlands auf, bis es
1866 von Preul3en annektiert wurde. Ob-
wohl der Wille und das Bemihen um
Wiederherstellung der Unabhéangigkeit
(,,Welfenbewegung*‘) ungebrochen fort-
lebten, blieb Hannover auch nach 1918
preuBische Provinz, wahrend Braun-
schweig, Oldenburg und Schaumburg-
Lippe als eigene Lander weiterexistierten.

Aus Hannoveranern, Braun-
schweigern, Oldenburgern, Friesen
und Schaumburg - Lippern werden
Niedersachsen

Nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs
und der Besetzung Deutschlands durch
die Allilerten gehorte der niederséchsi-
sche Raum zum Zusténdigkeitsbereich der
britischen Besatzungsmacht. Diese stellte
zunéchst die ehemaligen Lander Braun-
schweig, Oldenburg und Schaumburg-
Lippe wieder her und ernannte dort Land-
tage, in Schaumburg einen Landesrat. Im
August 1946 erhielt nach Auflésung des
Landes PreuRen auch dessen ehemalige
Provinz Hannover den Status eines Landes
und einen ernannten Landtag.

Der im Herbst 1945 von der Besatzungs-
macht ins Leben gerufene Gebietsrat Nie-
dersachsen diente der Zusammenarbeit
und Abstimmung des Verwaltungshan-
delns in den drei grof3en staatlichen Ge-
bietskorperschaften. An ihn erging auch
die Aufforderung der britischen Militar-
regierung, Vorschlage zur Neugliederung
der britischen Besatzungszone zu erarbei-
ten. Mit dieser Aufgabe wurde zusatzlich
der im Februar 1946 gegrindete Zonen-
beirat beauftragt, ein Beratungsorgan der
britischen Militarregierung zur Koordinie-
rung der Politik der Landesregierungen,
das keine gesetzgeberischen Befugnisse

besal3. Er bildete einen Sonderausschul3,
der Vorschlage tber den Neuaufbau der
Lander in der britischen Zone Deutsch-
lands machen sollte .

Waéhrend die Ministerpréasidenten von
Braunschweig und Oldenburg ihre Lander
erhalten wissen wollten, trat der hannover-
sche Ministerprasident Hinrich Wilhelm
Kopf in einer Denkschrift entschieden fir
die Schaffung eines Landes Niedersachsen
ein. Es gelang ihm, den Zonenbeirat mehr-
heitlich von seiner Konzeption zu Uberzeu-
gen, die eine Dreiteilung der britischen
Zone in drei Flachenstaaten (Niedersach-
sen, Nordrhein-Westfalen und Schleswig-
Holstein) vorsah, dazu zwei Stadtstaaten
(Bremen  und Hamburg). General
Robertson, der britische Militdrgouverneur,
stimmte diesem Vorschlag von Kopf zu.
Der insbesondere von Oldenburg ausge-
hende Widerstand gegen ein ,,Gro3-Nie-
dersachsen* blieb erfolglos. Mit der Ver-
ordnung Nr. 55 vom 8. November 1946
entstand ruckwirkend zum 1. 11. 1946 das
neue Land Niedersachsen, das aus dem
ZusammenschluR der Lander Hannover,
Braunschweig, Oldenburg und Schaum-
burg-Lippe hervorging. Der am 9. Dezem-
ber 1946 erstmals in Hannover zusammen-
getretene Landtag, dessen Mitglieder
zunéchst ernannt worden waren, wurde
wenige Monate spater durch den demo-
kratisch gewéhlten ersten Landtag (20. 4.
1947) abgelost. Aus diesen Wahlen ging
der Sozialdemokrat Hinrich Wilhelm Kopf
als Sieger hervor, und er wurde der erste
Ministerprasident des neuen Landes Nie-
dersachsen.

Die Herausforderungen waren gewaltig,
und zunédchst hatte die LOsung der
drickendsten Alltagsprobleme Vorrang.
Entmutigten Menschen wieder Hoffnung
zu geben, war sicher psychologisch beson-
ders schwierig. Und so sollte es noch Jahre
dauern, bis die Wirtschaft sich allmahlich
von den Kriegsfolgen erholte. Besonders
bedeutend war die Zuwanderung und die
Integration von rund zwei Millionen
Vertriebenen und Flichtlingen aus dem
Osten, die ab 1944 eine neue, z.T. auch
nur voriibergehende Bleibe in Niedersach-
sen suchten. Die Verhéltnisse in Nieder-
sachsen konsolidierten sich in den flnfzi-
ger Jahren, obwohl das Land unter seiner
langen Grenze zur DDR und den damit
verbundenen Problemen besonders zu
leiden hatte. Der ,,Zonenrand“ bot den
Menschen im Gegensatz zu anderen Tei-
len des Landes kaum eine Arbeits- und
Einkommensperspektive. So blieb oftmals
als Ausweg nur die Abwanderung.

Wandel und Kontinuitat nach der
Wiedervereinigung

Nicht nur fUr das Zonengrenzgebiet, son-
dern fur das gesamte Land wurden der
Fall der Berliner Mauer und die Offnung
der Innerdeutschen Grenze sowie die
anschlieRende  Wiedervereinigung zu
einer grofRen Herausforderung, aber auch
zu einer neuen Chance. Als ehemaliges
Grenzland sah sich Niedersachsen finanzi-
ell und personell gefordert, seinem Nach-
bar- und Partnerland Sachsen-Anhalt
beim Neuaufbau bis zur Grenze seiner Lei-
stungsfahigkeit zu helfen.

Niedersachsen

Mit der Einheit entfiel auch die Grundlage
far die ,,Vorlaufige Niedersachsische Ver-
fassung*, und im Jahr 1993 verabschiede-
te der Niedersachsische Landtag eine
Neue Verfassung. In diesem Dokument
sind als Staatsziele u.a. Regelungen Uber
den Schutz der nattrlichen Lebensgrund-
lagen und Uber die Grund- und Men-
schenrechte mit Hervorhebung der
Gleichberechtigung von Frauen und Mé&n-
nern aufgenommen. Artikel 72 der Nie-
dersachsischen Verfassung verpflichtet
den Staat, die kulturellen und historischen
Belange der ehemaligen Landesgliede-
rungen des neugeschaffenen Niedersach-
sen zu wahren und zu fordern.

Typisch fur Niedersachsen ist die Einheit in
der Vielfalt, die durch gegenseitiges Re-
spektieren bei einem gleichzeitig gleich-
berechtigten Nebeneinander regional un-
terschiedlicher Mentalitaten von Heid-
jern, Ostfriesen, Oldenburgern und Am-
merlandern, protestantischen ,,Welfen*
aus Hannover, Braunschweig und Celle,
katholischen Landwirten aus dem Olden-
burger Munsterland, VW-Arbeitern aus
Wolfsburg oder Salzgitter und Wissen-
schaftlern aus Gottingen gekennzeichnet
ist. Sie alle wahren ihre Eigenstandigkeit
und Identitat und wirken gleichzeitig in
einem Netzwerk vielfaltiger Austausch-
und Kooperationsbeziehungen zusam-
men.

Niedersachsentage, die im jahrlichen
Wechsel von einer anderen Stadt ausge-
richtet werden, sollen dazu beitragen, das
,.Niedersachsengefuhl* der 7,8 Millionen
Einwohner, von denen 5,8 Prozent Auslan-
derinnen und Auslander sind, zu starken.
Seit den sechziger Jahren sind viele Men-
schen auf der Suche nach einem Arbeits-
platz nach Niedersachsen gekommen,
denen spater deren Familienangehdérigen
folgten. In jangerer Zeit kommen Men-
schen, die vor Burgerkrieg, Verfolgung
und wirtschaftlicher Not in ihren Heimat-
landern fliehen, sowie deutschstammige
Aussiedler, vor allem aus Republiken der
ehemaligen Sowjetunion. Die Rufland-
deutschen haben sich vorwiegend in we-
nigen Ortschaften niedergelassen. Altbir-
ger und Gemeindeverwaltungen sehen
sich hier vor die schwierige Aufgabe ge-
stellt, die Neubtrger moglichst konflikt-
frei zu integrieren.

Vom Agrar- zum Industrieland

Die Wirtschaft Niedersachsens ist einem
sehr dynamischen Strukturwandel von
den produzierenden zu den dienstleisten-
den Bereichen unterworfen. Obwohl
weite Teile des Landes zum landlichen
Raum gehéren, wurden 1996 nur noch
3,9 % der wirtschaftlichen Leistung in der
Land- und Forstwirtschaft erwirtschaftet,
wahrend das Produzierende Gewerbe mit
33,4 %, Handel und Verkehr mit 14,0 %,
Dienstleistungsunternehmen mit 33,1%
und der staatliche Sektor mit 15,5% zum
Bruttoinlandsprodukt von 279 Mrd. DM
beitrugen. Von den in Niedersachsen
wohnenden Erwerbstéatigen waren 1997
4,4% in der Landwirtschaft, 31,8 % im in-
dustriellen Sektor und 63,9 % im Dienstlei-
stungsbereich tatig. Die Zahl der Arbeits-



losen, die traditionell Gber dem Bundes-
durchschnitt liegt, ist vor allem in den Ki-
stenstadten Emden und Wilhelmshaven
sowie in den Ostlichen Landesteilen sehr
hoch.

Die niedersachsische Wirtschaft ist heute
durch eine starke Konzentration auf den
StraRenfahrzeugbau gekennzeichnet, bei
dem VW und seinen Zulieferern die
Schlusselstellung zukommt. Wahrend
1945 kaum einer an den Erfolg des Volks-
wagens glauben wollte und die englische
Industrie sogar die Ubernahme des VW-
Werks in Wolfsburg ablehnte, entwickelte
sich der ,,Kafer* spater zum weltweit
meistgebauten Personenwagen und be-
stimmte mafgeblich die wirtschaftliche
Entwicklung Niedersachsens. Uber 50 Mil-
lionen Volkswagen wurden bis heute in
Niedersachsen gebaut, mehr Autos als in
jedem anderen Bundesland.

Basis der Ubrigen vielfaltigen industriellen
Produktion sind die zahlreichen Rohstoffe
wie Erdol und Erdgas, Kali und Salz, Gips,
Sand und Kies, Braunkohle und Torf in
Niedersachsen, die in gleicher Haufung in
keinem anderen Bundesland zu finden
sind. Inzwischen sind zwar fast alle Eisen-,
Silber- und Kohlenminen erschépft, doch
das Erdgas aus Niedersachsen deckt ein
Flunftel des Verbrauchs in der Bundesrepu-
blik.

Doch auch eine hochproduktive und in-
tensive Landwirtschaft sowie das mit ihr
eng verbundende Erndhrungsgewerbe
spielen eine wichtige Rolle. So stehen
zwei von zehn Kuihen, drei von zehn
Schweinen und vier von zehn Hihnern
der Bundesrepublik in Niedersachsen, und
das ,,Alte Land“ an der Elbe schmuckt sich
mit dem Namen ,,groRtes Obstanbauge-
biet in Europa‘“. Nahezu eine Viertelmil-
lion Landwirte einschlie3lich ihrer mitar-
beitenden Familienangehdrigen beackern
eine Flache von 2,7 Millionen ha, die 57 %
des Landes bedecken. Dem Trend der Zeit
von der Agrarindustrie zum 6kologischen
Anbau folgend, nehmen von Jahr zu Jahr
mehr Landwirte das Oko-Forderpro-
gramm des Landes ,,Niedersachsen Mo-
dellregion fur nachwachsende Rohstoffe™
an, das darauf abzielt, im Anbau nach-
wachsender Rohstoffe den Landwirten
eine wirksame Produktionsalternative auf
breiter Ebene anzubieten.

Urlauber, Messebesucher und
Transitreisende — mehr oder weniger
willkommen

Der Tourismus, ebenfalls ein bedeutender
Wirtschaftsfaktor, ist vor allem an der
Kuste, im Harz, in der Lineburger Heide
und in den 48 anerkannten Kurorten und
Heilbadern bestimmend.

Im internationalen Verkehr hat Nieder-
sachsen die Funktion einer Drehscheibe
Ubernommen, wo sich die von Skandina-
vien kommenden Nord-Sud-Linien mit
den an Bedeutung schnell wachsenden
Ost-West-Verkehrsachsen kreuzen.
Verkehrsknotenpunkt ist hier insbeson-
dere der Grof3raum Hannover, der Uber
einen leistungsfahigen internationalen
Flughafen verfugt. Dartber hinaus gehort
Hannover zu einem der fiihrenden Messe-
standorte in Europa, dessen Ruf vor allem

in der weltgro3ten Industrieschau Hanno-
ver-Messe und durch die CeBIT begriindet
ist. Entscheidende Innovationsimpulse fur
die Region Hannover, aber auch fir Ge-
samt-Niedersachsen soll die Expo 2000
bringen. Davon werden in erster Linie die
vielen Berufstatigen, die taglich mit dem
Auto oder dem offentlichen Nahverkehr
zwischen ihrem Heim im Grinen und
ihrem Arbeitsplatz in der City pendeln
mussen, profitieren.

Es wird regiert und verwaltet

Seit Griindung des Landes Niedersachsen
bis Mitte der 70er Jahre bestimmten, bis
auf ein kurzes Zwischenspiel einer blurger-
lichen Regierung unter dem Ministerprasi-
denten Heinrich Hellwege von der Deut-
schen Partei in den Jahren 1955 bis 1959,
die Sozialdemokraten die Landespolitik.
Erst 1976 gelang es den Christdemokraten
Uberraschend, anlaRlich der Wahl eines
Nachfolgers fur den zurtickgetretenen Mi-
nisterprasidenten Alfred Kubel ihren Kan-
didaten Ernst Albrecht in das Amt des Lan-
desvaters zu bringen. Bis zu den Landtags-
wahlen 1990 regierte die CDU teils alleine,
teils in einer Koalition mit der FD.P. das
Land. Zwischen Wende und Deutscher Ein-
heit ging dann im Frihsommer 1990 die
Regierungsverantwortung an eine rot-
grine Regierungskoalition unter Mini-
sterprasident Gerhard Schrdder Uber, der
bereits vier Jahre spater mit der SPD die
Mehrheit an Sitzen im Landtag gewann
und seinen Koalitionspartner gemeinsam
mit den Christdemokraten bis heute auf
die Oppositionsbanke verwies. Nach der
Wahl von Gerhard Schréder im Herbst
1998 zum Bundeskanzler wurde sein bis-
heriger Stellvertreter Gerhard Glogowski
neuer Ministerprasident.

Die niedersachsische Landesverwaltung
hat ihre tiefgreifendste Veradnderung
durch die Verwaltungs- und Gebietsre-
form in der Zeit von 1965 bis 1980 erfah-
ren. In einem Stufenbau gliedert sie sich in
die Oberstufe (Oberste Landesbehdrden)
sind, die Mittel- und die Unterstufe (Orts-
stufe). AuBerdem gehoren die sogenann-
ten Einrichtungen des Landes dazu.

In der Oberstufe der Verwaltung nehmen
die ressortweise gegliederten obersten
Landesbehorden die zentralen Pro-
gramm-, Leitungs- und Lenkungsaufga-
ben wahr. In Niedersachsen sind dies die
neun Ministerien und der Niederséachsi-
sche Ministerprasident (Staatskanzlei).
Eine weitere oberste Landesbehdrde ist
der Niedersachsische Landesrechnungshof
in Hildesheim, der die gesamte Haushalts-
und Wirtschaftsfihrung des Landes Uber-
wacht und prift, den Landtag und die
Landesregierung berat sowie gutachter-
lich Stellung nimmt und das Ergebnis sei-
ner Prufung der jahrlichen Haushaltsrech-
nung in Bemerkungen und einer Denk-
schrift zusammenfal3t. Ebenso ist der Pra-
sident des Niedersachsichen Landtags
oberste Landesbehorde, soweit es sich um
die in Art. 18 Abs. 3 der Niederséchsischen
Verfassung genannten Aufgaben handelt
(z. B. Chef der Landtagsverwaltung).
Einigen obersten Landesbehérden sind
Beauftragte zugeordnet, so z.B dem In-

Niedersachsen

nenministerium der unabhangige Nieder-
sachsische Datenbeauftragte.

Zur Mittelstufe der Verwaltung gehdren
insbesondere die Bezirksregierungen,
deren Zahl durch das Reformgesetz vom
28. Juli 1977 von 8 auf 4 reduziert wurde.
Diese sogenannten Mittelbehérden neh-
men fur ihren Bezirk die mittelinstanz-
lichen Aufgaben der allgemeinen Landes-
verwaltung wahr und sorgen fir einen
einheitlichen Verwaltungsvollzug. Bei den
Regierungen der niedersachsischen Bezir-
ke Hannover (2,1 Mill. Einwohner), Braun-
schweig (1,7 Mill. Einwohner), Lineburg
(1,6 Mill. Einwohner) und Weser-Ems (2,3
Mill. Einwohner), die im Léndervergleich
den groRRten Aufgabenbestand haben,
sind grundsatzlich alle Zweige der Landes-
verwaltung gebindelt.

Weitere Landesbehérden der Mittelstufe
sind u. a. das Justizvollzugsamt des Landes
Niedersachsen in Celle, die Klosterkam-
mer in Hannover, das Landeskriminalamt
Niedersachsen in Hannover, das Landes-
sozialamt Niedersachsen in Hildesheim,
das Landesversorgungsamt Niedersachsen
in Hannover, das Niederséchsische Landes-
amt fur Okologie in Hildesheim, das Ober-
bergamt In Clausthal-Zellerfeld. Hier han-
delt es sich zum Teil um Landesoberbehdr-
den (zustandig fur das gesamte Land, ei-
gener Unterbau), zum Teil um zentrale
Landesamter (zustandig fur das gesamte
Land, aber ohne nachgeordnete Behor-
den).

Auf der Ortsstufe gibt es staatliche Son-
derbehdrden, die erstinstanzliche Verwal-
tungsaufgaben wahrnehmen. Zu ihnen
gehoren u. a. die Amter fur Agrarstruktur,
die Bergamter, die Chemischen Untersu-
chungsamter, die Doméanenamter, die
Eichamter, die Hafenamter, die Kloster-
forst- und -rentamter, die Polizeidirektio-
nen und die Staatliche Moorverwaltung in
Meppen.

Zur Landesverwaltung gehoren neben
den Behérden auch die sogenannten Ein-
richtungen des Landes, die keine durch
Verwaltungsakte nach auflen wirkende
Tatigkeiten wahrnehmen. Zu ihnen
zéhlen u.a. die Niedersachsische Landes-
zentrale fur politische Bildung in Hanno-
ver, das Studieninstitut der allgemeinen
Verwaltung des Landes Niedersachsen in
Bad Muinder und das Niedersachsische
Landesgestit in Celle.

Die Kommunalpolitik sorgt
fur Burgernahe

Unterhalb der Bezirksebene ist Nieder-
sachsen in 9 kreisfreie Stadte und 38 Land-
kreise eingeteilt. Einer von diesen, der
westniedersachsische Landkreis Emsland
ist mit einer Flache von 2880 km? sogar
grofRer als das Saarland (2570 km?). Zu den
kreisfreien Stadten gehdren Braun-
schweig, Delmenhorst, Emden, Hannover,
Oldenburg, Osnabruck, Salzgitter, Wil-
helmshaven und Wolfsburg. Géttingen als
Universitatsstadt ist zwar kreisangehorig,
hat aber einen besonderen Status, der sie
weitgehend mit einer kreisfreien Stadt
gleichsteilt.

Weitere ,,groRRe selbstandige Stadte* wie
Celle, Cuxhaven, Goslar, Hameln, Hildes-
heim, Lingen und Luneburg sind ,,Land-



kreisgemeinden*, die jedoch eine beson-
dere Stellung haben, da sie auch die sonst
den Landkreisen vorbehaltenen Aufga-
ben des ,,Ubertragenen Wirkungskreises*
als staatliche Unterbehdrde wahrnehmen.
Dies gilt auch fur die ,,selbstandigen Stad-
te und Gemeinden*, zu denen Gemein-
den mit mehr als 30000 Einwohnern und
solche Gemeinden gehéren, denen die
Landesregierung auf eigenen Antrag die-
sen Status zuerkannt hat.

Niedersachsen hat 285 Einheitsgemeinden
mit ca. 1600 Ortschaften. 744 weitere Ge-
meinden haben sich zu einer der 142
,Samtgemeinden zusammengeschlossen,
um ihre Verwaltung kostensparend ge-
meinsam zu organisieren. Durch die
Schaffung von Einheits- und Samtgemein-
den hat sich die Zahl der Gemeindever-
waltungseinheiten von Uber 4000 auf 417
reduziert.

Aufgabe der 1029 Gemeinden und Stadte
in Niedersachsen ist es, Einrichtungen be-
reitzustellen, die fur das menschliche
(Zusammen-)Leben unverzichtbar sind.
Dabei Ubernehmen die Kommunen gem.
der Niedersachsischen Gemeindeordnung

Schlof Celle.

(NGO) einen Teil der Aufgaben in eigener
Verantwortung, den anderen Teil fuhren
sie auf Weisung des Bundes und des Lan-
des aus.

Einschneidende Anderungen in den nie-
derséachsischen Landkreisen, Stadten und
Gemeinden brachte die Reform der Kom-
munalverfassung, die der Niedersachsi-
sche Landtag am 6. Mérz 1996 verabschie-
det hat. Die wichtigste Veranderung
brachte dabei die Einfihrung der soge-
nannten Eingleisigkeit, d.h. die kommu-
nalen Spitzenamter (Burgermeister, Land-
rat und Hauptverwaltungsbeamter) wur-
den zusammengelegt. Nunmehr werden
die kunftigen Kommunalchefs durch die
Wabhlberechtigten der Kreise, Stadte und
Gemeinden direkt gewahlt. Hauptamt-
liche Landrétin oder Landrat bzw. Burger-
meisterin oder Burgermeister kann nun-
mehr jede Bundesblrgerin oder jeder
Bundesburger werden, die oder der seit
mindestens einem Jahr Deutscher oder
Blrger eines EU-Staates und zwischen 23
und 64 Jahren ist.

Kandidaten kénnen durch Parteien, Wéah-
lergruppen oder Einzelpersonen nomi-
niert werden. Gewahlt ist, wer in einem
Kreis, einer Stadt oder Samtgemeinde
Uber 50 Prozent der Stimmen erhélt. Er-
reicht niemand im ersten Wahlgang die
absolute Mehrheit, findet 14 Tage spater
eine Stichwahl zwischen den beiden Be-
werbern mit den meisten Stimmen statt.
In diesem Wahlgang reicht die einfache
Mehrheit.

Besondere Qualifikationen — etwa im Ver-
waltungsbereich — sind nicht erforderlich.
Wenn ein neu gewahlter Amtsinhaber
nicht die Befahigung zum gehobenen
oder hoheren Verwaltungsdienst besitzt,
muf ein leitender Beamter Uber eine ent-
sprechende Qualifikation verfiigen.

Die ersten hauptamtlichen Blrgermeiste-
rinnen und Burgermeister sowie Land-
ratinnen und Landrate wurden in Nie-
dersachsen anléaRilich der Kommunalwah-
len am 15. September 1996 gewahit.
Grundséatzlich sind ab dem 31. Oktober
1997 ausscheidende Hauptverwaltungs-
beamte nach und nach durch direkt ge-
wahlte Nachfolger zu ersetzen.

Foto: Peter Hoffmann

Im Oktober 1995 hatte der Niedersachsi-
sche Landtag bereits die Herabsetzung
des Wabhlalters auf 16 Jahre beschlossen.
Um dardber hinaus die Mitwirkungsrech-
te der Burger in der Kommunalpolitik zu
erweitern, wurden mit der neuen Nieder-
sachsischen Gemeinde- (NGO) und Land-
kreisordnung (NLO) erganzend zum bis-
herigen Blrgerantrag weitere Moglich-
keiten geschaffen.

e Jede Burgerin oder jeder Blrger kann
sich — allein oder mit anderen — mit An-
regungen und Beschwerden schriftlich
an den Rat oder Kreistag wenden.

e Personen ab dem 14. Lebensjahr haben
das Recht, allein oder mit mehreren
eine Angelegenheit per Einwohneran-
trag an ihren ortlich zustandigen Ge-
meinderat oder Kreistag heranzutra-
gen, soweit diese daflr sachlich zustan-
dig sind.

e Burgerinnen und Burger haben die
Moglichkeit, durch Burgerentscheid

Niedersachsen

Uber eine Angelegenheit selbst zu ent-
scheiden, falls der Rat bzw. der Kreistag
zuvor nicht vollstandig oder wesentlich
im Sinne des Burgerbegehrens einen
Entschlul? gefa3t hat. Der betreffende
Sachverhalt muf3 im BlUrgerentscheid so
gefal3t sein, daf tber ihn mit ,,Ja" oder
,.Nein" abgestimmt werden kann.
Bisher haben allerdings die Burgerinnen
und Burger in Niedersachsen ihre neuen
Mitwirkungsrechte nur begrenzt genutzt.

Hochschulen und Schulen -
Partner im BildungsprozeR

Das niedersachsische Hochschulsystem
gliedert sich in Universitaten, kiinstlerisch-
wissenschaftliche Hochschulen und Fach-
hochschulen.

Wahrend die Universitaten und kinstle-
risch-wissenschaftlichen Hochschulen ihre
zentrale Aufgabe gleichermafen in Lehre
und Forschung haben, liegt bei den Fach-
hochschulen der Schwerpunkt in der pra-
xisnahen Ausbildung. Daneben nehmen
sie mehr und mehr Aufgaben in der ange-
wandten Forschung und Entwicklung
wabhr.

Schwerpunkte der Forschung in Nieder-
sachsen sind die Umweltforschung (Tech-
nische Universitat Braunschweig, Techni-
sche Universitat Clausthal, Fachhochschule
Wilhelmshaven, Fachhochschule Nordost-
niedersachsen und Fachhochschule Braun-
schweig/Wolfenbuttel, die Energiefor-
schung (Universitat Oldenburg, Deutsches
Windenergie-Institut in Wilhelmshaven).
Modernste Verkehrstechnik wird auf der
Versuchsstrecke der Magnetschwebebahn
Transrapid bei Lathen im Emsland erprobt.
Das niedersachsische Schulwesen ist in die
Schulformen Grundschule, Orientierungs-
stufe, Hauptschule, Realschule, Gymnasi-
um, Gesamtschule, Abendgymnasium,
Kolleg, Sonderschule und Berufsbildende
Schule gegliedert. Neben den ,,Regel“-
Schulen in 6ffentlicher Hand sind einige in
freier, die meisten von ihnen als Konkor-
datsschulen in Kirchlicher Tragerschaft.
Die Integrierten Gesamtschulen wurden
mit der Schulgesetznovelle von 1993 den
Schulen im dreigliedrigen System gleich-
gestellt. Diese Schulform muf3 vom Schul-
trager im Rahmen seiner Leistungsfahig-
keit angeboten werden, wenn eine genu-
gend groRe Zahl von Eltern es wollen.

Die bildungspolitische Diskussion im
Lande wird vorrangig durch finanz- und
arbeitsmarktpolitische Themen bestimmt.
Dazu gehoren die prekare Unterrichtsver-
sorgung, die begrenzte Einstellung junger
Lehrkrafte infolge knapper Haushaltsmit-
tel, die Lehrerarbeitszeit und die Lernmit-
telfreiheit.

Kultur — geliebt und gepflegt

Die Kulturszene ist durch die landschaft-
liche Weite sowie die teils dinne und un-
gleichméaRige Besiedlung gepragt. Des-
halb haben sich alle Landesregierungen
bemiht, die Ungleichgewichte zwischen
stadtischem und landlichem Raum durch
finanzielle Zuwendungen zu mindern.
Waéahrend die Grof3stadte Hannover,
Braunschweig, Oldenburg, Osnabriick,
Hildesheim und Gottingen Uber kulturelle



Zentren mit traditionellen Kulturinstitu-
ten verfligen, unterhalten auch einige der
mittleren Stadte Theater mit eigenem En-
semble oder Theaterbauten fir Gastspie-
le, so da3 Niedersachsen eines der besten
flachendeckenden Theaterangebote in
Deutschland aufweist. Kulturelles Zen-
trum ist die Landeshaupstadt mit der
Landesgalerie, dem Sprengel- und dem
Kestnermuseum, dem Niederséachsischen
Staatsorchester und der Radio-Philharmo-
nie Hannover des NDR sowie den Festwo-
chen in Herrenhausen. Auf dem flachen
Lande wirken Landschaften und Land-
schaftsverbande, Heimat- und Kinstler-
verbande sowie Kunstvereine als freie Tra-
ger kultureller Aufgaben. Die Interessen
dieser Kultur- und Heimatpfleger nimmt
als Dachverband auf Landesebene der
Niedersachsische  Heimatbund  wahr,
wahrend sich das Institut fir niederdeut-
sche Sprache in Bremen der Forderung der
niederdeutschen Sprache in allen vier
norddeutschen Landern gemeinsam wid-
met.

Das Netz der fast 300 Museen und Samm-
lungen ist in allen Regionen dichter ge-
worden, und international beachtetete
groBe Ausstellungen im Hildesheimer
Roemer-Pelizaeus-Museum und im Lan-
desmuseum Braunschweig sowie Kkleinere
zur Lokal- und Regionalgeschichte haben
in den letzten Jahren immer mehr Besu-
cher angelockt. Dartiber hinaus ist Nieder-
sachsen mit dem Dom und der Kirche St.
Michael in Hildesheim sowie dem indu-
striehistorisch bedeutsamen Erzbergwerk
Rammelsberg und der Altstadt von Goslar
in der UNESCO-Liste des Weltkulturerbes
vertreten.

Ob offentlich oder privat
—an Medien mangelt es nicht

Der offentliche und private Rundfunk
sowie das Fernsehen sind seit den 80er
Jahren zunehmend regionalisiert worden.
Trager der privaten Rundfunkanstalten
Funk und Fernsehen Nordwestdeutsch-
lands (ffn) und Antenne Das Radio sind in
erster Linie niedersachsische Verleger
sowie der Holtzbrinck-Verlag. Sie wollen
mit Hilfe der Werbung ihre 6konomische
Existenz im Prozef3 der Pressekonzentrati-
on sichern und Verluste bei der Werbung
in ihren Druckerzeugnissen ausgleichen.
Die Kontrolle Uber die privaten Sender
ubt die niedersachsische Landesmedien-
anstalt aus, die auch an der Zulassung
neuer Sender, unter ihnen auch nichtkom-
merzieller, beteiligt ist.

Vierzehn Offene Kanale und nichtkom-
merzielle Lokalradios, unter ihnen Offe-
ner Kanal Oldenburg und Radio Okerwel-
le, reprasentieren inzwischen in Nieder-
sachsen die dritte Saule im dualen deut-
schen Rundfunksystem. GeméaR dem 1993
novellierten Niedersachsischen Rundfunk-
gesetz, das die Rechtsgrundlage fur die al-
ternativen Medienprojekte liefert, sind im
Regelfalle eingetragene und gemeinnut-
zige Vereine Trager des ,,Rundfunks der
dritten Art*.

Die Zeitungslandschaft ist in Niedersach-
sen bis heute von einer Vielfalt wie in
kaum einem anderen Bundesland ge-
pragt. Besonders charakteristisch ist der
lokale Facettenreichtum, um den sich
immer noch 56 Verlage mit einer Reihe so-
genannter Heimatzeitungen bemihen.
Die in Niedersachsen erscheinenden Zei-
tungen, die noch als publizistische Einhei-
ten den gesamten redaktionellen Teil
selbst erarbeiten, sind auf gut zehn
zurtickgegangen. Insgesamt werden ca.
130 Zeitungen in einer Gesamtauflage
von knapp 2 Millionen Exemplaren her-
ausgegeben. An diesen haben die kleine-
ren Verlage, deren Auflage 30000 Exem-
plare nicht Ubersteigt, einen Anteil von
30%. Den Rest teilen die zwdIf grofiten
Abonnementszeitungen des Landes unter
sich auf. Unter ihnen ist die Hannoversche
Allgemeine Zeitung nicht nur die klare
Marktfuhrerin in der Landeshauptstadt
Hannover sondern auch niedersachsen-
weit. Noch besteht fir die niedersachsi-
schen Zeitungsverleger, die sich grof3ten-
teils im Verband der Nordwestdeutschen
Zeitungsverleger zusammengeschlossen
haben, trotz der zahlreichen Konzentra-
tionsbewegungen und der schwer zu
Uberwindenden Hurden des Marktzutritts
kein Grund, sorgenvoll in die Zukunft zu
schauen.

Die Kirchen als Integrationskraft

Die Integration und die Vermischung der
ehemals streng getrennten Lebensweisen
von ,,Alteinwohnern* und ,,Neubirgern*
erweisen sich beispielhaft in den religio-
sen Verhaltnissen des Landes. Vor dem
Zweiten Weitkrieg lebten die Katholiken
vorrangig im Oldenburger Minsterland
(Raum Emsland, Vechta, Cloppenburg), im
Eichsfeld und in der Region Hildesheim,
die calvinistisch reformierten Christen
konzentrierten sich in Ostfriesland und
die Ubrigen Gebiete waren von Luthera-
nern besiedelt. Diese religitse Dreiteilung
hat sich nach 1944 zum Teil aufgelost, da
alle Regionen infolge der Migrationsstro-
me in religiéser Hinsicht zunehmend
,.durchmischt* wurden.

In Niedersachsen gibt es vier evangelisch-
lutherische Landeskirchen, die von Braun-
schweig, Hannover, Oldenburg und
Schaumburg-Lippe, sowie die Evangelisch-
Reformierte in Nordwestdeutschland (zu-
sammen ca. 5 Millionen Mitglieder), die
gemeinsam in der Konféderation Evange-
lischer Kirchen in Niedersachsen zusam-
mengeschlossen sind und alle als Gliedkir-
chen der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land (EKD) angehdren. lhre Zentrale, das
Kirchenamt, befindet sich in Hannover.
Die romisch-katholischen Kirchenmitglie-
der (ca. 1,5 Millionen) gehdren zu den
Bistimern Hildesheim, Maunster, Os-
nabrick, sowie in den Grenzgebieten
auch zu Fulda und Paderborn.

Seine Beziehungen zu den evangelischen
Kirchen hat das Land Niedersachsen durch
den Loccumer Vertrag von 1955 (erganzt
1965), die zur romisch-katholischen Kirche
durch ein Konkordat von 1965 geregelt.
Dank dieses Konkordats ist bisher die Exi-

stenz der kleinen Hochschule Vechta, die
aus einer Lehrerausbildungsstatte mit
dem Schwerpunkt in katholischer Religi-
onslehre hervorgegangen ist, trotz immer
wieder aufkommender SchlielBungsplane
ungefahrdet.

Wéhrend 1939 noch 78,6% der Men-
schen, die auf dem Territorium des heuti-
gen Niedersachsen lebten, evangelischen
Kirchen zuzurechnen waren, 16,4 % sich
zum Katholizismus bekannten und nur
knapp 5% anderen oder keiner Kirche an-
gehdrten, sank bis Ende der achtziger
Jahre der Anteil der Protestanten auf
66,1%, wahrend der der Katholiken auf
19,6% anstieg und sich gleichzeitig
12,9% keiner Religion mehr zurechnen.
Die Zuwanderung aus der Turkei hat zahl-
reiche Moslems nach Niedersachsen ge-
bracht, die mittlerweile 1,4% der Bevol-
kerung stellen. Evangelische Freikirchen,
der Landesverband der Judischen Gemein-
den und die Griechisch-Orthodoxe Metro-
polie sind weitere kleinere Religionsge-
meinschaften, die als Korperschaften des
offentlichen Rechts anerkannt sind.

Das Wappen:

Obwohl ihr Wappentier ein Léwe war,
Ubernahmen die Welfen Mitte des 14.
Jahrhunderts das ,,Sachsenro3“ in ihre
Wappen, das der Volksglaube dem alten
Stammesherzogtum der Sachsen zu-
schrieb (obwohl zu dieser Zeit noch gar
keine Wappen gefiihrt wurden). Damit
sollten welfische Anspruchsrechte auf alle
Gebiete des ,,alten Sachsens* unterstri-
chen werden. Als altes Volkssymbol ist das
»SachsenroR* somit im Unterschied zu
den meisten deutschen Landerwappen
nicht dynastischen Ursprungs.
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Vom Land aus der Retorte zum ,,Wir-Gefuhl*

Nordrhein-Westfalen

Von Andreas Kost

Das am dichtesten besiedelte
Bundesland

Nordrhein-Westfalen ist mit fast 18 Mio.
Einwohnern das bevolkerungsreichste und
am dichtesten besiedelte, mit einer Flache
von 34.075 gkm aber nur das viertgrof3te
Flachenland der Bundesrepublik Deutsch-
land. In Nordrhein-Westfalen leben 523
Menschen auf einem Quadratkilometer,
wahrend es im gesamten Bundesgebiet
nur durchschnittlich 228 sind. Allerdings
schwankt die Siedlungsdichte innerhalb
des Landes betrachtlich, da in den kreisfrei-
en Stadten auf gleichem Raum etwa sechs-
mal mehr Menschen als in den Ubrigen
Landesteilen leben.

Geographisch liegt Nordrhein-Westfalen
im Westen Deutschlands und weist ge-
meinsame Grenzen mit den Bundeslan-
dern Niedersachsen (im Norden und Osten)
sowie Hessen und Rheinland-Pfalz (im
Siiden) auf. AuRere Landesgrenzen beste-
hen im Westen zu den Niederlanden und
zu Belgien. Die Landesfarben sind Grin-
Weil3-Rot, und die Landeshauptstadt ist
Dusseldorf.

Die Bevdlkerung Nordrhein-Westfalens
kann als sehr heterogen bezeichnet wer-
den, da sie nicht nur durch das (ehemals
preuBische) Rheinland und Westfalen ge-
pragt ist, sondern auch durch eine
langjahrige  Integration  verschiedener
Generationen von Zuwanderern. Dazu
zahlen insbesondere Polen, die wahrend
der Industrialisierung ins Ruhrgebiet ein-
wanderten, Flichtlinge und Vertriebene
des Zweiten Weltkriegs und auslandische
Arbeitskrafte unterschiedlicher Nationa-
litdten, die vor allem in den 50er und 60er
Jahren als ,,Gastarbeiter nach Nordrhein-
Westfalen kamen. Der Bevolkerungsanteil
der Auslander liegt deutlich tlber dem Bun-
desdurchschnitt von 8,5% und erreicht im
Ruhrgebiet und in groRstédtischen Bal-
lungsgebieten Uberdurchschnittliche Wer-
te. In Stéddten wie Koln, Dusseldorf und
Duisburg ist der Auslanderanteil mit Uber
15% der Gesamtbevdlkerung besonders
hoch. Ob die Bevolkerungsstruktur sich
unter dem Einflu3 der Zuwanderung ent-
scheidend veréndert, ist noch nicht ersicht-
lich. Jedenfalls ist die Gesellschaft in Nord-
rhein-Westfalen in den letzten Jahren —
wie im Ubrigen Bundesgebiet — deutlich
gealtert. Kinder und Jugendliche (bis zu 17
Jahren) reprasentieren nur noch 19% der
Bevolkerung. 65% stehen im erwerbsfahi-
gen Alter zwischen 18 und 64 Jahren,
wahrend die restlichen 16% der alteren
Generation ab 65 Jahren zugerechnet wer-
den kdnnen. Insgesamt verteilt sich die Be-
volkerung Nordrhein-Westfalens auf rund
8 Mio. Privathaushalte. In den Stéadten und

Gemeinden verteilen sich die Haushalte
dabei am héaufigsten auf nur eine Person
(35%) oder auf zwei Personen (32%).

1994 z&hlte man in Nordrhein-Westfalen
insgesamt 396 Gemeinden, darunter 23
kreisfreie Stadte und nur drei Dorfer (Ge-
meinden mit weniger als 5000 Einwoh-
nern). 203 Gemeinden kdnnen als Stadte
bezeichnet werden, insofern man als Gren-
ze 20000 und mehr Einwohner zugrunde
legt. Unter diesen befinden sich 30 GroR-
stadte mit Uber 100 000 Einwohnern - eine
GroRenordnung, die nicht annéhernd in
einem anderen Bundesland erreicht wird.
Die grof3te Stadt ist Koln mit knapp 1 Mio.
Einwohnern. Im Westen des Landes gibt es
mehr Grof3stédte als im Osten, der starker
durch Mittelstadte gepragt ist. Diese un-
gleiche rdumliche Verteilung geht auf un-
terschiedliche 6konomische Bedingungen
in den beiden Landesteilen zurtck. Dies
liegt nicht nur daran, daf der westliche Teil
friher besiedelt wurde, sondern er ist

gleichzeitig auch die Wiege der deutschen
Industrialisierung im frihen 19. Jahrhun-
dert.

Entstanden aus Teilen des Landes
Preu3en

Nordrhein-Westfalen ist auf den Trim-
mern des verlorenen Zweiten Weltkriegs
entstanden. So verfugte die Britische Mi-
litarregierung in ihrer Besatzungszone mit
Verordnung vom 23. 8. 1946 die Auflésung
der Provinzen des ehemaligen Landes
Preuf3en* und die Neugestaltung selbstan-
diger Lander. Auf diese Weise bildete sich
im Jahre 1946 aus den nordlichen Teilen
der ehemaligen Rheinprovinz und aus der
Provinz Westfalen das neue Land Nord-
rhein-Westfalen. Dieses Territorium wurde
Anfang 1947 durch die Eingliederung des
Landes Lippe-Detmold erweitert. Eine der
altesten deutschen Kulturlandschaften,
der niederrheinisch-westfalische Raum,
wurde somit erstmalig zu einem gemeinsa-
men Staatsgebilde zusammengefugt.

Eine Besonderheit bleibt jedoch, dal} das
neue Bundesland Nordrhein-Westfalen
ohne historisches Vorbild war. Die in ihm
,.kunstlich* zusammengeschlossenen Teil-
regionen waren und sind einerseits Land-
schaften von ausgepragter traditioneller
Eigenart, andererseits sind sie seit langer
Zeit kulturell und wirtschaftlich eng mit-
einander verbunden. Als Sinnbild steht
dafir das Landeswappen mit RoR, Rhein
und Rose, welches an die regionalen Wur-

Kultureller Mittelpunkt am Rhein; der Kélner Dom mit Wallraf-Richartz-Museum/Mu-

seum Ludwig.

Nordrhein-Westfalen
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zeln Nordrhein-Westfalens erinnert und
gleichzeitig die Einheit der verschiedenen
Landesteile symbolisiert. Ohnehin waren
die Beziehungen zwischen dem Rheinland
und Westfalen immer sehr eng gewesen.
Das sich seit dem 19. Jahrhundert zu einer
eigenstandigen Industrielandschaft ent-
wickelnde Ruhrgebiet wurde schlieRlich
zur verbindenden ,,Regionalklammer* der
rheinischen und westfalischen Gebietsteile.
Nordrhein-Westfalen ist langst nicht mehr
das,,Land aus der Retorte*, als das es in sei-
nen Anfangszeiten bezeichnet wurde, son-
dern hat im Laufe der Jahre, nicht zuletzt
durch eine gezielte Offentlichkeitsarbeit
verschiedener Trager (Parteien, Medien,
Universitaten, Archive, Landeszentrale fur
politische Bildung), zu einem gemeinsa-
men Landesbewultsein gefuhrt, das in
dem Motto ,,Wir in Nordrhein-Westfalen*
sich deutlich widerspiegelt und dennoch
die nach wie vor bestehende Vielfalt an
Identitaten und Identifikationsmdglichkei-
ten im Land betont.

Ein allgemeines Landesbewul3tsein
mufdte erst geschaffen werden

Auch in Nordrhein-Westfalen haben sich
zwei Dimensionen von politischer Kultur
als besonders relevant erwiesen. Das Stre-
ben nach einer einheitlichen, von anderen
Bundeslandern, aber auch anderen Ebenen
(Nation, Region, Gemeinde), unterscheid-
baren Soziokultur war anfangs kaum aus-
zumachen. Darunter fallen die verinner-
lichten Lebensweisen, Werte und Malf3sté-
be fur das Zusammenleben von Gruppen,
die den Rahmen fiur politisches Handeln
bilden. Als zweites kommt eine subjektiv
bewul3te Deutungskultur hinzu, welche
die landesspezifischen Mentalitaten sicht-
bar macht. Hierzu zahlt man insbesondere
die Verdeutlichung durch Symbole, die bei
kulturellen Aktivitaten vergegenstandlicht
werden, damit sich ein ,,Wir-Bewuf3tsein“
entwickeln kann.

Die beiden ehemaligen preuRischen West-
provinzen Westfalen und Rheinland sind
im heutigen Bundesland Nordrhein-West-
falen Nachbarn, die sich in ihren Soziokul-
turen durchaus unterscheiden. Den West-
falen wird ein eher an sachlichen Lei-
stungen und weniger an Kompromissen
orientiertes Politikverstandnis nachgesagt.
Dem Rheinland wird wiederum ein starker
an den Menschen und an Aushandlungs-
prozessen ausgerichtetes Verstandnis von
Politik zugeschrieben. Diese unterschiedli-
chen Deutungskulturen lassen sich tatsach-
lich anhand von Sprache, Brauchtum und
alltaglichen Lebensweisen der Menschen
identifizieren.

Das Ruhrgebiet wird in der AuRenbetrach-
tung héaufig als Einheit gesehen. Soziokul-
turell ist es jedoch in mehrere konfessionel-
le und soziale Milieus gespalten. Die Exi-
stenz verschiedener Subkulturen und das
Fehlen einer breiten burgerlichen Trager-
schicht hat dazu gefuhrt, daB sich nur an-
satzweise eine Deutungskultur herausbil-
den konnte.

Die Forderung eines allgemeinen Landes-
bewuftseins durch Landesregierung und
Landesparlament geschieht unter anderem
mit Hilfe politischer Symbole, um grundle-

gende Elemente der politischen Kultur zu
verdeutlichen. Aber auch die Herstellung
einer kollektiven Identitat mit dem Bun-
desland und einer Identifikation mit dem
politischen System féllt in diesen Rahmen.
Insbesondere die 1953 gesetzlich festgeleg-
ten Landesfarben, die Landesflagge und
das Landeswappen sind nunmehr weit ver-
breitet und stehen als durchaus beliebte
Sinnbilder fur die drei Landesteile als auch
fur deren Integration. Dagegen scheiterte
die Schaffung eines grof3en Staatswappens
und die Komposition einer Landeshymne.
Eine besondere Rolle spielen neben der
Symbolstiftung noch Aktivitaten der Lan-
despolitik in der Kulturférderung, wie z. B.
der GroRRe Kunstpreis und der Forderpreis
des Landes Nordrhein-Westfalens sowie
die Kunstsammlung Nordrhein-Westfalen.
So gibt es eine pluralistische und pragmati-
sche Deutungskultur in Nordrhein-Westfa-
len, welche die Vielfalt der Soziokulturen
widerspiegelt und weiterhin auch kleinrau-
mige Lebenswelten (siehe Ruhrgebiet) to-
leriert.

Wirtschaftlicher Strukturwandel

Die Wirtschaftsstruktur? Nordrhein-Westfa-
lens wird durch einen beachtlichen und
manchmal schmerzhaften Strukturwandel
gepragt. Das Land an Rhein und Ruhr gilt
als das industrielle Herz Deutschlands, was
traditionell vor allem durch die Férderung
und die Produktion von Kohle und Stahl
begrindet war. Allein 1970 trug das Produ-
zierende Gewerbe (Energie- und Wasser-
versorgung, Bergbau, Verarbeitendes Ge-
werbe, Baugewerbe) noch ca. 56% zur
Bruttowertschopfung des Landes bei. Die
Folgen der Kohle- und Stahlkrise mit einem
in Mitleidenschaft gezogenen Arbeits-
markt leiteten einen sich verandernden
ProzeR ein, der bereits 1994 nur noch 35%
des Produzierenden Gewerbes auswies.
Der Beitrag der Dienstleistungsunterneh-
men an der wirtschaftlichen Gesamtlei-
stung stieg dagegen im gleichen Zeitraum
von 16% auf 36%. Hinzu kommen 14%,
die auf den Handel und den Verkehr ent-
fallen sowie 13% auf die offentlichen
Dienstleistungen.
Nordrhein-Westfalen ist mittlerweile ein
Land mit und nicht mehr von Kohle und
Stahl, denn die Verflechtung traditioneller
und moderner Wirtschaftszweige hat eine
recht vielseitige Branchenmischung hervor-
gebracht. Besonders umsatzstarke Bran-
chen sind heute die chemische Industrie
und der mittelstandisch gepragte Maschi-
nenbau. Auch das Erndhrungsgewerbe, die
Elektrotechnik, der StralRenfahrzeugbau
und mittlerweile die Medienwirtschaft
spielen eine hervorzuhebende Rolle. Nord-
rhein-Westfalen verfligt auf3erdem Uber
wichtige landwirtschaftliche Gebiete. In
verschiedenen Regionen des Landes sind
schwerpunktmafig folgende Wirtschafts-
zweige anzutreffen:

e Ruhrgebiet - Steinkohlenbergbau,
Eisen- und Stahlindustrie, Automobil-
bau, Elektrotechnik, Anlagenbau, Um-
welttechnik, Entsorgungswirtschaft

e Rheinschiene — Grof3chemie, Autoindu-
strie, Verwaltungszentren, Kredit- und
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Versicherungswirtschaft, Medienwirt-
schaft, Logistik
e Raum Aachen-Duren -
Papierindustrie, Elektronik
o Westlicher Niederrhein — Textil- und
Bekleidungsindustrie, Nahrungsmittel-
industrie
e Bergisch-Markischer Raum - hochspe-
zialisierte Kleineisenindustrie
o Siegerland — Walzwerke, Maschinenbau
e Region Ostwestfalen-Lippe - Beklei-
dungs-, M6bel- und Druckindustrie
Nordrhein-Westfalen ist das wirtschaft-lich
starkste Land der Bundesrepublik Deutsch-
land, da es mehr als ein Funftel (22%) zur
gesamten Produktionsleistung beitragt.
Die insgesamt hohe Arbeitslosigkeit liegt
leicht Uber dem Bundesdurchschnitt. Das
Bundesland ist mit der Modernisierung sei-
ner Wirtschaft noch nicht am Ziel, auch
wenn Ruckstande in der Investitionstatig-
keit oder dem Produktivitatsfortschritt im
Vergleich gegeniber der westdeutschen
Wirtschaft in den letzten Jahren wieder
deutlich aufgeholt werden konnten. Der
notwendige Strukturwandel in Nordrhein-
Westfalen wird dabei weiter voranschrei-
ten, mit anderen Worten der sekundare
Sektor wird anteilsmafRig weiter abneh-
men und dagegen Branchen des tertiaren
Sektors (aller Voraussicht nach insbesonde-
re Telekommunikation und Umweltschutz)
kraftig zulegen. Dabei ist es sicher fur die
Wirtschaftskraft von Vorteil, da? fast die
Halfte der 100 grofiten deutschen Unter-
nehmen ihren Sitz in Nordrhein-Westfalen
haben und gleichzeitig tiber 600 000 kleine
und mittlere Unternehmen angesiedelt
sind.

Braunkohle,

Verwaltungsgliederung

In Nordrhein-Westfalen erbringt die of-
fentliche Verwaltung eine Vielzahl von
Ordnungsfunktionen und Dienstleistun-
gen, die sie im Rahmen von Gesetzen und
Entscheidungen des Bundes, der Europai-
schen Union, des Landes, der Kreise und
der Gemeinden zu erfillen hat. Zwei orga-
nisatorische Gruppen kristallisieren sich in
Form der Landesverwaltung (1993 318 850
Beschéftigte) und den Verwaltungen der
Kreise und Gemeinden (282 900 Beschaftig-
te) dabei heraus, welche die Landesgesetze
ausfuihren und auch einen grof3en Teil der
bundesgesetzlichen Verwaltungsaufgaben
mit bewaltigen.

Im Landesbereich gliedert sich die allge-
meine Verwaltung in mehrere Behérden-
stufen. An der Spitze fungieren die Landes-
regierung bzw. die Obersten Landesbehdr-
den (Staatskanzlei und Ministerien), die je-
weils fur einen bestimmten Aufgabenbe-
reich zustandig und verantwortlich sind.
Ihnen sind wiederum die Ober- und Mittel-
behdrden unterstellt. Wahrend die Lan-
desoberbehdérden (z.B. Landesamt fur Be-
soldung und Versorgung, Landeskriminal-
amt, Landesamt fUr Datenverarbeitung
und Statistik) jedoch zentrale Aufgaben fiir
das ganze Bundesland wahrnehmen, er-
streckt sich die Zustandigkeit der Landes-
mittelbehdrden (funf Regierungsprasidien,
Oberfinanzdirektionen u.a.) nur auf ein-
zelne Landesteile. Gerade auf der mittleren
Stufe der staatlichen Verwaltung kommt
den Bezirksregierungen in Dusseldorf,



K&In, Munster, Detmold und Arnsberg eine
besondere Bedeutung zu, da sie in ihrem
Territorium fur alle Verwaltungsaufgaben
zustandig sind, die nicht ausdrtcklich auf
besondere Behodrden Ubertragen werden.
Sie unterstehen dem Innenminister und
Uben die Aufsicht Uber die Kreise und Ge-
meinden aus. Unterstehen heifl3t im Ubri-
gen, dal3 bei sachlichen Entscheidungen
wie bei behérdeninternen Organisations-
und Personalangelegenheiten die Weisun-
gen der Ubergeordneten Instanz bindend
sind. Den beiden letzten Behdrdengrup-
pen sind schlie3lich die unteren Landes-
behorden (z.B. Oberkreisdirektoren der
Landkreise, Finanzéamter, Kreispolizeien,
Schulamter, Bergamter, Gewerbeauf-
sichtsamter) unterstellt.

Da das Land selbst nur in einigen bestimm-
ten Bereichen (siehe Lehrer, Polizisten, Ju-
stizbedienstete) Uber eigene Unterbehor-
den verfugt, werden die meisten Verwal-
tungsaufgaben von Kreisen und Gemein-
den wahrgenommen. Es existiert aber eine
allgemeine Weisungskette vom Ministeri-
um Uber den Regierungsprasidenten zu
den Oberkreis- und Oberstadtdirektoren
und von dort in den kommunalen Bereich
hinein. So kann bei den Aufgaben einer-
seits zwischen staatlichen Auftragsangele-
genheiten (z.B. Durchfihrung der Land-
tagswahlen) und andererseits den eigentli-
chen kommunalen Angelegenheiten mit
freier Entscheidungsverfiigung (freiwillige
Selbstverwaltungsaufgaben wie Theater,
Sportplatze, Jugendzentren) oder staatlich
verordneten  kommunalen  Aufgaben
(Pflichtaufgaben der Selbstverwaltung wie
Bau und Unterhaltung von Schulen, Sozial-
hilfe, StralRenreinigung) bzw. die Bindung
an enge staatliche Vorgaben (Pflichtaufga-
ben zur Erflllung nach Weisung wie Bau-
aufsicht, Gesundheitsamter, Zahlung von
Wohngeld) unterschieden werden.
Schlief3lich gibt es im sozialen®* und kultu-
rellen Bereich sowie dem StraBenwesen
noch gemeinsame regionale Aufgaben, die
durch die beiden Landschaftsverbande
Rheinland und Westfalen-Lippe abgedeckt
werden, in denen die Kreise und kreisfrei-
en Stadte zusammengeschlossen sind. Die
Gebietsreformen in der Vergangenheit
haben in Nordrhein-Westfalen gré3ere Ge-
meinden und Kreise geschaffen, um deren
Verwaltungskraft zu starken. Diese Refor-
men blieben nie ganz unumstritten, doch
zielen derzeitige inhaltliche Reformversu-
che vor allem darauf die Effizienz und die
Flexibilitat der offentlichen Verwaltung zu
erhdhen. Dafir stehen bspw. Versuche und
die Absicht, Verwaltungsaufgaben von Mi-
nisterien auf Landesamter zu Ubertragen,
regionale Dienstleistungszentren zu bil-
den, Behdrden eine globale Haushaltssum-
me zur Verfugung zu stellen und betriebs-
wirtschaftliche Orientierungen zu férdern
(z.B. Budgetierung und Controlling).

Besonderheiten des politischen
Systems

Spezifischer Ausgangspunkt des politi-
schen Systems ist in Nordrhein-Westfalen
die Landesverfassung,” dieam 11. 7. 1950 in
Kraft trat — also erst nach Griindung der
Bundesrepublik Deutschland. Sie ist auch

vom Geist des Grundgesetzes beeinfluf3t
und orientiert sich an den Grundséatzen
eines republikanischen, demokratischen
und sozialen Rechtsstaats. Ein ausfuhrlicher
Grundrechtskatalog existiert in der Landes-
verfassung nicht, sondern stitzt sich auf
die im Grundgesetz verankerten Grund-
rechte und staatsburgerlichen Rechte, die
durch eigene Rechtsgarantien und Staats-
zielbestimmungen (z. B. zum Datenschutz,
zur Arbeits- und Sozialordnung, zum
Schutz der naturlichen Lebensgrundlagen)
erganzt werden. Ausfuhrliche Bestimmun-
gen liegen Uber das Kultur- und Sozialwe-
sen vor, da Nordrhein-Westfalen hierzu die
alleinige Zustandigkeit besitzt.

Nach dem Prinzip der Gewaltenteilung
werden auch in der nordrhein-westfali-
schen Landesverfassung der Aufbau und
die Aufgaben der politischen Organe fest-
gelegt. Die Gesetzgebung (Legislative)
liegt beim Volk und dem Landtag (221 Mit-
glieder), der als Volksvertretung fungiert.
Die Verwaltung (Exekutive) wird von der
Landesregierung ausgetibt und schlief3lich
die Rechtsprechung (Jurisdiktion) von un-
abhangigen Richtern wahrgenommen.
Vergleichbar mit den Wahlprinzipien des
Bundes wahlen die Birger die Abgeordne-
ten des Landtags in allgemeiner, gleicher,
unmittelbarer, geheimer und freier Wahl
(allerdings seit 1975 fur eine Wahlperiode
von funf Jahren). Er steht im Zentrum der
politischen Willensbildung und berat und
beschlie3t die Landesgesetze (vor allem die
Verabschiedung des Landeshaushalts),
wahlt den Ministerpréasidenten, soll die Re-
gierung kontrollieren sowie die politischen
Probleme Nordrhein-Westfalens vor der
Offentlichkeit artikulieren. Die Abgeord-
neten wahlen zu Beginn jeder Sitzungspe-
riode ein Prasidium, einen Altestenrat und
besetzen Ausschusse, die fur die Dauer der
Wahlperiode annéhernd spiegelbildlich zu

den Regierungsressorts eingerichtet wer-
den und in denen die Parteifraktionen je
nach ihrer Abgeordnetenzahl vertreten
sind. Der Bevolkerung (auch der Landesre-
gierung) steht sogar die Mdoglichkeit zu,
durch Volksbegehren und Volksentscheid
unmittelbar in die Gesetzgebung einzu-
greifen. Dieser Vorgang wurde aber bisher
nur sehr selten genutzt und ist aufgrund
struktureller Zulassigkeitsvoraussetzungen
nicht einfach zu realisieren. Die Landesre-
gierung, namentlich der Ministerprasident,
erhalt durch die Verfassung eine relativ
starke Stellung, wobei das Recht, Gesetz-
entwirfe einzubringen, besonders prakti-
sche Auswirkungen hat. Der Ministerprasi-
dent als oberster Vertreter der Exekutive
bestimmt die Richtlinien der Politik und er-
nennt die Minister. Dennoch kann der
Landtag mit dem Haushaltsbewilligungs-
recht, verschiedenen Informations- und
Kontrollrechten die Politik der Landesre-
gierung beeinflussen und quasi kritisch be-
gleiten.

Erwahnenswert als unabhangige Kon-
trollinstanzen sind noch der Landes-
rechnungshof (externe Finanzkontrolle des
Staates, hier insbesondere Prifung des
Haushalts) und der Landesbeauftragte fir
Datenschutz (vor allem Einhaltung des Da-
tenschutzes, Beanstandung nicht abge-
stellter VerstolRe und Verbesserungsvor-
schlage). Die Klarung verfassungsrechtli-
cher Streitfragen obliegt dem Landesver-
fassungsgerichtshof mit Sitz in Munster.

Ein spezifisch nordrhein-westfalisches
Parteiensystem

Seit 1947 fanden in Nordrhein-Westfalen
zwolf Landtagswahlen statt. Dabei hat sich
ein spezifisches nordrhein-westfélisches
Parteiensystem herausgebildet, das sich
vom bundesrepublikanischen Parteiensy-

Tabelle: Landtagswahlergebnisse (in Prozent) und Regierungen in Nordrhein-Westfalen

Jahr Wahl- SPD CbU FDP Griine Sonst. Reg.- Ministerprasident
bet. parteien
SPD/FDP/Zen- Amelunxen® 1946
trum/KPD
CDU/SPD/FDP/ Amelunxen® 1946-47
Zentrum/KPD?®
1947 67,3 32,0 37,6 59 - 24,5 CDU/SPD/ Arnold/CDU 1947-50
Zentrum/KPD
1950 72,2 32,3 36,9 121 - 18,7¢ Cbu Arnold/CDU® 1950
CDU/Zentrum Arnold/CDU 1950-54
1954 72,6 34,5 41,3 115 - 12,7° CDU/FDP Arnold/CDU 1954-56
SPD/FDP/ Steinhoff/SPD 1956-58
Zentrum
1958 76,6 39,2 50,5 7,1 - 3,2 CDU Meyers/CDU 1958-62
1962 734 43,3 46,4 6,8 - 35 CDU/FDP Meyers/CDU 1962-66
1966 76,5 49,5 42,8 74 - 0,3 CDU/FDP Meyers/CDU 1966
SPD/FDP Kuhn/SPD 1966-70
1970 735 46,1 46,3 55 - 2,1 SPD/FDP Kiihn/SPD 1970-75
1975 86,1 45,1 47,1 6,7 - 1,1 SPD/FDP Kuhn/SPD 1975-78
SPD/FDP Rau/SPD 1978-80
1980 80,1 48,4 43,2 4,9 3,07 0,5 SPD Rau/SPD 1980-85
1985 75,3 52,1 36,5 6,0 4,67 0,8 SPD Rau/SPD 1985-90
1990 718 50,0 36,7 58 5,0 25 SPD Rau/SPD 1990-95
1995 64,0 46,0 37,7 4,0 10,0 2,3 SPD/
B 90/Griine Rau/SPD 1995-98
SPD/ Clement/SPD seit 1998
B 90/Griine

* Amelunxen war zunachst parteilos und wurde 1947 Zentrumsmitglied. Seine Regierung wurde von der Militarregierung ernannt. —* Davon: KPD 14,0%; Zentrum 9,8% - * KPD
bis 1948 —* Davon: KPD 5,5%; Zentrum 7,5% - ® Ubergangsregierung — ® Davon: Zentrum 4,0% -7 Bis einschlieRlich 1990: Die Griinen
Quellen: W. Woyke, Stichwort: Wahlen. Wahler - Parteien —- Wahlverfahren, Opladen 1996 und K. Schubert/M. Klein, Das Politiklexikon, Bonn 1997
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stem unterscheidet. Folgende allgemeine
Erkenntnisse lassen sich konstatieren, so
z.B. dalR die allgemein hohe Wahlbeteili-
gung sich bei Bundestagswahlen in Nord-
rhein-Westfalen verstarkt, eine Konzentra-
tion auf die grof3en Parteien CDU und SPD
bei Wahlen auf allen Ebenen besonders
stark ist (H6hepunkte lagen in den 60er
und 70er Jahren) und die SPD bei Bundes-
tagswahlen konstant bessere Ergebnisse
erzielt als im Bund. Insgesamt ist das Wahl-
verhalten in Nordrhein-Westfalen fur die
Bundesrepublik von besonderem Interesse,
da die Wahler einen Anteil von ca. 21% der
Gesamtwahlerschaft ausmachen (vor der
deutschen Einheit sogar knapp 30%6).
Fr die Wahlsoziologie ist es interes-
sant, dafd sich Nordrhein-Westfalen
im Laufe seiner Geschichte von
einem ,,CDU-Land* zu einem ,,SPD-
Land* gewandelt hat. Dieser Wandel
wird mit landespolitischen als auch
bundespolitischen Ursachen begrin-
det, wie z. B. dem Programmwechsel
der SPD mit dem Godesberger Pro-
gramm 1959, dem Prozel3 der abneh-
menden Kirchenbindung, dem Wer-
tewandel, der verstarkten Urbanisie-
rung, sozialen Wandlungsprozessen
innerhalb der Arbeitswelt und z.T.
mehrheitlich besser wahrgenomme-
nen Personal- und Politikangeboten.
Das Wahlverhalten der Blrger ist
dennoch von grof3en regionalen Un-
terschieden gekennzeichnet. Die SPD
erzielt ihre besten Ergebnisse im
Ruhrgebiet (teilweise 30%-Punkte
Vorsprung gegentiber der CDU), in
den Uberwiegend evangelischen
Stadten des Rheinlands und im ndrd-
lichen Ostwestfalen. Die CDU hat da-
gegen ihre eher landlichen Hochbur-
gen im dstlichen Westfalen, im Sau-
erland, im Mauinsterland sowie im
westlichen und sudlichen Teil des
Rheinlands. Obwohl die beiden grofl3en
Parteien in den letzten beiden Jahrzehnten
,,Abschmelzungsprozesse* von bis zu 20%
hinnehmen muf3ten, verfiigen sie weiter-
hin Uber jeweilige Mehrheiten. Die FDP
hatte in den Dienstleistungszentren relati-
ven Erfolg, bl3te diesen jedoch in den letz-
ten zehn Jahren zunehmend ein. Die Gri-
nen erhalten eine Uberdurchschnittliche
Wahlerunterstitzung aus den Universitéts-
und GroR3stadten.

Kommunalpolitik im Umbruch

Die innere Organisation der Gemeinden
wird im wesentlichen durch die jeweilige
spezifische Gemeindeordnung in einem
Bundesland festgelegt. Besonderes Kenn-
zeichen fur die nach dem Zweiten Welt-
krieg unter britischem Einfluf? installierten
Gemeindeordnung war in Nordrhein-
Westfalen die doppelte Verwaltungsspitze.
Sie sah einen ehrenamtlichen BlUrgermei-
ster vor, der vom Rat gewahlt wurde und
einen Gemeinde- bzw. Stadtdirektor, der
die Verwaltung leitete. Dieses Organisati-
onsmodell hatte den Nachteil, da es hau-
fig zu unklaren Machtverhaltnissen zwi-
schen Burgermeister, Rat und Verwaltung
gefuhrt hat und eine mangelnde Transpa-
renz der Entscheidungsstrukturen die Bur-
ger teilweise verwirrte. Nach langjahriger

Kritik und vielen Diskussionen von und zwi-
schen Wissenschaftlern, Politikern und
kommunalpolitischen Praktikern am Typus
der sogenannten Norddeutschen Ratsver-
fassung, dem diese Strukturen immanent
sind, wird nach der Reform der Gemeinde-
ordnung von 1994 zukunftig eine ,,einglei-
sige” Kommunalverfassung gelten. Die
Aufgaben und die Funktionen der bisheri-
gen ,,Doppelspitze** gehen auf den haupt-
amtlichen Burgermeister Uiber, der ab 1999
auch erstmalig von den Burgern fur funf
Jahre direkt gewahlt wird. Zeitgleich, fur
dieselbe Amtsperiode, finden auch die
Ratswahlen statt. Der Burgermeister ver-
tritt gemeinsam mit dem Rat die Burger-
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schaft und fuhrt mit eigenem Stimmrecht
den Vorsitz im Rat und im Hauptausschuf3.
Zusétzlich bereitet er/sie die Sitzungen des
Rates vor und fuhrt dessen Beschltsse aus.
In gréReren Kommunen wird der haupt-
amtliche Burgermeister durch vom Rat auf
acht Jahre gewahlte Beigeordnete unter-
stutzt, die mit ihm und dem Kadmmerer zu-
sammen einen Verwaltungsvorstand bil-
den.

Der Rat bleibt aber auf jeden Fall in allen
Gemeindeangelegenheiten oberstes Be-
schluBorgan und kann dabei bestimmte
Aufgaben auf andere Organe oder Gre-
mien der Kommune Ubertragen. Seine al-
leinige Entscheidungsbefugnis Uber die
Haushaltssatzung und den gemeindlichen
Stellenplan dokumentiert seine besondere
Bedeutung. Uber das Riickholrecht kann er
sogar Geschafte der laufenden Verwal-
tung, die Ublicherweise vom Blrgermeister
getatigt werden, wieder an sich ziehen.
Erstmalig erlaubt die reformierte Gemein-
deordnung in Nordrhein-Westfalen den
Blrgern auch eine starkere und effektivere
Mitwirkung an der Kommunalpolitik. Her-
vorzuheben sind hierbei insbesondere der
Einwohnerantrag, mit dem der Rat ge-
zwungen werden kann, Uber bestimmte
Fragen zu beraten und zu entscheiden
sowie die Partizipationsinstrumente Bur-
gerbegehren und Birgerentscheid, mit
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denen die Burgerschaft selbst unmittelbare
Sachentscheidungen (allerdings unter Aus-
schlu® verschiedener kommunaler Sacht-
hemen und mit Anbindung an spezifische
Quoren) herbeifuhren kann. Die Gemein-
den Nordrhein-Westfalens befinden sich
zur Zeit eigentlich in einer Umbruchphase,
da die MalRnahmen der einschneidenden
Kommunalverfassungsreform zwar erste
Auswirkungen zeigen, aber noch nicht
genau bestimmbar sind. Beispielsweise lalkt
jedoch die teilweise Nutzung der Experi-
mentierklausel aus der Gemeindeordnung
erkennen, dalR einige Kommunen ernst-
hafte Verwaltungsreformen mit dem Ziel
eines Dienstleistungszentrums ,,Rathaus‘
planen. Die Anderungen der nord-
rhein-westfalischen  Gemeindeord-
nung werden voraussichtlich das po-
litische Klima in den Kommunen
(und Kreisen) des bevolkerungsreich-
sten Bundeslandes nachhaltig beein-
flussen.

Schule, Wissenschaft
und Forschung

Nordrhein-Westfalen beherbergt
eine vielfaltige Schullandschaft, die
acht verschiedene Schulformen (z.T.
mit Unterformen) integriert. Dazu
gehoren die Grundschule, die Haupt-
schule, die Realschule, das Gymnasi-
um, die Integrierte Gesamtschule, die
Sonderschule, die Berufsbildende
Schule und die Kollegschule. In Nord-
rhein-Westfalen gibt es ca. 2,5 Mio.
Schilerinnen und Schuler an 6700
Schulen aller Schulformen; davon
sind ungefahr 400 Schulen in privater
Tragerschaft (z.B. konfessionelle
Schulen und Waldorfschulen). Neben
einigen Problemen der &ufleren
Schulstruktur ist das Lernniveau an
den Schulen in Nordrhein-Westfalen,
inkl. vieler Ansétze zur inneren Reform, als
ansprechend zu bezeichnen. Eine Statistik
aus dem Jahre 1994 belegt, dal? an allge-
meinbildenden Schulen lediglich 5,9% aller
Absolventen ohne AbschlufRzeugnis blie-
ben (in der Mehrzahl Haupt- und Sonder-
schiler). 27,5% der Schulabganger erlang-
ten jedoch die Hochschulreife und 40,8%
die Fachoberschulreife (mittlere Reife). Seit
Mitte der 90er Jahre werden die Richtlinien
und Lehrpléane aller Schulformen einer Er-
neuerung unterzogen und mit Perspekti-
ven fur die Weiterentwicklung versehen. In
Kenntnis steigender Schulerzahlen und
leerer Offentlicher Kassen hatte eine aus
Wissenschaftlern, Industrie- und Gewerk-
schaftsvertretern sowie Politikern zusam-
mengesetzte  Bildungskommisssion in
Nordrhein-Westfalen zukunftsorientierte
Vorschlage tber inhaltliche Entwicklungs-
perspektiven vorgestellt (,,Schule der Zu-
kunft — Zukunft der Schule*), die bundes-
weites Aufsehen und Interesse erregte.

Nordrhein-Westfalen setzt in seiner Bil-
dungs- und Wissenschaftspolitik auf das
Prinzip der sozialen und regionalen Off-
nung und verfigt Uber 54 Hochschulen
(darunter funf Gesamthochschulen und
eine FernUniversitat) mit insgesamt ca.
520000 Studierenden. Zehn Einrichtungen
der Max-Planck-Gesellschaft, funf Institute
der Fraunhofer-Gesellschaft, drei Grof3for-



schungseinrichtungen, 29 weitere auf3eru-
niversitare Forschungseinrichtungen und
38 DFG-Sonderforschungsbereiche bele-
ben die Forschungslandschaft und pflegen
(vor allem) Kontakt zur (mittelstédndischen)
Wirtschaft. Dabei hat sich Nordrhein-West-
falen zuséatzlich mit der Nordrhein-Westfa-
lischen Akademie der Wissenschaften und
dem Wissenschaftszentrum Nordrhein-
Westfalen zur dichtesten Wissenschafts-
landschaft Europas entwickelt. Dennoch
gibt es ausreichend Probleme: Defizitare
personelle und réumliche Ausstattungen
der Hochschulen und eine chronisch zu
nennende Finanznot belasten Wissen-
schaft und Forschung. Diesen problemati-
schen Zustdnden wollen die Verantwortli-
chen z.B. mit der Verkirzung der Studien-
zeiten, der Einfuhrung der Finanzautono-
mie, der Verbesserung des Hochschulma-
nagements und einem starkeren Praxisbe-
zug in der Lehre begegnen. AuRerdem will
das Land mit dem Zukunftsprogramm For-
schung gezielt Zukunftstechnologien for-
dern und eine Weiterentwicklung der Gei-
stes-, Sozial- und Kulturwissenschaften be-
treiben. Inwieweit diese MaRnahmen grei-
fen, muB die ndhere Zukunft zeigen. Auf
jeden Fall wird im Land erkannt, da3 die
Hochschul- und Forschungseinrichtungen
Motoren des 6konomischen Strukturwan-
dels sind und einen erheblichen Beitrag zur
Oko-sozialen sowie kulturellen Entwick-
lung leisten.

Medien, Kultur und Freizeit

,.Nordrhein-Westfalen ist ein Medienland*
—dieser Spruch laf3t sich tatsachlich an zahl-
reichen Beispielen belegen. Der Westdeut-
sche Rundfunk (WDR), beheimatet in KdlIn,
ist die grote Landesrundfunkanstalt in
Deutschland und leistet mit seinen HOor-
funkprogrammen einen wichtigen Beitrag
fur die Identitét Nordrhein-Westfalens und
im Verbund mit der ARD einen wesentli-
chen Anteil an der Gestaltung des 6ffentli-
chen Fernsehprogramms. Kéln ist mittler-
weile Uberhaupt zum Mittelpunkt der
elektronischen Medien geworden, denn
auch das grofite kommerzielle TV-Pro-
gramm RTL sowie die Fernsehsender VOX
und VIVA und zahlreiche Produktionsbe-
triebe haben ihren Sitz in der Domstadt. In
ganz Nordrhein-Westfalen kommt ein
dichtes Netz von Lokalradioprogrammen
hinzu. In Dusseldorf ist der Sitz des Eu-
ropéischen Medieninstituts und der Film-
stiftung Nordrhein-Westfalen, und Ober-
hausen entwickelt sich zum Zentrum fur
neue Medientechnologie. Bei den Printme-
dien spielen die Regional- und Grof3stadt-
zeitungen im gesamten Bundesland immer
noch eine herausragende Rolle. 1995 kon-
kurrierten 54 Tageszeitungen und drei Wo-
chenzeitungen mit ihren jeweiligen Be-
zirksausgaben mit einer verkauften Ge-
samtauflage von 4,6 Mio. Exemplaren um
die Leser Nordrhein-Westfalens. Ungefahr
650 Presseverlage, darunter viele Zeitschrif-
ten- und Buchverlage, komplettieren diese
Medienvielfalt. In der westfalischen Pro-
vinz, in Gutersloh, ist schlie3lich das grofite
europédische  Multimedia-Unternehmen,
der Bertelsmann-Konzern, angesiedelt.

Nach einer Studie der UNESCO gehort
Nordrhein-Westfalen zu den funf bedeu-
tendsten Kulturregionen der Welt, in
denen sich neben Theaterbihnen, Opern-
hausern, unzéhligen Kirchen, Messen,
Kunstausstellungen und -sammlungen
auch Filmtage, Literaturbiros und Rock-
festivals etabliert haben. Baudenkmaler
und Kunstschétze wie bspw. der Kdlner
Dom, der Dom zu Aachen mit seinem Dom-
schatz, das Rathaus zu Munster, das Kloster
Corvey, Schlo3 Augustusburg bei Bruhl
oder die Essener Villa Hugel haben zu die-
sem Ruf beigetragen. Rund 540 Museen,
darunter 211 Volks- und Heimatkundemu-
seen, 25 historische und archaologische
Museen, 76 naturwissenschaftliche und
technische Museen und 96 Kunstmuseen
reprasentieren eine kulturelle Vielfalt im
Land. Herausragende Kunstsammlungen
sind das Wallraff-Richartz-Museum und das
Museum Ludwig in KéIn, die Kunstsamm-
lung Nordrhein-Westfalen, das Kunstmuse-
um und die Kunsthalle in Dusseldorf, das
Wilhelm-Lehmbruck-Museum in Duisburg
und das Museum Folkwang in Essen. Jahr-
lich ziehen die Museen rund 11 Mio. Besu-
cher an. Auch Theater und Opernhauser
haben sich in der Kulturszene einen Namen
gemacht, wobei in 34 Stadten Nordrhein-
Westfalens standig Theater gespielt wird.
96 offentliche und 30 private Buhnen
(Spielzeit 1993/94) kbnnen vom interessier-
ten Publikum besucht werden. Beispielhaft
seien dafir das Bochumer Schauspielhaus,
die Buhnen in Kdln und Dusseldorf sowie
die Ruhrfestspiele Recklinghausen ge-
nannt, die weit Uber die Landesgrenzen
hinaus bekannt sind. Ein wichtiger Be-
standteil des kulturellen Lebens sind auch
die Uber 2700 Bibliotheken, deren Litera-
tur- und Informationsangebot intensiv ge-
nutzt wird und in denen fast 31 Mio.
Bucher und andere Medien bereitstehen.
So hat sich in Nordrhein-Westfalen ferner
auch eine Freizeit- und Erlebnisindustrie
herausgebildet, deren Bedeutung standig
zunimmt (Ferienzentren, Multiplexkinos,
SpalRbéader, Sportzentren, naturnahe Ein-
richtungen usw.). Allerdings ist Nordrhein-
Westfalen kein klassisches Tourismusland
und liegt mit einer Reise- und Ubernach-
tungsintensitét von 1,9 Ubernachtungen je
1000 Einwohner unter dem Durchschnitt
der Bundeslander. Bevorzugte Regionen,
im Rahmen eines beliebter werdenden
Kurzzeitourismus (ca. 11,6 Mio. Fremden-
verkehrsgaste fur eine durchschnittliche
Aufenthaltsdauer von drei bis vier Tagen),
sind der Teutoburger Wald, das Ruhrgebiet
und das Sauerland.

Auch Vereine gehdren in den Freizeitbe-
reich hinein, von denen hier rund 29000
existieren. Die Sportvereine dominieren
dabei mit einer Anzahl von ca. 19500 (4,7
Mio. Mitglieder). Den grof3ten Anteil
davon nehmen die knapp 4 000 FuRballver-
eine ein, gefolgt von Schiitzen- und Tennis-
vereinen. Im Ubrigen Vereinsbereich ragen
die Taubenzuchtvereine (ca. 3000), die frei-
willigen Feuerwehren (ca. 1700) und die
Gesangvereine (ca. 1600) heraus. Die ge-
sellschaftlichen Entwicklungen, wie der
Trend zu mehr Markt und zum Ruckzug ins
Private, bergen auch fir den Freizeitbe-

reich in Nordrhein-Westfalen Chancen (zu-
satzliche Arbeitsplatze) und Risiken (,,Frei-
zeit-Umwelt-Konflikt*, ,.,Freizeitstre3*
USW.).

Das Wappen:

Das Wappen Nordrhein-Westfalens zeigt
die es konstituierenden Landesteile Rhein-
land, Westfalen und Lippe.

Der silberne Rhein war Wappen des
preuBischen Rheinlandes. Das steigende,
silberne Westfalenrol3 wurde vom Herzog-
tum Westfalen geftihrt. Es ist dem sprin-
genden Sachsenrof3 nachempfunden, da
das westféalische Gebiet aus dem Erbe Hein-
richs des Léwen stammte. Im unteren Wap-
penfeld ist die lippische Rose zu sehen —das
alteste Wappenbild im Landeswappen,
denn es wird seit 1218 gefihrt.
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Anmerkungen

* Auf dem Wiener Kongre3 1815 wurden das
Rheinland und Westfalen Preuf3en zugespro-
chen. Damit kamen beide als Provinzen in den
preuBlischen Staatsverband. Diesen Gebiets-
stand behielten die preuBischen Westprovin-
zen bis zum Ersten Weltkrieg bei. Der Versailler
Friedensvertrag fuhrte dann dazu, daf? das Ge-
biet Eupen-Malmedy an Belgien fiel, und aus
der Rheinprovinz und der bayerischen Pfalz
wurde das Saargebiet herausgeldst, das im
Auftrag des Volkerbundes von Frankreich ver-
waltet wurde.

2 Die Wirtschaftsstruktur eines Landes setzt sich
aus seiner Bruttowertschopfung nach Sektoren
und Branchen zusammen, d.h. nach dem Wert
der produzierten Guter und Dienstleistungen
abzuglich des darin enthaltenen Wertes der
von anderen Wirtschaftseinheiten bezogenen
Produkte.

® Hierbei handelt es sich in erster Linie um Spezi-
alkrankenanstalten.

4 Es ist in diesem Zusammenhang durchaus in-
teressant, dal3 die Bevolkerung sich in einem
Volksentscheid mit 3,6 Mio. gegen 2,2 Mio.
Stimmen fur die Verfassung aussprach und
damit unmittelbar an diesem Einfihrungspro-
zel3 beteiligt war.

Anschrift: Landeszentrale fur politische Bildung Nordrhein-Westfalen, Neanderstral3e 6, 40233 Dusseldorf
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Vom armen Retortenbaby zum selbstbewul3ten Mittelland

Rheinland-Pfalz

Von Dieter Grube

Von den Franzosen verflugt

Das nach dem Kriege neu geschaffene
Land Rheinland-Pfalz ist aus ehemals ganz
heterogenen Teilen zusammengeflgt
worden. Der Norden des von der franzosi-
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Der Speyrer Dom.

schen Besatzungsmacht verfugten ,,rhein-
land-pfalzischen* Staates gehorte ur-
sprunglich zur preuBischen Rheinprovinz
und war sehr stark nach Kéln und Dussel-
dorf hin orientiert. Rheinhessen in der
Mitte des Landes wurde vom hessischen
Gebiet abgetrennt, was z.B. zur Folge hat,
dal die rechtsrheinischen Stadtteile der
Landeshauptstadt Mainz bis zum heuti-
gen Tage abgetrennt sind und von rhein-
land-pfélzischer Seite von Zeit zu Zeit um
eine ,,Wiedervereinigung*“ gerungen
wird. Im Studen war die bayerische Pfalz
territorial mit Munchen und geflhls-
mafRig noch eher mit der benachbarten
Kurpfalz verbunden. Starke bayerische
Bestrebungen zielten in den ersten Jahren
des Landes auf eine Wiedereingliederung
der Pfalz in Bayern.

So ist es nicht verwunderlich, daff man
dem sogenannten ,,Retortenbaby‘‘ Rhein-
land-Pfalz, das zudem in wirtschaftlicher
Hinsicht zum SchluB3licht der deutschen
Lander zahlte, keine lange Lebensdauer
vorhersagte. In den funf Jahrzehnten sei-

Foto: Landesmedienzentrum Rheinland-Pfalz

ner Existenz ist das Land mit seinen fast
20000 km und tber 4 Mio. Einwohnern in-
zwischen zu einer Einheit zusammenge-
wachsen und hat seine unverwechselbare
Eigenstandigkeit gefunden. Auch wirt-
schaftlich hat sich Rheinland-Pfalz mit
einem Bruttoinlandsprodukt von 161,5
Mio. DM einen guten Mittelplatz gesi-
chert.

Grenzland in der Mitte Europas

Schon ein kurzer Blick auf die Landkarte
zeigt, da3 Rheinland-Pfalz zwar am west-
lichen Rand der Bundesrepublik liegt, im
Hinblick auf seine gesamteuropaische
Lage aber einen Platz in der ersten Reihe

Rheinland-Pfalz

einnimmt. Mit gleich drei angrenzenden
europdischen Nachbarn (Frankreich, Lu-
xemburg und Belgien) ist das Land durch
Versdhnung und Verstandigung aus der
Randlage eines ,,Grenzlandes* in eine eu-
ropaische Zentrallage hineingewachsen —
fir das stark exportorientierte Rheinland-
Pfalz eine Grundvoraussetzung fir den
Aufschwung. Schon in friiheren Zeiten
wurden die wirtschaftliche Entwicklung
und der Wohlstand durch wichtige, sich
hier kreuzende européische Handelsrou-
ten bestimmt.

Im Westen grenzt Rheinland-Pfalz an Bel-
gien, mit dem es 57 km gemeinsame Gren-
ze hat, sowie an das GrofRherzogtum Lu-
xemburg (125 km) und an das Saarland
(203 km). Im Suden grenzt Rheinland-
Pfalz an Frankreich (108 km), im Norden
an Nordrhein-Westfalen mit 305 km ge-
meinsamer Grenze. Im Osten bildet zum
grol3ten Teil der FluRlauf des Rheins die
Grenze zu den Nachbarldandern Hessen
(266 km) mit Baden-Wirttemberg (94
km). Kein anderes Bundesland hat so viele
europaische Nachbarn; dem entspricht
auch eine gewisse Offenheit seiner Bevol-
kerung zu auslandischen Mitbirgern.

Die Landschaft:
Rheinisches Mittelgebirge...

Die Landschaft von Rheinland-Pfalz ist ge-
pragt von den vier rheinischen Mittelge-
birgen Eifel, Westerwald, Hunsriick und
Taunus im Norden, dem Pfélzer Wald und
dem Oberrheinischen Tiefland im Stden
des Landes sowie den groRRen Flu3laufen
von Rhein, Mosel, Nahe und Lahn.

Die Unterschiede der Regionen haben
auch Auswirkungen auf das Klima. Es
schwankt zwischen den warmen, windge-
schitzten, tiefergelegenen Landesteilen
(z.B. die FluRtéler oder weite Gebiete
Rheinhessens) und den Berg- und Hugel-
gebieten mit weitaus rauherem Klima.
Das ausgesprochen milde Klima in den Tal-
lagen begunstigt den Weinbau, der das
Land in starkem Male pragt, in den
Hohenlagen der Mittelgebirgsgegenden
ist wegen der klimatisch schlechten Bedin-
gungen der Anbau von Getreide und vor
allem Zuckerruiben verbreitet. Sehr schnell
war so das Wort vom ,,Land der Ruben
und Reben* entstanden. Die wirtschaftli-
che und industrielle Entwicklung in den
Ballungsraumen - vor allem entlang der
Binnenwasserwege — hat dieses landwirt-
schaftliche Image des Landes Uberwinden
helfen.

Die Eifel erstreckt sich zwischen Mosel
und Kdélner Bucht und erreicht bei einer
durchschnittlichen Héhe von 450 bis 600
Metern auch Spitzenhéhen um 700 Me-
tern, so in der Schnee-Eifel und in der
Hohen Acht, dem hdchsten Berg der Eifel
mit 747m. Sie ist vorwiegend als Hoch-
flache ausgebildet und - trotz ihres rau-
hen und vor allem niederschlagsreichen
Klimas — stark gerodet und dadurch agra-
risch genutzt. Charakteristisch fur die Eifel
sind die vulkanischen Berge aus dem Ter-
tiar und die jingeren Maare im weiteren
Umkreis von Daun.



Wie die Eifel ist auch der Westerwald vul-
kanisch gepréagt, aber durchweg durch die
Basaltdecken, deren Gesteine weithin
auch die Grundlage fur wirtschaftliche
Entwicklungen bildeten. Begrenzt wird
der Westerwald durch die Flusse Rhein,
Lahn, Dill und Sieg. Ho6henstufungen
fahren zur raumlichen Untergliederung in
,.Niederwesterwald*, ,,Oberwesterwald*
und ,,Hoher Westerwald*“. Die Gebirgs-
hochflache ist nur noch auf kleinen
Flachen mit Wald bedeckt; Windschutz-
pflanzungen sind notwendig geworden,
um die landwirtschaftlich besonders ge-
nutzten Flachen vor Ausblasungen (und
vor Schneeverwehungen) zu schiitzen.
Der Hunsrick ist einer der kleineren Ge-
birgsteile des rheinischen Schiefergebir-
ges. Er erstreckt sich sudlich der Mosel
zwischen Rhein, Nahe und Saar, fallt fast
traufartig nach Suden ab und weist eine
deutliche Gliederung in Hochmulden und
Hoéhenrtcken auf. Die wichtigsten Erhe-
bungen des Hunsriicks liegen innerhalb
der Hohenriicken: als hochster der Er-
beskopf mit 816 m, auch der hdchste Berg
in Rheinand-Pfalz, ferner der Idarkopf
und der Rosterkopf, um nur einige zu
nennen. Die Hohenricken und die
,.Kopfe* sind bewaldet, die Hochflachen
und vor allem die Mulden hingegen noch
sehr intensiv agrarisch genutzt.

Nur gering ist der Anteil des Landes am
Taunus. Er beschrankt sich auf den noérdli-
chen Teil des sogenannten ,,Westlichen
Hintertaunus.* Es ist eine wellige bis leicht
kuppige Gebirgshochflache zwischen
Rhein, Lahn und Aar, im Siden etwa am
Taleinschnitt der Wisper endend. Sie liegt
im Durchschnitt unterhalb der 400-Meter-
Grenze, ragt aber stellenweise bis 450
Meter auf. Der grof3te Teil des Westlichen
Hintertaunus ist von Wald bedeckt; die
gerodeten Flachen des Kulturlandes lie-
fern wegen ungunstiger Bodenverhaltnis-
se nur magere wirtschaftliche Ertrage.
Wichtige landschaftliche Bestandteile des
Rheinischen Schiefergebirges sind das Mit-
telrheingebiet mit dem Rheintal als
Hauptverkehrsachse sowie die Talziige
von Mosel und Lahn. Hier ist die Besied-
lung relativ dicht und der landwirtschaftli-
che Anbau konzentriert sich auf Spezial-
kulturen, je nach Lage und Lokalklima auf
Reb- und Obstanbau oder auf Beeren-
und Gemusezucht.

Die sudlich an das Rheinische Schieferge-
birge anschlieBenden Landschaften besit-
zen einen vollig andersartigen Charakter.
Herausragende Landmarke ist der 687
Meter hohe Donnersberg, ein porphyri-
sches Bergmassiv, das auch fur die frihe
Besiedlung dieses Raumes eine Rolle spiel-
te und eine keltische Fliehburg trug. Das
Rheinhessische Tafel- und Hugelland war
frihzeitig besiedelt und landwirtschaft-
lich genutzt. Boden- und Klimagunst
haben dies méglich gemacht. Es versteht
sich von selbst, daf3 in diesem Raum dem

Rebbau und einem intensiv betriebenem
Obstbau sowie dem Ackerbau die besten
Chancen geboten werden. Durch diese In-
tensivwirtschaft verschwand allerdings
der ohnehin schwache Wald fast ganz; le-
diglich eine Gemeinde Rheinhessens be-
sitzt noch Wald auf seiner Wirtschafts-
flache.

...Pfalzerwald und Oberrheinisches
Tiefland

Die Landwirtschaft im stdlichen Rhein-
land-Pfalz ist gepragt von Pfalzerwald,
der aus Buntsandstein aufgebaut ist. Das
bewaldete Mittelgebirge ist ein Teil der
westlichen  Gebirgsumrahmung  des
Oberrheinischen Tieflandes. Seine naturli-
chen Grenzen sind im Westen das Ende
der geschlossenen Waldbedeckung, im
Suden die leichte Einsenkung des Was-
gaus und im Osten ist es der Steilabfall
zum Rheintal, auch als ,,Haardt* bezeich-
net und bekannt. Das Gebirge ist im Un-
terschied zum Rheinischen Schiefergebir-
ge sehr diinn besiedelt; Verkehr und Wirt-
schaft sind auf die zahlreichen Téler be-
schrankt, wo in kleinen Standorten die
traditionelle Holzverarbeitung erhalten
blieb.

Das Oberrheinische Tiefland ist sowohl hi-
storisch als auch wirtschaftlich eine Kern-
landschaft von Rheinland-Pfalz. Es ist ein
Teil der ,,Pfaffengasse des ehemaligen
Heiligen Rdomischen Reiches Deutscher Na-
tion zwischen Basel und KolIn: Speyer,
Worms und Mainz fiuhren die Tradition
geistlicher Schwerpunkte fort. Es ist —
ebenfalls traditionell — ein Gebiet intensi-
ver landwirtschaftlicher Nutzung. Es ist
aber auch ein hervorragendes Durch-
gangsgebiet, welches die Verkehrstrager
im Wasser, auf der Schiene und auf der
StralRe intensiv nutzen und natirlich er-
wuchs hier eine Stadt- und Industriegasse,
deren Charakteristikum es ist, daR die ein-
zelnen Standorte auch Uber Strom- und
Landesgrenzen hinaus wirksam werden —
das Oberrheinische Tiefland wird hier zum
Brickenland.

Die Nutzung der Landschaftsraume von
Rheinland-Pfalz geht auf vor- und frih-
geschichtliche Zeiten zuriick. Spétestens
mit der ROmerzeit begann die Land-
erschlieBung durch Verkehrswege und die
Anlage von Stadten als Schwerpunkte kul-
tivatorischer und wirtschaftlicher Aktivita-
ten. Die raumliche Verteilung der Stadte
heute laRt erkennen, dall bestimmte
Strukturlinien bevorzugt wurden, so z.B.
die ,,Rheinlinie* mit insgesamt 28 Stadten.
In den Talzlgen des Landes liegen, die
Rheinlinie eingeschlossen, 45 Stadte oder
gut 42% aller stadtischen Siedlungen des
Landes. Eine andere wichtige Strukturlinie
ist der Haardtrand mit der Deutschen
WeinstraBe und dem Westrand der Vor-
derpfalz: dort reihen sich Uber ein halbes
Dutzend kleinerer und mittlerer Stadte
aneinander.

Rheinland-Pfalz

Kernland des ,,Heiligen Romischen
Reiches**

Viele Zeugnisse und Geschichtsdenkméaler
in Rheinland-Pfalz spiegeln auch heute
noch gut sichtbar die Geschichte wider.
So verbindet man mit der Stadt Trier, der
altesten Stadt Deutschlands, die vielen
noch gut erhaltenen Bauwerke der alten
Residenzstadt der Romer. Porta Nigra,
Konstantin-Basilika oder die Kaiserther-
men sind Zeugnisse der 500jahrigen Herr-
schaft der Romer, zu deren Ende Trier,
neben Rom und Konstantinopel, eine der
drei Hauptstadte des Reiches war. Auch
Mainz diente den Rdmern schon als wich-
tiger Knotenpunkt an Rhein und Main.
Von nur kurzer Dauer war die Herrschaft
der Burgunder in dem Gebiet um Worms
ab dem Jahr 420 n. Chr., dasie bereits nach
knapp zwanzig Jahren von den Hunnen
vertrieben wurden. Doch trotz der kurzen
Zeitspanne erhielt das Burgunderreich
durch die Nibelungensage eine bis heute
nachwirkende Faszination.

Im Mittelalter erlebte das Gebiet des heu-
tigen Rheinland-Pfalz seine politische und
kulturelle Blutezeit. Die Lande am Rhein
waren das Kernland des Heiligen Romi-
schen Reiches deutscher Nation. Drei der
sieben Kurfirsten waren in den Stadten
und Territorien des heutigen Rheinland-
Pfalz beheimatet: Die Kurpfalz und die Bi-
schofsitze Mainz und Trier, deren Wap-
penbilder heute das Wappen von Rhein-
land-Pfalz bilden. Die pragende Kraft der
Kirche in dieser Zeit wird dokumentiert
durch die Kaiserdome in Speyer, Worms
und Mainz oder durch die Abteikirche in
Maria-Laach. Besonders die Bischofe von
Mainz gelangten zu herausragender
Macht, war doch der Kurflrstentitel mit
der Erzkanzlerschaft des Reiches verbun-
den. Uber die weltliche Macht hinaus war
Mainz auch die grof3te Kirchenprovinz
ndrdlich der Alpen. Der Papst verlieh dem
Bischofsitz den Ehrentitel ,,Heiliger
Stuhl*“, um auch somit sichtbar zu ma-
chen, da Mainz, neben Rom das Zentrum
des katholischen Glaubens war. Im Klei-
nen wirkte die heiliggesprochene Hilde-
gard von Bingen (geb. 1098), die durch
ihre mystischen und naturwissenschaftli-
chen Schriften., ihre musikalischen Kom-
positionen sowie ihren Kochrezepten eine
Uberragende geistige Autoritat ihrer Zeit
war.

Steinerne Dokumente des Mittelalters
sind auch die vielen machtigen Burganla-
gen, die das Landschaftsbild an Rhein und
Mosel pragen und die heute Symbole fur
das historische Rheinland-Pfalz sind.

Ab dem Ende des 15. Jahrhunderts ging
der politische EinfluR der Kurfirsten
zurlck. Im kulturellen Bereich suchten sie
jedoch den Anschluf? an die europaische
Entwicklung der Renaissance im Geist des
Humanismus. Schon 1473 wurde in Trier,
vier Jahre spater in Mainz eine Universitat
gegriundet. Eine pragende Gestalt dieser
Umbruchszeit war der Universalgelehrte
und Kardinal Nikolaus von Kues.

Auch die Reformation hat in Rheinland-
Pfalz ihre Wurzeln, gab doch der Mainzer
Kurflrst Albrecht von Brandenburg und



sein ,,AblaBgeschaft*, den Anstol zu Mar-
tin Luthers Thesen. Dieser bekannte sich
auf dem Wormser Reichstag von 1521
endgultig zu seinem reformatorischen
Prinzip und damit zur Abspaltung von der
katholischen Kirche. Gerade durch die Er-
findung der Buchdruckkunst des Mainzers
Johannes Gutenberg konnten die Schrif-
ten der Reformation schnell Verbreitung
finden.

Das Erbe der Franzosenzeit

Am Ubergang zur Moderne breiteten sich
die Ideen und Wirkungen der Franzosi-
schen Revolution auch in ganz Deutsch-
land aus. Mit dem Vorsto3en der franzosi-
schen Revolutionstruppen, wurde in
Mainz 1793 die erste Republik auf deut-
schem Boden gegriindet. Einer Koalitions-
armee der ReichsfUrsten gelang es zwar,
Mainz zurtickzuerobern, aber mit dem
Frieden von Lunéville 1801 wurden die
linksrheinischen Gebiete dem franzosi-
schen Staat eingegliedert. Die franzosi-
sche Herrschaft bewirkte eine véllige Neu-
gestaltung des gesamten oOffentlichen Le-
bens. Durch die Neuordnung des Wiener
Kongresses 1814/15 fielen die ehedem
franzosischen Territorien im Rheinland zu
Preuf3en und die Gebiete um Mainz an das
GroRRherzogtum Hessen, die seither Rhein-
hessen heilRen. Die Pfalz wurde Bayern zu-
gesprochen.

Verlief das politische Leben in diesen Ge-
bieten zunachst in ruhigen Bahnen, so
schlug die politische Erregung im Nach-
gang zur franzoésischen Julirevolution
auch in Deutschland hohe Wellen. In der
bayerischen Pfalz trafen sich am 27. Mai
1832 30000 Menschen auf dem Hamba-
cher Schlof3 zur damaligen grof3ten Pro-
testkundgebung auf deutschem Boden,
auf der vehement Pressefreiheit, ein kon-
foderiertes Europa, die nationale deut-
sche Einheit und Freiheit eingefordert
wurden. Das Hambacher Fest war somit
auch ein Vorbote fur die Revolution von
1848/49, die mit Mainz eines ihrer demo-
kratischen Zentren hatte und vor allem in
der Pfalz blutig niedergeschlagen wurde.
Die wachsende Industrialisierung in die-
sem Jahrhundert warf neue soziale Fra-
gen auf. Antworten auf die brennenden
sozialen Probleme suchten vor allem der
aus Trier stammende Karl Marx, der in
Mainz wirkende Bischof Wilhelm Emma-
nuel von Ketteler und der in Hamm an der
Sieg geborene Friedrich Raiffeisen zu
geben. Seit der Mitte des 19. Jahrhunderts
gerieten die Gebiete am Rhein und in der
Pfalz wirtschaftlich und politisch mehr
und mehr ins Abseits. 1870/71, 1914/18
und 1939/40 wurden sie zu militarischen
Aufmarschgebieten fur die Kriege gegen
Frankreich. Die Zeit des Nationalsozialis-
mus hat auch in Rheinland-Pfalz seine
schrecklichen Spuren hinterlassen. Die im
Mittelalter bluhenden judischen Gemein-
den, die bereits seit romischer Zeit in Stad-
ten wie Mainz, Trier, Worms und Speyer
existierten, wurden vollig vernichtet. Blie-
ben die linksrheinischen Gebiete im Ersten
Weltkrieg noch verschont, so machte die
Zerstorung auch hier nicht halt.

Burg Cochem. Blick ins Moseltal.

Nach der Kapitulation am 8. Mai 1945 war
das Gebiet des heutigen Bundeslandes
von amerikanischen Truppen besetzt.

Das Land Rheinand-Pfalz entsteht

Beim Vollzug der in Potsdam beschlosse-
nen Besatzungszonen Ubernahmen fran-
zOsische Truppen zwischen dem 10. Und
15. Juli 1945 nacheinander die Pfalz,
Rheinhessen und die nérdlichen Landes-
teile von den amerikanischen Truppen.
Als letzte der drei westallilerten Besat-
zungsméachte verfugte Frankreich im Au-
gust 1946 die Errichtung eines politischen
Gebildes, namlich eines ,,rheinland-pfalzi-
schen Landes*. Es sollte die Pfalz, die Re-
gierungsbezirke Trier, Koblenz, Mainz und
Montabaur umfassen.

Der Neuaufbau der demokratischen Ord-
nung sollte von untern nach oben erfol-
gen: Die ersten Wahlen zu den kommuna-
len Gebietskorperschaften in den Gemein-
den, Stadten und Kreisen fanden im
Herbst 1946 statt. Vier daraus gebildete
Wahlkdrper ermittelten die 127 Mitglie-
der einer Beratenden Landesversamm-
lung,die eine Verfassung ausarbeiten soll-
ten.Bei der Sitzverteilung entfielen 70 auf
die CDU/CDP, 41 auf die SPD, 9 auf die KPD
und auf die beiden liberalen Parteien 5
und 2 Sitze.

Zur konstituierenden Sitzung trat die Be-
ratende Landesversammlung am 22. No-
vember 1946 in Koblenz, im Stadttheater,
zusammen.Am 29. November wurde Dr.
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Wilhelm Boden zum vorlaufigen Minister-
prasidenten berufen. Die von ihm gefuhr-
te Landesregierung sollte das Land bis zur
ersten Landtagswahl ,,treuhénderisch ver-
walten.*

Die Beratende Landesversammlung verab-
schiedete am 25. April im Hotel ,Ritter-
sturz*, auf den Rheinhoéhen bei Koblenz,
den Entwurf der Landesverfassung und
empfahl der Bevolkerung die Annahme
im Volksentscheid. Bei der namentlichen
SchluRabstimmung tber den Verfassungs-
entwurf stimmten von 127 Mitgliedern
der Beratenden Landesversammlung 70
mit Ja, 31 mit nein, 26 Abgeordnete
waren bei dieser Sitzung nicht anwesend.
In der Volksabstimmung am 18. Mai 1947
folgte die Bevolkerung mit einer Mehr-
heit von 53 % gegeniber 47% der Emp-
fehlung der Beratenden Landesversamm-
lung. Das Land Rheinland-Pfalz war somit
durch den Willen der Bevolkerung konsti-
tuiert.

Uber die Schulartikel, die bei der Ausar-
beitung der Verfassung besonders um-
stritten waren, wurde gesondert abge-
stimmt. Hier entschieden sich 52,4% flr
und 47,6% gegen die entsprechenden Ar-
tikel 27 bis 40 der Landesversammlung.
Im Unterschied zum spateren Grundge-
setz sieht die Landesverfassung auch die
Mdglichkeit der direkten EinfluRnahme
der Burger auf die Gesetzgebung in Form
des Volksbegehrens und des Volksent-
scheides vor. Somit kbnnen Gesetzesvor-
lagen nicht nur aus der Mitte des Parla-
ments oder durch die Landesregierung,
sondern auch durch ein Volksbegehren in



die parlamentarische Beratung einge-
bracht werden. Das Volksbegehren richtet
sich zunachst an die Landesregierung, die
eine entsprechende Gesetzesvorlage mit
einer eigenen Stellungnahme dann dem
Landtag unterbreitet. Volksbegehren
mussen von mindestens einem Funftel der
Wahlberechtigten unterstiitzt werden.
Folgt der Landtag einem Volksbegehren
nicht, so findet ein Volksentscheid statt.
Die Mehrheit der abgegebenen gultigen
Stimmen entscheidet dann Uber Annahme
oder Ablehnung.

Am 19. Januar 1975 haben in drei Abstim-
mungsgebieten der frilheren Regierungs-
bezirke Koblenz, Trier, Montabaur und
Rheinhessen Volksentscheide stattgefun-
den, bei denen es um die Angliederung
der betreffenden Regionen an Hessen
bzw. Nordrhein-Westfalen ging. Die Bur-
ger der betroffenen Regionen bekannten
sich eindeutig zum Land Rheinland-Pfalz.
Ein SchluBstrich unter eine jahrzehntelan-
ge Diskussion war gezogen.

Pfalzgrafenstein in Kaub.

Die Landtagswahlen
und ihre Ergebnisse

Gleichzeitig mit der Volksabstimmung
Uber die Annahme der Landesverfassung
und die Schulartikel fanden Wahlen zum
ersten rheinland-pfalzischen Landtag
statt. Die Abgeordneten des Landtags in
Rheinland-Pfalz wurden in der Zeit von
1947 bis 1987 nach der Verhéltniswahl mit
starren Listen in Wahlkreisen gewahlt. Die
Landesverfassung hatte bis dahin dem Ge-
setzgeber verwehrt, das Landeswahlrecht
starker zu personalisieren; der wechselnde

Zuschnitt der Wahlkreise fuhrte immer
wieder zu einer Benachteiligung der klei-
neren Parteien. Im Jahre 1972 erklarte das
Bundesverfassungsgericht das rheinland-
pfalzische Wahlsystem fur verfassungs-
widrig, was zu einer nachtraglichen Kor-
rektur der Ergebnisse der Landtagswahl
1971 flhrte. Die Landtagswahl 1971
wurde nach einem noch vor dem Urteil
des Bundesverfassungsgerichts geander-
ten neuen Wahlgesetz durchgefiihrt. Die
Zahl der Wahlkreise wurde auf vier gleich
grol3e reduziert. Durch diese Veranderun-
gen wurden die Benachteiligungen der
kleineren Parteien weitgehend beseitigt.
Dies zeigen auch die Ergebnisse der Land-
tagswahlen 1975 bis 1983.

Im November 1989 wurde die Landesver-
fassung geandert. Dem Landesgesetzge-
ber wurde jetzt ermdglicht, ein dem Bun-
deswahlrecht angenahertes personalisier-
tes  Verhéltniswahlrecht einzufihren.
Gleichzeitig wurde die Wahlperiode ab
1991 von vier auf funf Jahre verlangert.
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Der Landtag besteht im Regelfall aus 101
Abgeordneten, von denen 51 nach Wahl-
kreisvorschlagen in Wahlkreisen, die ubri-
gen nach Landeswahlvorschlagen (Lan-
deslisten) oder Bezirkswahlvorschlagen
(Bezirkslisten) gewahlt werden. Zur
Durchfihrung der Wahl ist das Land in
vier Bezirke mit insgesamt 51 Wahlkreisen
eingeteilt. Jeder Wahlberechtigte hat
zwei Stimmen, eine fur die Wahl einer
oder eines  Wabhlkreisabgeordneten
(Wahlkreisstimme) und eine Stimme fur
die Wahl einer Landes- oder Bezirksliste
(Landesstimme). Mit den Landesstimmen
entscheiden die Wéahlerinnen und Wahler
Uber die zahlenmallige Zusammenset-
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zung des Landtags nach Parteien und
Wahlervereinigungen, mit den Wahlkreis-
stimmen, welche Abgeordneten direkt in
den Landtag gewahlt werden.

Die Ergebnisse der Wahlen zum rhein-
land-pfélzischen Landtag zeigen von 1947
bis 1987 eine gewisse Gesetzmaligkeit.
Die Christlich Demokratische Union (CDU)
konnte bei allen Wahlen die meisten Stim-
men auf sich vereinigen und war starkste
politische Kraft im Lande. Bei sechs Land-
tagswahlen errang die CDU die absolute
Mehrheit der Mandate. Dreimal sogar die
der abgegebenen giltigen Stimmen.

Die zweitstarkste Partei, die Sozialdemo-
kratische Partei Deutschlands (SPD), hatte
trotz eines langfristig zu beobachtenden,
von kleineren Rickschlagen begleiteten
Aufwartstrends offenbar keine Mehrheits-
chancen. Fur viele daher Uberraschend
drehte die SPD bei der Landtagswahl 1991
die scheinbar unbanderlichen Kréaftever-
haltnisse um, errang mit einem Plus von 7
Mandaten 47 Sitze im Landtag und ver-
wies die CDU auf den zweiten Platz. Die
Christdemokraten verloren 8 Mandate
und entsandten in den 12. Landtag nur
noch 40 Abgeordnete. Bei der Wahl eines
Koalitionspartners entschieden sich die
Sozialdemokraten fur die Freie Demokra-
tische Partei (F.D.P.). Diese hatte, ebenso
wie DIE GRUNEN, 7 Sitze errungen.

Die Wabhlerstimmen konzentrierten sich
seit Bestehen des Landes auf CDU, SPD
und FD.P. Seit 1987 ist mit den GRUNEN
eine weitere Partei im rheinland-pfalzi-
schen Landtag vertreten. Andere Parteien
waren nur bei drei Landtagswahlen er-
folgreich. 1947 die Kommunistische Partei
Deutschlands (KPD), 1959 die Deutsche
Reichspartei (DRP) und 1967 die National-
demokratische Partei Deutschlands (NPD).

Mainz als Sitz der Landesregierungen

Sitz des Landtags und der Landesregie-
rung war zunachst Koblenz, bis der Land-
tag 1950 mit 49 gegen 32 Stimmen (bei
drei Enthaltungen) beschlol3, den Sitz der
Legislative und Exekutive nach Mainz zu
verlegen.

Vom 13. Juni bis zum 9. Juli 1947 war Dr.
Wilhelm Boden Ministerprasident einer
aus CDU-Mitgliedern gebildeten Regie-
rung. Am 9. Juli 1947 wurde er von Dr. h.c.
Peter Altmeier abgel6st, der ein Allpar-
teienkabinett unter Einschluf3 der KPD bil-
dete. Ab Dezember 1949 wurde eine
grolRe Koalition zwischen CDU und SPD
geschlossen, die bis zum Ablauf der ersten
Wabhlperiode des Landtages 1951 Bestand
hatte. Zwischen der 2. und 6. Wahlpe-
riode, von 1951 bis 1971, bildeten CDU
und FDP jeweils Koalitionsregierungen.
Seit der Landtagswahl 1971 verfugte die
CDU im rheinland-pfélzischen Landtag
Uber die absolute Mehrheit der Mandate
und stellte allein die Landesregierung.

Im Mai 1969 gab Peter Altmeier, nach 22
Jahren, in denen er das neue Land als
,.Landesvater gepragt hatte, seinen
Rucktritt als Ministerpréasident bekannt.
Zum Nachfolger wurde Dr. Helmut Kohl
gewabhlt, der nach den Aufbaujahren eine
Reformpolitik einleitete.



Nach den Bundestagswahlen 1976 ging
Ministerprasident Kohl als Oppositions-
fuhrer nach Bonn. Zu seinem Nachfolger
wahlte der Landtag den damaligen Kul-
tusminister Dr. Bernhard Vogel zum
neuen Ministerprasidenten, der das Amt
zwolf Jahre lang innehatte.

In der 10. Wahlperiode von 1983-1987
waren im rheinland-pfalzischen Parla-
ment nur zwei Parteien vertreten: die
CDU und die SPD. Die Regierungspartei
CDU verfugte mit 57 von 100 Mandaten
Uber die absolute Mehrheit.

Mit der Landtagswahl 1987 hatte sich das
Bild grundlegend verandert. Im Parlament
waren nun mit den Liberalen und Griinen
vier Parteien prasent. Eine Koalition zwi-
schen CDU und FDP ermdglichte die Re-
gierungsbildung mit Dr. Bernhard Vogel
als Ministerprasident bis zu dessen Ruck-
tritt im Dezember 1988. Die Koalition von
CDU und FDP wahlte 1988 Dr. Carl-Ludwig
Wagner (CDU) zum Nachfolger. Zum er-
sten Mal seit 1947 errang die Sozialdemo-
kratische Partei Deutschlands bei der
Wahl zum 12. Landtag von Rheinland-
Pfalz 1991 die Mehrheit. Die SPD bildete
gemeinsam mit der FDP eine Koalitionsre-
gierung und wahlte Rudolf Scharping
(SPD) zum Ministerprasidenten. Bedingt
durch seinen Wechsel nach Bonn wurde
im Oktober 1994 Kurt Beck (SPD) zum
Nachfolger gewahlt, der auch 1996 die
Wahlen zum 13. Landtag gewinnen konn-
te und die sozialliberale Koalitionsregie-
rung seither fortfuhrt.

Der Ministerprasident bestimmt die Richt-
linien dieser Politik, er ist dafir dem Land-
tag verantwortlich. Innerhalb dieser Richt-
linien verwaltet jeder Minister seinen Ge-
schéftsbereich selbstdandig und verant-
wortet seine Entscheidungen auch ge-
genuber dem Landtag. Der Ministerprasi-
dent ist nicht nur Regierungschef, sondern
hat auch die Stellung eines Staatsober-
hauptes — er vertritt das Land Rheinland-
Pfalz nach auf3en, ernennt und entlafi3t die
Staatsbeamten und Ubt das Gnadenrecht
bei rechtskraftig Verurteilten aus.

Die Landesregierung bestimmt auch die
Organisation der Verwaltung im Lande,
die immer wieder Reformen und Moder-
nisierungen unterworfen ist. So ist von der
derzeitigen SPD/FDP-Koalitionsregierung
die Auflésung der drei Bezirksregierun-
gen als staatliche Mittelinstanz beschlos-
sen worden. Eine Neuorganisation der
Landesverwaltung soll den Weg von der
Obrigkeitsverwaltung hin zur Verwaltung
mit Servicecharakter er6ffnen.

Kommunalverfassung
Rheinland-Pfalz

Die derzeit gultige Kommunalverfassung
wurde 1993 vom Landtag verabschiedet.
Damit konnten erstmals 1994 Burgermei-
ster und Landré&te direkt gewahlt werden.
Fur die Wahlen zu Kreistagen, Stadt-, Ge-
meinde- und Verbandsgemeinderaten gilt
der Grundsatz der Verhaltniswahl mit Ku-
mulieren und Panaschieren; die Wéhlerin-
nen und Wahler haben die Mdglichkeit,
den auf einer Liste benannten Personen
bis zu je drei Stimmen zu geben (kumulie-

ren). Insgesamt kdnnen sie so viele Stim-
men verteilen, wie Ratsmandate zu verge-
ben sind. Zusatzlich darf man seine Ge-
samtstimmen zwischen den Kandidatin-
nen und Kandidaten aller Listen aufteilen
(Panaschieren).

In Rheinland-Pfalz gibt es 24 Landkreise,
deren Aufgabe es ist, alle Selbstverwal-
tungsaufgaben dieser Gebietskdrper-
schaft z. B. im schulischen und kulturellen
Bereich, im Sozialwesen, in der Jugendhil-
fe und in der Abfallwirtschaft wahrzuneh-
men. Unterhalb der Ebene der Landkreise
gibt es in Rheinland-Pfalz 200 hauptamt-
lich verwaltete kommunale Gebietskor-
perschaften (163 Verbandsgemeinden
und 37 verbandsfreie Gemeinden). Die
Gebiets- und Verwaltungsreform zwi-
schen 1965 und 1972 hat die Zahl der Ge-
meinden von 2912 auf 2305 verringert.
Kernstick der Reform war aber die Schaf-
fung der Verbandsgemeinden, deren
Hauptaufgabe es ist, die Verwaltungs-
und Kassengeschafte der verbandsan-
gehdrigen Gemeinden wahrzunehmen
sowie staatliche Auftragsangelegenhei-
ten zu erfullen. Neben Landkreisen, Ver-
bandsgemeinden und Gemeinden hat
Rheinland-Pfalz 12 kreisfreie Stadte,
deren grof3ten Mainz, Ludwigshafen und
Koblenz sind.

Als Besonderheit besteht in der Pfalz, dem
ehemals bayerischen Landesteil, als Kom-
munalverband héherer Ordnung der Be-
zirksverband Pfalz. Mit dem Bezirksver-
band, dessen Grundlagen im ersten Drittel
des 19. Jahrhunderts gelegt wurden,
nimmt die Pfalz eine Sonderstellung ein.
Der Bezirksverband ist eine Kérperschaft
des offentlichen Rechts mit dem Recht der
Selbstverwaltung. Er hat vor allem die
Aufgabe, die von ihm unterhaltenen Ein-
richtungen im klinischen, schulischen und
kulturellen Bereich zu verwalten. Die Mit-
glieder des Bezirkstages wurden nach
dem Verhaltniswahlrecht bestimmt.
Inzwischen haben auch Formen der direk-
ten Demokratie in die Kommunalverfas-
sung Einzug gehalten. So sind nun auch
Burgerbegehren und Birgerentscheide
mdglich. Daneben haben Burgerinnen
und Burger die Moglichkeit von Einwoh-
nerfragestunden und ihrem kommunalen
Petitionsrecht Gebrauch zu machen. Ge-
meinden Uber 1000 und Landkreise Uber
5000 Einwohner mussen Auslanderbeirate
wahlen lassen, welche sich besonders um
die  Selbstverwaltungsangelegenheiten
der auslandischen Mitbirgerinnen und
Mitburger kimmern und die Rate und
Kreistage beraten.

Wirtschaftsstrukturen im Wandel

Rheinland-Pfalz war in seinen Anfangs-
jahren ein vor allem landwirtschaftlich ge-
pragtes Land, es gehorte zu den wirt-
schaftlich schwéchsten Bundeslandern. In-
zwischen spiegelt die Unternehmensland-
schaft eine ausgewogene Wirtschafts-
struktur wider. Demzufolge findet sich das
Land Rheinland-Pfalz nach dem Bruttoin-
landsprodukt (BIP) heute auf einem guten
sechsten Platz. Die rheinland-pféalzischen
Produkte erfreuen sich einer regen Nach-
frage auf den Markten der ganzen Welt,
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mit einer Exportquote von rund 40 Pro-
zent. Rheinland-Pfalz ist zugleich ein Zen-
trum der Chemie und des Weinbaus, ein
bedeutender Holzproduzent und Auto-
mobilzulieferer. Es beherbergt Spezialita-
ten wie die Edelsteinindustrie in Idar-
Oberstein, die Keramikindustrie im We-
sterwald oder die Schuhindustrie in der
Pfalz, traditionsreiche Maschinenbauer
ebenso wie Unternehmen der Informa-
tions- und Kommunikationstechnik und
Rundfunkanstalten. So haben weltbe-
kannte Unternehmen, wie die BASF in
Ludwigshafen, Boehringer in Ingelheim,
die Schott Glaswerke in Mainz, Pfaff in
Kaiserslautern oder die Bitburger Brauerei
ihren Sitz in Rheinland-Pfalz. Andere in-
landische und auslandische Firmen haben
hier Zweitniederlassungen und -werke ge-
grundet, so z.B. Mercedes-Benz in Wérth,
Opel in Kaiserslautern und IBM in Mainz.
Dariiber hinaus ist der Mittelstand ein
starker Pfeiler und Ruckgrat der rhein-
land-pféalzischen Wirtschaft.

In den landlichen Gebieten ist nach wie
vor die Landwirtschaft vorherrschend,
wobei in rund der Halfte aller Betriebe des
Landes — in 28 106 Betrieben — Reben kul-
tiviert werden. In den sechs Anbaugebie-
ten des Landes stehen 61 251 Hektar Reb-
flachen im Ertrag. Rheinhessen ist mit
knapp 23000 Hektar groftes Anbauge-
biet, gefolgt von der Rheinpfalz mit
20754 Hektar und Mosel-Saar-Ruwer mit
12368 Hektar. Bekannt fir gute Weine
sind auch die Regionen an Ahr, Mittel-
rhein und Nahe.

Zwar erwirtschaftet das produzierende
Gewerbe in Rheinland-Pfalz noch den
Hauptteil des BIP, doch gewinnt auch der
tertidre Sektor immer stérker an Bedeu-
tung. Gerade der Fremdenverkehr hat
daran einen grof3en Anteil, da Rheinland-
Pfalz aufgrund seiner zentralen Lage sein
Einzugsgebiet in ganz Deutschland und
Europa findet. Besonders der Rhein mit
seinen Burgen und Schléssern und der
weltbekannten sagenumwobenen Lore-
ley ist ein groRer Anziehungspunkt. Dar-
Uber hinaus hat aber jeder Landesteil
seine touristischen Attraktionen. Beson-
ders die ,,Themenstrallen*, wie z.B. die
Weinstralle, die Vulkanstrale, die Edel-
steinstralle oder die Kannebackerstralie
gelten als besonders sehenswert.

Einen groRRen Anteil an dem wirtschaftli-
chen Erfolg in Rheinland-Pfalz haben
auch die mittlerweile gut ausgebauten
Verkehrswege, so z.B. die Wasserstral3en
Rhein und Mosel oder die Nord-Sud-Ver-
bindung der Autobahn A 61. Sorge berei-
tet dem Land zur Zeit der Abzug der fran-
zosischen und amerikanischen Truppen.
Rheinland-Pfalz war in der Vergangenheit
das Land mit der grof3ten Truppenkonzen-
tration in Deutschland. Seitdem gingen
100000 militarische und zivile Stellen ver-
loren; 60% der durch die Streitkrafte ge-
leisteten Bruttowertschopfung in Hohe
von ca. 3,2 Mrd. DM blieben aus. Um die
Folgen dieser Entwicklung abzumildern,
hat das Land und die Europaische Union
in 6ffentliche und private Konversionspro-
jekte mehrere Milliarden DM investiert.



Hochschullandschaft
Rheinland-Pfalz

Rohstoffe gibt es in Rheinland-Pfalz nicht
viele, deshalb wird ,,dem Rohstoff in den
Kopfen der Rheinland-Pfalzerinnen und
Rheinland-Pfalzer* durch ein breites Bil-
dungsangebot Rechnung getragen. Des-
wegen gibt es in Rheinland-Pfalz 16 Hoch-
schulen und Hochschuleinrichtungen, die
mehr als 300 Studiengénge aller Wissen-
schaftsbereiche anbieten. Es sind die Uni-
versitaten Mainz, Kaiserslautern, Trier und
Koblenz-Landau, die Hochschule fur Ver-
waltungswissenschaften Speyer, Theologi-
sche Hochschulen in Trier und Vallendar,
die private Wissenschaftliche Hochschule
fur Unternehmensfuhrung Koblenz sowie
die Fachhochschule Rheinland-Pfalz mit
ihren zehn Standorten. Neben den Hoch-
schulen existieren in Rheinland-Pfalz eine
Reihe weiterer wissenschaftlicher Einrich-
tungen, wie z.B. die Max-Planck-Institute
fir Chemie und Polymerforschung, die
Akademie der Wissenschaften und Litera-
tur oder das Deutsche Forschungszentrum
fur Kunstliche Intelligenz.

Medienstandort Rheinland-Pfalz

Von den Leistungen des Mainzers Guten-
berg profitieren auch heute noch die
rheinland-pfalzischen Verlagshauser. 95
Prozent der Gesamtauflage rheinland-
pfalzischer Tageszeitungen (rund 750 000)
kommen aus den vier grofRen Verlagshau-
sern in Ludwigshafen, Koblenz, Mainz
und Trier. Darunter sind die grof3ten die
Mainzer Allgemeine Zeitung, die Rhein-
Zeitung, der Trierer Volksfreund, die
Rheinpfalz und die Pirmasenser Zeitung.
Uber die Grenzen hinaus ist Rheinland-
Pfalz als Standort fur Funk und Fernsehen
bekannt. So hat nicht nur die grof3te Sen-
deanstalt Europas ihren Sitz in Mainz, das
ZDF, sondern auch der Stdwestrundfunk
und die Geschéaftsfuhrung von SAT.1. In
Ludwigshafen wurde vor mehr als zehn
Jahren der private Rundfunk aus der
Taufe gehoben. Dort hat auch der private
Horfunksender RPR seinen Standort.
SchlieR3lich darf die Dichte der ,,Offenen
Kanale* in Rheinland-Pfalz mit ihrer un-
mittelbaren Birgerbeteiligung nicht ver-
gessen werden.

Kulturvielfalt in Geschichte
und Gegenwart

Der Vielfalt und Unterschiedlichkeit der
Regionen des Landes entspricht die Fulle
und Lebendigkeit seines Kulturlebens.
Aufgrund der Vielzahl bedeutender histo-
rischer Orte verfugt das Land Uber eine
groBe Anzahl bedeutender Kkirchlicher
und provaner Bauwerke. Des weiteren be-
sitzt das Land Uber 220 Museen, zahlrei-
che Archive und Bibliotheken. Die Museen
stellen aber nicht nur Exponate vergange-
ner Zeit aus, sondern sind auch Orte wis-
senschaftlicher Forschung. Hierbei ist be-
sonders das Romisch-Germanische Zen-
tralmuseum in Mainz und das Rheinische
Landesmuseum in Trier zu nennen. Rhein-
land-Pfalz hat aber auch bedeutende zeit-
gendssische Kunstsammlungen, wie z.B.
die Sammlung Heyl in Worms oder die
Hans-Arp-Stiftung in Rolandseck. Bedeu-
tende Theater, die Uber ein Repertoire
von Schauspiel bis zur Oper verfuigen, gibt
es neben dem Staatstheater in Mainz auch
in Koblenz, Trier und Kaiserslautern. Da-
neben gibt es Spielstéatten ohne eigenes
Ensemble, wie den Pfalzbau in Ludwigs-
hafen oder die Landesbihne, die neben
ihrem Standort im Neuwieder Schlof3thea-
ter im ganzen Land auf Reisen geht. Uber-
regional bekannt geworden sind auch das
Tanztheater Regenbogen aus Koblenz
und FreilichtbUhnen wie z.B. die Burgfest-
spiele in Mayen.

Auch Kleinkunst und Kabarett haben eine
lange Tradition in Rheinland-Pfalz, wo
sich auch in Mainz das erste Deutsche Ka-
barettarchiv befindet.

Inzwischen eine eigene
Landesidentitat

Das Land ,,aus der Retorte*, dem anfangs
wenig Uberlebenschancen eingeraumt
wurden, hat sich im Laufe der Jahrzehnte
gemausert. Eine eigene Landesidentitat
und ein Zusammengehorigkeitsgefuhl ha-
ben sich kontinuierlich entwickelt. Dazu
beigetragen haben sicherlich der Sud-
westfunk (heute SWR) mit seiner tégli-
chen Landesschau, der Bau der Nord-Sud-
Autobahn, die Traditionen des Karnevals
und des Weinbaus (nirgendwo gibt es so

viele gekrénte Haupter = Weinkdnigin-
nen) oder die seit den achtziger Jahren
bestehenden Rheinland-Pfalz-Tage. Aber
auch sportliche GréRen wie Nurburgring
und 1. FC Kaiserslautern haben zweifels-
ohne dazu beigetragen. Die Partnerschaf-
ten des Landes und seiner Menschen — wie
z.B. mit Burgund — haben den regionalen
Gesichtskreis aber auch europaweit ge6ff-
net.

Das Wappen

Die wichtigsten historischen Territorien
des heutigen Landes Rheinland-Pfalz sind
in seinem dreigeteilten Wappen vertre-
ten. Das rote Kreuz steht fUr das Erzbis-
tum und Kurfurstentum Trier, wéhrend
das Mainzer Rad das Wappenbild des Erz-
bistums und KurfUrstentums Mainz ist.
Der Pfalzer Léwe schlielich reprasentiert
die Kurpfalz.
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Europaéischer Geist und regionales Bewul3tsein

Das Saarland

Von Burkhard Jellonnek und Marlene Schweigerer-Kartmann

Das Jungste der alten Bundeslander

Nach wechselvoller Geschichte wurde das
Saarland 1957 als elftes Bundesland in die
Bundesrepublik Deutschland eingeglie-
dert. Mit einer Flache von 2570 km? ist es
das kleinste Flachenland und grenzt im
Norden und Osten an Rheinland-Pfalz, im
Stiden und Westen an Frankreich und im
Nordwesten an Luxemburg. Hat das Saar-
land somit in der Bundesrepublik Deutsch-
land eine eindeutig randstandige Position
inne, liegt es bezogen auf die Europaische

1

Union zentral ,,im Herzen Europas‘. Die
aktuelle Einwohnerzahl (Stand 30. Sept.
1997) betragt 1084000. Das entspricht
einem Anteil an der Bevilkerung Deutsch-
lands von 1,3%. Mit einer Bevoblkerungs-
dichte von 416 Personen pro km? gehdort
das Saarland zu den dichtbesiedeltsten
Regionen Europas. Zweimal wurde das
Saarland im 20. Jahrhundert von Deutsch-
land getrennt und damit politisch wie
auch wirtschaftlich von der Entwicklung
im restlichen Deutschland abgekoppelt.
Bis heute ist die Region kulturell starker
als jede andere Gegend in Deutschland
franzosisch beeinfluf3t.

Das Saarland stellt weder eine geographi-
sche Einheit noch einen alten historischen
Raum dar — es ist zunachst als Wirtschafts-

raum ein Produkt des Aufbliihens seiner
Schwerindustrie seit dem 19. Jahrhundert.
Am Ende des Ancien Régime waren die
Saarlande territorial zersplittert, mit einer
schwachen Grafschaft Hessen-Nassau und
dem spateren Firstentum Saarbriicken in
der Mitte. Auch in der Epoche der Franzo-
sischen Revolution gelang keine Konzen-
tration: die Saarlande wurden in die drei
Departements Mosel, Saar und Donners-
berg aufgeteilt. Im Wiener Kongrel? fiel
der groRte Teil der Saarlande an die
preuBische Rheinprovinz, der 6stliche Teil

Saarbrtcken: Blick auf das Schlof3, das Staatstheater und die City.

Foto: Amt fur Offentlichkeitsarbeit der LHS Saarbriicken

an die bayerische Rheinpfalz. Mit der um
die Mitte des 19. Jahrhunderts rasch vor-
anschreitenden Expansion der Kohle- und
Stahlindustrie formte sich die Region zu
einem einheitlichen  Wirtschaftsraum,
dem sogenannten ,,Saarrevier, das sich
nach der Annexion von Elsa3-Lothringen
1871 zunehmend mit Lothringen verfloch-
ten hat.

Zwischen Deutschland und Frank-
reich

Durch den Versailler Vertrag vom 28. Juni
1919 wurde das sogenannte ,,Saargebiet*
aus dem deutschen Reich herausgeldst
und der Verwaltung des neugegriindeten
Volkerbundes unterstellt. Mit dieser Ent-
scheidung der Alliierten bildete das Ge-
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biet um die Saar erstmals eine verwal-
tungsméaRige und politische Einheit.
Frankreich erhielt das Eigentum an den
Kohlegruben, durfte das Land seinem
Zollgebiet anschlieBen und konnte es spé-
ter schrittweise in seinen Wirtschaftsraum
integrieren. Deutschland verzichtete zu-
gunsten des Volkerbundes auf die Regie-
rung des Gebietes, die Bevolkerung sollte
sich nach Ablauf von 15 Jahren fir die Bei-
behaltung der Vdélkerbundsverwaltung
(Status quo) oder die Ruckkehr zu
Deutschland bzw. die Vereinigung mit
Frankreich entscheiden.

Jener Abstimmungskampf fiel zusammen
mit der Auseinandersetzung der Parteien
mit dem Nationalsozialismus. Der NSDAP-
Saar gelang es, sich mit einem burgerli-
chen Parteienspektrum zur Deutschen
Front zusammenzuschlieRen und sich die
Stimmung in der breiten Bevolkerung fur
eine Ruckkehr zum angestammten Vater-
land zunutze zu machen. In der interna-
tional kontrollierten Volksabstimmung
am 13. Januar 1935 sprachen sich 90,76%
der Bevolkerung fir die Ruckkehr nach
Deutschland aus. Am 1. Méarz 1935 wurde
das Saargebiet in das Deutsche Reich riick-
gegliedert. Die in Versailles geschaffene
Verwaltungseinheit Saargebiet wurde
dabei nicht aufgeldst, sondern am 30. Ja-
nuar 1935 im ,,Gesetz Uber die vorlaufige
Verwaltung des Saarlandes* unter der Be-
zeichnung Saarland einem Reichskommis-
sar unterstellt.

Die kleine Wiedervereinigung

Am Ende des Zweiten Weltkriegs von
amerikanischen Truppen besetzt, ging das
Saarland mit dem 10. Juli 1945 in die fran-
zOsische Besatzungszone uber. Da Frank-
reichs Versuche einer Annexion des Saar-
lands schnell am Widerstand der anderen
Siegerméachte scheiterten, beschrankte
sich die franzosische Saarpolitik auf die
Unterstellung der Saargruben unter fran-
zOsische Verwaltung, die Errichtung einer
Zoll- und Wahrungsunion und die Ge-
wahrung einer beschrankten Autonomie.
Am 17. Dezember 1947 trat die saarlandi-
sche Verfassung in Kraft, die in der Praam-
bel den wirtschaftlichen Anschlul an
Frankreich und die Trennung von Deutsch-
land festschrieb. Am 18. Dezember nahm
die erste saarlandische Regierung unter
Johannes Hoffmann (Christliche Volkspar-
tei) die Amtsgeschafte auf. Der frihere
Militdrgouverneur, Oberst Gilbert Grand-
val, erhielt das Amt eines franzosischen
Hohen Kommissars, 1952 das eines Bot-
schafters.

Der Status des Gebiets blieb jedoch unge-
klart. Ab 1950 begann die ,,Saarfrage* die
westeuropdische und atlantische Integra-
tion zu storen. Frankreichs Au3enminister
Schuman hatte, um die unter dem Zank-
apfel ,,Saarland* leidende deutsch-fran-
zOsische Verstandigung in Gang zu brin-
gen, 1952 eine Europaisierung der Saar ins
Gesprach gebracht. Das 1954 zwischen
dem franzosischen Ministerprasidenten
Mendes France und Bundeskanzler Ade-
nauer im Rahmen der Pariser Vertrage



ausgehandelte ,,Saarstatut sah bis zum
AbschluR eines Friedensvertrages mit
Deutschland eine Unterstellung des Saar-
landes unter einen Kommissar der West-
europaischen Union vor. In einer Volksab-
stimmung am 23. Oktober 1955 bekunde-
ten jedoch nach erbitterten, emotional
gefihrten Auseinandersetzungen 67,7 %
der gultig abstimmenden saarlandischen
BlUrger — bei einer Abstimmungsbeteili-
gung von 96,6 % — mit der Ablehnung des
,Saarstatuts® ihren Willen zur erneuten
Ruckkehr nach Deutschland und zur
Angliederung an die Bundesrepublik
Deutschland.

Der deutsch-franzésische Vertrag von
1954 enthielt keine Regelungen fir den
Fall einer Ablehnung des Saarstatuts. Er-
neute Verhandlungen fihrten zum Lu-
xemburger Vertrag vom 27. Oktober 1956,
in dem Frankreich der Riickgliederung des
Saarlandes unter deutsche Hoheit zum 1.
Januar 1957 zustimmte. Die Wirtschafts-
und Wahrungsunion mit Frankreich sollte
jedoch noch bis Juli 1959 bestehen blei-
ben. Am 14. Dezember 1956 erklarte der
saarlandische Landtag gem. Art. 23 GG a. V.
den formlichen Beitritt zum Geltungs-
bereich des bundesdeutschen Grundge-
setzes. Durch das Gesetz Uber die Einglie-
derung des Saarlandes vom 23. Dezember
1956 wurde das Saarland am 1. Januar
1957 als elftes Bundesland in die Bundes-
republik Deutschland eingegliedert. Mit
dem wirtschaftlichen Anschlu? am 6. Juli
1959 war die ,,Kleine Wiedervereinigung*
perfekt. Damit endete nach 14 Jahren der
zweite saarlandische Sonderweg.

Die pragende Erfahrung von
Fremdherrschaft

Zwei Bestimmungsfaktoren sind es, die
die politische Kultur des Saarlandes ent-
scheidend beeinflu3ten: die Industriekul-
tur und die europdische Tradition. Ein
grundlegendes Phanomen, das die saar-
landische Mentalitat im Zusammenhang
mit der Industriekultur gepréagt hat, ist die
Erfahrung preuBischer, spéater franzosi-
scher Fremdherrschaft. ,,Von aufRen im-
portierte Eliten* bestimmten das politi-
sche, sozio-kulturelle und 6konomische
Leben an der Saar. Von wenigen alteinge-
sessenen Industriellenfamilien abgesehen,
war in der preuBlischen Zeit der Verwal-
tungs- und Staatsapparat der Bergwerks-
direktion fest in fremder, meist in prote-
stantisch-preuf8ischer  Hand.  1918/19
waren es franzosische Truppen, die die
Demokratisierungsversuche an der Saar
zwangsweise beendeten. Das Statut Uber
das Industrierevier, das am 10. Januar
1920 in Kraft trat, sah eine politische Mit-
wirkung der saarldndischen Bevélkerung
nicht vor. Auch die Zeit nach dem Zweiten
Weltkrieg wurde trotz der zumindest par-
tiell von einheimischen Eliten getragenen
Gestaltung des politischen Lebens von der
Bevdlkerung zum Teil als fremdnational,
d.h. franzésisch bestimmt begriffen. Poli-
tische Kultur im Saarland kann deshalb hi-

storisch betrachtet als 6ffentliche Anpas-
sungsleistung an wechselnde Herren und
wechselnde Systeme bei gleichzeitigem
verstohlenem Widerstand beschrieben
werden. Das Ergebnis dieser peripheren
Stellung gegentiber wechselnden Macht-
zentren ist erstens ein starkes Gefuhl der
Zusammengehorigkeit und der Heimat-
verbundenheit, zweitens die Bevorzu-
gung von Konfliktldsungsstrategien, die
auf Konsens zielen und drittens die Ent-
wicklung von persdnlichen Beziehungs-
netzwerken und informellen Wegen
neben dem ,,Dienstweg*. Die lange Tradi-
tion des Zusammenhaltens in Solidarge-
meinschaften zeigt sich z.B. in der Ver-
einsdichte. Sie ist die héchste bundesweit.
Allein im Landessportverband sind Uber
400000 Sporttreibende organisiert. Uber
65000 Saarlander und Saarlanderinnen
engagieren sich in kulturtreibenden Ver-
einen. 70000 Burgerinnen und Burger
sind in Natur- und Umweltschutzvereinen
und -verba&nden organisiert.

Zweiter wichtiger Bestimmungsfaktor der
politischen Kultur des Saarlandes ist seine
europdische Tradition. Die schwierigen
und konfliktreichen Erfahrungen als
Grenzland (allein seit 1870 hat sich der
Grenzverlauf sechsmal geéndert) haben
sowohl zur Verbindung verschiedener Kul-
tureinflisse gefiihrt als auch zur Entste-
hung eines auRRerordentlichen Kapitals an
Weltoffenheit und an internationaler bzw.
europaischer Kompetenz in Politik und
Verwaltung, in Industrie und Handel, in
Kultur und Wissenschaft. Den stérksten
EinfluR auf das saarlandische Bewul3tsein
hatte zweifellos die Zeit nach dem Zweiten
Weltkrieg, die Zeit des ,,autonomen Saar-
staates*. Hier trat der Gedanke in den Vor-
dergrund, das Saarland kdnne eine Briicke
der Verstandigung zwischen den europai-
schen Nationen und insbesondere zwi-
schen Frankreich und Deutschland sein.
Dementsprechend Ubernahm das Saarland
in der frihen europédischen Integration
eine Pionierrolle. Was waren nun die Aus-
wirkungen dieser europapolitischen Kom-
ponente? Zum einen bildete die Europai-
dee ein Einfallstor fur westliche Ideen und
kulturelle Pragungen, von denen sich
Deutschland in der Zeit des Kampfes
gegen die vermeintliche ,,Entartung“ ver-
starkt abgeschottet hatte. Das franzosi-
sche Hochkommissariat forderte vor allem
die Kultur- und Bildungseinrichtungen wie
z.B. den Aufbau der Universitat, der Mu-
sikhochschule und der Schule fir Kunst
und Handwerk. Schul- und insbesondere
die Hochschulpolitik waren auf internatio-
nale Kooperation ausgerichtet. Internatio-
nal filhrende Kinstler wie Hermann Henry
Gowa, Frans Masereel, Boris Kleint, Otto
Steinert und andere waren bemuht, die
Schule fur Kunst und Handwerk zu einer
internationalen Akademie zu entwickeln.
Das Stadtplanungskonzept des Le Corbu-
sier-Schilers Georges-Henri Pingusson fur
den Wiederaufbau Saarbriickens konfron-
tierte die saarlandische Bevolkerung mit
moderner funktionaler Architektur.

Zum anderen fuhrte die Europaidee bei
einem grof3en Teil der nachwachsenden
Generation zur Herausbildung einer eu-
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ropdischen Identitat, dies auch, weil der
nationale Bezugsrahmen fehlte und der
Legitimationsdruck entsprechend groRer
war als in der beginnenden Bundesrepu-
blik. Junge Menschen wurden fur ihr ge-
samtes Leben gepragt durch die fur die
Nachkriegszeit au3ergewohnlichen Chan-
cen internationaler Erfahrung, die der
saarlandisch-franzdsische Weg bot.

Folgen des verschleppten
Strukturwandels

Die wesentliche Weichenstellung fur die
heutigen Strukturprobleme des Saarlan-
des wurde in der friihen Nachkriegszeit
gestellt. Da der wirtschaftliche Anschlul
an die Bundesrepublik Deutschland erst
1959 erfolgte, konnte das Saarland erst
spat an der wirtschaftlichen Entwicklung
der Bundesrepublik partizipieren. Der
verschleppte Strukturwandel, die Berg-
bau- und Stahlkrise der 60er und 70er
Jahre, die wachsende Arbeitslosigkeit
und die daraus resultierende Uberbean-
spruchung des Landeshaushaltes fuhrten
das Land in eine existenzbedrohende
Krise, deren Lasten auch heute noch spur-
bar bleiben.

Die traditionellen Industrien: Das Struk-
turgewicht der Montanindustrie an der
saarlandischen Wertschopfung ist zwi-
schen 1960 und 1996 von 55,9% auf
23,6 % zurtickgegangen. In diesem Zeit-
raum hat der Bergbau als grof3ter Arbeit-
geber die Zahl seiner Beschaftigten um
fast 75% auf 14500 verringert. Zugleich
fiel der Beschéaftigungsstand in der saar-
landischen Stahlindustrie um ebenfalls na-
hezu 75% auf 11 000. Die Rohstahlerzeu-
gung lag 1994 bei 4,5 Mio. Tonnen und
ging 1997 auf 2,2 Mio. Tonnen zurlck.
Nach dem Konkurs der Voélklinger Saar-
stahl AG im Mai 1993 ging es zunéchst um
die Sicherung eines wettbewerbsfahigen
Kerns des Unternehmens. Im Zuge des
Konkursverfahrens ging die Saarstahl AG
in den Besitz des Landes tUber und wurde
aus offentlichen Mitteln saniert. Die Lan-
desregierung hat auch in Zukunft die Ab-
sicht, eine Sperrminoritat am Unterneh-
men Saarstahl AG zu halten, um den Fort-
bestand einer leistungsfahigen Stahlindu-
strie zu garantieren.

Ahnlich sieht die Lage beim Bergbau aus.
Auch hier geht es um die Sicherung einer
modernen, leistungsfahigen Kohlebasis.
Seit Mé&rz 1997 haben sich die Rahmenbe-
dingungen fur den Steinkohlebergbau
durch das Artikelgesetz und den Kohle-
kompromif (sukzessiver Abbau der Kohle-
subventionen von jahrlich rund 10 Mrd.
DM auf 5,5 Mrd. DM bis zum Jahr 2005)
massiv veréandert. Die Reduktion der Ab-
satzmengen der Saarbergwerke und der
Abbau der Steinkohlehilfen schlagt sich in
einem Verlust von voraussichtlich mehr als
6000 Arbeitsplatzen bei den Saarbergwer-
ken — nach Angaben des Unternehmens —
und weiteren mindestens 6000 Arbeits-
platzen bei den vor- und nachgelagerten
Betrieben nieder. Zur Stabilisierung der
Haushalte des Landes und der Kommunen



wurden im sogenannten Saar-Memoran-
dum, das an die Adresse der Bundesregie-
rung gerichtet ist, AusgleichsmaRnahmen
mit einem Volumen von insgesamt rund
2,6 Mrd. DM im Zeitraum bis 2005 aufgeli-
stet. Mit Hilfe dieser Ausgleichszahlungen
sollen neue zukunftssichere Arbeitsplatze
geschaffen werden.

Eine weitere einschneidende Verande-
rung im saarlandischen Bergbau ergab
sich durch die Zusammenfassung des
deutschen Steinkohlebergbaus in einer
Einheitsgesellschaft. Nachdem im Juli
1998 die EU-Kommission die Fusion der
Saarbergwerke AG und der Ruhrkohle AG
genehmigt hatte, konnte ruckwirkend
zum 1. Januar 1998 die Deutsche Stein-
kohle AG gegriundet werden. Als Gegen-
leistung daftr, daR das Land seine Saar-
berg-Anteile (26%) fir eine symbolische
Mark an den RAG-Konzern abgibt, wur-
den u.a. die Beibehaltung von 2 Forder-
standorten (1997: 3, ehemals 18) mit einer
jahrlichen Kapazitat von 5 Mio. Tonnen
Steinkohleeinheiten (1995: 8,2 Mio. Ton-
nen) bis zum Jahre 2005 vereinbart.
Neben dem Kohlebereich wird mit Saar-
berg (neu) ein eigenstandiger Teilkonzern
mit Sitz in Saarbrticken gegriindet, der als
Kerngeschéaft die Energiewirtschaft und
Umwelttechnologie und -dienstleistun-
gen umfassen wird. Hier erhofft sich die
Landesregierung, fur die bisherigen Saar-
bergwerke und ihre Beschéaftigten verlai3-
liche Zukunftsperspektiven zu eroffnen.

Mitte der achtziger Jahre 16ste
man sich aus der Kohle-und
Stahl-Abhangigkeit

Einen Ausweg aus der lang andauernden
Kohle und Stahl-Abhéngigkeit der Regi-
on bot der Mitte der 80er Jahre eingelei-
tete Strukturwandel. Neben dem alten
Montankern sind in den Bereichen Ener-
gietechnik, Lebensmitteltechnologie,
Fahrzeugbau, Informationstechnik und
Tourismus inzwischen neue Wachstums-
branchen entstanden. In der Aufteilung
der Beschéaftigten auf die Wirtschaftssek-
toren zeigen sich die Krise, aber auch be-
reits erzielte Erfolge beim Wandel der
saarlandischen Wirtschaft zu einer mo-
dernen europaischen Industrie- und
Dienstleistungsregion. Die massiven Ar-
beitsplatzverluste zun&chst im Bergbau
(1957-1973 Ruckgang der Belegschaft
von 64 961 auf 21 326, Ende 1997: 13 350),
spater in der Eisen- und Stahlerzeugung
(1970-1987: von 42000 auf 28700, Ende
1997: 10491) konnten zum Teil durch
neue industrielle Arbeitsplatze, aufer in
der Stahlbearbeitung insbesondere im
Maschinen- und Fahrzeugbau ausgegli-
chen werden (1997: Maschinenbau
15136; Fahrzeugbau 17 392; Investitions-
guterproduzenten 30 131; Verbrauchsgu-
terproduzenten 10439 Beschéftigte).
Mittlerweile gehdren rund zwei Drittel
der Arbeitsplatze im Saarland zum
Dienstleistungssektor, der damit an der
Saar fast den gleichen Anteil hat wie im
Bundesgebiet (West). Auch dadurch
konnte das Wirtschaftswachstum im
Saarland 1997 seine positive Entwicklung

fortsetzen. Das reale Wirtschaftswachs-
tum von 1993 bis 1997 (gemessen
am Bruttoinlandsprodukt in Preisen von
1991) liegt im Saarland bei 8,5% und
nimmt damit neben Bayern, Hessen und
Hamburg einen Spitzenplatz ein. Das
Bruttoinlandsprodukt stieg 1997 um
real 2,1% (Bundesdurchschnitt 2,2%).
Mit einem realen Wachstum von 3% im
ersten Halbjahr 1998 hat sich der kon-
junkturelle Auftrieb im Saarland ge-
festigt. Auch die Zahl der Unternehmens-
grundungen liegt im Saarland im Bun-
desdurchschnitt, im Bereich der techno-
logieorientierten Dienstleistungen sogar
dartiber. 1997 ist das Saarland Spitzen-
reiter aller LAnder beim Saldo der Gewer-
beanmeldungen. Die Inanspruchnah-
me von Finanzierungshilfen fur Exi-
stenzgrinder hat sich seit 1995 verdrei-
facht.

Forschungsausbau und
Technologietransfer

Eine besonders wichtige Komponente des
Strukturwandels ist der Forschungsausbau
und der Technologietransfer. Seit 1985
wurden mit erheblicher Forderung durch
das Land moderne Forschungseinrichtun-
gen von Weltrang angesiedelt. Gleichzei-
tig wurde die wirtschaftsnahe Forschung
an den wissenschaftlichen Hochschulen
ausgebaut. Eine wachsende Anzahl von
Kooperationsprojekten zwischen Betrie-
ben und Forschungsinstituten dokumen-
tiert den Erfolg dieses Wissenstransfers. So
weist das Saarland fur das Jahr 1997 mit
6% einen Uber dem Bundesdurchschnitt
liegenden Anteil an origindren Betriebs-
grindungen auf, die als Spin-Offs direkt
aus Universitaten und Forschungseinrich-
tungen entstanden sind. Eine weitere
Folge dieses Technologietransfers ist, daf}
das Saarland bei Produkt- und Prozef3in-
novationen Uber dem Bundesdurchschnitt
liegt.

Im Bereich der Infrastruktur wurden die
stark auf die Ost-West-Achse Mannheim-
Metz ausgerichteten Verkehrswege durch
ein Autobahnnetz im Raum Saar-Lor-Lux-
Trier und den Ausbau der Saar zu einer eu-
ropaischen Wasserstral3e verbessert. Mit
dem jungst in Angriff genommenen
LuckenschluR auf der A 8 nach Luxemburg
sowie der Aufnahme der Hochgeschwin-
digkeitsverbindung Paris-Ostfrankreich—
Stddeutschland mit inrem noérdlichen Ast
Uber Saarbrucken und Kaiserslautern nach
Mannheim in die Liste der wichtigsten
Verkehrsprojekte der Europaischen Union
wird die Anbindung des Saarlandes an die
grolRen europaischen Magistralen kom-
plettiert.

Auch die Auf- und Abwartsentwicklung
auf dem Arbeitsmarkt reflektiert Struktur-
krise und -wandel der Saarwirtschaft.
1972 betrug die Arbeitslosigkeit im Saar-
land 1,5 %. Sie stieg Uber 6,1 % (1975) auf
13,4% (1985), ging danach bis auf 9%
(1992) zuruck, stieg anschlieBend erneut
und lag 1997 bei 13,6 %. 1998 zeichnete
sich wieder eine positive Trendwende auf
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dem Arbeitsmarkt ab. Der Arbeitlosenbe-
stand ging zur Jahresmitte auf 51400 Er-
werbslose zurtick und lag damit um 6,4 %
unter dem Vorjahresniveau. Im August
1998 betrug die Arbeitslosenquote
11,2 %. Die Zahl der offenen Stellen hat
von Juni 1997 (4711) auf Juni 1998 (5742)
um 21,9 % zugenommen, was im Bundes-
vergleich beim Beschaftigungszuwachs
einen Spitzenplatz unter den Landern ein-
brachte. Dabei ist strukturell von Bedeu-
tung, daf sich neben dem Dienstleistungs-
bereich (Mai 1998: Zuwachs von 2700 Ar-
beitsplatzen) auch im verarbeitenden Ge-
werbe, wo bundesweit seit vielen Jahren
eine rucklaufige Entwicklung festzustel-
len ist, mit 2000 neuen Beschaftigten eine
positive Entwicklung eingestellt hat. Eine
Besonderheit des saarlandischen Arbeits-
marktes ist seine hohe Quote an Arbeits-
und Ausbildungspendlern. Knapp 6%
aller Beschaftigten im Saarland kommen
taglich Uber die Grenze aus Frankreich
und Luxemburg. Die Einpendlerquote
liegt damit weit Uber der Quote in den
Grenzlandern Nordrhein-Westfalen und
Baden-Wurttemberg. Ein weiterer Aktiv-
posten des saarlandischen Arbeitsmarktes
ist die Ausbildungsplatzsituation. Im Saar-
land war das Angebot bei den Ausbil-
dungsstellen in den letzten Jahren stets
hoher als die Nachfrage. 1997 gehorte das
Saarland zu den drei Bundeslandern mit
dem besten Ausbildungsplatzangebot.

Zukunftsinvestitionen trotz
angespannter Haushaltslage

Der saarlandische Landeshaushalt weist
1999 ein Volumen von 6,38 Mrd. DM auf.
Die geringfugige Ausgabensteigerung um
1,1% gegeniber dem Haushalt 1998 mit
6,32 Mrd. DM belegt den konsequenten
Sparkurs der Landesregierung. Der Ausga-
benanstieg des Saarlandes seit 1990 ist mit
17,98 % der niedrigste aller Bundeslander.
Zum Vergleich: Baden-Wurttemberg er-
hohte seine Ausgaben im Zeitraum
1990-1997 um 20 %, Bayern um 31 %. Der
Spielraum fur weitere Einsparungen wird
jedoch immer enger. 1996 lagen die Lei-
stungsausgaben — Ausgaben ohne Zins-
ausgaben - des Saarlandes und seiner
Kommunen je Einwohner schon um rund
5,5% unter dem Durchschnitt der alten
Bundeslénder.

Trotz dieser angespannten Haushaltslage
und der Sanierung der Landesfinanzen
als oberstem Ziel sieht die Landesregie-
rung im Sparkurs nicht das Allheilmittel,
sondern setzt auf Investitionen zur Star-
kung der Wirtschafts- und Finanzkraft des
Landes. Fur 1999 sind Gesamtinvestitio-
nen von 739 Mio. DM veranschlagt. Dabei
wurden die Mittel fur Forschung und Bil-
dung um 3 Prozent erh6éht und die Lan-
desprogramme um 30,5 Mio. DM zur
Schaffung neuer Arbeitsplatze, Verbesse-
rung der Infrastruktur und zur Starkung
der nachhaltigen Umweltpolitik des Lan-
des ausgeweitet. Die Investitionsquote
liegt damit bei 11,6 % (1998: 11,2 %), was
einen Mittelplatz unter den Landern bei
den Investitionsausgaben bedeutet.



Der Haushalt fur 1999 ist der erste nach
der 1. Phase der Teilentschuldung, in
deren Rahmen das Saarland von 1994 bis
1998 insgesamt acht Milliarden Mark zur
Sanierung seines Haushalts (zulassige Ver-
wendung Schuldenabbau und Investitio-
nen) vom Bund und den finanzstarkeren
Landern erhalten hat. Dem Sanierungs-
ziel, die Deckung aller laufenden Ausga-
ben durch laufende Einnahmen und den
finanzwirtschaftlichen Anschlu an die
nachstschwachsten alten Bundesléander, ist
das Saarland im vorgegebenen Sanie-
rungszeitraum dank der Einhaltung aller
Auflagen nahergekommen, konnte es
aber wegen unkalkulierbarer Ausfalle
beim Steueraufkommen nicht abschlie-
3end erreichen. Immerhin wurde zwischen
Ende 1993 und Ende 1998 der Schulden-
stand des Saarlandes von 14,6 Mrd. DM
auf 12,6 Mrd. DM abgebaut, konnte die
Pro-Kopf-Verschuldung um fast 1500 DM
auf 11700 DM verringert werden. Die
Zins-Steuer-Quote von 26,2% im Jahr
1994 hat sich auf 21,7 % im Jahr 1998 re-
duziert. DarUber hinaus hat das Saarland
bei der Wirtschafts- und Finanzkraft sei-
nen Abstand zu den westdeutschen
Flachenlandern seit der Teilentschuldung
deutlich verringern kdnnen. Das Bruttoin-
landsprodukt pro Einwohner ist im Saar-
land seit 1993 Uberdurchschnittlich ge-
wachsen. Wéahrend die alten Bundeslan-
der ein Plus von 5,5 % erreichten, steiger-
te sich das Saarland auf 8,6 %.

Massiv beeintrachtigt wurde gleichzeitig
die Politik der Haushaltskonsolidierung
durch die bundesweit registrierten Ausfal-
le bei den Steuereinnahmen. So sind die
erwarteten Steuereinnahmen von 1994
bis 1998 um insgesamt drei Milliarden
Mark geringer ausgefallen, als 1993 von
Bund, Landern und Forschungsinstituten
geschatzt worden war. Allein fur 1999
fehlen gegentiber den Prognosen des Jah-
res 1993 weitere 1,1 Mrd. DM. Angesichts
dieser Steuermindereinnahmen kann das
Saarland den Spar-Kraftakt nicht allein
schultern, sondern ist auf weitere Sanie-
rungshilfen angewiesen. Die Notwendig-
keit einer Fortfuhrung der Teilentschul-
dung hat auch die vom Finanzplanungs-
rat eingesetzte Bund-Lander-Arbeitsgrup-
pe in ihrem Abschlu3bericht vom 11. Fe-
bruar 1998 einmitig festgestellt. Diesen
Erfordernissen wird das Bundesfinanzmi-
nisterium aller Voraussicht nach Rechnung
tragen. Vorgelegt wurde im Dezember
1998 ein Gesetzentwurf, der Uber einen
mehrjahrigen Zeitraum weitere 5 Mrd.
DM an Finanzhilfe zur Teilentschuldung
des Saarlandes vorsieht.

Das Saarland gehort zu den Empfangern
von Zahlungen aus dem Landerfinanzaus-
gleich und von Ergé&nzungszuweisungen
des Bundes. 1997 betrug der Anteil am
Landerfinanzausgleich 203 Mio. DM. Auch
nach der wiedervereinigungsbedingten
Neuordnung der Finanzbeziehungen zwi-
schen Bund und Landern bezieht das Saar-
land dardber hinaus wegen seiner unter-
durchschnittlichen Finanzkraft und Uber-
proportionalen Kosten politischer Fuh-

rung Fehlbetrags-, Sonderbedarfs- sowie
seit 1995 auf zehn Jahre befristet, degres-
siv ausgestaltete Ubergangs-Bundeser-
ganzungszuweisungen in einem Gesamt-
volumen von 416 Mio. DM (1997). Der gel-
tende L&nderfinanzausgleich ist derzeit
einmal mehr zur Diskussion gestellt. Vor
allem die Sudlander Bayern und Baden-
Wirttemberg sehen ihn im Widerspruch
zur Verfassung und deshalb ohne Grund-
lage. FuUr die saarlandische Landesregie-
rung, die im Landtag vertretenen Parteien
und weite Teile der Bevolkerung sind der
Erhalt der Eigenstandigkeit des Landes
unter den Rahmenbedingungen eines ko-
operativen Foderalismus ein erklartes Ziel
— der bis zum Jahr 2004 geltende Solidar-
pakt mit den finanzschwacheren und ins-
besondere den neuen Landern dtirfe nicht
dem Wettbewerbsfdderalismus geopfert
werden.

Die finanzielle Lage der saarlandischen
Gemeinden und Gemeindeverbande ist
trotz Schuldenabbau und Einnahmenstei-
gerung nach wie vor schlecht. Der Schul-
denstand der saarlandischen Gemeinden
und Gemeindeverbande betrug im Jahr
1997 insgesamt 2,2 Mrd. DM (1995: 2,45
Mrd.). Im Gegensatz zu einigen anderen
Bundesléandern versucht die saarlandische
Landesregierung nicht, auf Kosten der
Kommunen zu sparen, sondern sieht in
den Kommunen einen wichtigen Partner.
Die Zahlungen im kommunalen Finanz-
ausgleich betragen im Haushaltsentwurf
1999 812 Mio. DM. Sie steigen damit ge-
genuber dem Vorjahr um 1,7 %, also stéar-
ker als der Gesamthaushalt. Auf3erdem
flieRen weitere 372,2 Mio. DM an die
Kommunen, so dal sich die Gesamtzah-
lung an die Stadte und Gemeinden um
2,3% auf ca. 1,19 Mrd. DM erhoht. Auf
der Ausgabenseite ist ein leichter Rick-
gang zu verzeichnen. Im Jahr 1998 betru-
gen die bereinigten Ausgaben rund 3,06
Mrd. DM (1997: 3,07 Mrd. DM).

Wirtschafts- und Kulturraum
Saar-Lor-Lux

Da interregionale und transnationale Ko-
operationen im zusammenwachsenden
Europa eine zentrale Rolle einnehmen,
wurde schon frihzeitig die Grof3region
Saarland-Lothringen-Luxemburg ent-
wickelt, in die auch die Westpfalz und der
Regierungsbezirk Trier eingeschlossen
sind. Grenzuberschreitende Kooperatio-
nen und Austauschbeziehungen er-
strecken sich nicht nur auf Schulen, Ver-
bande und Kultureinrichtungen, sondern
auch auf Forschung, Technologie, Infra-
struktur, Telekommunikation bis hin zu
einem gemeinsamen Flachenmanage-
ment der Grenzraume. Vorbildcharakter
haben die jahrlichen Gipfeltreffen in der
Saar-Lor-Lux-Region, bei denen die Spit-
zenpolitiker der GroR3region sich treffen,
um die weitere Zusammenarbeit abzu-
stimmen.

Saarland

Von européischem Geist und zugleich re-
gionalem Bewul3tsein zeugt auch, daf3 das
Saarland als erstes deutsches Bundesland
1992 den Europagedanken in der saarléan-
dischen Verfassung verankert hat. Und es
war auch das Saarland, das im gleichen
Jahr den Anstol3 gab fur eine Erganzung
des Artikels 24 des Grundgesetzes der
Bundesrepublik Deutschland. Diese Re-
form ist Grundlage fiir die Ubertragung
von Hoheitsrechten auf grenznachbar-
schaftliche Einrichtungen. Diesem Ziel
dient auch das deutsch-franzésische Ab-
kommen vom Januar 1996 tber die regio-
nale und kommunale Zusammenarbeit in
der Saar-Lor-Lux-Region.

Vorreiter war das Saarland bei der Grun-
dung von Institutionen wie dem Interre-
gionalen Parlamentarierrat, dem deutsch-
franzosischen Bankenkonsortium oder
der Charte de Coopération der Hochschu-
len in der Saar-Lor-Lux-Region. Zahlreiche
Organisationen im Saarland sichern den
Dialog mit den Nachbarn. Beispielhaft
dafir ist die Europaische Akademie Ot-
zenhausen, die in ihrem Europaeum den
Europa-Gedanken bulrgernah vermittelt
und weitertragt. Der Sprachenrat Saar
verfolgt das Ziel, die Sprachlernangebote
im Saarland zu bindeln und ein starkeres
BewuRtsein fur die Notwendigkeit des Er-
lernens von Fremdsprachen zu schaffen.
So wird z.B. seit September 1998 in 28
saarlandischen Kindergarten zweispra-
chig gearbeitet. Franzdsisch ist mittlerwei-
le als Pflichtfach bereits ab Klassenstufe 3
der Grundschule eingeftuhrt.

Dieses Engagement beim Aufbau grenz-
Uberschreitender Institutionen und Ko-
operationen hat auch finanziell Frichte
getragen. Das Saarland partizipiert seit
Mitte der 80er Jahre an verschiedenen
Programmen der Européischen Union. Im
Rahmen der EU-F6rderprogramme wird
das Saarland von 1994 bis 1999 Mittel von
der Europaischen Union in H6he von ins-
gesamt 217 Mio. DM erhalten. Zur finanzi-
ellen Unterstiitzung der grenziuberschrei-
tenden Zusammenarbeit mit den Nach-
barn ist das Férderprogramm Interreg von
herausragender Bedeutung. So konnten
in den Jahren 1991 bis 1996 an der
deutsch-franzdsischen Grenze insgesamt
46 Projekte mit einem Gesamtvolumen
von knapp 50 Mio. DM verwirklicht wer-
den. Bei der Fortschreibung dieses Pro-
gramms werden bis zum Jahr 1999 dem
saarlandisch-lothringischen  Grenzraum
voraussichtlich weitere 90 Mio. DM an Zu-
schiissen zugeflossen sein. Zu den dadurch
ermdglichten Zukunftsprojekten gehéren
beispielsweise die gemeinsame Flachen-
planung fir Gewerbeansiedlungen im
Grenzgebiet. So z.B. das Projekt Eurozo-
ne, das gemeinsame Industrie- und Ge-
werbeflachen zwischen dem Raum Saar-
brucken-Saarlouis auf saarlandischer und
Moselle-Est auf lothringischer Seite
schafft. Als kulturelles Projekt sei stellver-
tretend die saarlandisch-lothringische Ko-
operation bei den archaologischen Aus-
grabungen im Europdischen Kulturpark
Reinheim-Bliesbruck genannt.



Regierungssystem: Verfassung,
Landesregierung

1947 war der Regelfall der Ausar-
beitung einer Verfassung in den
deutschen Westzonen zunéchst
einmal die indirekte Wahl einer Be-
ratenden Landesversammlung.
Diese Versammlungen haben die
Landerverfassungen geschrieben,
in Volksabstimmungen wurden sie
angenommen, danach wurden die
Landtage gewahlt.

Im Saarland war das anders. Auf
Anweisung des Militdrgouverneurs
wurde im Februar 1947 aus 19 Par-
teivertretern und einem ,,Treuhén-
der** der Militarregierung eine Ver-
fassungskommission gebildet
(nicht gewahlt!), die nach franzdsi-
schen Vorgaben im September
einen Verfassungsentwurf vorleg-
te. Dieser wurde von dem am 5.
Oktober gewahlten Landtag als
verfassungsgebende Versammlung
beraten und verabschiedet. Ohne
Volksabstimmung trat die Verfas-
sung am 17. Dezember 1947 in
Kraft. In deutlichem Gegensatz zu
allen anderen deutschen Landes-
verfassungen der Nachkriegszeit
verkiindete die saarlandische Ver-
fassung in ihrer Préambel die Sepa-
ration vom Deutschen Reich:

,,Das Volk an der Saar (...) grindet
seine Zukunft auf den wirtschaftli-
chen Anschlul? des Saarlandes an
die franzosische Republik (...)“ und
erklart ,,die politische Unabhangig-
keit (...) vom Deutschen Reich.*
Obwohl sich die saarlandischen Verfas-
sungsvater bei dem Entwurf der Landes-
verfassung an deutschen Verfassungsprin-
zipien orientierten, bedeutete die Einglie-
derung in die Bundesrepublik fur das Ver-
fassungsrecht des Saarlandes eine scharfe
Zasur. Durch das verfassungsandernde Ge-
setz Nr. 548 vom 20. Dezember 1956 wur-
den insgesamt 46 Bestimmungen in 43 Ar-
tikeln aufgehoben oder abgedndert. Die
Praambel wurde géanzlich gestrichen,
ebenso alle Bezugnahmen auf das ,,inter-
nationale Statut* und auf die ,,saarlandi-
sche Staatsangehorigkeit“. Die meisten
anderen Anderungen galten Angleichun-
gen an das Grundgesetz. Naturlich wur-
den in der Folge auch eine Reihe von ein-
fachen Gesetzen entweder aufgehoben
oder abgeéndert, vor allem im Sozialbe-
reich.

Wie das Grundgesetz enthalt die saarlan-
dische Verfassung einen Grundrechtskata-
log, der die allgemeinen Personlichkeits-
rechte und politischen Burgerrechte auf-
zahlt. Hervorzuheben ist der Grundsatz,
daRR Geschichte und politische Entwick-
lung des Saarlandes alle Schulen zur Pfle-
ge des Geistes der Voélkerversdhnung ver-
pflichten (Art. 30 SV). DarUber hinaus wur-
den als Staatszielbestimmungen 1985 der
Schutz der natirlichen Lebensgrundlage
(Art.59a) und 1992 der Europagedanke
(Art.60 Il SV) in die Verfassung aufgenom-
men.

Die Ausstellung ,,Prometheus* in der Gasgeblasehalle der
Alten Valklinger Hutte.
Foto: Landesinstitut fur Padagogik und Medien, Saarbriicken

Der Organisationsteil der saarlandischen
Verfassung wird durch die grundlegende
Bestimmung des Artikel 60 eingeleitet:
,,Das Saarland ist eine freiheitliche Demo-
kratie und ein sozialer Rechtsstaat in der
Bundesrepublik Deutschland.*

Organ des Volkswillens ist der Saarlandi-
sche Landtag, der aus 51 Abgeordneten
besteht. Im Unterschied zu den anderen
westdeutschen Landesparlamenten konn-
te der saarlandische Landtag nicht an Tra-
ditionen des demokratischen Parlamenta-
rismus aus der Weimarer Epoche anknip-
fen. Gesetzgebende und vollziehende Ge-
walt hatten im Saargebiet, das am 10. Ja-
nuar 1920 aus der ersten deutschen Repu-
blik ausgeschieden war, bis 1935 einer
funfkdpfigen Regierungskommission des
Volkerbundes zugestanden, der jeweils
nur ein Saarlander hatte angehdéren dir-
fen. Der 1922 eingerichtete Landesrat war
ein bloRes Anhdrungsorgan ohne Befug-
nis zur Zustimmung seiner Tagesordnung.

Das kleinste Landesparlament
Deutschlands

Hinsichtlich der GroRe des Parlaments
hatte die Besatzungsmacht 1947 die Vor-
stellung durchgesetzt, dal der Landtag
aus nicht mehr als 50 Abgeordneten be-
stehen soll. Als sich 1975 eine Patt-Situati-
on zwischen der zuvor allein regierenden
CDU und den damaligen Bonner Koali-
tionsparteien SPD und FDP ergeben hatte,

Saarland

wurde zur Vermeidung kinftiger
Mandatsgleichstande die Anzahl
der Sitze im Landtag um lediglich
einen auf 51 erhéht (Art. 66 SV).
Damit besitzt das Saarland nach
wie vor das kleinste unter den
deutschen Landesparlamenten.

In bezug auf die parlamentarische
Arbeit besteht die Besonderheit,
dall beschlossene Gesetze nach
franzosischem Vorbild fortlaufen-
de Nummern erhalten. Ein beson-
derer Akzent wurde auch bei der
Einsetzung parlamentarischer Un-
tersuchungsausschuisse gesetzt.
1962 wurde ein Ausschul® fur Gru-
bensicherheit  verfassungsmaRig
verankert, dem nach einem schwe-
ren Grubenungliick das Recht ge-
geben wurde, auf Antrag eines
Viertels seiner Mitglieder parla-
mentarische Untersuchungen
durchzufuhren. 1979 wurde als
weitere Besonderheit erstmals die
Mdoglichkeit erdffnet, durch Mehr-
heitsbeschluR des Landtages En-
quete-Kommissionen einzusetzen.
Daruber hinaus ist seit 1993 der
Landesbeauftragte fiir den Daten-
schutz dem Landtag angegliedert.
Von der aus Ministerprasident und
Ministern gebildeten Landesregie-
rung wird allein der Regierung-
schef vom Landtag mit der Mehr-
heit seiner Abgeordneten gewahilt;
die Ernennung und Entlassung der
Minister bedarf der Zustimmung
des Parlaments. Die Verfassung be-
kennt sich zum parlamentarischen
Repréasentativsystem, d.h. die Re-
gierung ist vom Vertrauen des Parlaments
abhéngig. Es gibt zwei Optionen, die zum
Rucktritt der Regierung fuhren kdnnen:
das konstruktive Mif3trauensvotum und
die Vertrauensfage. Als Besonderheit be-
steht daneben die Méglichkeit, da’ durch
den Beschluf3 von einer Zweidrittelmehr-
heit der Landtagsabgeordneten gegen
den Ministerprasidenten oder Minister
vor dem Verfassungsgerichtshof aufgrund
von vorsatzlichen Gesetzes- oder Verfas-
sungsverstdRen Anklage erhoben wird
(Art. 94 SV). Seit der Verfassungsreform
von 1979 hat der Ministerprésident ge-
genluber seinen Kabinettskollegen eine
starkere Stellung. Er hat das Recht zur
Festlegung der Geschéaftsbereiche der Mi-
nister und zur Ubertragung der Kompe-
tenz zur eigenverantwortlichen Leitung
der Ressorts. Ebenfalls neu in die Verfas-
sung aufgenommen wurde der Grund-
satz, dal3 das Amt des Ministerprasidenten
und seiner Regierung mit dem Zusam-
mentritt eines neu gewahlten Landtages
endet. Obwohl die GroRRe der Landesre-
gierung verfassungsrechtlich nicht fixiert
ist, lag die Zahl der Ministerien in der
Regel bei sieben. Oskar Lafontaine redu-
zierte zu Beginn seiner dritten Amtszeit
(1994) durch Zusammenlegung des Kul-
tur- und Bildungsministeriums sowie des
Wirtschafts- und Finanzministeriums die
Regierung auf sechs Ministerposten.



Alle funf Jahre entscheiden die Burger
und Burgerinnen des Saarlandes Uber die
Zusammensetzung des Landtages. 41 der
insgesamt 51 Abgeordneten werden nach
Kreisvorschlagen und 10 nach Landesvor-
schlagen gewahlt. Das Saarland ist in die
drei Wahlkreise Saarbriuicken, Saarlouis
und Neunkirchen eingeteilt. Gewahlt wird
nach Verhaltniswahlrecht. Die Verteilung
der Sitze erfolgt nach dem Hochstzahlver-
fahren von d’Hondt. Seit 1979 ist als ple-
biszitares Element das Volksbegehren ein-
gefuihrt worden. Entspricht der Landtag
dem Begehren nicht, findet ein Volksent-
scheid statt. Verfassungsanderungen sind
vom Volksentscheid, ,,finanzwirksame Ge-
setze* vom Volksbegehren ausgenommen
(Art. 99 I, Art. 100 IV SV). Seit dieser Ver-
fassungsanderung hat es jedoch in der
Praxis keine Volksabstimmung gegeben.

Landesverwaltung und
Selbstverwaltung

Die Rechtsprechung, das Finanzwesen, die
Verwaltung und Selbstverwaltung sind im
wesentlichen in gleicher Weise geordnet
wie in den Ubrigen deutschen Landern.
Als ,.kleines Flachenland* weist das Saar-
land in seinem Verwaltungsaufbau jedoch
keine Mittelinstanz der allgemeinen Ver-
waltung auf. Fur die Verwirklichung des
Grundsatzes der ,.Einheit der Verwal-
tung* kommt daher dem Kreis als der un-
teren staatlichen Ebene eine besondere
Bedeutung zu. Das Fehlen eines behordli-
chen Mittelbaus hat aber durchaus auch
Vorteile. Notwendige Entscheidungen
kdénnen auch dann zigig getroffen wer-
den, wenn die obersten Landesbehdrden
eingeschaltet werden missen. Die Moder-
nisierung der Verwaltung bildet einen
wichtigen Schwerpunkt in der saarlandi-
schen Landespolitik. Um sowohl Qualitat
als auch Effizienz der Verwaltung zu ver-
bessern, wurde beispielsweise von 1994
bis 1996 im Rahmen eines Wettbewerbs
der Kommunen ,,Modern und Burger-
nah* eine PersonalqualifizierungsmaRi-
nahme in neuen Steuerungstechniken
durchgefuhrt. In wichtigen birgernahen
Bereichen werden derzeit durch eine mo-
derne Ausstattung mit informationstech-
nologischen Geradten Bearbeitungszeiten
und Verwaltungsaufwand verringert.
Einsparungsmdglichkeiten sollen Modell-
projekte — u. a. beim Statistischen Landes-
amt und bei der Hochschule fir Technik
und Wirtschaft — aufzeigen, die eine fle-
xible Haushaltswirtschaft erproben.

VVon den ehemals sieben Landkreisen hat
die Territorialreform funf bestehen lassen.
Daneben existiert der Stadtverband Saar-
bricken. Unter den Gemeinden ist durch
die territoriale Neugliederung eine Redu-
zierung von 345 (1972) auf 52 Gemeinden
erfolgt. Organe des Landkreises sind der
Landrat, der seit 1994 auf acht Jahre di-
rekt gewahlt wird und der auf funf Jahre
gewahlte Kreistag mit 27 bis 45 Mitglie-
dern. Organe der Gemeinden sind der Ge-

meinde- bzw. Stadtrat und der Burgermei-
ster, der ebenfalls seit 1994 in absoluter
Mehrheitswahl auf acht Jahre zu bestim-
men ist.

Ein weiteres Novum neben der Direktwahl
von Landraten und BUrgermeistern ist,
daf seit 1995 die Kandidaten und Kandi-
datinnen bei kommunalen Wahlen nicht
mehr unbedingt deutsche Staatsangehori-
ge sein mussen. Angehorige von Staaten
der Européaischen Union sind deutschen
Burgerinnen und Buirgern gleichgestellt.

Parteipolitische Sonderentwicklung

Obwohl das Saarland die eigenstandige
politische Gestalt seiner Bedeutung als In-
dustrierevier verdankt, hat es niemals eine
absolute Stimmenmehrheit fur reine Ar-
beiterparteien hervorgebracht. Drei Fakto-
ren sind fUr dieses Phanomen verantwort-
lich: erstens der weit Uberwiegende katho-
lische Anteil der Arbeiterschaft, zweitens
die dorfliche Siedlungsstruktur und drit-
tens das repressive Verhalten der grof3ten
regionalen Arbeitgeber, die verhinderten,
daR die SPD vor dem Ersten Weltkrieg an
der Saar Ful3 fassen konnte. Bedeutendste
Partei wahrend der Volkerbundszeit war
dann auch das Zentrum. Die NSDAP konn-
te sich in diesem Zeitraum nicht etablieren
(1932: 6,7%). Nach dem Zweiten Weltkrieg
entstanden zwischen 1946 und 1947 die
Christliche Volkspartei (CVP), die Sozialde-
mokratische Partei Saar (SPS), die Kommu-
nistische Partei, Landesverband Saar (KPS)
und die Demokratische Vereinigung des
Saarlandes (DPS). Wahrend sich die drei
demokratischen Parteien zu dem separati-
stischen Konzept der saarlandischen Ver-
fassung bekannten, vertrat die KPS eine
gesamtdeutsche Orientierung. Bis 1955
dominierte die CVP unter Johannes Hoff-
mann das Parteiensystem. Die SPS Uber-
nahm zeitweise die Rolle eines ,,Junior-
partners*. Parteien, die gegen den auto-
nomistisch-frankophilen Kurs der Hoff-
mann-Regierung opponierten, wurden
verboten. 1951 traf das Parteienverbot die
DPS, die ihren separatistischen Kurs zugun-
sten einer ,,westdeutschen Option* aufge-
geben hatte. Ebenso verboten wurden die
1952 neu gegriindete CDU-Saar und die
Deutsche  Sozialdemokratische  Partei
(DSP). Beide Parteien unterschieden sich
von CVP und DPS hauptsachlich durch ihre
prodeutsche Ausrichtung. Erst nach Ein-
fuhrung der Parteiengrindungsfreiheit
1955 (deutsch-franzdsischer Vertrag tber
das Saarstatut) konnte der Konflikt um die
kunftige nationale Zuordnung des Landes
im Parteiensystem Ausdruck finden. Er
fuhrte kurzfristig zu einer Verdoppelung
der Zahl der im Landtag vertretenen
Parteien und konnte erst im Laufe der
V. Wahlperiode (1965-1970) durch Frak-
tionsubertritte der Abgeordneten der
CVP-Nachfolgeorganisation Saarlandische
Volkspartei (SVP) beigelegt werden. Insge-
samt hatte das saarlandische Parteiensy-
stem bis zum Abtreten der ,,alten Garden*
einen deutlich konsensualen Charakter.

Ministerprasident war zur Zeit der Ruck-
gliederung (seit April 1959) Dr. Franz-Josef
Roder (CDU), der dieses Amt bis zu seinem
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Tod 1979 innehatte. Ihm folgte Werner
Zeyer (CDU); der 1985, nachdem es der
SPD erstmals im Saarland gelungen war,
die absolute Mehrheit zu gewinnen, von
Oskar Lafontaine (SPD) abgel6st wurde.
Die Wahlniederlage von 1985, der Ruck-
zug ihres letzten Ministerprésidenten,
Zeyer, aus der Politik und der Tod des ehe-
maligen ,,Kronprinzen* der Partei, Wer-
ner Scherer, stirzte die CDU in eine tief-
greifende Strukturkrise. Die Nominierung
des damaligen Bundes-Umweltministers
Klaus Topfer als Herausforderer Lafontai-
nes brachte 1990 keinen sichtbaren Wan-
del. 1995 Ubernahm der Vorsitzende der
CDU-Landtagsfraktion, Peter Mduller, mit
dem Image des Erneuerers den Vorsitz der
CDU Saar und profilierte sich mit seiner
Kritik an Bundeskanzler Kohl bundesweit
als ,,Junger Wilder*.

Oskar Lafontaine, der schon als friiherer
Saarbrtcker Oberblrgermeister etwa
durch sein Engagement in der Friedensbe-
wegung bundesweite Bekanntheit er-
reicht hatte, gelang es, nach dem Regie-
rungswechsel 1985 auch die Landtags-
wahlen von 1990 und 1994 mit absoluter
Mehrheit zu gewinnen. Nach seiner Wahl
zum SPD-Bundesvorsitzenden auf dem
Mannheimer Parteitag 1995 wurde der
Vorsitzende der SPD-Landtagsfraktion,
Reinhard Klimmt, im Frahjahr 1996 zum
neuen Landesvorsitzenden gewahlt. Nach
Lafontaines Ernennung zum Bundesmini-
ster der Finanzen wurde Reinhard Klimmt
am 10. November 1998 zum neuen Mini-
sterprasidenten des Saarlandes gewahit.
Bundnis 90/Die Griunen gelang erst 1994
im vierten Versuch der Einzug in den
Landtag. In harten internen Kontroversen
setzte sich unter dem Partei- und Frakti-
onsvorsitzenden Hubert Ulrich ein realpo-
litischer Kurs durch. Mit dem Einzug in
den Landtag haben die Bindnisgrinen
die FDP als dritte politische Kraft abgel6st,
die 1994 bei den Landtagswahlen an der
5-Prozent-Hurde scheiterte. Um bundes-
wie landespolitisch wieder erfolgreich zu
werden, ,reaktivierten* die Liberalen
1998 den einstigen saarlandischen Wirt-
schaftsminister Werner Klumpp als Partei-
vorsitzenden.

Medien im Saarland

Die Saarbricker Zeitung ist mit einer ver-
kauften Auflage von rund 200000 Exem-
plaren (Stand 1998) die einzige Tageszei-
tung im Saarland; ihre marktbeherrschen-
de Stellung konnte in der Vergangenheit
durch keine Konkurrenzgrindungen er-
schittert werden. Das zur Stuttgarter
Holtzbrinck-Gruppe gehodrende Blatt er-
scheint mit neun Lokal- und Regionalaus-
gaben im gesamten Saarland.

Nach kriegsbedingter Zerstérung des
Reichssenders Saarbrucken startete Radio
Saarbricken am 17. Marz 1946 mit der
Marseillaise mit Genehmigung der Mi-
litdrregierung sein Programm - unter
franzoésischer Kontrolle. Aus ihm ent-
wickelte sich der Saarlandische Rundfunk
(SR), der im November 1957 Anstalt des
offentlichen Rechts und Mitglied der ARD



wurde. Bei der Besetzung des Rundfun-
krates des SR wahlen die gesetzlich be-
stimmten Gruppen ihre Vertreter selbst
aus, wobei die Arbeitnehmer durch Ar-
beitskammer, DGB und DAG, die Unter-
nehmer durch ihre Kammern vertreten
werden.

Wie der Landerfinanzausgleich ist auch
der interne Finanzausgleich der ARD zur
Zeit umstritten. Daran andert auch nichts,
dal die zwischen den Landesanstalten
verschobene Summe von insgesamt deut-
lich unter 200 Mio. DM bei Einnahmen
von insgesamt fast 10 Mrd. DM kaum ins
Gewicht fallt. Die gro3en Anstalten dran-
gen auf einen Abbau des Finanzausglei-
ches, und auch in der Politik wird der Ruf
nach weiteren Fusionen in der ARD immer
lauter. Der SR, der seit Jahren einen kon-
sequenten Sparkurs verfolgt, im ARD-Ver-
gleich auf niedrigem Kosten-Niveau Sen-
dungen produziert und sein Personal von
823 (1993) auf maximal 750 Mitarbeiter
bis zum Jahresende 2000 abbauen wird,
erhélt derzeit jahrlich 87,2 Mio. DM aus
dem ARD-Finanzausgleich. Fur die kom-
mende Gebuhrenperiode (ab 2001) sollen
nach dem Vorschlag der grof3en Anstalten
der Saarlandische Rundfunk, Radio Bre-
men und der Sender Freies Berlin zusam-
men kunftig nur noch einen Grundbetrag
von etwa 80 Mio. DM jéhrlich erhalten.
Zusatzliche Finanzhilfen sollten Uber die
nachsten beiden Gebuhrenperioden voll-
standig abgebaut werden. Die Landes-
regierung und die im Landtag vertretenen
Parteien halten weiter am Fortbestand
des SR im foderalen System fest — nicht zu-
letzt weil er fur die Burgerinnen und Bur-
ger des Landes unverzichtbar geworden
ist und auch in der ARD besondere Akzen-
te setzt.

Seit der Zulassung des Privatfunks 1984
haben sich im Saarland private Rundfunk-
anbieter etabliert. Euro Radio Saar ist der
zur Zeit einzige lizensierte, landesweite
private Horfunkanbieter mit seinem Pro-
gramm Radio Sali. Mit Saar TV folgte
1996 die Zulassung eines privaten Fern-
sehsenders mit regionalem Vollpro-
gramm. Daneben existiert seit 1989/90 als
nicht kommerzielles, aus Rundfunkge-
buhren finanziertes Horfunk- und Fern-
sehprogramm der Offene Kanal, der als
Kultur- und Kommunikationszentrum fir
Burger und Burgerinnen im Saarland und
in den benachbarten Regionen Westpfalz,
Lothringen und Luxemburg dient. Fur die
Produktionen der Beitrage stellt der Offe-
ne Kanal Studios, Aufnahmegeréte, tech-
nische Einweisung und Beratung zur Ver-
fugung.

Bildung und Wissenschaft:
europaorientiert

1947 wurde auf Betreiben der CVP die
,.Bekenntnisschule* als einzige staatliche
Form der Volksschule eingefuhrt (Art. 27 Il
SV a.F). Damit hatte das saarlandische Bil-
dungswesen einen betont katholisch-kon-
servativen Charakter. Erst 1969 wurde auf
Drangen von SPD und FDP die Verfassung
zugunsten der EinfUhrung christlicher Ge-
meinschaftsschulen geandert. Eine weite-
re Neuerung im Bildungswesen gab es

1986 mit der gesetzlichen Gleichstellung
von integrierter Gesamtschule und geglie-
dertem Schulwesen. In der Folge fand
eine deutliche Reduzierung des Bestandes
an Grund- und Hauptschulen bei sukzessi-
ver Erhéhung der Zahl der Gesamtschulen
auf 15 (Schuljahr 1997/98) statt. Anfang
1992 wurde weiterhin die gesetzliche
Moglichkeit geschaffen, Haupt- und Real-
schiler in Sekundarschulen zu gemeinsa-
men Unterrichtsveranstaltungen zusam-
menzufassen. 1996 wurden die entspre-
chenden Verfassungsbestimmungen da-
hingehend neuformuliert, dal3 Haupt-
schulen zugunsten der sog. Erweiterten
Realschulen Schulen fur den Sekundarbe-
reich | entfallen und neben diesen sowie
den Gymnasien auch die Gesamtschulen
eine verfassungsrechtliche Institutionen-
garantie erhalten haben (Art. 27-29 SV).
Von den 120685 Schilerinnen und
Schulern allgemeinbildender Schulen be-
fanden sich im Schuljahr 1997/98 z.B.
46 444 auf Grundschulen, 4945 auf Erwei-
terten Realschulen, 11820 auf Realschu-
len, 27 503 auf Gymnasien und 10609 auf
Gesamtschulen.

Einen besonderen Stellenwert mif3t das
Saarland auch der beruflichen Bildung
bei. Insgesamt befanden sich im Schuljahr
1997/98 in den 239 beruflichen Schulen
und Berufsbildungszentren 36 579 Auszu-
bildende. Um die Gleichwertigkeit von all-
gemeiner und beruflicher Bildung zu un-
terstreichen, besteht z. B. seit 1995 fir be-
sonders beféhigte Berufstatige unter be-
stimmten Voraussetzungen die Mdglich-
keit, auch ohne Abitur zu studieren.

Auch im Bereich der Schulen trifft man auf
das franzosische Erbe. So befindet sich in
Saarbricken eines von insgesamt nur zwei
Deutsch-Franzésischen ~ Gymnasien  in
Deutschland. Européische Impulse hat das
Saarland auch in der grenziberschreiten-
den beruflichen Bildung gesetzt. Uber das
Saarlandisch-Lothringische Buro fur den
Austausch in der beruflichen Bildung wer-
den Auslandsaufenthalte im Rahmen
grenziberschreitender  Qualifizierungs-
malnahmen gefdrdert.

Die Universitat des Saarlandes ist mit der
Medizinischen, der Rechts- und Wirt-
schaftswissenschaftlichen, der Philosophi-
schen, der Mathematisch-Naturwissen-
schaftlichen und der 1990 gegriindeten
Technischen Fakultat mit Gber 19000 Stu-
dierenden (WS 1998/99) die gré3te Hoch-
schule des Saarlandes. Sie nahm nach der
Grindung am 9. April 1948 in Paris als
selbstandige Universitat unter dem Rekto-
rat des Physikers Prof. Jean Barriol am 15.
November 1948 in der einstigen Below-
Kaserne im Saarbriicker Stadtwald den
Lehrbetrieb auf. Bis 1957 ful3te sie auf der
Grindungsidee, eine deutsch-franzosi-
sche, alsbald auch eine gemeinsame eu-
ropaische Universitat zu sein. Wenn auch
die Ruckgliederung an die Bundesrepu-
blik zuné&chst eine deutliche Orientierung
nach Deutschland zur Folge hatte, — der
Grof3teil der franzosischen Professoren
verliel3 die Universitat —, so besinnt sich
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die Universitat seit vielen Jahren zuneh-
mend auf seinen franzoésischen Ursprung
und die Nahe zu Frankreich, aber auch auf
seine wichtige Rolle in der europaorien-
tierten Forschung und Ausbildung. Durch
eine Hochschulcharta institutionalisiert,
kooperiert die Universitat des Saarlandes
Uber die deutsch-franzdsische Grenze hin-
weg mit Metz und Nancy. Als einzige
deutsche Universitat ist sie berechtigt, in
bestimmten Studiengangen franzosische
Diplome zu verleihen. Sie ist auch die ein-
zige Hochschule in der Bundesrepublik, an
der franzosisches Recht studiert werden
kann.

Auf das Anforderungsprofil von Wissen-
schaftlern und von Personen in Wirtschaft
und Verwaltung des gemeinsamen Euro-
pa bereiten rechts- und wirtschaftswissen-
schaftliche Aufbaustudiengange am Euro-
pa-Institut vor. Aufgrund ihrer europai-
schen Tradition halt die Universitat des
Saarlandes bis heute — obwohl sie eine
mittelgrof3e Universitat ist — im Bundesge-
biet eine Spitzenstellung, so in den welt-
weiten Kooperationsbeziehungen oder in
der Zahl der Studierenden, die ins Ausland
gehen und bei denen die Fernziel-Vorga-
ben der Europaischen Union bereits er-
reicht sind. In groRem Umfang ist die Uni-
versitat auch an den akademischen Aus-
tauschprogrammen der Europaischen
Union beteiligt, was 1990 zur Verleihung
des Erasmus-Preises fuhrte.

Jungster Erfolg der européischen Ausrich-
tung der Saar-Universitat ist die Entschei-
dung des deutsch-franzésischen Gipfel-
treffens vom 30. November 1998 in Wei-
mar, Saarbricken als Standort fur die
neu einzurichtende deutsch-franzdsische
Hochschule auszuwahlen, die samtliche
grenziberschreitenden  Studienprojekte
zwischen den beiden Nachbarlandern ko-
ordinieren soll.

Mit der soeben abgeschlossenen Univer-
sitats-Strukturreform sind die Weichen fur
eine im néachsten Jahrhundert tragfahige
Hochschullandschaft an der Saar gestellt
worden. Das Reformpaket der Landesre-
gierung fuohrt zu einem Verzicht auf
wenig genutzte bzw. kaum ausgebaute
Studienangebote, setzt statt dessen auf
eine Konzentration und Interdisziplina-
ritat der Fachbereiche. Die Universitat des
Saarlandes soll kunftig noch starker mit
den benachbarten Hochschulen kooperie-
ren und mehr Eigenverantwortung erhal-
ten.

Mit sieben Fachbereichen (Elektrotechnik,
Informatik und Strahlenschutz, Maschi-
nenbau, Architektur, Bauingenieurwesen,
Betriebswirtschaft und Wirtschaftsinge-
nieurwesen) und 2652 Studierenden ist
die Hochschule fur Technik und Wirtschaft
die zweitgrofite Hochschule des Saarlan-
des. Neben der Akzentsetzung auf an-
wendungsbezogene Ausbildung, praxis-
nahe Forschung und Entwicklung sowie
Wissens- und Technologietransfer liegt ein
weiterer Schwerpunkt bei der Vermitt-
lung europdaischer Kompetenz. In insge-
samt funf deutsch-franzdsischen, inte-
grierten  Studiengédngen bietet das
Deutsch-Franzésische  Hochschulinstitut
(DFHI) als Hochschulkooperation mit der



Universitat Metz Studierenden die M6g-
lichkeit zu landerUbergreifend anerkann-
ten Abschlissen: Das Diplom der Hoch-
schule fur Technik und Wirtschaft des
Saarlandes und die franzdsische Maitrise.
Seit 1985 wurden im Saarland neue hoch-
schulnahe Forschungseinrichtungen eta-
bliert, die dem Land entscheidende Impul-
se fUr seine wirtschaftliche Entwicklung
gegeben haben. Einige dieser Institute
sind: Das Deutsche Forschungszentrum fur
kunstliche Intelligenz (DFKI), das Max-
Planck-Institut fur Informatik (MPI), das
Zentrum fir innovative Produktion (ZIP),
das Institut fir Neue Materialien (INM),
das Fraunhofer-Institut fUr Biomedizini-
sche Technik (IBMT), die Gesellschaft fur
umweltkompatible ProzefRRtechnik (upt),
das Fraunhofer Institut fur zerstorungs-
freie Prufverfahren (1zfP), das Institut der
Gesellschaft zur Forderung der ange-
wandten Informationsforschung (IAl) und
das Institut fur Wirtschaftsinformatik
(IWI). Um einen intensiven Austausch zwi-
schen Wissenschaft und Wirtschaft zu er-
moglichen, wurden an den wissenschaftli-
chen Hochschulen Technologietransfer-
stellen eingerichtet. Neueste Errungen-
schaft in diesem Zusammenhang ist ein
Science-Park mit angegliedertem Busi-
ness-Center. Seit Sommer 1998 werden
auf dem Campus der Universitat des Saar-
landes Gebé&ude, Labors und Dienstlei-
stungseinrichtungen gebaut - fur innova-
tive Entwickler und Technologiefirmen.
Neben der Universitat unterhélt das Land
eine Hochschule fur Musik und Theater
(309 Studierende) und die Hochschule der
Bildenden Kunste Saar (242 Studierende).
AulRerdem bestehen 6ffentliche und pri-
vate Fachhochschulen.

Kulturelles Engagement wird im
Saarland grof3geschrieben

Kulturelles Engagement wird im Saarland
sowohl fur den Bereich der professionel-
len Spitzenkultur wie auch der kulturellen
Breitenarbeit grof3geschrieben. Das Saar-
landische Staatstheater hat sich unter der
Generalintendanz von Kurt Josef Schild-
knecht seit Beginn der 90er Jahre bundes-
weit einen guten Ruf erarbeitet und be-
spielt neben dem 1938 erbauten Staats-
theater die Alte Feuerwache und das
Theater Arnual mit Oper, Operette, Tanz-
theater, Musical, Konzerten und Schau-

spiel. Auf Festivals wie Perspectives, das
einzige Treffen franzosischsprachiger
Theaterkunst in Deutschland, oder den
Max-Ophuils-Preis als Leistungsschau des
deutschsprachigen Nachwuchsfilms rich-
ten alljahrlich die bundesdeutschen Feuil-
letons ihr Augenmerk. Etabliert haben
sich inzwischen auch die Musikfestspiele
Saar unter der Leitung von Prof. Robert
Leonardy, die im Zwei-Jahres-Rhythmus
sich mit einer nicht nur klassischen Werk-
schau musikalisch einem Nachbarland
widmen.

Wichtige Impulse fir die saarlandische
Kulturlandschaft gehen auch von der
Hochschule fur Musik und Theater und
der Hochschule der Bildenden Kiinste Saar
aus. Erstere kooperiert erfolgreich mit
dem Staatstheater, wahrend die HBK Saar
durch ihre Zusammenarbeit mit der Indu-
strie- und Handelskammer, der Hand-
werkskammer und Wirtschaftsbetrieben
einen fruchtbaren Dialog zwischen Kultur
und Wirtschaft begonnen hat.

Unter dem Dach der Stiftung Saarlandi-
scher Kulturbesitz prasentiert sich eine
reichhaltige  Museumslandschaft. Das
Saarland Museum leistet in seiner Standi-
gen Sammlung einen reprasentativen
Querschnitt der Kunst des 20. Jahrhun-
derts, hat sich zudem durch Sonderaus-
stellungen von der Renaissance-Kunst
Uber Paul Klee bis hin zu Soutine und Mo-
randi in der Kunstkritik einen Namen ge-
macht. Die Stadtgalerie Saarbriicken gilt
ob ihres Einsatzes fur die Avantgarde in-
ternational als gewichtiger Ausstellungs-
ort. Im Aufbau befindet sich des weiteren
das Zentrum fir Druck- und Buchkultur
mit dem Deutschen Zeitungsmuseum in
Wadgassen. Nicht zu vergessen sind auch
das Museum fir Vor- und Frithgeschichte
und das Historische Museum am SchloR3-
platz, das neben standig wechselnden
Sonderausstellungen eine eindrucksvolle
Schau saarlandischer Zeitgeschichte pra-
sentiert.

Eine Uberragende Bedeutung kommt der
Alten Volklinger Hutte zu, die mit ihrem
Hochofen-Ensemble 1994 als erstes Monu-
ment der Industriekultur von der UNESCO
in die Liste des Weltkulturerbes aufge-
nommen wurde. Im Saarland ist man sich
dariber im klaren, hier mehr als nur ein
Relikt einer vergangenen Industrieepoche
zu konservieren, sondern mit der Hutte
eine gigantische Stahlskulptur, ein Denk-
mal in technischer, sozialer und histori-
scher Hinsicht und einen Veranstaltungs-
ort par excellence anzubieten. Welch gi-

gantische Kulisse gerade die Gasgeblase-
halle darstellt, konnten annahernd
200000 Besucher bei der Menschenbilder-
Schau Prometheus bestaunen.

Mit Uber 900 Vereinen und Choren der
volkskulturellen Verbande weist das Saar-
land eine beeindruckende Organisations-
freudigkeit auch im Bereich der Breiten-
kultur auf. Durch die Novellierung des
Sportwettengesetzes gelang der Landes-
regierung eine finanzielle Starkung dieses
Engagements.

Das Wappen

Dall das heutige Saarland ein spates
Kunstprodukt ist, das sein Werden zu
einem einheitlichen Raum im wesentli-
chen wirtschaftlichen Entwicklungen und
dem Versailler Vertrag verdankt, findet
auch Niederschlag in seinem Landeswap-
pen. Denn hier sind die Wappen der vier
groRten Territorien vertreten, die zur Zeit
des Heiligen Rémischen Reiches Anteil an
der Flache des heutigen Saarlandes hat-
ten. Links oben steht der silberne Lowe flr
die Fursten von Nassau-Saarbriicken das
rote Kreuz rechts war das Wappen von
Kurtrier. Unten links wird das Herzogtum
Lothringen reprasentiert durch den roten
Schragbalken mit drei silbernen Adlern.
Der goldene Lowe unten rechts steht fur
das Herzogtum Pfalz-Zweibricken.
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Im 6stlichen Deutschland, in der Mitte Europas

Freistaat Sachsen

Von Werner Rellecke

Das bedeutsamste unter den funf
neuen Bundeslandern

Der Freistaat Sachsen ist hinsichtlich seiner
Bevolkerungszahl und Wirtschaftskraft
das bedeutsamste unter den finf neuen
Bundeslandern. In Deutschland steht

Sachsen mit ca. 4,55 Mio. Einwohnern an
sechster Stelle und mit einer Flache von ca.
18400 Quadratkilometern an zehnter
Stelle im Léandervergleich.

EF-'—"-_—_I- L S

schen Landesgrenze bis an die Elbe. Im
Sudwesten, zwischen Thiringen, Bayern,
dem Erzgebirge und Bohmen finden wir
das Séchsische Vogtland. Ostlich schlie3t
das Erzgebirge als typische Mittelgebirgs-
landschaft an. In der Nahe des Winter-
sportortes Oberwiesenthal steht der Fich-
telberg, mit 1214 m die hdchste Erhebung
Sachsens. Die Sachsische Schweiz - rund
um den oberen Elblauf — mit der berihm-
ten Bastei und ihren eindrucksvollen Ta-
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Ansicht von Meif3en mit Dom und Albrechtsburg, wo am 3. Oktober 1990 der Staatsakt
zur Wiederbegriindung des Freistaates Sachsen begangen wurde.

Die Geographie Sachsens ist sehr ab-
wechslungsreich: Im Nordwesten befindet
sich das Leipziger Land mit der Leipziger
Tieflandsbucht sowie DUbener und Dahle-
ner Heide. Sudlich davon, im mittelsach-
sischen Raum erstreckt sich das Sachsi-
sche Hugelland von der thiringisch-séachsi-

Foto: Sachsische Schlosserverwaltung Dresden

felbergen (z. B. Lilienstein und Kdnigstein)
dient den Dresdnern als Ausflugsziel wie
den Touristen als Erholungsgebiet. Von
Dresden elbaufwérts Richtung Osten
dehnt sich das Lausitzer Bergland aus, das
nach Tschechien zu in das Lausitzer Gebir-
ge Ubergeht. Und im stdéstlichen Zipfel
des Landes — im Dreilandereck zu Polen

Sachsen

und Tschechischer Republik - liegt das
kleine Zittauer Gebirge. Nordlich des Berg-
landes markieren die Stadte Bautzen,
Hoyerswerda, Weilwasser und Gorlitz
den &uReren Rahmen der Oberlausitzer
Teich- und Heidelandschaft, von denen
die o6stlichen Gebiete zum niederschlesi-
schen Landesteil zahlen.

Die grof3ten Stadte in Sachsen sind Leipzig
mit Gber 500 000 Einwohnern, die Haupt-
stadt Dresden mit etwas unter 500 000
Einwohnern und Chemnitz mit etwa
270000 Einwohnern. Die sachsischen Lan-
desgrenzen zu Bayern, Thiringen, Sach-
sen-Anhalt und Brandenburg umfassen
insgesamt etwa 660 km, wahrend die
gleichzeitige AulRengrenze der Européi-
schen Union zur Tschechischen Republik
und zu Polen eine Lange von beinahe 530
km aufweist. Entlang der Grenze zu Polen
verlauft die Lausitzer Neil3e, entlang der
Grenze zu Tschechien der Kamm des Erz-
gebirges und des Zittauer Gebirges. Auf
dieser Linie befinden sich auch die vier Eu-
roregionen (Neil3e, Elbe/Labe, Erzgebirge,
Egrensis) mit s&chsischer Beteiligung, wel-
che Aufgaben der Forderung grenziber-
schreitender Zusammenarbeit wahrneh-
men.

Anfange einer tausendjahrigen
Geschichte

Die Sachsen waren ein germanischer
Stamm, der erstmals etwa 150 n. Chr.
schriftliche Erwahnung fand und sich vom
heutigen Holstein her ausdehnte. Der
Name geht wohl — nach Widukind von
Corvey — auf das fur den Stamm typische
Kurzschwert (Sax) zuriick. Bis ins 15. Jahr-
hundert hinein bezog sich die Geschichte
Sachsens allerdings geographisch auf Nie-
dersachsen, Teile Westfalens und Sachsen-
Anhalts.

Die Herrschaftstradition des heutigen
Freistaates geht auf die Mark Meil3en
zurlck, die 929 durch Heinrich 1. gegrun-
det wurde und die Otto der Grof3e in das
deutsche Reichsgebiet einband. Germa-
nen hatten den Raum in frihgeschichtli-
cher Zeit besiedelt, bevor sie im Zuge der
Volkerwanderung westwarts zogen und
sich unter anderen die slawischen Stamme
der Sorben, Milzener, Lusizer, Daleminzer
niederlielen. Viele Ortsnamen und geo-
graphische Bezeichnungen sind slawi-
schen Ursprungs. Sudlich von Bautzen er-
heben sich z.B. zwei Berge, die noch
heute auf ihre naturreligiose Vergangen-
heit hindeuten: der Czorneboh (,,schwar-
zer Gott“) und der Bieleboh (,,weil3er
Gott*).

Die germanische oder deutsche Ruckbe-
siedlung des Meil3ner Landes setzte im 9.
und 10. Jahrhundert ein. Anschlieend
wurde der Grundstock fur eine anhalten-
de wirtschaftliche Prosperitat des Landes
gelegt, denn im 12. und 13. Jahrhundert
entwickelte sich der Silberbergbau in der
Mark MeiRen unter Otto dem Reichen,
der zu diesem Zweck 1180 eigens die
Stadt Freiberg grundete. Es war jeder-



mann erlaubt, Schirf- und Abbaurechte
frei zu erwerben, wenn der zehnte Teil
der beforderten Edelmetalle als Abgabe
entrichtet wurde. Auf diese Art und Weise
stieg Meif3en in den folgenden Jahrhun-
derten zum wohlhabendsten unter den
deutschen Herrschaften auf.

Unter den Wettinern

Otto der Reiche entstammte dem Ge-
schlecht der Wettiner, dessen Name auf
die Burg Wettin an der Saale, nérdlich von
Halle, zuriickgeht. Im Jahre 1089 wurde
erstmals ein Wettiner (Heinrich I. von Ei-
lenburg) mit der Markgrafschaft Meif3en
belehnt. Seit 1124 (Konrad der Grol3e) re-
gierten sie ununterbrochen in der Mark
MeiRen, in Kursachsen und im Konigreich
Sachsen bis 1918. Eine erstmalige Verbin-
dung des sachsischen Namens mit dem
Gebiet des heutigen Freistaates ergab sich
im Zusammenhang mit dem Tode des Her-
zogs von Sachsen-Wittenberg. Sein politi-
sches Erbe trat Markgraf Friedrich von
MeiRen (aufgrund seiner Verdienste im
Kampf gegen die bohmischen Hussiten)
im Jahre 1423 an. Hiermit ging auch die
Kurwirde an die Wettiner. In den folgen-
den Jahrzehnten setzte sich der Name
Sachsen gegen den der Markgrafschaft
MeiRen durch. Seit dieser Zeit war der je-
weils alteste Nachkomme aus dem Ge-
schlecht der Wettiner auch Kurfirst und
seine Besitzungen zahlten zum séchsi-
schen Kurfurstentum.

Zu den Territorien der Wettiner zahlten
seit langem auch thiringische Lande, in
denen bis 1482 eine wettinische Nebenli-
nie relativ unabhangig regierte. Diese Ne-
benlinie starb 1482 aus. Nun fielen die Ge-
biete wieder an die wettinische Hauptlinie
zuruck, der die beiden Briuder Kurfirst
Ernst und Herzog Albrecht vorstanden. Im
Jahre 1485 wurden die sachsischen Terri-
torien zwischen den beiden wettinischen
Briidern aufgeteilt. Es entwickelte sich
hieraus die ernestinische und die albertini-
sche Linie, wovon die albertinische die di-
rekte Tradition des heutigen Sachsens re-
prasentiert. Diese sogenannte Leipziger
Teilung stellte einen grofRen Einschnitt in
der sachsischen Territorialgeschichte dar.
Um die wettinischen Lande nicht ausein-
anderfallen zu lassen und um ihre Zusam-
mengehdrigkeit zu verdeutlichen, wur-
den die zum Besitz gehorigen Herrschaf-
ten, Stadte und Landereien wie ein
Flickenteppich auf die beiden Bruder ver-
teilt. Entgegen der urspriinglichen Absicht
verfestigte sich die Landesteilung in den
folgenden Jahrhunderten und schwéchte
die sehr méachtige Stellung des Kurftrsten-
tums Sachsen im Deutschen Reich.
Unterhalb der Landesherrschaft ent-
wickelten sich einfluBreiche Wirtschafts-
und Handelszentren, wozu besonders
Leipzig zu z&hlen ist: Die Stadt Leipzig er-

hielt 1497 das kaiserliche Messeprivileg,
das sie als privilegierten Handelsplatz aus-
wies. Es entstand ein bedeutender wirt-
schaftlicher Knotenpunkt mit Ausstrah-
lung auf den gesamten deutschen und eu-
ropaischen Raum. Und Leipzig war bereits
damals zu Messezeiten ,,die Welt in einer
NuR3*, wie Goethe spater schrieb.

Im Jahre 1547 zog Herzog Moritz von
Sachsen (Albertiner) gegen seinen Vetter
Kurfurst Johann Friedrich (Ernestiner), um
die Leipziger Teilung rickgangig zu ma-
chen. Nach der Schlacht bei Muhlberg
(1547) wurde Moritz die séchsische Kur-
wilrde mitsamt umfangreicher Territorien
des bisher ernestinischen Gebietes uber-
tragen. Das albertinische Sachsen behielt
seit dieser Zeit den Status des Kurfirsten-
tums.

Zwischen PreufRen und Habsburg

Der DreiRigjahrige Krieg brachte, wie flr
die meisten deutschen Landesteile, ein-
schneidende politische Veranderungen
mit sich. In den Jahren 1619 und 1620 un-
terstutzte das sachsische Kurfurstentum
offen die Partei der Habsburger und be-
setzte im Herbst 1620 Schlesien und die
beiden Lausitzen. Dies ist umso bemer-
kenswerter, als Sachsen zuvor zu den vor-
dersten Vertretern der protestantischen
Lander im Reich gezahlt werden durfte.
Die beiden Lausitzen erhielt Sachsen
anschlieBend zum Pfand. Im Jahre 1635
wurden sie bleibend als séchsische Landes-
teile etabliert. Obwohl Sachsen somit ter-
ritorial erheblich gestarkt aus dem Kriege
hervorging, war die Bevélkerung um etwa
die Halfte dezimiert worden. Zudem
wurde langsam erkennbar, daf es in eine
politisch nachteilige Mittelposition zwi-
schen Brandenburg-Preuen und dem
Habsburgerreich geriet, aus der es sich bis
ins 19. Jahrhundert hinein nicht zu befrei-
en vermochte. Vorerst jedoch nahm die
wirtschaftliche Genesung des Landes -
nicht zuletzt durch die Mitwirkung
béhmischer Exulanten (Glaubensflichtlin-
ge), die sich in Sachsen niederlielen —

Sachsen

Der Eingang zum 1994 eingeweihten neuen Plenartrakt des Sachsischen Landtags.
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einen raschen Verlauf. Hierdurch ergab
sich eine glnstige Grundlage fur die Re-
gierungszeit Augusts des Starken (1694 —
1733).

1670 geboren, erlangte Friedrich August I.
im Jahre 1694 die séchsische Kurwirde.
Friedrich August war auch von seiner Kor-
perfulle her eine eindrucksvolle Gestalt,
was ihm zu seinem Beinamen ,,der Star-
ke* verhalf. Schon 1696 hatte er die Gele-
genheit, seinen Geltungsdrang und sein
Machtstreben unter Beweis zu stellen:
Die polnische Konigskrone wurde va-
kant und ihm gelang es im darauffolgen-
den Jahr, seine Kdnigskandidatur in War-
schau durchzusetzen. Kurfirst Friedrich
August I. von Sachsen konnte als Konig
August Il. von Polen den koniglichen
Glanz auch in Dresden erstrahlen lassen.
Rauschende Feste, prunkvolle Bauten, ein
grofR3er Hofstaat, eine konigliche Zahl von
Maétressen und Kindern gehdrten zu sei-
ner Regentschaft. So erfreut er sich noch
heute in ganz Sachsen und besonders in
Dresden volkstimlicher Beliebtheit; und
die wichtigsten noch heute dominieren-
den barocken Bauwerke der Dresdener
Altstadt (z.B. Zwinger, Kathedrale, Frau-
enkirche) gehen auf seine und seines Soh-
nes Regierungszeit zuriick. Die séchsisch-
polnische Union unter August Il. (August
der Starke) und seinem Sohn als August IlI.
von Polen dauerte mit Unterbrechungen
bis zum Jahre 1763.

Im 19. Jahrhundert wurde Sachsen
zum modernsten und innovativsten
Wirtschaftsraum Deutschlands

Erst wieder 1806 durften sich die sachsi-
schen Kurfirsten Konige nennen, und
zwar vorerst von Napoleons Gnaden.
Durch eine gliicklose Koalitionspolitik an
der Seite Frankreichs stand die staatliche
Existenz Sachsens 1815 im Rahmen des
Wiener Kongresses zur Disposition. Im



Méchtespiel zwischen PreuRen und Oster-
reich durfte das Konigreich Sachsen als
Mittelmacht schlie3lich zwar bestehen
bleiben, blfte jedoch geographisch etwa
60% (u. a. Gorlitz/niederschlesische Gebie-
te und die Niederlausitz) und hinsichtlich
der Bevolkerungszahl etwa 40% seines
Umfanges ein.

Im weiteren Verlauf des 19. Jahrhunderts
gelang es, Sachsen zum modernsten und
innovativsten Wirtschaftsraum Deutsch-
lands zu entwickeln. Ein Umstand, der bis
heute z. B. im wirtschaftlichen Stellenwert
der industriellen Produktion, im Erschei-
nungsbild séchsischer Stadte und Dorfer
oder im Traditionsbewuftsein der Hoch-
schulen seinen Niederschlag findet. Als
wichtigste Triebfeder der Industrialisie-
rung fungierte die Textilindustrie im Vogt-
land, im Erzgebirge mit Chemnitz als
,.sachsischem Manchester und in der
Oberlausitz.

Im Deutschen Kaiserreich nach 1871 prag-
ten drei Bestimmungsfaktoren das politi-
sche Leben in Sachsen: zum einen das K6-
nigshaus, recht populér, aber politisch
sehr zurtckhaltend, zum zweiten die Do-
minanz der Konservativen in den Regie-
rungsgeschaften und zum dritten der
grofe Riuckhalt der Sozialdemokraten, die
zwar aus Griinden des Wahlsystems (Zen-
suswahlrecht) in Sachsen von der Regie-
rung ausgeschlossen blieben, aus den
Reichstagswahlen (Gleichheitsprinzip) je-
doch fast immer als stérkste sachsische
Partei hervorgingen. So sprach man denn
auch vom ,,roten Konigreich*.

Vom Freistaat zum Freistaat

Am 9./10. November 1918 verlie3 Kdnig
Friedrich August Ill. von Sachsen das Land;
am 13. November dankte er offiziell ab,
wobei er gesagt haben soll: ,,Dann mach
doch eiern Dragg alleene!* Am 13. No-
vember dankte er offiziell ab. Damit ende-
te nicht nur die Herrschaft des alten Ge-
schlechtes der Wettiner sondern auch die
Monarchie als solche.

Bereits am 10. November Ubernahm ein
Arbeiter- und Soldatenrat in Dresden die
Macht und proklamierte die Republik
Sachsen. Am 2. Februar 1919 fanden freie
und gleiche Wahlen statt. In die Volksver-
tretung wurden 42 Sozialdemokraten
(41,6%), 22 Mitglieder der Demokrati-
schen Partei (22,9%), 15 Vertreter der Un-
abhangigen Sozialdemokraten (16,3%),
13 Deutschnationale (14,3%) und 4 Volks-
parteiler (3,9%) entsandt. Damit hatte
sich Sachsen als traditionelle Hochburg
der Sozialdemokratie behauptet. Am 28.
Februar beschlof? die séchsische Volkskam-
mer ein Vorlaufiges Grundgesetz fur den
Freistaat Sachsen, aus dem die — nach 1831
— zweite sachsische Verfassung von 1920
hervorging. (Freistaat bedeutet Republik
im Sinne von nichtmonarchischer Herr-
schaft.)

In den Anfangsjahren der Weimarer Repu-
blik gewann die KPD an politischem Ge-
wicht. 1920 und 1921 hatten sich einige
Anschlage der extremistischen Linken
unter Leitung des Vogtlanders Max Holz
im mitteldeutschen Raum ereignet. Im
Krisenjahr 1923 konzentrierte sich die Ge-
fahr eines Umsturzversuches in Sachsen,
wo KPD-Funktionare, nach einer Anwei-
sung der Komintern, als Minister in die
Landesregierung Zeigner (SPD) eintraten.
Um einer Bedrohung der inneren Sicher-
heit fur das Reich entgegenzuwirken,
ruckten im Oktober mehrere Regimenter
der Reichswehr in séchsische Stadte ein.
AnschlieBend kam es zur Reichsexekution
gegen Sachsen auf Grund Art. 48 der Wei-
marer Reichsverfassung. Ein Reichskom-
missar wurde eingesetzt und die Reichs-
wehr zwang die sachsischen Minister aus
ihren Amtern. Unter diesem Druck trat die
Regierung Zeigner zurick; die Bildung
einer neuen SPD-Minderheitsregierung
ohne kommunistische Beteiligung fihrte
zu einer Normalisierung der Lage. Gegen
Ende der 20er Jahre stieg die NSDAP auch
in Sachsen auf und wurde bis zur Kanzler-
schaft Hitlers zur starksten Partei. Im Zuge
der Machtergreifung und der Gleichschal-
tung der Lander verlor Sachsen —nunmehr
als ,,Reichsgau‘ — praktisch seine staatli-
che Existenz.

Nach dem Zweiten Weltkrieg, im Juli
1945, lie’ die Sowjetische Militdradmini-
stration wieder eine séchsische Landesver-
waltung einrichten, die zusammen mit
den anderen Landern der SBZ als foderali-
stische Staatsgliederung bis in die DDR-
Zeit hinein bestand. 1947 erhielt Sachsen
seine dritte Landesverfassung im Laufe
der Geschichte. Im Zuge der zentralisti-
schen Vorstellungen, Bestrebungen und

Notwendigkeiten einer kommunistischen
Diktatur hob die DDR 1952 die Lander-
strukturen auf und ersetzte sie durch Be-
zirke (in Sachsen: Chemnitz/Karl-Marx-
Stadt, Leipzig und Dresden). Der séchsi-
sche Schriftsteller Erich Loest schrieb Uber
das damalige (zweite) Ende Sachsens:
,unter den historischen Begriff Sachsen
wurde 1952 ein Schlu3punkt gesetzt, die
Akte geschlossen und im Keller, Abteilung
Tote Staaten, unfeierlich beigesetzt.
Lange Jahre senkte sich Staub darauf,
Flugasche, Braunkohlendreck.*

Wahrend der Jahrzehnte der deutschen
Teilung wurde pldtzlich das historisch be-
deutsame und gemutliche Bautzen wegen
seines Zuchthauses fur politisch Inhaftier-
te ein Inbegriff des unmenschlichen SED-
Regimes. Der Volksaufstand vom 17. Juni
1953 fand durch eindrucksvolle Demon-
strationen auch in Sachsen grofen Rick-
halt. Mehr als 30 Jahre spater spielten die
sachsischen  Schauplatze dann eine
fuhrende Rolle beim Niedergang der SED-
Herrschaft.

Die friedliche Revolution im Jahre 1989
und der Weg zur Wiedervereinigung wur-
den mal3geblich von séachsischen Personen
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und Ereignissen mitgepragt. Die Leipziger
Montagsdemonstrationen trugen der
Messestadt den Beinamen ,,Heldenstadt*
ein. Die ersten Montagsdemonstrationen
waren 1982 in Form von Friedensgebeten
in der Leipziger Nicolai-Kirche entstan-
den. In den entscheidenden Monaten des
Oktober und November 1989 fanden sich
oftmals mehrere 100000 Menschen ein,
um gegen das DDR-Regime und spater fur
die Wiedervereinigung einzutreten. Nach
allzu langer Zeit wurden wieder weif3-
grune Flaggen mitgefuhrt, lebte auch der
Wunsch zur Neubegrindung sachsischer
Landesstaatlichkeit wieder auf.

Am 3. Oktober 1990, dem Tag des Voll-
zugs der Wiedervereinigung, wurde auf
der Albrechtsburg in Meif3en der sachsi-
sche Staat neu gegrindet. Der Ort der
Neugrindung, die alte Residenz der Mark
Meif3en, und die Namengebung ,,Freistaat
Sachsen* knupften an uralte historische
Bindungen und demokratische Traditio-
nen an.

Die Sorben

Seit Uber 1000 Jahren leben die slawischen
Sorben in Dorfern und Kleinstadten im
Raum zwischen Spree und Oder, von Baut-
zen bis Lubben, in der Ober- und Nie-
derlausitz. Trotz vielfacher Bedrangung
und sogenannten ,,Germanisierungsver-
suchen* im 19. und 20. Jahrhundert konn-
te sich das etwa 70 000 Menschen umfas-
sende kleine Volk bis heute behaupten.
Die Sachsische Verfassung (Art. 6) — und
fur die Niederlausitzer Sorben die bran-
denburgische entsprechend - sichert der
sorbischen Volksgruppe Gewahrleistung
und Schutz ihres Rechtes auf Sprach- und
Kulturpflege ,,insbesondere durch Schu-
len, vorschulische und kulturelle Einrich-
tungen* zu.

Besonders typisch fur das sorbische Volk
ist eine sehr enge Verknipfung von
Sprach-, Kultur- und Religionsgemein-
schaft (evangelisch wie katholisch), die
allen historischen Widrigkeiten zum Trotz
bis heute bestehen blieb. Viele Einrichtun-
gen, wie die Domowina als kultureller
Dachverband oder das Sorbische Institut
mit der Sorbischen Zentralbibliothek in
Bautzen, erhalten nach wie vor ihre finan-
zielle Absicherung durch staatliche Mittel.
Die eigentliche Gefahr flr das Sorbentum
scheint jedoch nach 1989 die zumeist be-
rufsbedingte hohere Mobilitdat und die
Strukturschwéche des landlichen Raumes
zu sein. Ohne ausreichende Arbeitsplatze
in der ndheren Umgebung der sorbischen
Dorfer ist der Wegzug junger Leute kaum
vermeidbar. Hieraus resultieren existenzi-
elle Probleme der Pflege und Weitergabe
von Sprache und Brauchtum.



Die erste Verfassung der neuen
Bundeslander

Die Sachsische Verfassung (die vierte Lan-
desverfassung in der Geschichte) trat am
6. Juni 1992 in Kraft. Sie war die erste Ver-
fassung, die in den neuen Bundeslandern
verabschiedet wurde. Die Prédambel be-
tont die historische Tradition Sachsens
und grenzt diese zu den vorgehenden
Jahrzehnten der Diktatur ab. Dort heif3t
es:

,.,Anknlipfend an die Geschichte der Mark
MeiR3en, des séchsischen Staates und des
niederschlesischen Gebietes, ... ausgehend
von den leidvollen Erfahrungen national-
sozialistischer und kommunistischer Ge-
waltherrschaft, ... hat sich das Volk im Frei-
staat Sachsen dank der friedlichen Revolu-
tion des Oktobers 1989 diese Verfassung
gegeben.*

Die sachsische Verfassung enthélt einen
kompletten Grundrechte-Katalog in Ent-
sprechung zum Grundgesetz und zur Be-
teuerung ihrer Aufgabenstellung flr
staatliches Handeln. Besondere Erganzun-
gen zum Grundgesetz wurden zumeist
aufgrund leidvoller Erfahrungen der DDR-
Zeit vorgenommen. So umfal3t der Grund-
rechtekatalog eingedenk der Verbrechen
der Staatssicherheit gegen politisch Oppo-
sitionelle eine besondere Betonung z.B.
des Datenschutzes (Art. 33) oder die aus-
drtckliche Bestimmung:

»Niemand darf grausamer, unmenschli-
cher oder erniedrigender Behandlung
oder Strafe und ohne seine freiwillige und
ausdrickliche Zustimmung wissenschaftli-
chen oder anderen Experimenten unter-
worfen werden* (Art. 16,2).

An direktdemokratischen Elementen in
der Séachsischen Verfassung sind Volks-
antrag, Volksbegehren und Volksent-
scheid zu nennen. So ist es entsprechend
Art. 3,2 der Sachsischen Verfassung (,,Die
Gesetzgebung steht dem Landtag oder
unmittelbar dem Volk zu.*) méglich, Gber
einen Volksantrag ein Gesetzesvorhaben
in den Landtag einzubringen und bei Ab-
lehnung durch den Landtag auch einen
Gesetzesentwurf als Volksbegehren zum
Volksentscheid zu bringen und bei mehr-
heitlicher Zustimmung gegen die Land-
tagsposition durchzusetzen (Art. 70 ff.). In
Entsprechung zur Bundesebene sitzt in
Leipzig ein Verfassungsgerichtshof des
Freistaates Sachsen als unabhangiges Ent-
scheidungsorgan in Grundsatzfragen.

Die neue Verwaltungsorganisation

Die ersten Landtagswahlen (14. 10. 1990)
nach der friedlichen Revolution ergaben
eine stabile CDU-Mehrheit im Parlament.
Zum Ministerprasidenten wurde Prof. Dr.
Kurt Biedenkopf gewahlt. Er brachte
langjahrige bundes- und landespolitische
Erfahrungen (Nordrhein-Westfalen) in die
anstehenden Aufgaben ein.

Der Aufbau der Landesverwaltung stand
unter den Einfltssen der Diskussionen und

Ergebnisse der Runden Tische sowie der
politischen Vorstellungen und Erfahrun-
gen der Verwaltungsfachleute, die haupt-
sachlich aus den Partnerlandern Bayern
und Baden-Wirttemberg nach Sachsen
berufen wurden. Es galt, trotz des immen-
sen Zeitdrucks, eine effektive Landesver-
waltung aufzubauen, die dem Rahmen
des Grundgesetzes und Einigungsvertra-
ges entsprach, aber auch die Eigenarten
Sachsens bericksichtigte. Umfangreiche
theoretisch-konzeptionelle Uberlegungen
mul3ten vorerst auf zentrale Aufgaben-
stellungen beschrankt werden. Wegen
des hohen Regelungsbedarfes im gesam-
ten ProzelR des Umbaus von Verwaltungs-
und Rechtsordnung konnte vielen weite-
ren Problemen vorerst nur durch Uber-
nahme bestehender Gesetze und Verord-
nungen aus den alten Bundeslandern be-
gegnet werden.

Bei der Diskussion um die Einrichtung von
Mittelbehdrden in Form von Regierungs-
présidien spielte die Erinnerung an die po-
litisch sehr ,,berlinhérigen* Bezirke der
DDR (Karl-Marx-Stadt/Chemnitz, Leipzig
und Dresden) eine grof3e Rolle. Letztend-
lich setzte sich jedoch das Argument
durch, daR die Kreise und Kreisfreien
Stadte ohne Mittelbehdrden allzu schwer
ihre Anliegen koordinieren kdnnten. An-
stelle der urspringlich geplanten funf
wurden dann drei Regierungsprésidien
geschaffen, und zwar den vormaligen Be-
zirken geographisch sehr ahnlich. Die
dreigliedrige Struktur der Regierungspra-
sidien als Mittelbehérden ist in einigen
Bereichen nachtréaglich  durchbrochen
worden, wie z.B. durch die Bildung von
Kulturrdumen und die Zusammenfassung
von Oberschul- und Schuldmtern zu funf
Regionalschulamtern.

Die bestehende Anzahl von 48 Landkrei-
sen und Kreisfreien Stadten sollte verrin-
gert werden, um Uberschaubarere Ver-
waltungsstrukturen zu schaffen. So gibt es
derzeit in Sachsen 22 Landkreise und sie-
ben Kreisfreie Stadte (Chemnitz, Dresden,
Gorlitz, Hoyerswerda, Leipzig, Plauen und
Zwickau). Daneben ermoglicht die Sachsi-
sche Gemeindeordnung auf Antrag die
Etablierung von sogenannten Grof3en
Kreisstadten (Voraussetzung: Gber 20000
Einwohner) mit speziellen zuséatzlichen
Kompetenzen gegenuber anderen Stad-
ten. 1998 verabschiedete der Sachsische
Landtag eine Gemeindegebietsreform,

die die Anzahl von 1 626 Stadten und Ge-
meinden auf nunmehr 537 selbstandige
Einheiten in Form von 332 Stadten und
Gemeinden im herkdmmlichen Sinne
sowie 205 Einheitsgemeinden (Zusam-
menschlufd mehrerer ehemals selbstandi-
ger Gemeinden) reduziert. Zudem werden
Verwaltungsgemeinschaften mit einem
Verwaltungszentrum fur benachbarte
selbstandige Gemeinden und Verwal-
tungsverbande als Zusammenschlisse selb-
stdndiger Gemeinden ohne ein Verwal-
tungszentrum eingerichtet. Des weiteren
werden die sachsischen groferen und
Grof3stadte durch erhebliche Eingemein-
dungen weitgehend von den sogenann-
ten Speckgurteln befreit.

Das sachsische Wahlsystem

Das sachsische Wabhlsystem orientiert sich
bei den Landtagswahlen am Wahlrecht
zum Deutschen Bundestag und bei den
Kommunalwahlen an den Regelungen in
Baden-Wurttemberg und Bayern. Die
Sachsische Verfassung bestimmt eine or-
dentliche Legislaturperiode des Séchsi-
schen Landtages von funf Jahren. Die 120
Parlamentssitze werden zur Halfte Uber
60 Direktmandate (in 60 Wabhlkreisen)
und zur Halfte Uber 60 Listenplatze be-
stimmt. Die Wahler haben somit je eine
Stimme fur einen Wahlkreiskandidaten
und eine Parteiliste zu vergeben. Der
Landtag wird nach dem Verhéltnis der
Zweitstimmenanteile der Parteien be-
setzt, wobei allerdings die 5%-Hirde zu
Uberwinden ist. Kommt es durch das Un-
gleichgewicht von Erst- und Zweitstim-
menanteilen zu Uberhangmandaten, so
werden diese im Unterschied zum Wahl-
recht des Bundestages ausgeglichen.

Der erste Sachsische Landtag wurde am
14. Oktober 1990 - also vor Inkrafttreten
der Sachsischen Verfassung — nach dem
,.Gesetz Uber die Wahlen zu Landtagen in
der DDR* vom August 1990 gewahlt. Er
besal} eine Legislaturperiode von vier Jah-
ren und setzte sich aus 160 Abgeordneten
zusammen.

In sachsischen Kreisen, Stadten und Ge-
meinden gilt der Verwaltungsaufbau nach
dem Muster der Suddeutschen Ratsverfas-
sung. Hiernach werden Landrate als Leiter
der Kreisverwaltung und Vorsitzende der
Kreistage direkt fur sieben Jahre gewahit.
Ebenfalls direkt werden die Oberbirger-
meister und Blrgermeister als Vorsitzende
des Stadt- oder Gemeinderates und als
Leiter der Stadt- oder Gemeindeverwal-

Wahlergebnisse in Sachsen 1990-1998 zum Deutschen Bundestag (BT) und zum
Sachsischen Landtag (LT) nach Zweitstimmen in %

BT 1990 LT 1990 BT 1994 LT 1994 BT 1998
Cbu 49,5 54,4 48,0 58,1 32,7
SPD 18,2 19,1 24,3 16,6 29,1
PDS 9,0 (10,2) 16,7 16,5 20,0
FDP 12,4 53 3,8 17 3,6
B 90/Griline 59 (5,6) 4,8 4,1 4,4

(PDS - LT 1990: ,,Linke Liste — PDS*, B90/Gruine 1990: ,,Neues Forum — Blindnis-Grine)

Quelle: Statistisches Landesamt des Freistaates Sachsen
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tung gewahlt. Landrate und Birgermei-
ster in Gemeinden mit tber 3000 Einwoh-
nern sind hauptamtliche Beamte auf Zeit.
Organe des Landkreises sind der Kreistag
und der Landrat, Behdrde des Landkreises
ist das Landratsamt. Mitglieder der Kreis-
tage sind Kreisréte und jeweils ein Landrat
als Vorsitzender. Die Wahlen zu Kreista-
gen, Stadt- und Gemeinderaten werden
nach dem Prinzip der Verhéltniswahl fur
eine Amtszeit von funf Jahren durchge-
fuhrt. Jeder Wahlberechtigte hat drei
Stimmen, die er auf einen Bewerber kon-
zentrieren (kumulieren) oder aber auf
mehrere Bewerber verteilen kann (pana-
schieren).

Die Starke der Kreistage variiert von 50
Sitzen in Kreisen mit weniger als 100.000
Einwohnern bis zu 70 Sitzen in Kreisen mit
mehr als 175 000 Einwohnern. Die Sitzstar-
ke der Stadt- und Gemeinderéate richtet
sich entsprechend nach der jeweiligen Be-
volkerungszahl, so werden z. B. acht Ge-
meinderate bei bis zu 500 Einwohnern
oder 60 bei Stadten mit Gber 400.000 Ein-
wohnern gewahlt. Fir Ortschaften einer
Stadt oder Gemeinde mit einem Orts-
vorsteher an der Spitze wird nach den
Grundsatzen der Gemeinderatswahlen
ein Ortschaftsrat gewahlt.

Ahnlich wie auf der Landesebene besteht
auch auf Gemeinde- und Kreisebene die
Mdglichkeit zur direkten politischen Ein-
fluBhahme der Wahlbevolkerung Uber
Burgerbegehren und Bugerentscheid.

Vom ,,roten Konigreich* zur
..schwarzen Hochburg*

Die CDU wurde nach der friedlichen Revo-
lution zur dominierenden politischen Par-
tei in Sachsen. Dies geschah wohl vorran-
gig, weil sie als Partei der zligigen Wieder-
vereinigung und der schnellen Eingliede-
rung in die Bundesrepublik wahrgenom-
men wurde und dies den Wahlerinteres-
sen entsprach. Zudem engagierten sich
zahlreiche Spitzenpolitiker der sachsi-
schen CDU malf3geblich als Burgerrechtler
in der DDR-Opposition und trugen zur
Entwicklung 1989 mit bei. Die SPD konnte
somit — vor dem Hintergrund des CDU-
Wabhlerfolges - nicht an ihre Erfolge aus
der Zeit von 1871 bis 1933 anknupfen.

Bei den Landtagswahlen 1990 erreichte
die CDU eine absolute Mehrheit (53,8 %
der Zweitstimmen) und konnte diese 1994
mit 58,1% noch weiter ausbauen. Bundnis
90 /Die Griunen (4,1%) und FDP (1,7 %)
sind im zweiten Sachsischen Landtag nicht
vertreten, nachdem sie 1990 die 5-%-
Hurde noch hatten Uberspringen kénnen.
Eine Besonderheit der politischen Verhalt-
nisse in Sachsen stellen die recht abwei-
chenden Wahlergebnisse der Regierungs-
partei bei Kommunal-, Landtags- und
Bundestagswahlen dar. Bei den Kommu-

nalwahlen 1994 errang die CDU 38,1%
der Stimmen, bei den Bundestagswahlen
im gleichen Jahr 48% (Zweitstimmen)
und bei den Landtagswahlen 58,1%
(Zweitstimmen).

Die Bundestagswahlen vom September
1998 brachten der CDU gegeniber 1994
einen massiven Einbruch: In den 21 Wahl-
kreisen gewannen acht SPD- und 13 CDU-
Kandidaten die Direktmandate (1990 und
1994: alle CDU). Der maf3gebliche Grund
fur die geringen Zuwachse der SPD bei
grof3en Verlusten der CDU liegt in dem be-
achtlichen Stimmenanstieg anderer klei-
nerer Parteien (DVU: 2,6 % = +2,6 % ; Pro
DM: 2,7 % =+ 2,7 % ; Republikaner: 1,9%
=+0,5% ;NPD: 1,2% =+ 1,2 %). Die Uber-
wiegende Mehrheit der séchsischen Ge-
meinden und Stadte wird von CDU-BLr-
germeistern gefuhrt. In gréReren Stad-
ten gibt es jedoch einige Ausnahmen:
Waéhrend sich die CDU im konservativeren
Dresden als starkste Partei behauptete,
konnte die SPD bei den Kommunalwahlen
in Leipzig und Chemnitz ihre Oberburger-
meisterkandidaten durchsetzen, in der
Kreisfreien Stadt Hoyerswerda regiert ein
PDS-Burgermeister.

Den erheblichen Abweichungen vom
durchschnittlichen Landesergebnis der
Parteien CDU, SPD und PDS bei den Bun-
destagswahlen von 1998 entsprechen ty-
pische Muster der Wahlanalyse. So errang
die CDU bei den Bundestagswahlen von
1998 in den kleinen Gemeinden des ka-
tholischen Sorbenlandes (z.B. im Wall-
fahrtsort Ralbitz-Rosenthal 69,1 %) und in
den katholisch gepragten Stadten Witti-
chenau (54,7 %) und Schirgiswalde (54 %)
sowie in Erzgebirgsgemeinden mit einer
hohen Kirchenbindung unter der prote-
stantischen Bevolkerung einen Zweitstim-
menanteil, der gegenuber dem Landes-
durchschnitt von 32,7% deutlich ab-
weicht. Die Stadt Hoyerswerda, die ihr Ge-
sicht zu DDR-Zeiten vollstandig verwan-
delte und zu einer Industriearbeiterstadt
im Herzen des Braunkohlebergbaus
wurde, stellt heute eine Hochburg der
PDS dar mit einem Zweitstimmenanteil
von 28,4%. Die SPD konnte in den zwei
Leipziger Wahlkreisen an historische Er-
folge anknipfen und im Unterschied zu
1994 die CDU als stérkste Partei abldsen.
Sie lag hier mit Zweitstimmenanteilen von
36,6 und 37% weit Uber dem Landes-
durchschnitt von 29,1%.

,,Was in Chemnitz erarbeitet wird,
wird in Leipzig gehandelt und in
Dresden verpral3t*

Das Stadtedreieck Dresden-Leipzig-Chem-
nitz stellte vor dem Zweiten Weltkrieg das
industrielle Herz Deutschlands dar. Da-
mals trugen besonders Unternehmen mit-
telstandischer Gréf3e zur Blite der sachsi-
schen Wirtschaft bei. Zu DDR-Zeiten er-
wirtschafteten die sachsischen Bezirke
etwa 40% der gesamten Industrieproduk-
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tion der DDR. Der Anteil an Beschaftigten
im produzierenden Gewerbe betrug noch
1989 54%. Das Bruttoinlandsprodukt
(BIP) des Freistaates Sachsen belief sich
1997 auf 123,3 Mrd. DM. Dies entspricht
etwa 30% der Wirtschaftsleistung der
neuen Bundeslander und einem Anteil
von 3,4% des deutschen BIP insgesamt.
Das sachsische BIP liegt damit im Vergleich
zwischen den Bundeslandern Schleswig-
Holstein (112,5 Mrd. DM) und Hamburg
(142,6 Mrd. DM). Das reale Wirtschafts-
wachstum der letzten acht Jahre erreichte
1994 einen Spitzenwert von 11,1% und
sank seitdem jahrlich ab bis auf 2% im
Jahre 1997. Dies ist ein bedriickendes Er-
gebnis im Hinblick auf das Ziel der wirt-
schaftlichen Angleichung zwischen alten
und neuen Bundeslandern, denn bei bei-
nahe gleichen Wachtumsraten kommt der
AufholprozeR3 nattirlich zum Erliegen.

Ein altes Sprichwort, das bis heute gewisse
Gultigkeit besitzt, besagt: ,,Was in Chem-
nitz erarbeitet wird, wird in Leipzig ge-
handelt und in Dresden verprafl3t.“ Der
Raum Chemnitz/Zwickau verfugt Uber
eine vorrangig schwerindustriell gepragte
Wirtschaftsstruktur mit dem Schwerpunkt
des Fahrzeugbaus und der Metallverarbei-
tung (z.B. Volkswagen, Sachsenring). Leip-
zig ist der infrastrukturelle Knotenpunkt
der neuen Bundeslander im Bereich des
Handels (Leipziger Messe, Flughafen Leip-
zig-Halle, Bankenstandort) und der poly-
graphischen Industrie. In und um die Lan-
deshauptstadt Dresden konzentrieren sich
Unternehmen der Elekrotechnik und ele-
kronischen Hochtechnologie (z. B. Sie-
mens, AMD) bis in den Freiberger Raum
hinein sowie traditionell der kosmetischen
Industrie. Die wichtigsten Wirtschafts-
zweige des produziernden Gewerbes in
Sachsen sind der Maschinenbau, die Me-
tallverarbeitung, die Elektro- und Elektro-
nikindustrie sowie das Ernahrungs-, Textil-
und Papiergewerbe. AuRerhalb der Ober-
zentren gelang es bisher kaum, in ausrei-
chendem Mafe Arbeitsplatze zu sichern
oder neu zu schaffen. Der Braunkohle-
tagebau in der Lausitz (z. B. in Schwarze
Pumpe) oder Waggon- und Turbinenbau
in Gorlitz, der Instrumentenbau und die
Spitzenproduktion im Vogtland, die Spiel-
zeugherstellung im Erzgebirge sowie die
Stahl- und Reifenproduktion in Riesa
haben — soweit sie den Wirtschaftswandel
Uberhaupt als Unternehmen Uberstehen
konnten - bei weitem nicht mehr das Be-
schaftigungsgewicht wie zu DDR-Zeiten
und stellen zumeist nur noch einen
Grundstock fur den viel groReren Arbeits-
platzbedarf dar.

An die traditionelle Wirtschaftsstruktur
der Vergangenheit konnte Sachsen nach
der Revolution von 1989 im grof3en und
ganzen wieder anschlieen. Besonders
weil die Neuansiedlung bzw. Umstruktu-
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rierung grofBer Industrieunternehmen
nicht mehr den Uberragenden Stellenwert
in der Erwerbsstruktur verzeichnen kann,
ist die Forderung der Entstehung und Eta-
blierung von Kleinunternehmen ein wich-
tiges Anliegen der sachsischen Staatsre-
gierung. Hiermit wird an die Traditionen
der Grunderzeit und der Weimarer Repu-
blik angeknupft.

Ein dynamischer und mittelstandisch
gepragter Wirtschaftsstandort

In den Jahren 1990 bis 1996 ist die Zahl der
Gewerbe in Sachsen um 216.500 Betriebe
gewachsen. 86 % der sachsischen Betriebe
beschaftigen weniger als 20 Mitarbeiter.
Etwa 50.000 Handwerksbetriebe sind in
Sachsen gemeldet. Die Betriebsdichte und
die Anzahl der Handelsregistereintragun-
gen liegen in Sachsen signifikant hdher als
im Bundesdurchschnitt. Entgegen den er-
sten Jahren nach 1989 verlagert sich das
Branchengewicht der Gewerbeneuanmel-
dungen von Handel und Handwerk zu-
nehmend in Richtung Industrieproduk-
tion. Mittlerweile entfallen etwa 75 % der
sachsischen Industrieproduktion auf den
mittelstandischen Bereich. Damit behaup-
tet sich Sachsen als dynamischer und be-
sonders mittelstandisch gepragter Wirt-
schaftsstandort. In den séchsischen Wachs-
tumszentren um Leipzig und Dresden be-
finden sich die Werte wiederum auf
einem bedeutend gunstigeren Niveau als
in landlichen Raumen. Allerdings weisen
die Regionen Zwickau, Bautzen und Riesa
die hochste Dichte an Industriearbeitsplat-
zen auf, wahrend in den Ballungszentren
der Dienstleistungsanteil starker ins Ge-
wicht fallt.

Die Arbeitslosigkeit stellt in Sachsen — wie
in den neuen Bundeslandern allgemein -

das grofte wirtschafts- und sozialpoliti-
sche Problem dar. Gab es 1989 noch 2,8
Mio. Erwerbstatige in Sachsen, so
schrumpfte diese Zahl auf etwa 1,8 Mio.
bis 1992 und befindet sich seitdem auf
vergleichbarem Niveau. Die Arbeitslosen-
quote in Sachsen betrug in den vergange-
nen Jahren zwischen 14 und 17 % und lag
damit jeweils etwas ginstiger als in den
neuen Bundeslandern insgesamt. Die re-
gionalen Unterschiede sind gravierend
(z.B.im Okt. 1997: 12,1% im Raum Plauen
und 19,3 % im Raum Bautzen).

Trotz hoher Steigerungsraten (1997 ca.
39 %) liegt der Exportanteil Sachsens mit
einem Viertel der Exporte der neuen Bun-
deslander immer noch unter dem entspre-
chenden Anteil der gesamten Wirtschafts-
leistung. Dies ist vor dem Hintergrund der
geographischen Lage bemerkenswert und
birgt offensichtlich weitere Wachstums-
perspektiven.

Neue Wege in der Bildungspolitik

Das sachsische Bildungswesen steht in
einer langen und verpflichtenden Tradi-
tion. Theodor Fontane schrieb Uber die
Sachsen im Vergleich zu den Ubrigen
deutschen Stammen:

,.Sie sind die Uberlegenen, und ihre Kul-
turiiberlegenheit wurzelt in ihrer Bil-
dungsuberlegenheit, die nicht vom neue-
sten Datum, sondern fast vierhundert
Jahre alt ist.”

So ging man nach der friedlichen Revolu-
tion sehr ambitioniert an die Chance des
Bildungsum- und neuaufbaus. Das Schul-
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system wurde mit zwei markanten Beson-
derheiten im Vergleich zu westlichen Bun-
deslandern ausgestattet. Einerseits dauert
die Schulzeit — im Unterschied zu den mei-
sten Bundeslandern — bis zum Abitur le-
diglich zwolf Jahre, andererseits stellt die
neue Mittelschule den einzigen allge-
meinbildenden Schultypus neben dem
Gymnasium dar. In der Mittelschule kén-
nen die Schuler einen Hauptschul- oder
Realschulabschlu® erlangen. Auch im Be-
reich der Schulverwaltung geht man in
Sachsen neue Wege. So wurden zum 1. Ja-
nuar 1999 20 Schulamter und drei — ent-
sprechend den Regierungsbezirken -
Oberschulamter aufgeldst und an deren
Stelle flinf Regionalschulamter eingerich-
tet (mit Sitz in Bautzen, Dresden, Leipzig,
Chemnitz und Zwickau).

Das Hochschulwesen wurde den Struktu-
ren der alten Bundeslander angepalit,
z.B. durch Auflésung der ehemaligen
Padagogischen Hochschulen. Besonders
einschneidend waren die personellen Ab-
wicklungen von belasteten Hochschulleh-
rern. Die Technische Universitat Dresden
(ca. 22.000 Studenten) wurde mit der Aus-
weitung um geisteswissenschaftliche Fa-
kultaten zur Volluniversitat. Sie lief der
Leipziger Universitat (ca. 20.000 Studen-
ten) bezuglich der Immatrikulationen den
ersten Rang ab. In Sachsen werden vier
Universitaten, vier Kunsthochschulen, und
funf Fachhochschulen als Hochschulen fur
Technik und Wirtschaft unterhalten.
Hinzu kommen als Sondereinrichtungen
das Internationale Hochschulinstitut in
Zittau und die Akademie fur Kinstleri-
schen Tanz (Palucca Schule Dresden) sowie
die private Handelshochschule Leipzig (als
Universitat).

Auf das baden-wirttembergische Vorbild
zuruckgreifend wurde zudem 1991 eine
Berufsakademie Sachsen gegriindet. An
sechs Standorten absolvieren etwa 3.600
Studenten ein ,,duales Studium*, das zur
Halfte nichtstaatlich durch sogenannte
Praxispartner organisiert wird.

Kultur in Sachsen

Das Kulturland Sachsen in Kurze und aus-
gewogen vorzustellen, ist ein Unterfan-
gen, das einem Dialog Heinrich von Kleists
ahnelt, den er auf einer Reise durch Sach-
sen niederschrieb: ,,Sind Sie in Dresden ge-
wesen?*“ — ,Ja, durchgereist.” — ,,Haben
Sie das Grine Gewodlbe gesehen?* -
,.Nein.“ — ,,Das SchloR?*“ —,,Von aufRen.* —
,.Konigstein?*“ — ,,Von weitem.* — , Pillnitz,
Moritzburg?* —,,Gar nicht.** — ,,Mein Gott,
wie ist das moglich?* — ,,Mdglich? Mein
Freund, das war notwendig.*

Die kulturellen Besonderheiten Sachsens
sind eng mit der Geschichte der einzelnen
Regionen verflochten. Zur gezielteren fi-
nanziellen Unterstiitzung und zur besse-
ren Koordination der kulturellen Aktivita-
ten in Sachsen schuf man die acht landli-
chen Kulturrdume Vogtland, Zwickauer
Raum, Erzgebirge, Mittelsachsen, Leipzi-
ger Raum, Elbtal, Sé&chsische Schweiz/
Osterzgebirge, und Oberlausitz-Nieder-
schlesien sowie die drei urbanen Kul-



turradume Chemnitz, Leipzig und Dresden.
Die Kulturstatten internationalen Ranges
konzentrieren sich in Leipzig und Dres-
den: So stehen die Knaben vom Thoma-
nerchor Leipzig in stetem Wettbewerb mit
dem Dresdner Kreuzchor. Das Leipziger
Gewandhausorchester, die Leipziger Oper
und die Deutsche Bucherei als Teil der Na-
tionalbibliothek sind weitere Séaulen der
Kulturpflege. Und die Neue Messe beher-
bergt nicht nur die Frihjahrsbuchmesse,
sondern ist auch Veranstaltungsort sport-
licher und musikalischer GroRereignisse.
In Dresden sind die Semperoper mit der
Staatskapelle, die Dresdner Philharmonie,
die Geméldegalerie alter Meister mit Raf-
faels Sixtinischer Madonna oder das Hy-
giene-Museum herausragende Publikums-
magneten. Aullerhalb der Zentren exi-
stiert selbstverstandlich auch ein weitver-
zweigtes und tiefschichtiges Kulturange-
bot in allen grofReren Stadten und Regio-
nen, das neben traditionellen Schwer-
punkten, die z. B. durch 18 Theater und 10
Orchester repréasentiert werden, auch mo-
derne Ansatze berucksichtigt, wie z. B. in
den Uber 40 soziokulturellen Zentren des
Landes.

Nur noch 30 % der Bevolkerung sind
Kirchenmitglieder

Sachsen war seit 1539 protestantisch ge-
pragt, auch wenn das Herrscherhaus seit
August dem Starken der katholischen Kir-
che angehorte. Durch die kirchenfeindli-
che Politik und materialistische Ideologie
des Marxismus-Leninismus und eine er-
hebliche Zahl von Kirchenaustritten bei-
der grofer christlicher Konfessionen nach
der friedlichen Revolution ging der Anteil
an Kirchenmitgliedern nach dem Zweiten
Weltkrieg von uber 90% auf heute unter
30% der Bevolkerung zuriick.

Ungefahr 25% der sachsischen Bevolke-
rung gehoren Gliedkirchen der Evangeli-
schen Kirche in Deutschland (EKD) an. Die
Evangelisch-Lutherische Landeskirche
Sachsen stellt mit ca. einer Million Mitglie-
dern die gréRe Gemeinschaft dar, gefolgt
von der Evangelischen Kirche der schlesi-
schen Oberlausitz mit ca. 62.000 Mitglie-
dern und der Evangelischen Kirche der
Kirchenprovinz Sachsen mit ca. 32.000
Mitgliedern im séchsischen Teil. Etwa 4%
der Bevolkerung sind romisch-katholi-
schen Bekenntnisses. Sie gehdren zu den
sachsischen Teilen der Bistumer Dresden-
MeiRen (ca. 150.000 Seelen), Gorlitz (ca.
21.000 Seelen) und Magdeburg (ca. 7.000

Seelen). Besonders die katholischen Sor-
ben in ihren Dorfern im GroRraum Baut-
zen und die Stadte Wittichenau und Schir-
giswalde stellen durch lange bdhmisch-
habsburgische  Zugehérigkeit beinahe
rein katholische Enklaven dar.

Die drei judischen Gemeinden in Sachsen
konnten zwar seit 1989 einen erheblichen
Zuwachs erzielen, bilden jedoch mit insge-
samt ca. 450 Mitgliedern eine sehr kleine
Glaubensgemeinschaft.

Presse und Rundfunk in Sachsen

Das Angebot an regionalen Tageszeitun-
gen in Sachsen ist sehr beschrankt. In den
meisten Regionen dominiert eine Zeitung
den Markt. Die Freie Presse mit Sitz in
Chemnitz (Eigentimer: Medien Union,
d.h. Die Rheinpfalz) legt téglich ca.
452.000 Expl. auf, die Séchsische Zeitung
mit Sitz in Dresden (Haupteigentiimer
Gruner und Jahr) ca. 390.000 Expl. und
die Leipziger Volkszeitung mit Sitz in Leip-
zig (Eigentumer Madsack/Springer) ca.
317.000 Expl. Durch die sehr konzentrierte
Presselandschaft zéhlen die drei grof3en
sachsischen Tageszeitungen zu den aufla-
genstéarksten in ganz Deutschland. Die
groBen nationalen Tageszeitungen und
Wochenmagazine (z. B. Frankfurter Allge-
meine oder Der Spiegel) finden im Ver-
héltnis zu den alten Bundesléandern einen
schlechten Absatz. Eine Besonderheit stel-
len sorbischsprachige Publikationen dar,
wovon die Tageszeitung Serbske Noviny
aus Bautzen mit etwa 1.500 Exemplaren
Auflage das Angebot der grof3en deutsch-
sprachigen Organe gezielt erganzt.

Im Bereich des Fernsehkonsums existieren
erhebliche Unterschiede zu den alten
Bundeslédndern. So steht in Sachsen in der
Rangfolge der beliebtesten Fernsehsen-
der zumeist ein privater Anbieter an der
Spitze. Der Mitteldeutsche Rundfunk als
gemeinsame Anstalt der Lander Thurin-
gen, Sachsen-Anhalt und Sachsen hat sich
seit seinem Sendestart 1992 zu einer der
wichtigsten offentlich-rechtlichen Fern-
seh- und Radioanstalten in Deutschland
entwickelt. Das Rundfunkangebot in
Sachsen gestaltet sich sehr vielseitig.
Unter den 6ffentlich-rechtlichen Program-
men erfreuen sich neben dem MDR auch
die nationalen Sender Deutschlandradio
Berlin und traditionell der Deutschland-
funk (KoéIn) groRer Beliebtheit. Zudem
strahlen eine Vielzahl von kleinen Sen-
dern Uber UKW aus, wovon sich die mei-
sten allerdings auf leichte Unterhaltung
konzentrieren.

Insbesondere die Regionalsender vermit-
teln einen Eindruck, wie sehr die Vielfal-
tigkeit sachsischer Regionen nach 1989
wieder selbstbewul3t zum Ausdruck ge-

bracht wird; und nicht zuletzt auch
sprachlich. So mége am Ende dieser Vor-
stellung Sachsens ein Wortspiel des Kaba-
rettisten Jirgen Hart stehen, das auch fir
die gemutliche sachsische Lebensart spre-
chen mag: Sohn und Vater sehen eine
Gruppe schwarzgekleideter Manner an-
gemessenen Schrittes daherziehen. Fragt
der Sohn: ,,Babba, was sindn das vor
Leide?* ,,Das sind Bilcher, die loofen nach
Rom!*“,,Und warum gehndn die Bilcher ze
FuRe?* ,,Na, das is billcher!*

Das sachsische Wappen

Die askanischen Herzoge flhrten seit
Ende des 12. Jahrhunderts einen mehr-
fach schwarz-gold geteilten Schild. Nach
1200 wurde der grine Rautenkranz ins
Wappen aufgenommen, der wohl zur Un-
terscheidung der Wittenberger Linie der
Askanier von der anhaltinischen diente,
spater aber als Ehrenkranz interpretiert
wurde.
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Das Land ,,mittendrin‘

Sachsen-Anhalt

Von Wilfried Welz

Eine geschichtstrachtige Region
und ein junges Land

Eine Ausstellung in dem ehemaligen, nach
der Wende stillgelegten Kraftwerk Vocke-
rode stellte 1998 unter dem programati-
schen Titel ,,mittendrin“ die lange Ge-
schichte des Raumes dar, der heute im we-
sentlichen das Bundesland Sachsen-An-
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und Philipp Melauchthons.

halt bildet. Und in der Tat, seit dem Fall
der Mauer liegt Sachsen-Anhalt wieder
mitten in Deutschland und Europa, und
dies nicht nur geographisch, sondern auch
historisch, haben doch zentrale Entwick-
lungen deutscher wie europaischer Ge-
schichte — an dieser Stelle sei nur die Re-
formation genannt — hier ihren Ausgangs-
punkt gehabt. Erst die Uberwindung der
deutschen Teilung lal3t langsam wieder ins
BewufRtsein dringen, dafl diese Region
zum gemeinsamen kulturellen Erbe aller
Deutschen gehort.

Im Gegensatz zu der mehr als tausend-
jahrigen Geschichte der Region kann
Sachsen-Anhalt nur auf eine vergleichs-
weise kurze landeseinheitliche historische

Der Marktplatz in der Lutherstadt Wittenberg mit den Standbildern des Reformators

Tradition zurtckblicken. 1945 wurde es
auf Anordnung der sowjetischen Besat-
zungsmacht aus der ehemaligen preuf3i-
schen Provinz Sachsen, dem Freistaat An-
halt und kleineren Gebietsteilen Braun-
schweigs und Thiringens zusammenge-
fugt. Bis 1947 lautete die Bezeichnung
,Provinz*, danach bis zur Auflésung der

Lander in der DDR 1952 ,,Land Sachsen-

Foto: Sebastian Kaps

Anhalt*. Mit dem 3. Oktober 1990 wurde
das Land Sachsen-Anhalt neu gebildet,
zur Landeshauptstadt wurde mit Mehr-
heitsbeschlu’ des neu gewéhlten Landta-
ges Magdeburg bestimmt. Mit 20447 km?
ist es flachenméaRig das achtgrofite, nach
der Einwohnerzahl (knapp 2,7 Mio.) das
neuntgroflte Land der Bundesrepublik
Deutschland.

Die ehemalige innerdeutsche Grenze bil-
det heute die Landesgrenze zu Nieder-
sachsen — die frihere Grenzibergangs-
stelle Marienborn wird auf Beschlul3 des
Landtages von Sachsen-Anhalt als ,,Ge-
denkstétte Deutsche Teilung Marienborn*
erhalten. Brandenburg, Sachsen und Thu-
ringen sind die weiteren Nachbarlander.
Werden die nérdlichen Landesteile mit
der Altmark und der Magdeburger Borde
— die Boden hier gehdren zu den frucht-
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barsten in ganz Deutschland — Uberwie-
gend landwirtschaftlich genutzt, ist der
Suden mit dem landertbergreifenden
Chemiedreieck Halle — Bitterfeld — Leipzig
von der Industrie gepragt. Dazwischen lie-
gen die ehemaligen anhaltischen Gebiete,
die sich vom Harz bis zum Flaming er-
strecken.

Vielgestaltige Landschaft

So wechselvoll wie die Geschichte Sach-
sen-Anhalts, so vielgestaltig und abwechs-
lungsreich ist auch die landschaftliche
Gliederung. Im Norden ist es die Altmark,
die Uber die Jahrhunderte hinweg ein
starkeres Eigenleben als andere Landstri-
che Sachsen-Anhalts behaupten konnte.
Die naturlichen Grenzen bilden im Osten
die Elbe, im Stiden die Ohre und der Mit-
tellandkanal. Die ,,Wiege* Preul3ens ist
Uberwiegend eben, Wiesen und Weiden,
Acker und Sumpfe und der groéRte See
Sachsen-Anhalts, der Arendsee sowie die
Colbitz-Letzlinger Heide machen den Reiz
dieser Region aus. Sudlich davon schlie3t
sich die Magdeburger Bérde an. Mit ihrem
fruchtbaren LoRboden ist sie Ackerland
seit Jahrtausenden. Der Anbau und die
Verarbeitung der Zuckerriben in der er-
sten Halfe des vorigen Jahrhunderts
wurde zum Motor der Industrialisierung
Mitteldeutschlands. Der Harz ist das am
weitesten nach Norden vorgeschobene
deutsche Mittelgebirge. Von dem vom
Teufels- und Hexenspuk sagenumwobe-
nen Brocken, mit 1142 m hoéchste Erhe-
bung des Landes, bietet sich bei gutem
Wetter ein weiter Blick auf das sich zu sei-
nen FURen ausbreitende Sachsen-Anhalt.
Die Saale-Unstrut-Region z&hlt zu den
nordlichsten Weinanbaugebieten Europas
und zu den altesten in Deutschland. ,,An
der Saale hellem Strande* liegt auch
Halle, die grof3te Stadt Sachsen-Anhalts,
fur die der Salzhandel jahrhundertelang
die Hauptquelle ihres Wohlstandes war.
Anhalt-Wittenberg schlie3lich ist die Re-
gion, in der Kultur und Natur - stellvertre-
tend sei hier nur das Worlitzer Garten-
reich erwahnt — eine einzigartige Verbin-
dung eingegangen sind.

Territoriale Zersplitterung

Der mitteldeutsche Raum und mit ihm das
heutige Sachsen-Anhalt war bis in das 19.
Jahrhundert hinein gekennzeichnet durch
eine territoriale Zersplitterung, wie sie auf
diese Weise nur noch im Sudwesten
Deutschlands anzutreffen war. Daraus
wurde oftmals die Schluf3¢folgerung gezo-
gen, daf? es sich bei dem Land Sachsen-An-
halt um ein eher ,,kunstliches* oder ,,un-
historisches* Land handele. Dem ist ent-
gegenzuhalten, daf} Sachsen-Anhalt in
seinen Kerngebieten als zusammenhan-
gender historischer Raum, als eine ge-
meinsame Geschichts- und Kulturland-
schaft betrachtet werden kann und muf3.



Bereits das Bistum Halberstadt, 804 von
Karl dem GroRRen gegrindet, umfallte
entscheidende Teile des heutigen Sach-
sen-Anhalts. In den folgenden Jahrhun-
derten entwickelte sich der Raum an der
Mittelelbe, der unteren Saale und dem
Harz zum Zentrum des entstehenden
Deutschen Reiches. Der Sachsenherzog
Heinrich wurde 919 — der Sage nach beim
Vogelfang - in Quedlinburg zum ersten
deutschen Kénig berufen. Sein Sohn Otto .,
nach seinem Sieg Uber die Ungarn 955 auf
dem Lechfeld auch Otto der Grofl3e ge-
nannt, lieR sich im Jahre 962 zum ersten
deutschen Kaiser der westlichen Christen-
heit in Rom kronen. Unter seiner Herr-
schaft wurde Magdeburg zum Erzbistum
erhoben. Der erste Magdeburger Dom
wurde errichtet, in ihm fand Otto nach
seinem Tod im Jahr 973 seine letzte Ruhe-
statte. Die Stadt blieb auch in den nach-
folgenden Jahrhunderten lange Zeit ein
Zentrum des gesamten Raumes. Das Mag-
deburger Stadtrecht — 1118 eingefuhrt -
wurde von vielen Stadten Mittel- und Ost-
europas Ubernommen. Vielfach ging es
mit dem um 1230 von Eike von Repgow
aufgezeichneten Sachsenspiegel — eine
Zusammenstellung traditionellen Rechts —
eine Verbindung ein. 1209 wurde mit dem
Wiederaufbau des Magdeburger Doms,
dessen Vorgénger bei einem Stadtbrand
zwei Jahre zuvor vernichtet worden war,
begonnen. Das Wahrzeichen der Stadt ist
der erste nach franzésischem Vorbild
geplante gotische Kathedralenbau in
Deutschland.

Waéhrend sich im Zuge der Ostkolonisa-
tion ab dem 12. Jahrhundert langsam
groRRflachige Territorien wie Mecklen-
burg, Brandenburg oder MeifRen (das heu-
tige Sachsen) herausbildeten, blieb die Re-
gion an der mittleren Saale weitgehend
territorial zersplittert. Zu den Kerngebie-
ten, die von besonderer Bedeutung fur
die Geschichte Sachsen-Anhalts sind,
gehdrten vor allem das Erzbistum Magde-
burg und die Bistumer Halberstadt, Mer-
seburg und Naumburg sowie die anhalti-
schen Gebiete. Neben den genannten Bi-
schofssitzen waren es die Stadte Quedlin-
burg, Aschersleben, Stendal, Tangermin-
de oder Salzwedel, die die wirtschaftliche
und politische Entwicklung pragten. Oft-
mals schlossen sie sich zu Blindnissen —wie
dem Sé&chsischen Stadtebund — zusammen
oder traten der Hanse bei. Bis in das aus-
gehende 15. Jahrhundert erfillten diese
BuUndnisse ihren Zweck, die Unabhéngig-
keit der Stadte gegenuber den Landesher-
ren zu wahren.

Ausgangsland der Reformation

Im 16. Jahrhundert erlangte das Land als
Zentrum der Reformation herausragende
historische Bedeutung. 1502 hatte der
sachsische Kurfirst Friedrich Ill. in Witten-
berg eine Universitat gegrindet, sechs
Jahre spater kam Martin Luther als Lektor
fur Philosophie an die neue Universitat.
Mit seinen 95 Thesen, 1517 — angeblich -

an die Wittenberger Schlo3kirche ange-
schlagen, erschitterte er das christliche
Abendland in seinen Grundfesten. Der
Protestantismus fand mit der Grindung
der Universitat und der Einrichtung der
Franckeschen Stiftungen am Ende des 17.
Jahrhunderts in Halle einen dauerhafti-
gen geistigen Mittelpunkt. Mit dem West-
falischen Frieden von 1648 wurde die
Mark Brandenburg unter dem Grof3en
Kurflrsten zur beherrschenden Macht in
der Region des heutigen Sachsen-Anhalts.
Die geistlichen Furstentimer Magdeburg
— die Stadt selbst war wahrend des Drei-
Rigjahrigen Krieges vollig zerstort worden
— und Halberstadt gelangten in kurbran-
denburgischen Besitz. Die anhaltischen
Furstentimer konnten ihre Unabhé&ngig-
keit bewahren. 1815 wurde nach den Be-
freiungskriegen gegen die napoleonische
Herrschaft die preuf3ische Provinz Sachsen
gebildet. Aufgrund der reichhaltigen
Braunkohle- und Kalivorrate erlebte die
Provinz im 19. Jahrhundert einen gewalti-
gen Aufschwung der Industrie. Magde-
burg entwickelte sich zu einem Zentrum
des Maschinenbaus, zwischen Halle und
Bitterfeld entstand die chemische Indu-
strie.

Die drei anhaltischen Furstentimer wur-
den 1863 vereinigt, nach der Revolution
von 1918 bestand die Region als Freistaat
Anhalt fort. Die Bemihungen um eine f6-
derale Neugliederung Mitteldeutschlands
und der Schaffung eines Landes Sachsen-
Anhalts zu Zeiten der Weimarer Republik
scheiterten schlief3lich. Wahrend des Drit-
ten Reiches wurden die Provinz Sachsen
und der Freistaat Anhalt mittels verschie-
dener Verwaltungsanderungen und -ver-
schiebungen ,,gleichgeschaltet®.

Im Zweiten Weltkrieg wurde die Region
aufgrund seiner industriellen Basis und
seiner Lage im Innern des Reiches zu
einem Zentrum der kriegswirtschaftlichen
Produktion und damit zum Ziel der Alliier-
ten Luftangriffe. Magdeburg, Halber-
stadt, Dessau, Zerbst und Merseburg wur-
den noch in den letzten Kriegsmonaten
schwer zerstort. Am 25. April 1945 trafen
bei Torgau an der Elbe die amerikanischen
und sowjetischen Truppen aufeinander.
Bis zum Frihsommer 1945 zogen sich
dann die Amerikaner vereinbarungs-
gemall aus den westlich der Elbe von
ihnen besetzten Gebieten zuriick, am 5.
Juli wurden die Provinz Sachsen und An-
halt von der sowjetischen Militaradmini-
stration Gbernommen. Mit der Auflosung
der Lander 1952 in der DDR und der Bil-
dung der Bezirke Halle und Magdeburg
schien die Geschichte des Landes Sachsen-
Anhalt ihr Ende gefunden zu haben.

Das Land wurde 1990 neu gebildet
Mit der Vereinigung der beiden deut-

schen Staaten am 3. Oktober 1990 wurde
auch das Land Sachsen-Anhalt neu gebil-
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det. Vorangegangen waren zum Teil hef-
tige und kontroverse Diskussionen, da es
im Gegensatz zu Thuringen, Sachsen,
Brandenburg und Mecklenburg-Vorpom-
mern kaum ein aus der historischen Ent-
wicklung heraus zu aktivierendes Landes-
bewuRtsein gab. Dies zeigte sich auch in
dem lang anhaltenden Streit um die kinf-
tige Landeshauptstadt, der erst durch die
Entscheidung des am 14. Oktober 1990
gewahlten Landtages zugunsten von
Magdeburg entschieden wurde. Das Land
umfallt den ehemaligen Bezirk Magde-
burg und den ehemaligen Bezirk Halle
ohne den Kreis Artern (heute Thiringen),
aber zuzuglich des Kreises Jessen (vorher
Bezirk Cottbus). Sachsen-Anhalt gliedert
sich in drei Regierungsbezirke, die sich
wiederum in drei kreisfreie Stadte (Mag-
deburg, Halle, Dessau) und nach dem In-
krafttreten der Kreisgebietsreform am 1.
7. 1994 in 21 (statt vorher 37) Landkreise
unterteilen. Von den rund 1300 Gemein-
den besitzen 128 das Stadtrecht.

Wie in allen ,,neuen* Bundeslandern stan-
den die politisch Verantwortlichen auf
allen Ebenen vor eine Fille von Aufgaben
und Problemen. Jahrzehnte des 6konomi-
schen und 6kologischen Raubbaus hatten
die Region an den Rand des Ruins ge-
bracht. Die Umstrukturierung der Wirt-
schaft, die Neuordnung der Verwaltung,
Schulen und Hochschulen, die Reorganisa-
tion einer unabhéangigen Gerichtsbarkeit,
die Schaffung einer modernen Infrastruk-
tur und vieles andere mehr muf3ten in An-
griff genommen werden. Die Fortschritte,
die bei der Bewaltigung dieser Aufgaben
erzielt wurden, sind uniibersehbar. Grofi-
tes und vorrangiges Problem bleibt aber
weiterhin die Schaffung von neuen und
zukunftssicheren Arbeitsplatzen.

Politik in Sachsen-Anhalt

Am 14. Oktober 1990 fanden nach Uber 40
Jahren erstmals wieder freie und geheime
Wahlen fir einen Landtag des Landes
Sachsen-Anhalt statt. Aus ihnen ging die
CDU als eindeutiger Sieger hervor. Ge-
meinsam mit der FDP konnte sie die erste
Landesregierung bilden. Doch schon im
Juli 1991 erfolgte ein Wechsel im Amt des
Ministerprasidenten, ein weiterer im
Spatherbst 1993. Seit 1994 steht Dr. Rein-
hard Héppner (SPD) an der Spitze der Lan-
desregierung. In der 2. Legislaturperiode
bildeten SPD und Biindnis 90/Die Griinen
eine Minderheitsregierung, toleriert von
der PDS. Seit den Landtagswahlen von
1998, die vom unerwarteten Wahlerfolg
der rechtsextremen DVU (12,9%) Uber-
schattet wurden, stehen die Sozialdemo-
kraten alleine in der Regierungsverant-
wortung, wiederum von der PDS toleriert.
Die Christdemokraten muf3ten 1998 mit
dem Verlust eines Drittels ihrer Wahler-
stimmen gegenlber 1994 eine verheeren-
de Niederlage einstecken. Die Freien De-
mokraten sind seit 1994 nicht mehr im
Landtag vertreten, Blindnis 90/Die Griinen
scheiterten 1998 an der 5%-Hirde. Die



PDS erreichte bei den Landtagswahlen
1994 und 1998 jeweils knapp 20% der
Zweitstimmen.

Der Landtag von Sachsen-Anhalt besteht
aus mindestens 99 Abgeordneten, von
denen in jedem der 49 Wahlkreise, in die
das Land eingeteilt ist, ein Abgeordneter
durch direkte Wahl bestimmt wird. Im
derzeitigen Landtag sind aufgrund von
Ausgleichsmandaten 116 Abgeordnete
vertreten. Die Geschaftsordnung und die
Verfassung des Landes legen die Ublichen
Befugnisse und Aufgaben des Landespar-
laments fest. So kdnnen Gesetzesentwir-
fe von der Landesregierung, einer Frak-
tion, von mindestens 8 Mitgliedern des
Landtages oder durch Volksbegehren ein-
gebracht werden. Zur parlamentarischen
Kontrolle der Landesregierung nennt die
Geschéftsordnung die Einrichtungen der
Grof3en und Kleinen Anfrage, der Frage-
stunde und der Aktuellen Debatte. Der
Ministerprasident wird vom Landtag in
geheimer Wahl ohne Aussprache ge-
wahlt.

Zu den wichtigsten Aufgaben des ersten
Landtages von Sachsen-Anhalt gehorte
naturlich die Ausarbeitung einer Landes-
verfassung. Sie wurde am 15. Juli 1992 mit
80 Stimmen der damaligen Regierungs-
fraktionen CDU und FDP sowie der Mehr-
zahl der SPD-Fraktion verabschiedet. Eine
Volksabstimmung Uber die Verfassung
fand nicht statt. Die 101 Artikel umfassen-
de Vollverfassung enthéalt im ersten Teil
einen Katalog von Grundrechten, von Ein-
richtungsgarantien und Staatszielen. Als
Staatsziele werden u.a. der Umwelt-
schutz, die Gleichstellung von Mann und
Frau sowie der Minderheitenschutz ge-
nannt. Im Hauptteil Staatsorganisation
folgt die Verfassung den Richtlinien parla-
mentarischer Demokratie im modernen
Bundesstaat. Erwéhnenswert ist, dal die
Fraktionen als ,,selbstandige und unab-
hangige Gliederungen des Landtages*
(Art. 47) ebenso Verfassungsrang erhalten
wie die Opposition (Art. 48). Den Forde-
rungen nach politischer Machtkontrolle
und Burgerndhe trégt die Landesverfas-
sung durch die direktdemokratischen In-
strumente der Volksinitiative, des Volks-
begehrens und des Volksentscheids Rech-
nung.

Die am 1. Juli 1994 in Kraft getretene
Kommunalverfassung des Landes Sach-
sen-Anhalts orientiert sich am Modell der
suddeutschen Ratsverfassung. Landrate
und Burgermeister werden direkt auf die
Dauer von sieben Jahren gewabhlt, sie kon-
nen aber vorzeitig abgewahlt werden.
Elemente direkter Blrgerbeteiligungen
wie Einwohnerantrag, Burgerinitiative
und Burgerbegehren sind in der Kommu-
nalverfassung enthalten. Mit dem Kom-
munalrechtsanderungsgesetz von 1997
wurde das Wahlrecht bei Kommunalwah-
len auf 16 Jahre abgesenkt.

Neustrukturierung von Wirtschaft
und Arbeitsmarkt

Sachsen-Anhalt befindet sich wie die tbri-
gen neuen Bundesléander in einer tiefgrei-
fenden Neustrukturierung des Arbeits-
marktes und der Wirtschaft. Zu Zeiten der
DDR produzierte die Landwirtschaft des
Landes knapp 20% der gesamten Getrei-
deproduktion, ca. 24% der in der DDR an-
gebauten Gemuse und ein Viertel der ge-
samten DDR-Obstproduktion. Die Land-
wirtschaft pragte vor allem den noérdli-
chen Landesteil um die Altmark und die
Borderegion stidwestlich von Magdeburg.
Die Standorte der Industrie (Chemie, Me-
tallurgie, Maschinen- und Anlagenbau)
konzentrierten sich dagegen vor allem in
der Region Halle — Merseburg - Bitterfeld.
Auf 6% der Landesflache wurden Uber
40% der Industrieproduktion erbracht.
Diese Konzentration der industriellen Ak-
tivitdten sowie der Energiewirtschaft und
des Bergbaus fuhrten zu einer 6kologi-
schen Belastung der Region, wie sie wohl
einmalig in Deutschland ist. Die Beseiti-
gung der Schaden und die Sanierung der
betroffenen Gebiete wird noch viele Jahre
in Anspruch nehmen.

Die Wirtschaftspolitik war seit 1990 zu-
néachst vor allem auf die Verbesserung der
wirtschaftlichen Rahmenbedingungen aus-
gerichtet. lhre Schwerpunkte lagen im
Aufbau der wirtschaftsnahen Infrastruk-
tur, der Forderung unternehmerischer In-
vestitionen sowie von Forschung und Ent-
wicklung und der Unternehmensprivati-
sierung. Trotz aller Erfolge, die dabei er-
zielt werden konnten, bleibt die wirt-
schaftliche Situation Sachsen-Anhalts wei-
terhin schwierig. Die ausgepragte Export-
schwéche, die Eigenkapitalsschwéche vie-
ler Unternehmen sowie die hdchste Ar-
beitslosenquote in Deutschland lassen
noch einen langen Zeitraum bis zur An-
gleichung an das Niveau der alten Bun-
deslander erwarten. Gerade im Bereich
des Arbeitsmarktes spiegelt sich die
schwierige gesamtwirtschaftliche Lage
des Landes wider. Zwar ist der rasante Ar-
beitsplatzabbau in den ersten Jahren nach
der Wende inzwischen zum Stillstand ge-
kommen, zu einer wirksamen Entspan-
nung am Arbeitsmarkt hat aber das wirt-
schaftliche Wachstum der zurtckliegen-
den Jahre nicht ausgereicht. Wurden am
31. 12. 1989 noch 1,56 Mio. Beschéaftigte
gezahlt, so waren es Ende 1997 rund 1,05
Mio. Die Schaffung wettbewerbsfahiger
Arbeitsplatze muf3 deshalb auch in den
kommenden Jahren das vorrangige Ziel
aller Bemuhungen bleiben.

Bedeutende kulturelle
Vergangenheit . . .

Uberall in Sachsen-Anhalt stoRt der Besu-
cher auf die Zeugnisse der Vergangenheit.
Insbesondere die Romanik hat ihre Spuren
hinterlassen. Seit 1993 kdnnen auf einer
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Strae der Romanik die 72 bedeutendsten
Bauwerke dieser Epoche wie das Kloster
Unserer Lieben Frauen in Magdeburg
oder die unterirdische Krypta in Memle-
ben besichtigt werden. Aber das Land ist
auch reich an gotischen Domen — Magde-
burg, Halberstadt, Merseburg. Sachsen-
Anhalt ist das Kernland der Reformation
mit den Geburts- und Wirkungsstatten
der groBen Reformatoren. Komponisten
wie Johann Sebastian Bach, Georg Frie-
drich Handel, Georg Philipp Telemann
oder Heinrich Schitz haben hier gelebt
und gearbeitet. In Worlitz entstand zwi-
schen 1764 und 1800 nach den Planen
Friedrich Wilhelm von Erdmannsdorf der
erste und bis heute zu den bedeutendsten
zahlende Landschaftspark nach engli-
schem Vorbild auf dem Kontinent. Eben-
falls ein Kleinod der deutschen Kulturge-
schichte ist das nach den Planen von
Goethe errichtete Theatergebaude in Bad
Lauchstadt. Quedlinburg mit seinem welt-
berhmten Dom-Schatz und seinen vielen
Fachwerkh&ausern gehért zum UNESCO-
Weltkulturerbe. Dessau steht fur Bauhaus
und Hugo Junkers. In Schulpforta gingen
Fichte, Klopstock und Nietzsche zur Schu-
le. Die Aufzéhlung der Namen und Orte
lieRRe sich noch lange fortsetzen. Halle als
Zentrum der Aufklarung, die Hanse-Stad-
te Tangermunde, Salzwedel, Stendal und
Gardelegen mit ihren prachtvollen Rat-
hausern, Stadttoren und Kirchen.

Dieses reiche kulturelle Erbe, das z.T. erst
wiederentdeckt und wiederbelebt wer-
den muR, bedarf der Pflege und Bewah-
rung. Es werden in den kommenden Jah-
ren noch erhebliche finanzielle Mittel von
staatlicher wie privater Seite aufzubrin-
gen sein, um die unzahligen Baudenkma-
le zu restaurieren und zu sanieren.

... und wissenschaftliche Tradition

Das Land kann auf eine lange wissen-
schaftliche Tradition zurtickblicken. Dafur
stehen Namen wie Otto von Guericke,
Christian Thomasius oder Christian Wolff.
In Halle erlangte mit Dorothea Christiane
Erxleben 1754 erstmals eine Frau in
Deutschland einen Doktorgrad. Die alte-
ste deutsche wissenschaftliche Akademie,
die Akademie der Naturforscher Leopoldi-
na hat ihren Sitz in Halle. In Alexisbad im
Harz wurde 1856 der Verein Deutscher In-
genieure gegruindet. Am Bauhaus Dessau
lehrten neben den Architekten Walter
Gropius und Ludwig Mies van der Rohe
die Maler Paul Klee, Lyonel Feininger und
Wassily Kandinsky. In der Filmfabrik Wol-
fen wurde in diesem Jahrhundert der
erste Farbfilm agfa-color entwickelt.
Heute besitzt das Land zwei Universitaten,
die Martin-Luther-Universitat Halle-Wit-
tenberg und die Otto-von-Guericke-Uni-
versitat in Magdeburg. Hinzu kommen



funf Fachhochschulen, die Hochschule fir
Kunst und Design Burg Giebichenstein
sowie in freier Tragerschaft die Theologi-
sche Hochschule Friedensau und die Evan-
gelische Hochschule fur Kirchenmusik in
Halle, Ende 1997 waren tber 30000 Stu-
dentinnen und Studenten in Sachsen-An-
halt immatrikuliert.

Medienlandschaft

Die Presselandschaft in Sachsen-Anhalt ist
seit 1990, als zunachst fast 20 Tageszeitun-
gen erschienen, Schritt fur Schritt farblo-
ser geworden. Heute teilen sich die Mittel-
deutsche Zeitung in Halle und die Magde-
burger Volksstimme im wesentlichen den
Regionalmarkt. Der Mitteldeutsche Rund-
funk (MDR) nahm im Sommer 1991 seinen
Sendebetrieb auf. Die o6ffentlich-rechtli-
che Dreilanderanstalt — Sachsen, Sachsen-
Anhalt und Thiringen — mit Hauptsitz in

Leipzig unterhalt in Magdeburg ein Lan-
desfunkhaus. Hier werden das Horfunk-
Vollprogramm Radio Sachsen-Anhalt und
Beitrage fur das gemeinsame Fernsehpro-
gramm produziert. Zwei private Rund-
funksender haben sich ebenfalls etabliert.
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,,Op ewig ungedeelt*

Schleswig-Holstein

Von Klaus Kellmann

Landbricke zwischen Kontinent
und Skandinavien

Schleswig-Holstein ist die Landbriicke zwi-
schen Mittel- und Nordeuropa, zwischen
dem Kontinent und seiner skandinavi-
schen Halbinsel. In dieser geographischen
Gegebenheit und Funktion ist es das
natdrliche Bindeglied zwischen nord- und
mitteleuropdischen Kulturen, Sprachen
und Nationen.

,.Schleswig-Holstein, meerumschlungen,
wie es in seiner 1844 entstandenen Lan-
deshymne heil3t, ist im Osten und Westen,
wie auch im Suden
durch die Elbe,
natdrlich  begrenzt.
Lediglich die von
Lauenburg bis LU-
beck reichende Lan-
desgrenze zu Meck-
lenburg-Vorpom-
mern ist das Ergebnis
politischer Entwick-
lungen, weit mehr
aber noch die nérd-
lich von Flensburg bis
sudlich von Tondern
verlaufende Staats-
grenze zu Danemark,
die nach einer uber
tausend Jahre
waéahrenden, oft krie-
gerischen und bluti-
gen Konfrontation
ihre endgultige Fixie-
rung erst in der
durch den Versailler
Vertrag  verfugten
Volksabstimmung
von 1920 erhielt.
Seither lebt ndrdlich der Grenze eine
deutsche und sudlich von ihr eine déani-
sche Minderheit.

Von Kiel, der Landeshauptstadt, bis nach
Brunsbuttelkoog wird Schleswig-Holstein
durch den Nord-Ostsee-Kanal, immer
noch die am meisten befahrene ktinstliche
Wasserstralle der Welt, zweigeteilt, die
das kaiserliche Deutschland 1895 nicht
primér zu Handelszwecken, sondern als
nasse Aufmarschstrale nach England an-
legen lief3.
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Marsch, Geest und Hugelland

Typisch fur das Land ist seine geomorpho-
logische Dreigliederung in Marsch, Geest
und Ostliches Hugelland, der siedlungs-
geographisch drei unterschiedliche, ja ge-

-

gensatzliche Stile in der Hof- und Dorfan-
lage wie auch in der Ackerbaukultur ent-
sprechen. In dem breiten, an die Nordsee
grenzenden Kistensaum der Marschen, in
der Regel dem Meer abgewonnenes
Koogland, leben Dithmarscher und Frie-
sen. Letztere bewohnen auch die dem
Festland vorgelagerte einzigartige und
deshalb weitgehend unter Naturschutz
stehende Insel- und Halligwelt. Der

Marsch nach Osten folgen die karge
schleswigsche Geest und der dunn besie-
delte mittelholsteinische Landriicken. Das
ostliche Hugelland, von Jungmoranen ge-
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prégt, ist urspriinglich von slawischen Be-
volkerungsgruppen kultiviert worden.
Hier entwickelten sich gutsherrschaftliche
Strukturen, es ist die eigentliche Wiege
des schleswig-holsteinischen Adels.
Schleswig-Holstein ist mit einer Ausdeh-
nung von 15770 km? das zweitkleinste
deutsche Flachenland. Es hatte am 31. 12.
1996 2,74 Millionen Einwohner.

Zankapfel zwischen Danemark
und Deutschland

Die Landbricke zwischen den Meeren
muf schon frih attraktiv gewesen sein.
Sachsen und Franken, Friesen, Danen und
Slawen kdmpften seit dem 8. Jahrhundert
um ihren Besitz.

Schleswig-Holstein

Karl der GroRe wagt den Sprung Uber die
Elbe und gliedert Holstein, Stormarn und
Dithmarschen als Gaue ins Frankenreich
ein. An der Alster 1aRt er die Hammaburg
anlegen. Die Danen schiitzen sich mit dem
stdlich von Schleswig verlaufenden Dane-
werk. 811 kommt es zwischen dem ro6-
misch-christlichen Frankenreich und der
heidnisch-nordischen Wikingerwelt zur
offenen Konfrontation. Als Ergebnis und
Kompromif® wird die Eider zur Trennlinie
erklart, die nunmehr bis 1864, also Uber
1000 Jahre, die Grenze zwischen Deutsch-
land und Danemark bildet.

In der Folge - dieses ist und bleibt die ei-
gentliche Besonderheit des Landes — bilde-
ten sich noérdlich und stdlich dieser Linie
die Herzogtiimer Schleswig und Holstein
heraus, die nach und nach ein gemeinsa-
mes Landesbewul3tsein entwickeln. So
wahlen die Stande beider Herzogtimer
zwar 1460 den danischen Konig zu ihrem
Landesherrn, lassen sich im Ripener Frei-
heitsbrief aber gleichzeitig garantieren,
dat se bliven ewich tosamende ungedeelt.
Er ist staatsrechtlich die Geburtsurkunde
Schleswig-Holsteins, eines eigenartigen
Gebildes, das als Realunion halb unter
deutscher und halb
unter danischer
Lehnshoheit steht.
Zu den daraus re-
sultierenden  Ab-
sonderlichkeiten
zahlt, dal der da-
nische Konig ab
1815 als Vertreter
Holsteins Sitz und
Stimme im Deut-
schen Bund in
Frankfurt hat.

Das Uberall auf
dem Kontinent er-
wachende Natio-
nalbewuf3tsein be-
wirkt in Schleswig-
Holstein den
groRen  europai-
schen Krieg. Revo-
lutionére, auch ge-
tragen vom Geist
der Paulskirche,
wollen die Heraus-
16sung der Herzog-
timer aus dem da-
nischen Gesamtstaat, auf der anderen
Seite verlangt die Partei der ,,Eiderdanen*
die endgultige Angliederung Schleswigs
an die danische Krone. Preuf3en, zunachst
noch mit Osterreich verbiindet, tritt als
europaische Ordnungsmacht auf den Plan
und besiegt die danischen Truppen 1864
bei Duppel. Das Ergebnis: die Herzogtu-
mer werden nicht geteilt, aber auch nicht
unabhangig, so wie es Revolutionare wie
Uwe Jens Lornsen gewollt hatten, son-
dern preuRische Oberprovinz und als sol-
che ab 1871 Teil des Deutschen Reichs.
Berlin war an die Stelle von Kopenhagen
getreten.

Die neuen Herrscher hatten aber die
Grenze nordlich von Hadersleben fixiert,
wodurch das mehrheitlich eindeutig da-
nischsprachige und -gesonnene Nord-
schleswig annektiert und ein neues Kon-
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fliktpotential geschaffen wurde. Es war
erst die deutsche Niederlage im Ersten
Weltkrieg und die erwéahnte Volksabstim-
mung von 1920 mit der Verschiebung der
Grenze bis vor die Tore Flensburgs, durch
die eine beidseitig und dauerhaft aner-
kannte Trennlinie zwischen Deutschland
und Danemark geschaffen wurde.
Schleswig-Holstein erlangte durch die
Kapitulation des nationalsozialistischen
Deutschland nach dem Zweiten Welt-
krieg, die Auflosung Preuf3ens durch die
Alliierten und die Begruindung der Bun-
desrepublik Deutschland 1949 seine f6-
derale Selbstandigkeit als eigenes Bundes-
land.

Akzeptiert und integriert:
die Minderheiten Danen und Friesen

Die eigentliche Besonderheit in der politi-
schen Kultur des Landes bildeten seine
beiden Minderheiten, die Danen und die
Friesen. Zur danischen Minderheit wer-
den heute etwa 50000 Personen gerech-
net, die fast ausschlie3lich im Landesteil
Schleswig wohnen. lhre politischen Rech-
te und ihre kulturelle Eigenstandigkeit
sind in der Kieler Erklarung von 1949 und
in den Bonn-Kopenhagener Abmachun-
gen von 1955 festgelegt, die dem Grund-
satz ,,Dane ist, wer will“ folgen. Bemer-
kenswert ist in diesem Zusammenhang
die neue Landesverfassung von 1990, in
deren Artikel 5 sich das Land ausdrtcklich
zu ,,Schutz und Forderung* der Minder-
heit verpflichtet. Schleswig-Holstein hat
hiermit auch europaweit eine
Vorreiterfunktion hinsichtlich der Inte-
gration von nationalen Minderheiten ein-
genommen.

Die Danen verfuigen tber ein in seiner Ef-
fektivitdét und Leistungsfahigkeit allseits
anerkanntes Schul-, Verbands-, Presse-,
Kultur-, Sport- und Gesundheitswesen mit
eigenen Krankenhausern, Kirchen, Thea-
tern und Bibliotheken sowie einem dani-
schen Gymnasium in Flensburg, dessen
Abschlu® den Hochschulzugang sowohl in
Deutschland wie auch in Danemark ge-
wahrleistet. Da der Sudschleswigsche
Waéhlerverband (SSW), die politische Ver-
tretung der Minderheit, von der Finfpro-
zentklausel befreit ist, konnte er seit 1946
in jeder Legislaturperiode (bis auf 1954 bis
1958) mindestens eine/n Abgeordnete/n
in den Kieler Landtag entsenden.

Als Friesen verstehen sich von den 160 000
Einwohnern des Kreises Nordfriesland
kaum mehr als ein Drittel, friesisch spre-
chen kdnnen hiervon allerdings hdchstens
10000 Menschen. Diese aber betrachten
ihr Kommunikationsmedium nicht als
Mundart oder Dialekt, etwa des Platt-
deutschen, sondern als vollig eigenstéan-
dige europaische Sprache, was inzwischen
auch linguistisch-wissenschaftlich nachge-
wiesen ist. Anders als die Danen hat diese
Minderheit kein eigenes Schul- oder Ge-
sundheitswesen, doch ein relativ dichtes
Netz von friesischen Vereinen, Tanz- und
Trachtengruppen uberzieht Stadte und
Dorfer des Kreisgebiets. Das Nordfriesi-

sche Institut in Bredstedt entfaltet zudem
rege kulturelle und wissenschaftliche Vor-
trags- und Publikationstatigkeiten. Im
Zuge der Volksabstimmung von 1920
fuhrte der lange schwelende Streit inner-
halb der friesischen Bewegung Uber die
politische Ausrichtung nach Deutschland
oder Déanemark zum offenen Bruch. Der
groRere Teil brachte in den Bohmstedter
Richtlinien seine deutsche Gesinnung zum
Ausdruck, der kleinere, die nationale Friis-
ke, sieht noch heute in dem SSW-Land-
tagsabgeordneten seinen verlangerten
politischen Arm. Die Gegenséatze zwischen
beiden Gruppierungen sind aber langst
geglattet, und ihre Vertreter arbeiten im
Friesenrat konstruktiv zusammen.

Starker Zuzug von
Heimatvertriebenen

Weit mehr als durch alles andere in seiner
Geschichte sind Politik, Kultur und Ge-
sellschaft Schleswig-Holsteins durch eine
Invasion durcheinandergeschittelt wor-
den, die sich 1945 in den letzten Kriegs-
monaten zu Lande und zu Wasser vom
Osten her regelrecht Uber das Land
ergolR. Die Rede ist von den Fluchtlingen
und Vertriebenen, die bei ihrer Ankunft
neben einem biRchen Handgepack meist
nicht mehr als das nackte Leben gerettet
hatten. Hatte die Bevdlkerungszahl
Schleswig-Holsteins 1939 noch 1,6 Millio-
nen Einwohner betragen, so erhéhte sie
sich bis 1946 um eine volle Million Men-
schen, die meisten von ihnen aus Pom-
mern und Ostpreuf3en. Auch sie brachten
eine bewahrenswerte Kultur mit, auch
sie sprachen einzigartige Mundarten und
Dialekte, und auch sie entwickelten mit
dem Bund der Heimatvertriebenen und
Entrechteten (BHE) eine eigene politi-
sche Vertretung, aber geblieben ist von
alledem nicht viel. Der BHE, der im politi-
schen Geschehen neben CDU und SPD
zunéachst eine tonangebende Rolle spiel-
te, wurde auch dadurch diskreditiert,
dalR alte Nazis ihn als Herbergspartei
zur Fortsetzung ihrer Karriere im demo-
kratischen Gemeinwesen nutzten. Die
Vertriebenen, die inzwischen in zweiter
und dritter Generation im ndérdlichsten
Bundesland anséassig sind, haben sich
vollstandig integriert, aus ihnen sind
kaum mehr unterscheidbare Schleswig-
Holsteiner und Bundesrepublikaner ge-
worden.

Die Impulse fur Handel und
Wandel kamen von der Kuste

Schleswig-Holstein galt noch bis weit ins
20. Jahrhundert hinein als das geradezu
klassische Agrarland schlechthin. In der
Tat hat der Dreiklang aus Landwirtschaft,
Fischerei und Schiffahrt die Wirtschaftsge-
schichte der Herzogtiimer uber tausend
Jahre gepragt. Heute liegt der Beitrag der
Land- und Forstwirtschaft zum Bruttoin-
landsprodukt noch bei ganzen zwei Pro-
zent. Dienstleistungen (36 %), Verarbei-
tendes Gewerbe (19 %) sowie Handel und
Verkehr (16%) machen langst den
Léwenanteil in der volkswirtschaftlichen
Gesamtrechnung aus — die grof3en Struk-
turbrtiche und Umschichtungen sind auch
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am Land zwischen den Meeren nicht vor-
beigegangen.

Dennoch ist ein Blick in seine Wirtschafts-
geschichte und Wirtschaftsgeographie
reizvoll und aufschluRreich. Die Impulse
fur Handel und Wandel kamen seit jeher
immer von den Kisten und nicht aus dem
notorisch  strukturschwachen Binnen-
land. Die Ochsenwege, historisch ge-
wachsene Handelsadern, auf denen das
Vieh hoch von der jutlandischen Halbin-
sel bis vor die Tore Hamburgs getrieben
und zum Verkauf angeboten wurde, ver-
liefen nicht an, wohl aber in der Nahe
von Nord- und Ostsee.

Die Rolle und das Gewicht der Hafen und
Umschlagsplatze an der Ostkiste waren
und sind fur die maritime Wirtschaft weit
pragender als der Beitrag der WestkUste
mit seinen genauso liebenswerten wie
verschlafenen Fischerstadtchen Husum,
Blsum oder T6énning. Folgt man dem geo-
graphischen Profil der Ostseekiste, dann
haben hier im letzten Jahrtausend je nach
Tiefe und Beschaffenheit der Férden und
Meeresbuchten Handelsstadte zentrale, ja
dominierende Funktionen weit Uber das
Mare Balticum hinaus nach Nord-, Ost-
und Kontinentaleuropa gehabt.

Die Wikinger legten im Frihmittelalter
nahe des heutigen Schleswig und der
seichten Schlei ihren Handelsplatz Haitha-
bu an, Uber den sie Waren von Skandina-
vien in den Stiden transportierten. Libeck
erwuchs als Konigin der Hanse im Hoch-
und Spatmittelalter nicht nur zu einem
o6konomischen, sondern auch politischen
Machtfaktor im gesamten Norden Euro-
pas. Flensburg entfaltete in seiner Blute-
zeit des 18. Jahrhunderts mit seiner hoch-
seetauglichen Seglerflotte einen lukrati-
ven Uberseeimport von Spirituosen und
Gewdrzen aus der Neuen Welt, und Kiel
wurde im 19. und beginnenden 20. Jahr-
hundert — auch als Ausdruck wilhelmini-
scher GroBmannssucht — systematisch zum
Reichskriegs- und Marinehafen ausge-
baut.

Heute, nach dem Umbruch und der politi-
schen Offnung in Osteuropa, kann prak-
tisch jeder Hafen rund um die Baltic Sea
frei angelaufen werden, was die Bedeu-
tung von Kiel und Lubeck als Fahrhafen
und als Handelsmetropole noch ver-
groRRern konnte. Schon jetzt jedenfalls
vergeht kein Tag, ohne dal} die riesigen
Potte Richtung Oslo, Goteborg, Helsinki,
St. Petersburg, Tallinn oder Klaipeda able-
gen.

Hinsichtlich des Guterumschlags erreicht
LUbeck mit Uber 20 Millionen Tonnen pro
Jahr die Spitzenstellung.

Die Werftenindustrie, der andere groR3e
maritime Wirtschaftszweig mit einer jahr-
hundertelangen Tradition, ist durch die ja-
panische und stidkoreanische Konkurrenz
arg gebeutelt worden, die zehn Schiffs-
werften des Landes haben sich aber auf
einem unteren Level stabilisiert und
geben heute noch 6000 Menschen Arbeit
und Brot, vor allem im Container-, Spezial-
schiff- und U-Boot-Bau. DaR Wohl und
Wehe der groReren Hafenstadte aber von
der Auftragslage ihrer Werft abhéngen,



gehdrt durch vielfaltige 6konomische Di-
versifizierungen langst der Vergangenheit
an, und niemand kann heute noch sagen
,.wenn Howaldt hustet, hat Kiel Lungen-
entzindung*.

Die hohe Bedeutung des Tourismus

Fremdenverkehr und Tourismus spielen im
Wirtschaftsleben des Landes nach wie vor
eine gewichtige Rolle, 200000 Menschen
finden in der Branche ganz oder saisonal
ihre wirtschaftliche Existenz.

In Travemiinde, Westerland und Glucks-
burg reicht die Bader- und Heilkultur bis
ins 19. Jahrhundert zuriick. Bezogen auf
die Zahl der Einwohner machen in keinem
anderen Bundesland so viele Personen Ur-
laub wie in Schleswig-Holstein, allerdings
ist die Zahl der jahrlich in das Land fiihren-
den Urlaubsreisen unter die 3-Millionen-
Grenze gesunken, Uber 25 Prozent hier-
von kamen und kommen aus Nordrhein-
Westfalen.

Cirka ein Drittel des im Fremdenverkehr
erzielten Gesamtumsatzes von 8 Milliar-
den DM werden durch den Tagestouris-
mus  erwirtschaftet.  (Gesamt-Brutto-
inlandsprodukt 1996: 108 Mrd. DM)

In den letzten Jahrzehnten hat sich die
Wirtschaftsstruktur des Landes rasant
geandert. Schleswig-Holstein ist von
einem Agrar- und Schiffbauland zu einem
Standort von High-Tech-Industrien gewor-
den. Im verarbeitenden Gewerbe domi-
niert dieser Bereich bei Umsatz und Be-
schaftigten mit Gber 20 Prozent. Gleich-
zeitig aber hielt die Umschichtung vom se-
kundéaren Sektor (produzierendes Gewer-
be) zum tertiaren Sektor (Handel, Verkehr,
Dienstleistungen, 6ffentlicher Sektor) an,
der Ende der neunziger Jahre bereits zwei
Drittel der Bruttowertschopfung des Lan-
des ausmachte. Industrie und Handwerk
erwirtschafteten weniger als ein Drittel,
die Land- und Forstwirtschaft noch gut
zwei Prozent.

Hinsichtlich seiner volkswirtschaftlichen
Gesamtrechnung ist Schleswig-Holstein im
alten Bundesgebiet das Land mit dem
niedrigsten Anteil des produzierenden
Gewerbes und dem hochsten Anteil des
offentlichen Sektors, und der Struktur-
wandel dauert an.

Verwaltungsgliederung

Die Verwaltungsgliederung und Kreis-
einteilung hat, lange bevor ein eigenes
Bundesland Schleswig-Holstein entstand,
einen oft untbersehbaren, ja zum Teil ver-
worrenen Weg genommen. Die Auseinan-
dersetzungen zwischen Germanen und
Slawen, Deutschen und Danen sowie Adel
und freiem Bauernstand haben auch hier
ihre Spuren hinterlassen. Die dadurch
nach und nach entstandenen Verwal-
tungseinheiten waren deshalb oft das Er-
gebnis eines miihsamen, nicht selten hart
umkampften Interessenausgleichs, der
eine rationale und sinnvolle Administrati-
on meist eher behinderte, statt sie zu er-
moglichen. Es war Bismarcks Verordnung
,.die Organisation der Kreis- und Distrikt-
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behdrden sowie die Kreisvertretung in der
Provinz Schleswig-Holstein betreffend”,
durch die die beiden Herzogtiimer im
Jahre 1867 in 20 Kreise neu aufgegliedert
wurden. Die Reform bewahrte sich. Nur
selten muf3ten in der Folgezeit Neuforma-
tionen vorgenommen werden (Aufldsung
des Kreises Bordesholm 1932, Verlust der
Reichsfreiheit Lubecks im Zuge des GroR3-
Hamburg-Gesetzes 1937), und es war
dann erst die grolRe Gebietsreform der
Jahre 1969/1970, mit der die Einteilung
der heute elf Landkreise ihre wohl auf
unabsehbare Zeit gultige Gestaltung ge-
funden hat. Pinneberg ist der Kleinste
und gleichzeitig bevoélkerungsdichteste,
Rendsburg-Eckernforde, fast so grol3 wie
das Saarland, ist der flachenméaRig groi3te.
In allen elf befinden sich insgesamt 1100
Landgemeinden und 57 kreisangehdrige
Stadte, die grofte von ihnen ist Norder-
stedt vor den Toren Hamburgs mit 70 000
Einwohnern, ein Kunstprodukt, das erst in
den sechziger Jahren das Stadtrecht er-
hielt. Die Verwaltungsgliederung des Lan-
des wird abgerundet durch seine vier
kreisfreien Stadte Neumunster, Flensburg,
LUbeck und Kiel. Letztere sind mit 210 000
bzw. 240000 Einwohnern die einzigen
Grof3stadte und urbanen Verdichtungs-
zentren des Landes.

Von der Landessatzung
zur Landesverfassung

Die erste Landessatzung fur Schleswig-
Holstein wurde am 13. Dezember 1949
vom Landtag angenommen. Der Terminus
».satzung*, der juristisch ja eine weit ge-
ringere Qualitat hat als der Begriff ,,Ver-
fassung®, erklart sich daraus, dafl die
Grundungsmditter und -vater ihrem von
Flichtlingselend, wirtschaftlicher Not und
hoher Arbeitslosigkeit gepragten neuen
Bundesland nur wenige Uberlebenschan-
cen einrdumten und deshalb auf Doku-
mente mit quasi ,,endgultigem* Charak-
ter bewul3t verzichteten. Die (sozialdemo-
kratische) Regierung selbst war es, die
davon ausging, dall das Provisorium
Schleswig-Holstein bald einer Neugliede-
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rung der Lander zum Opfer fallen wirde.
Es sollte Uber vierzig Jahre dauern, bis im
August 1990 - unter der nachsten sozial-
demokratischen Regierung — aus der Lan-
dessatzung eine Landesverfassung wurde.
Die Satzung von 1949 stellte im wesentli-
chen ein kurzes, knappes Organisations-
statut dar, das auf die Formulierung von
programmatischen Staatszielen verzich-
tete. Bemerkenswert ist, wohl auch auf-
grund von Weimarer Erfahrungen, die
starke Stellung, die dem Ministerprasi-
denten zugewiesen wird, der sein Amt
nur durch freiwilligen oder erzwungenen
Rucktritt verlieren kann, nicht aber auto-
matisch mit dem Zusammentreten eines
neuen Landtages nach Wahlen. Machtfil-
le und Kontinuitat sollten im hochsten
Regierungsrepréasentanten verkorpert
sein. Unter dem Eindruck, oder genauer,
unter dem Schock der sogenannten Bar-
schel-Pfeiffer-Affare beschloR der Land-
tag am 29. Juni 1988 die Einsetzung einer
Enquéte-Kommission mit der Aufgabe,
,.-auf der Grundlage neuerer verfassungs-
rechtlicher und verfassungspolitischer Er-
kenntnisse Mdoglichkeiten zur wirksame-
ren Kontrolle der Regierung, zur verstark-
ten Beteiligung der Burgerinnen und Biir-
ger, zur Starkung des Landtags sowie zur
Verbesserung seiner Arbeitsbedingungen
und seiner Arbeitsweise zu prifen und
Anregungen fur entsprechende Anderun-
gen der Landessatzung ... zu geben*.
Wahrend die Satzung von 1949 nur mit
der einfachen Mehrheit der SPD-Abge-
ordneten verabschiedet worden war,
wurde die Arbeit der Enquéte-Kommis-
sion, die wenig spater in die Verfassung
des Landes Schleswig-Holstein einminde-
te, am 30. Mai 1990 einstimmig vom
Parlament angenommen und bestétigt.
War in der alten Satzung noch die Formu-
lierung fixiert, daR Schleswig-Holstein
eine Neugliederung des Bundesgebiets
anstrebe, so sind derartige Erklarungen in
der neuen Verfassung bewul3t weggelas-
sen.



Als wesentlich mufl3 angesehen werden,
dal3 die reprasentativen Strukturen der
politischen  Willensbildung  nunmehr
durch Formen unmittelbarer Demokratie,
d.h. durch Gesetzesinitiativen, Volksbe-
gehren und Volksentscheide erganzt wer-
den kodnnen. ,,Wir sind das Volk*, der Ruf
der DDR-Burgerrechtsbewegung, der zeit-
lich gleichlaufend zu den kontroversen
Beratungen der Kommission immer lauter
erscholl, war fur ihre Ergebnisfindung
,.von vielleicht ausschlaggebender Bedeu-
tung®. (von Mutius).

In Artikel 6 der Verfassung wird die ,,For-
derung der Gleichstellung von Frauen und
Mannern* zum Staatsziel erklart. Bei der
Besetzung offentlich-rechtlicher BeschluR3-
und Beratungsorgane soll dahingehend
entschieden werden, daR in solchen Orga-
nen Frauen und Manner méglichst ,,zu
gleichen Anteilen vertreten* sein sollen.
Auch der ,,Schutz der naturlichen Grund-
lagen des Lebens“ (Artikel 7) wird zum
Staatsziel deklariert.

Da es in Schleswig-Holstein ein Landesver-
fassungsgericht nicht gibt, schreibt die
Verfassung nur zwei Staatsorgane fest:
den Landtag und die Landesregierung.
Die Zahl der Abgeordneten wird auf 75
fixiert, um Manipulationen der jeweiligen
Parlamentsmehrheit unméglich zu ma-
chen. ,,Die Landesregierung ist im Bereich
der vollziehenden Gewalt oberstes Lei-
tungs-, Entscheidungs- und Vollzugsor-
gan.” (Artikel 26) An ihrer Spitze steht die
Ministerprasidentin oder der Ministerpra-
sident, deren bzw. dessen Amtszeit nun-
mehr strikt an die Dauer der Wahlperiode
gebunden ist. Er oder sie kann innerhalb
dieses Zeitraums nur durch das konstruk-
tive Mi3trauensvotum gestirzt werden.
(Artikel 35).

Schleswig-Holstein ist und bleibt das einzi-
ge Bundesland, in dem der Vorsitzende
der ,,starksten die Regierung nicht tragen-
den Fraktion*, mithin der Oppositionsfih-
rer, in der Verfassung verankert ist (Artikel
12), was seine Position starkt und seine Be-
soldung erhoht.

In Funktion und Kompetenzen aulReror-
dentlich gestarkt wird der Landesrech-
nungshof, dem in den Artikeln 55 und 56
nicht nur die haushaltsbegleitende Fi-
nanzkontrolle der Regierung auferlegt
wird, sondern auch die Kontrolle aller Ein-
richtungen und kommunalen Korper-
schaften bis hin zu privaten Personen, so-
fern sie Zuwendungen aus dem Landes-
haushalt erhalten oder Landesvermdgen
verwalten.

Die Schleswig-Holsteinische Verfassung
kann, zumindest in ihrem organisations-
rechtlichen Teil, als die modernste aller
deutschen Landesverfassungen angese-
hen werden, was sich auch daran zeigte,
daR sie bei der Verfassungsentwicklung in
den neuen Bundeslandern mehrfach zum
Vorbild genommen wurde.

Wechselvolle politische
Mehrheitsverhaltnisse

Die britische Militarregierung begann vom
Herbst 1945 an mit dem Aufbau demokra-
tisch legitimierter Institutionen und Struk-
turen. Im September liel3 sie politische Par-
teien wieder zu, im November ernannte
sie den ehemaligen Rendsburger Landrat
Theodor Steltzer, einen aktiven Gegner
des Nationalsozialismus und Mitbegrin-
der der CDU, zum Oberpréasidenten der
Noch-Provinz. Aber die ersten Landtags-
wahlen im April 1947 gewann die SPD,
und zwar mit deutlichem Vorsprung. In
zwei kurzlebigen Kabinetten stellte sie
den Ministerprasidenten bis zu den néch-
sten Wahlen vom Juli 1950, die sie erneut
gewann, mangels Koalitionspartner aber
in die Opposition gehen mulite — fur 38
Jahre. Die Fluchtlinge und Heimatvertrie-
benen hatten den BHE, ihre Partei, mit
23,4 Prozent zur zweitstarksten Kraft des
Landes gemacht, ganze vier Prozentpunk-
te hinter der SPD, aber noch vier vor der
CDU. Hinzu traten die ahnlich orientierte
Deutsche Partei mit fast zehn Prozent
sowie die FDP mit sieben und der SSW mit
gut funf Prozent. Zusammen mit BHE, DP
und FDP bildete die CDU die Regierung
und stellte, auch diesmal in zwei kurzlebi-
gen Kabinetten, den Ministerprasidenten.

,,Die Mutter aller Nachkriegsskandale*

In den Landtagswahlen vom September
1954 kam es zu einem Kopf-an-Kopf-Ren-
nen zwischen SPD und CDU, das die SPD
immer noch knapp fir sich entschied, aber
die machtpolitischen Konstellationen hat-
ten sich inzwischen so formiert, daf? von
nun an bis weit in die achtziger Jahre hin-
ein vier CDU-Ministerpréasidenten die Ge-
schicke des Landes lenkten, mit allseits an-
erkannten Leistungen und Bilanzen: Kai-
Uwe von Hassel (1954-1963) in einer Ko-
alition mit dem BHE und der FDP, ab 1958
nur noch mit der FDP, Helmut Lemke
(1963-1971) in einer Koalition mit der FDP,
Gerhard Stoltenberg (1971-1982) und
Uwe Barschel (1982-1987) jeweils in CDU-
Alleinregierungen.

Stoltenberg hatte sich bei seinem Wech-
sel ins Bonner Bundesfinanzministerium
wohl schon mit einigen inneren Barrieren
fur den erst 38jahrigen Barschel als Nach-
folger entschieden, aber dieser legte sich
mit der Forderung von (bis heute erfolg-
reichen) Industrieansiedlungen und Tech-
nologiezentren zundchst méchtig ins
Zeug. Bald war es ein offenes Geheimnis,
dal er im Haus an der Forde nicht die letz-
te Station seiner politischen Karriere sah.
Der Landtagswahlkampf von 1987, fur
den er aus dem Hamburger Springerkon-
zern eigens einen ,,Medienberater” in
seine Staatskanzlei einstellte, sollte ihn
bundesweit fir hohere Aufgaben emp-
fehlen. Das ,.,Ergebnis“, die sogenannte
Barschel-Pfeiffer-Affare, die von einem
deutschen Nachrichtenmagazin als die
,»Mutter aller Nachkriegsskandale* be-
zeichnet wurde, konnte auch nach Ab-
schlu? der Arbeit von zwei parlamentari-
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schen Untersuchungsausschissen in sei-
nen Unrechtsdimensionen nicht vollstan-
dig ausgeleuchtet werden. Fest steht, dal3
Uwe Barschel Pfeiffer beauftragte,
Schmutzkampagnen gegen seinen dama-
ligen Kontrahenten, den Oppositionsfuh-
rer Bjorn Engholm zu entfachen. Fest
steht aber genauso, dald Engholm - nicht
zuletzt durch Pfeiffer selbst — von einem
frihen Zeitpunkt an hiervon wufite, dies
willentlich mit sich geschehen liel3 und
wahltaktisch ausnutzte. Uwe Barschel
starb 1987 in einem Genfer Hotel. Bjorn
Engholm - der in den Landtagswahlen
von 1988 mit 54,8 Prozent der Stimmen
einen erdrutschartigen Sieg davongetra-
gen hatte und sich vier Jahre spater er-
neut an die Spitze einer SPD-Alleinregie-
rung stellen konnte, mufte 1993, nach-
dem sein Mitwissen bekanntgeworden
war, von den Amtern des Ministerprasi-
denten und des SPD-Bundesvorsitzenden
sowie als Kanzlerkandidat zurtcktreten.
Ob sich das Land und vor allem die beiden
groRRen Parteien bis heute von der Afféare
ganz erholt haben, steht dahin. Immerhin
sind die Lahmungen gewichen und die
langen Schatten kirzer geworden. Viel-
leicht verkorperte deshalb erst der Regie-
rungsantritt von Heide Simonis, die 1993
als erste Frau in der deutschen Geschichte
Ministerprasidentin wurde, den ein halbes
Jahrzehnt zuvor versprochenen Neuan-
fang. Sie bildete nach den Wahlen vom
Marz 1996, in denen der Abstand zwi-
schen SPD (39,8 Prozent) und CDU (37,2
Prozent) merklich verkirzt wurde, mit
dem Bundnis 90/Die Griinen (8,1 Prozent)
eine rot-grine Koalition. Diese Partei
hatte 1996 nach funf vergeblichen Anlau-
fen den sechsten Versuch unternommen,
in den Landtag zu gelangen.1992 war sie
mit 4,97 Prozent nur um wenige hundert
Stimmen gescheitert. Diesmal schaffte sie
es — ins Parlament und gleich auf die Re-
gierungsbank. Erneut sind auch die FDP
(5,7 Prozent) und der SSW (2,5 Prozent,
was zwei Mandaten entspricht) in den
Kieler Landtag eingezogen.

Die Medienlandschaft

Die Barschel-Pfeiffer-Affare hatte einmal
mehr gezeigt, welche Rolle die Massen-
medien in der modernen Demokratie
spielen. In Schleswig-Holstein ist die Me-
dienszene, wie Uberall in Deutschland, in
einen privat- und in einen offentlich-
rechtlichen Sektor zweigespalten. Letzte-
rer wird durch die Landesstudios von NDR
und ZDF verkdrpert, im ersteren finden
sich die Zeitungsverlage und die privaten
Horfunk- und Fernsehanbieter wieder; in
ihm sind also sowohl elektronische wie
auch Printmedien beheimatet.

42 verschiedene Zeitungstitel aus sechs
Vollredaktionen mit insgesamt 560 000 Ex-
emplaren erscheinen jeden Tag im Land
zwischen den Meeren. Bis an die Schwelle
der achtziger Jahre konkurrierten diese
privatwirtschaftlich organisierten Infor-
mationstrager mit dem offentlich-rechtli-



chen Horfunk und Fernsehen, aber dann
kam Bewegung in die Medienlandschaft.
Zunachst erzwangen Gerhard Stoltenberg
und Ernst Albrecht, die Ministerprasiden-
ten von Schleswig-Holstein und Nieder-
sachsen, dal} das Sendemonopol der in
Hamburg anséssigen NDR-Zentrale aufge-
hoben und die Landesfunkh&user deutlich
aufgewertet wurden (Welle Nord, Schles-
wig-Holstein-Magazin). Richtig Schwung
in den Ather kam aber erst in der zweiten
Halfte der achtziger Jahre, als 1986 mit
Radio-Schleswig-Holstein (RSH) der erste
privatwirtschaftlich betriebene Sender der
Bundesrepublik Deutschland seine Tatig-
keit aufnahm. Da RSH den Zeitungsverla-
gen im Lande gehort, hat das Haus Sprin-
ger dadurch einen nachweisbaren Einfluf
auf die Horfunkszene in Schleswig-Hol-
stein, denn beispielsweise an den LuU-
becker Nachrichten (Auflage: 120000) ist
der Hamburger Konzern maRgeblich be-
teiligt, in geringerem Mal3e auch an den
Kieler Nachrichten (Auflage: 120000),
mehrere Zeitungen im Hamburger Rand-
gebiet gehéren ihm ganz. Als die bis
dahin selbstéandige Schleswig-Holsteini-
sche Landeszeitung deshalb mit dem
Flensburger Tageblatt fusionierte und
zum grofditen Zeitungsverlag des Landes
wurde (Auflage: 160000), geschah dies
ausdricklich, um eine marktbeherrschen-
de Stellung des Springer-Verlages im
nordlichsten Bundesland zu verhindern,
bei den Printmedien wie auch bei RSH.
Die Rechts- wie auch die Programmauf-
sicht Uber RSH und weitere, zwischenzeit-
lich neu entstandene Privatsender (NORA,
Delta Radio) Ubt die ,,Unabhéngige Lan-
desanstalt fur das Rundfunkwesen* (ULR)
aus, in der alle gesellschaftlich relevanten
Gruppen Schleswig-Holsteins vertreten
sind. Sie ist zustandig fur die Vergabe von
privaten Horfunk- und Fernsehfrequen-
zen und fur deren mediale Kontrolle.

Kommunalpolitik

Die in der Kommunalpolitik Schleswig-
Holsteins zu bewaéltigenden Aufgaben
unterscheiden sich nicht von denen ande-
rer Bundeslander: 6ffentliche Sicherheit,
Schule,  Kultur, Gesundheit, Sport,
StraBenbau, Energie, Sozialfursorge, Kin-
dergérten. Die Kreistage sowie die Stadt-
und Gemeindevertretungen werden auf
funf Jahre, die Landrate und die haupt-
amtlichen Burgermeister auf sechs oder
acht Jahre gewahit.

Die letzten Kommunalwahlen, in denen
das aktive Wahlrecht erstmals auf 16 Jahre
herabgesetzt wurde, fanden am 22. Marz
1998 statt. Sie erbrachten das folgende
Ergebnis: SPD 42,4; CDU 39,1; Bundnis
90/Die Grunen 6,8; FDP 4,8; SSW 2,9 und
Sonstige 4,0 Prozent. Die Wahlbeteiligung
lag bei 62,8 Prozent. Im Stimmenanteil der
,.Sonstigen® sind auch die Freien Wahler-
gemeinschaften enthalten, die jahrzehn-
telang in der Kommunalpolitik des Landes
eine gewichtige Rolle gespielt hatten. lhre
Bedeutung ist heute aber verblai3t.

Sowohl in der Kommunalverfassung wie
auch im Kommunalwahlrecht Schleswig-
Holsteins sind seit 1990 mehrere Novellie-
rungen vorgenommen worden, die auf
die verstarkte Einfuhrung von Elementen
unmittelbarer Demokratie abzielen. So
sind die informellen Mitwirkungsrechte
der Bevdlkerung durch Einwohnerfrage-
stunden und durch die Offentlichkeit von
Ausschul3sitzungen verbessert worden.
Wichtiger noch sind die Formen der Mit-
wirkung, mit denen die Bevélkerung nun-
mehr direkt an Entscheidungen beteiligt
ist: auf Antrag von mindestens 15 Prozent
der Stimmberechtigten einer Gemeinde
oder Stadt mussen Burgerbegehren bzw.
Burgerentscheide vorgenommen werden.
Hiervon ist innerhalb weniger Jahre weit
mehr Gebrauch gemacht worden als ur-
sprunglich vermutet. In erster Linie wur-
den sie dazu genutzt, um Entscheidungen
von Gemeindevertretern rickgangig zu
machen, die die Burger als belastend oder
als falsch empfanden. Dies hatte aber
auch zur Folge, daf3 die Beschliisse von de-
mokratisch legitimierten Volksvertretern
durch die unmittelbare Entscheidung von
Burgerinnen und Blrgern wieder aufge-
hoben wurden. Durch dieses — vom Ge-
setzgeber gewollte — Spannungsverhaltnis
zwischen reprasentativer und direkter De-
mokratie ist die Gemeindevertretung eher
geschwacht worden.

Eine weitere Starkung der unmittelbaren
Demokratie sollte durch die Einfihrung
der Direktwahl von Landréten, hauptamt-
lichen Oberblrgermeistern und Burger-
meistern der Stadte bzw. amtsfreien Ge-
meinden mit mehr als 2000 Einwohnern
erreicht werden. Ob dies gelungen ist,
steht dahin. So lag die Beteiligung bei der
ersten unmittelbaren Oberburgermeister-
wahl, die 1997 in Kiel durchgefihrt
wurde, bei nur 46 Prozent, obwohl mit
dem gewdhlten Kandidaten Norbert
Gansel ein bundesweit profilierter und bis
in die letzten Haushalte bekannter Politi-
ker zur Wahl stand. Auch wenn 60 Pro-
zent der abgegebenen Stimmen auf ihn
entfielen, kann dies nicht dartber hin-
wegtéuschen, da nur 25 Prozent der
stimmberechtigten Bevolkerung ihn auch
gewahlt haben. Noch krasser war der Ab-
stand in Neumunster, wo bei einer Wahl-
beteiligung von 40 Prozent im Ergebnis
weniger als 20 Prozent der Birgerinnen
und Birger fur den neuen Oberbirger-
meister votiert haben.

Bildung, Wissenschaft,
Kultur und Freizeit

Wie die anderen Bundeslander, so verfugt
auch Schleswig-Holstein tber ein nach
Schularten und Schulstufen gegliedertes,
differenziertes Schulwesen. Neben den
579 Grundschulen gab es 1996 230 Haupt-
schulen mit 38000 Schiler/innen sowie
161 Realschulen mit 50 000, 96 Gymnasien
mit 62000, 148 Forderschulen mit 11000
und 19 Integrierte Gesamtschulen mit
10000 Schuler/innen. Bis zur politischen
Wende von 1988 hatte es nur je zwei Ko-
operative und Integrierte Gesamtschulen
gegeben, durch das novellierte Schulge-
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setz von 1990 ist diese nunmehr als Regel-
schule gleichrangig neben den anderen
anerkannt. 6000 Schuler/innen besuchen
die Schulen der dénischen Minderheit.
Der auf3erordentlich stark gegliederte Be-
rufsbildungsbereich (Berufsschule, -fach-
schule, -aufbauschale, Fach- und Fach-
oberschule, Fachgymnasium, Wirtschafts-
akademie) umfal3t 363 Schulen mit 52 000
Schaler/innen. In ihnen wird ein breites
Spektrum von Bildungabschlissen vermit-
telt, das von der traditionellen Lehre im
Rahmen des dualen Ausbildungssystems
bis zur allgemeinen Hochschulreife reicht.
Insgesamt ist die Schullandschaft zwischen
Nord- und Ostsee auch nach 1988 von
Kontinuitdt und moderater Weiterent-
wicklung, nicht aber von innovativen
Spriingen und Briichen gekennzeichnet.
Kern- und Kristallisationspunkt aller Hoch-
schulen des Landes ist und bleibt die 1665
gegrindete  Christian-Albrechts-Univer-
sitét in Kiel. 1997 waren allein 22000 der
insgesamt 40000 in Schleswig-Holstein
Studierenden hier eingeschrieben. Da sie
zusatzlich fast 6000 Bediensteten, davon
Uber 400 Professoren, Arbeit gibt, ist sie
fur die Stadt von nicht geringerer wirt-
schaftlicher Bedeutung als beispielsweise
die Howaldt-Werft. Mit dem bereits 1914
gegrindeten Institut fur Weltwirtschaft,
dem Forschungszentrum fur marine Geo-
wissenschaften, der Muthesius-Kunst-
hochschule und der Verwaltungsfach-
hochschule in Altenholz verfigt die Lan-
deshauptstadt zudem Uber weitere nam-
hafte, weit Uber die Region hinaus aner-
kannte Forschungs- und Ausbildungsstat-
ten. In Lubeck sind die Medizinische Uni-
versitat und die Musikhochschule behei-
matet, in Flensburg ist aus der ehemaligen
Padagogischen Hochschule eine Bildungs-
wissenschaftliche Hochschule/Universitat
erwachsen. Fachhochschulen gibt es au-
Ber an den genannten Orten in Wedel,
Heide, Rendsburg und Pinneberg.

Dal’ Kunst und Kultur in dem kargen, von
Wind und Wetter geplagten Land nord-
lich der Elbe nicht gedeihen kdnnen, ist
ein von alters her genadhrtes (Vor)Urteil.
Frisia non cantat, wer kennt nicht diese
berihmten Worte aus Tacitus’ ,,Germa-
nia*“, mit denen ja nicht nur zum Ausdruck
gebracht werden sollte, dal die rauhen
Kehlen dieses Menschenschlages sanges-
unkundig seien, sondern daf sie auch
sonst Barbaren waren.

Bleiben wir deshalb einmal bei (Nord)
Friesland. Hier, zwischen Kiihen und Mar-
schen, wuchsen mit dem Lyriker Theodor
Storm, dem Historiker Theodor Momm-
sen, der fur seine Romische Geschichte
den Nobelpreis erhielt, mit dem Soziolo-
gen Ferdinand Tonnies und dem Padago-
gen Friedrich Paulsen Talente und Geister
von Weltruf heran, hier fand der Expres-
sionist Emil Nolde seine Heimat und sein
Refugium vor den Nazis — Tacitus miuRte
eigentlich noch nachtraglich in Achtung
erstarren.

Gleichwohl hat es ein kulturelles Zentrum
im Lande nie gegeben. Fur das hanseati-
sche Lubeck mit seiner ausgepréagten



Stadtkultur waren London, Nowgorod
oder Brugge nadher als irgendein Ort in
Schleswig-Holstein. Auch die Residenz der
Gottorfer Herzége in Schleswig, ein mo-
numentaler Renaissancebau aus dem 17.
Jahrhundert, strahlte mehr auf Nordeuro-
pa als auf die engere Nachbarschaft aus.
Eutin wurde im 18. Jahrhundert das ,,Wei-
mar des Nordens* genannt, aber landes-
weit pragend war dies nicht. Auch die
Kieler Universitat hat diese Rolle nie ein-
nehmen kénnen. So blieb des Land Heim-
statt einzelner grofl3er Dichter, Literaten
und Kunstschaffender wie Friedrich Heb-
bel in Dithmarschen, Heinrich und Thomas
Mann in LUbeck, Ernst Barlach und A. Paul
Weber in Ratzeburg. Siegfried Lenz, Gln-
ter Grass und Sarah Kirsch leben und ar-
beiten seit langem in Schleswig-Holstein.
Die Versuche, ein wirklich umfassendes,
bis in Dorfer, Kirchen und Scheunen rei-
chendes kulturelles Netz zu schaffen,
stammen erst aus jungster Zeit. Sie verbin-
den sich mit dem Namen des Schleswig-
Holstein-Musik-Festivals, das sogar uber
eine eigene Orchesterakademie verflgt,
in der kein Geringerer als Leonard Bern-
stein bis kurz vor seinem Tode den Nach-
wuchs schulte. Sie verbinden sich aber
auch mit dem Ars-Baltica-Projekt Bjorn
Engholms, in dem die kunstlerische Ein-
heit und Vielfalt aller Ostseeanrainerlan-
der dokumentiert und gefordert werden
soll.

Ein Kulturzweig allerdings darf nicht un-
erwahnt bleiben, weil er sich nach wie vor
einer ungebrochenen Beliebtheit erfreut:
wenn De Plattditsche Speldeel derbe Sze-
nen und Dontjes auf die Bretter bringt,
dann sind die Séle und Dorfgasthofe
landauf, landab bis auf den letzten Platz
besetzt.

Dominanz der Protestanten

In Anwesenheit des Reformators Johan-
nes Bugenhagen beschloR der Rendsbur-
ger Landtag 1542 die Einfihrung der Re-
formation in Schleswig-Holstein. Seine
Kirchenordnung bildete fortan die Grund-
lage fur das theologische und rechtliche
kirchliche Handeln.

Aus historischen Griinden war Schleswig-
Holstein in hohem MaRe protestantisch
ausgerichtet. Vor 100 Jahren lag der evan-
gelische Bevolkerungsanteil bei tGber 99
Prozent, um danach allerdings stetig zu
sinken.

Heute umfalRt die Nordelbische evange-
lisch-lutherische Kirche mit ihren drei Bi-
schofssprengeln Hamburg - geleitet von
der ersten deutschen, 1992 ordinierten
Bischofin Maria Jepsen —, Holstein-Llbeck
und Schleswig 27 Kirchenkreise mit 178
Gemeinden fir die 1,7 Millionen Gemein-
demitglieder.

Mit 80 Pfarreien und rund 170000 An-
gehdrigen ist die romisch-katholische Kir-
che wesentlich kleiner. Sie gehdren zum
Erzbistum Hamburg.

Etwa gleich groR ist die Zahl der Mitglie-
der der islamischen Religionsgemein-
schaft und die anderer Religionsgemein-
schaften mit je ca. 35000. Zu den evange-
lischen Freikirchen bekennen sich 20000
Mitglieder.

Die nationalsozialistische Gewaltherr-
schaft hatte in den Jahren 1933-1945 das
judische Leben und die judische Kultur na-
hezu restlos ausgeloscht. Erst in den letz-
ten Jahren bildeten sich durch Zuzug, vor-
nehmlich in die groReren Stadte, neue Ge-
meinden, die alle zur jlidischen Gemeinde
Hamburg gehdoren.

Keiner Religionsgesellschaft zugehdrig
sind fast 20 Prozent aller Schleswig-Hol-
steiner, und ihre Zahl nimmt zu.

Das Wappen:

Das schleswig-holsteinische Wappen zeigt
die Wappen seiner beiden Landesteile.
Die  zwei Ubereinanderschreitenden
Léwen waren seit 1232 Wappentiere der
Herzége Schleswigs. Die schauenburgi-
schen Grafen von Holstein fuhrten das
,.Nesselblatt seit 1229/38. Die erste Zu-
sammenstellung der beiden Wappenbil-
der ist im 14. Jahrhundert belegt.
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Ehemaliges Musterland der Kleinstaaterei und kulturelles

Experimentierfeld

Freistaat Thuringen

VVon Antonio Peter

Im Herzen Deutschlands

Der Freistaat Thiringen ist nach seiner
Flache mit 16 171 km? eines der kleine-
ren Flachenstaaten der Bundesrepublik
Deutschland. Auch die Bevdlkerungsdich-
te (gesamt 2,504 Millionen) liegt mit 155
Einwohnern pro km? (1995) deutlich nied-
riger als zum Beispiel die Flachenstaaten
im Westen der Bundesrepublik (zum Ver-
gleich: Baden-Wirttemberg 289 pro km?).
Die Wirtschaftsleistung (Bruttoinlandspro-

Die Wartburg bei Eisenach.

dukt) des Freistaats betrug 1996 61,0 Mil-
liarden DM (zum Vergleich: Baden-Wirt-
temberg 510,5 Milliarden DM).

Im Nordwesten grenzt Thiringen an Nie-
dersachsen, im Norden an Sachsen-An-
halt, im Osten an Sachsen, im Siden an
Bayern und im Westen an Hessen. Die
Oberflachengestalt des Landes ist vielfal-
tig. Wahrend die Gebirge im Norden und
Suden des Freistaats eine Hohe von Uber
600 m erreichen (der GrolRe Beerberg ist
mit 982m U.NN. die hoéchste Erhebung)
werden an der Grenze zu Sachsen-Anhalt
lediglich noch 119 m . NN gemessen. Um-
grenzt von der ,buckligen Welt“ des
Eichsfeldes im Nordwesten, den Hugellan-
dern im Osten und den Erhebungen im
Stden liegt das fruchtbare Thuringer
Becken, ein Raum vergleichbar mit einer

riesigen Schissel, das durch verschiedene
kleinere Heraushebungen gekennzeich-
net ist. Eines der bekanntesten Mittelge-
birge in Deutschland ist der Thuringer
Wald. Keilférmig erstreckt er sich begin-
nend im Gebiet um Eisenach in sidostli-
cher Richtung bis etwa zur Linie Gehren-
Schleusingen und geht dort in das Thirin-
ger Schiefergebirge Uber. Der auf den
Kammlagen des Thiringer Waldes von
Horschel nach Blankenstein verlaufende
Rennsteig ist einer der popularsten Wan-

Foto: Thuringer Landesfremdenverkehrsverband

derwege Deutschlands. Dabei kann das
Gebiet auf eine lange touristische Tradi-
tion zuriickblicken. Schon Mitte des 19.
Jahrhunderts entdeckten Reisende die
landschaftlichen Reize dieser Gegend,
und der Thuringer Wald entwickelte sich
zu einem der beliebtesten Feriengebiete.
Als besonders mondan galt der Winter-
sportort Oberhof.

Thiringen gehoért zu den waldreichsten
Bundeslandern in Deutschland. Etwa ein
Drittel der Flache (537 400 Hektar) ist mit
Wald bewachsen. Daher wird das Land
auch oft ,,Das grine Herz Deutschlands*
genannt. Eine Bezeichnung, die bereits im
vorigen Jahrhundert entstand, und die
immer wieder gern in Reisefihrern Auf-
nahme findet. Die Lange des Gewasser-
netzes betragt fur Thiringen 15400 km.
Besonderen Anteil haben daran die Flisse
Werra (200 km), Saale (196 km), Unstrut
(150) km und IIm (120 km).

Thuringen

Kleinstaaten

Thiringen ist oft in negativem Sinn als das
Musterland deutscher Kleinstaaterei be-
zeichnet worden. Im 18. und 19. Jahrhun-
dert, als Territorialstaaten allgemein als
,modern* galten, sprach man despektier-
lich von der Flickenkarte Thuringen.
Tatsachlich bestand das Gebiet, das wir
heute als Thuringen kennen, Uber lange
Zeit aus vielen Kleinststaaten. Immer wie-
der durchgefiihrte Erbteilungen, Kriege
und territoriale Entschadigungen fiuhrten
zu einem kaum Uberschaubaren Gewirr
von Klein- und Kleinststaaten. Um 1700,
dem Hohepunkt der territorialen Zersplit-
terung, bestand Thiringen aus zehn Her-
zogtimern, zehn Herrschaften, vier Graf-
schaften, einem erzbischoflichen Besitz
sowie zwei Reichsstadten. Dies war aber
nicht immer so. Im Mittelalter stellte das
Gebiet eine recht geschlossene Herrschaft
dar. Die Landgrafen von Thiringen zahl-
ten sich im 12. und 13. Jahrhundert zu den
machtigsten Furstengeschlechtern des
Reiches. Ihr Stammsitz, die Wartburg in Ei-
senach, ist heute noch eine der bekannte-
sten Burgen in Deutschland. Ebenso po-
pular ist die heilig gesprochene Elisabeth
(1207-1231) als mildtatige Landgrafin.
Am Beginn der neuzeitlichen Staatenge-
schichte Thuringens steht die Landestei-
lung von 1485. Die Briuder Kurfirst Ernst
und Herzog Albrecht (Albert) beschlossen,
ihre gemeinsame Regierung zu beenden
und den Wettinischen Staat aufzuteilen.
Mit der Leipziger Teilung entstand ein
».ernestinischer* und ein ,,albertinischer*
Staat. Den Ernestiner genannten Wetti-
nern blieb der Kurkreis Wittenberg neben
grol3en Gebieten im mittleren und sudli-
chen Thiringen. Die Albertiner erhielten
die Mark Meif3en und neben anderen Ter-
ritorien die Gebiete von Naumburg bis
WeilRensee. Diese Gebiete fuhrten den
Namen ,,Herzogtum Sachsen* mit Dres-
den als Mittelpunkt. Im Verlauf der Ge-
schichte agierten die Ernestiner zum Teil
unglicklich. Zum Beispiel befand sich Kur-
furst Johann Friedrich der GroBmutige auf
seiten der Verlierer in der Schlacht bei
Muhlberg 1547 gegen den Kaiser. Infolge
dessen verlor das Haus die Kurwirde und
die Kurlande an den Albertiner Moritz
von Sachsen.

Aber noch weitreichendere Auswirkun-
gen hatte das Erbrecht. Es gelang den Er-
nestinern nicht, die Erbfolge im Sinne der
Primogenitur (Erbrecht des erstgeborenen
Sohnes) zu regeln. Vielmehr blieben alle
maéannlichen Mitglieder einer Dynastie zur
Erbfolge berechtigt. Das war die wesentli-
che Ursache der Landesteilungen. Viele
der entstandenen Kleinstaaten trugen
noch die Bezeichnung ,,Sachsen* im
Namen, obwohl sie kaum noch etwas mit
dem Kurfurstentum zu tun hatten. So
auch im Fall des mdglicherweise bertihm-
testen deutschen Kleinstaates Sachsen-
Weimar-Eisenach, dessen Herzog Carl
August (1775-1828) als Mazen das schrift-
stellerische Wirken Johann Wolfgang
Goethes und Friedrich Schillers mit ermég-
lichte.



Die Landesgrindung von 1920

Zur malgeblichen territorialen Zusam-
menlegung kam es 1920. Im Laufe des 19.
Jahrhunderts hatte sich die Zahl der
tharingischen Kleinstaaten auf acht ver-
ringert — vier ernestinische: Grof3herzog-
tum Sachsen-Weimar-Eisenach, Herzogti-
mer Sachsen-Coburg und Gotha, Sachsen-
Meiningen, Sachsen-Altenburg; zwei
Schwarzburgische: Firstentimer Schwarz-
burg-Rudolstadt und Schwarzburg-Son-
dershausen; zwei ReuRische: FurstentU-
mer Reul3 alterer Linie (Greiz) und Reul3
jungerer Linie (Gera). Nicht zu Thiringen
im politischen Sinne z&hlte der 1816 ent-
standene Regierungsbezirk Erfurt, der mit
der Stadt Erfurt, dem Eichsfeld und den
ehemaligen Reichsstddten Muhlhausen
und Nordhausen zu Preufen gehorte.
Nach den Landtagswahlen von 1919 ent-
stand durch Zusammenlegung der Klein-
staaten das Land Thiringen mit Haupt-
stadt Weimar. Die BefUrworter einer
grof3thuringischen Lésung unter Einbezie-
hung des Regierungsbezirks Erfurt erhiel-
ten keine Mehrheit. Erst 1944 wurde Er-
furt mit weiteren preufRischen Gebieten in
das Land Thiringen eingegliedert. Auch
nach 1945 konnte sich Erfurt als Haupt-
stadt des Landes gegenuber Weimar
durchsetzen. Allerdings endete die Ge-
schichte Thuringens als Staats- und Ver-
waltungsgebilde wenige Jahre spéater. Im
Rahmen der Aufgliederung der Lander
der DDR in Bezirke wurde 1952 auch das
Land Tharingen in die Bezirke Erfurt, Gera
und Suhl unterteilt. Die Landesvertretung
wurde aufgeldst, ihre Kompetenzen und
Aufgaben von der Zentralregierung in
Berlin und den einzelnen Bezirksverwal-
tungen wahrgenommen.

Thiaringen als kultureller Mittelpunkt

Die Einschatzung der Bedeutung Thurin-
gens hat sich in den letzten Jahren radikal
gewandelt. Wurde friher oft von einem
,,Musterland deutscher Kleinstaaterei
mit provinzieller Gré3e gesprochen, des-
sen einzelne Bestandteile die Modernisie-
rung und kulturelle Entfaltung eher be-
hinderten als forderten, so weisen neue
Studien darauf hin, dal3 sich hier wie in
kaum einer anderen kulturellen Land-
schaft Deutschlands die jeweilig aktuellen
politischen und kulturellen Stréomungen
gebindelt haben; hierzu habe die zentra-
le Lage, aber auch die Kleinstaaterei bei-
getragen. Denn es gab ideale Mdglichkei-
ten, kulturelle Modelle und Gegenmodel-
le auf kleinstem Raum aufzubauen.
Thiringen ist als Experimentierfeld gesell-
schaftspolitischer Visionen immer wieder
in Erscheinung getreten. Der Ruf der
Landgrafen als Méazene von Kunst und
Kultur war schon so grof3, daf3 der legen-
dare ,,Sangerkrieg* auf die Wartburg ver-
legt wurde. In Thiringen hielten sich die
wichtigsten Sanger und Poeten des 13.
Jahrhunderts auf. Von hier gingen kultu-
relle Impulse fir ganz Deutschland aus. Im
16. Jahrhundert meldete sich Thiringen
als religidses, politisches und kulturelles
Zentrum zuruck. Die Landschaft wurde

zum Zentrum der Reformation. Auf der
Wartburg Ubersetzte Martin Luther die
Bibel und schuf damit die Norm fur die
von uns heute gebrauchliche Sprache. Mit
Kurflrst Friedrich dem Weisen hatte Lu-
ther einen Partner innerhalb der Reichs-
furstenschaft gewonnen. Daraus ent-
wickelten sich auch die frihen und spater
traditionell engen Beziehungen zwischen
der Reformation und Teilen der Reichsftir-
stenschaft. Die politischen und gesell-
schaftlichen Friktionen, die sich auch aus
der neuen Lehre ergaben, wurden eben-
falls in Thiringen ausgetragen. Thomas
Muntzer verband reformatorische mit so-
zialrefomatorischen Ideen. Von hier aus
verbreiteten sich Mintzers Thesen im
ganzen Reich. Das Territorium wurde zu
einem der Zentren des Bauernkrieges in
Deutschland.

Der Geist von Weimar

In den letzten Jahren ist deutlich gewor-
den, daRR die thuringische Kleinstaaterei
eine Fulle von kulturellen Experimenten
forderte. In jedem Territorium gab es
einen Fursten, der als Mazen fungieren
konnte. Dank des Mézenatentums des
Fursten konnten Johann Wolfgang
Goethe und Friedrich Schiller aus Weimar
die impulsgebende Stadt fur die gesamte
deutsche Klassik machten. Auferhalb
Thuringens weniger bekannt, aber trotz-
dem nicht minder wichtig, sind die schuli-
schen und pédagogischen Experimente
Herzog Ernsts des Frommen von Sachsen-
Gotha-Altenburg (1601-1675), der erst-
mals in Deutschland eine allgemeine
Schulpflicht fur Kinder einfuhrte. Einige
Fursten legten aber auch selbst Hand an.
So schrieb Georg Il. (1866-1914) von Sach-
sen-Meiningen mit seinen werkgetreuen
Auffihrungen Theatergeschichte. Der
Herzog wirkte sowohl als M&zen wie auch
als Kunstler. Im 19. Jahrhundert galt das
kleinstaatliche Thiringen als eines der li-
beralsten Gebiete Deutschlands. Nicht von
ungefahr wurde 1815 in Jena die erste
Burschenschaft gegriindet, die sich der
Vereinigung Deutschlands unter liberalem
Vorzeichen verpflichtet fuhlte. 1817 ent-
lud sich der Unmut Uber die reaktionaren
politischen Verhéltnisse in den deutschen
Einzelstaaten auf dem Wartburgfest.

Politische und kiinstlerische Konzepte ver-
dichteten sich im 20. Jahrhundert. Das Ge-
biet des Thuringer Waldes und der Rhon
galt vielen deutsch-volkischen Gruppen
als eine der letzten Bastionen deutschen
Wesens. Mit den instrumentalisierten Be-
ztigen zu Weimar und der Wartburg ent-
wickelten Schriftsteller wie Adolf Bartels
(1862-1945) ihre literarischen und politi-
schen Konzepte gegen die Moderne. Auf
der anderen Seite des politischen Spek-
trums stand das Bauhaus (1919-1925 in
Weimar) als Werkstatt fir moderne Ge-
staltung. Schon 1903 war Harry Graf Kess-
ler nach Weimar gekommen und be-
muhte sich dort um eine Modernisierung
des Ausstellungs- und Kunstgewerbes.
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1919 tagte im Weimarer Theater die Ver-
fassunggebende Nationalversammlung.
Auch wenn Weimar lediglich wegen sei-
ner politisch ruhigen Lage und der guten
Unterbringungsmoglichkeiten fur die Ab-
geordneten gewahlt worden war, so be-
kannten sich die demokratischen Parteien
gerne zum humanistisch weltoffenen
,,Geist von Weimar“. 1921 setzte die
SPD/USPD-Landesregierung unter August
Frolich an, das Land radikal zu modernisie-
ren. Die Schul- und Kulturpolitik nahm ge-
radezu kulturk&mpferische Zige an und
lief doch an den Interessen grofRer Teile
der Bevolkerung vorbei. Mit dem ,,Sprung
in die Moderne* setzte die Landesregie-
rung modernistische Stromungen der
Weimarer Republik in politisches Handeln
um, aber gleichzeitig Uberforderte sie
damit die thuringische Bevolkerung. 1924
kam es zum politischen und damit auch
zum kulturellen Umschwung. Der aus den
Landtagswahlen als Sieger hervorgegan-
gene ,,Thuringer Ordnungsbund* rechne-
te mit der vorhergehenden Reformpe-
riode ab. Kunstlerische Experimente wur-
den abgebrochen, das Bauhaus nach Des-
sau vertrieben.

Schon drei Jahre vor der Macht-
ergreifung zeigten die Nazis hier ihr
wahres Gesicht

In den folgenden Jahren erhielten
deutsch-volkische Gruppierungen und die
Nationalsozialisten Zulauf. 1926 fand in
Weimar der erste Parteitag der NSDAP
statt. Wahrend in anderen Landern noch
Redeverbote und Einschrankungen gal-
ten, fand Adolf Hitler in Thiringen ein to-
lerantes zum Teil auch wohlwollendes po-
litisches Klima vor. In den Weimarer Zir-
keln trafen sich Nationalkonservative, die
die Demokratie von Weimar ablehnten,
mit den jingeren radikale Veranderungen
anstrebenden Nationalsozialisten. Auf
Landesebene entwickelte sich die NSDAP
zu einer politischen Macht und nahm
damit die Entwicklung auf Reichsebene in
gewissem MalRe voraus. Am 23. Januar
1930 tbernahm Wilhelm Frick (NSDAP)
die Ministerien Inneres und Volksbildung
in einer Koalitionsregierung. Drei Jahre
vor der Machtergreifung Hitlers zeigte
Fricks Vorgehen, wozu die Nationalsoziali-
sten fahig waren. Als Innenminister be-
trieb er die konsequente Durchsetzung
der Polizei mit Nationalsozialisten. Als
Kultusminister fihrte er Schulgebete mit
nationalsozialistischen Inhalten ein. Es er-
ging ein Verbot der Mitgliedschaft in
kommunistischen Organisationen fir alle
Landes- und Kommunalbeamten. Im Juli
1932 erhielten die Nationalsozialisten 42,5
Prozent der Stimmen bei den Landtags-
wabhlen. Fritz Sauckel tibernahm den Vor-
sitz des Staatsministeriums und benannte
als Schwerpunkte seiner Arbeit: ,,Rasse
und Volkstum, nationaler Lebens- Auf-
bau- und Wehrwille*. Fur Thiringen hief3
dies nach der Machtergreifung Hitlers un-
eingeschrankte Willktrherrschaft, Ermor-
dung der judischen Mitbewohner, Einwei-
sungen in Konzentrationslager. Mit dem
Konzentrationslager Buchenwald ent-



stand in unmittelbarer Néhe Weimars
eines der grofiten Lager in Deutschland.
Die klassische Kultur Thiringens wurde im
NS-Sinne instrumentalisiert, Kunst- und Li-
teratursammlungen ,,gesaubert. Beson-
dere Bedeutung kam hier den ,,Weimar-
Festspielen der deutschen Jugend* zu, die
unter der Schirmherrschaft des ,,Reichs-
jugendfuhrers* durchgefuhrt wurden.
Uberregionale Bedeutung hatte ebenfalls
die ,,Woche des deutschen Buches®, die
Joseph Goebbels besonders forderte,
denn die ,,Plattform Weimar* sollte auch
international dem Nationalsozialismus
zum Transport seiner Ideologie dienen.

Recht schnell instrumentalisierte
dann die DDR die kulturellen Tradi-
tionen Thuringens

Mit dem Einmarsch der Amerikaner 1945
und spater der sowjetischen Streitkréafte
setzte eine Neubesinnung auf die kultu-
rellen und politischen Traditionen Thirin-
gens ein, die allerdings nicht lange an-
hielt. Recht schnell instrumentalisierte die
DDR die kulturellen Traditionen Thurin-
gens. In den 60er Jahren nannten sich die
wichtigsten Veranstaltungen ,,Weimar-
tage der Jugend*, in den 80ern ,,Weimar-
tage der FDJ, die bis 1989 durchgefluhrt
wurden - sie sollten Jugendlichen ein
,»,Weimarerlebnis* vermitteln und an die
,.Klassiker heranfiihren. Eine selbstandi-
ge kulturelle Entfaltung blieb dem Land
ebenso verwehrt wie ein eigenes politi-
sches Profil an der Nahtstelle zwischen
West- und Ostdeutschland. Zwischen 1945
und 1989 unterbanden die Sowijetische
Militaradministration und KPD - spater
die SED - nach Kraften alle kulturellen
oder politischen ,,Sonderwege*. Verein-
facht wurde dieses Bestreben durch die
EinflUhrung der Bezirke. Thiringen ver-
sank weitgehend im politischen und kul-
turellen Mittelmalf3.

Auch wenn es an der Universitat Jena
schon vor 1989 oppositionelle Kreise gab,
so spielte Thuringen in der friedlichen Re-
volution von 1989 keine herausragende
Rolle. Nach dem Beitritt zur Bundesrepu-
blik Deutschland und der Wiedererlan-
gung der staatlichen Souveranitat
bemuhen sich kulturelle Institutionen, an
die vielfaltigen Traditionen des Landes an-
zuknupfen. Nicht immer leicht, bei einer
konsequenten MiRachtung innovativen
Potentials in den letzten Jahrzehnten.

Das Land Thuringen 1990

Unmittelbar nach der politischen Wende
1989 wurde auch in Thuringen der
Wunsch nach Bildung eines eigenen Lan-
des laut. Die aus den Wahlen am 18. Méarz
1990 hervorgegangene 10. Volkskammer
kam dem Wunsch der Bevolkerung nach
regionaler Selbstverwaltung nach. Zu-
nachst aber fanden am 6. Mai 1990 Kom-
munalwahlen statt, denn es galt auf kom-
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Der Inselsberg im Thuringer Wald.

munaler Ebene frei gewahlte und demo-
kratisch legitimierte Vertretungen aufzu-
bauen. In einem zweiten Schritt erlie3 das
frei gewahlte Parlament in Berlin am 22.
Juli 1990 das LandereinfUhrungsgesetz.
Damit wurden die funf ostdeutschen Lan-
der, darunter auch Thuringen, gebildet.
Die erste Landtagswahl in Thiringen fand
am 14. Oktober statt. Nach den rasanten
Umbrtchen der Zeit zwischen 1989 und
Sommer 1990 verlief die Landtagswahl re-
lativ ruhig. Bei einer vergleichsweise nied-
rigen Wahlbeteiligung von 70,5 Prozent
errang die CDU mit 45,4 Prozent gefolgt
von der SPD 22,8 Prozent einen Erfolg
(PDS 9,7 Prozent, FDP 9,3 Prozent, Griine
6,5 Prozent). Am 25. 10. 1990 konstituier-
te sich der Thuringer Landtag. Zum Mini-
sterprasidenten einer CDU-FDP-Koaliti-
onsregierung wurde Josef Duchac (CDU)
gewahlt. Allerdings blieb Duchac nicht
lange im Amt. Schon im Januar 1992 trat
er zuriick, nachdem er sich des Vertrauens
seiner eigenen Fraktion nicht mehr sicher
sein konnte. Die Koalitionsfraktionen
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CDU und FDP wahlten daraufhin Bern-
hard Vogel (ehemals Ministerprasident in
Rheinland-Pfalz) zum neuen Ministerpréa-
sidenten.

Die Verfassung

Thiringen kann auf ruhmvolle Traditio-
nen als Rechtsstaat zurlckblicken. Schon
das am 5. Mai 1816 verkindete Grundge-
setz einer Landstandischen Verfassung fur
das Grof3herzogtum Sachsen-Weimar-Ei-
senach enthielt zwar noch keinen Grund-
rechtekatalog doch garantierte der Text
dank ordentlicher Gerichtsbarkeit und
Hinweis auf die Pressefreiheit weitgehen-
de Grundrechte. Die Thuringer Verfassung
wurde am 25. Oktober 1993 verkindet
und lehntssich in ihren Grundziigen an das
Grundgesetz fir die Bundesrepublik
Deutschland an. Am 16. Oktober 1994
fand ein Volksentscheid Uber die Verfas-
sung statt. Mit 70,1 Prozent der abgege-



benen giltigen Stimmen stimmten die
Burgerinnen und Birger zu. Diesem Er-
gebnis gingen intensive Beratungen vor-
aus. Die Phase der Verfassunggebung zwi-
schen 1991 und 1993 verlief zunachst
weitgehend ohne Beteiligung der Offent-
lichkeit. Im Sommer 1993 wurde der Ent-
wurf der Bevodlkerung vorgestellt und
diese zu Stellungnahmen eingeladen. Erst
nach Kenntnisnahme der Anderungsvor-
schlage der Burgerinnen und Birger und
nochmaligen Beratungen stand der end-
gultige und dann verabschiedete Text
fest.

Die Verfassung entstand aus dem Wissen
um die Gefahren, die Diktaturen fur das
demokratische Staatswesen bergen. In der
Praambel wird unmittelbar auf die ,,leid-
vollen Erfahrungen mit Uberstandenen
Diktaturen* und auf die ,,friedlichen Ver-
anderungen im Herbst 1989 hingewie-
sen. DarlUber hinaus werden eindeutige
Beziige zur weltoffenen kulturellen Tradi-
tion Tharingens hergestellt. In der Praam-
bel hiel? es ,,Thiringen ist ein Freistaat*.
Hiermit wird an den 1921 in der ersten de-
mokratischen Verfassung benutzten Be-
griff angeknupft. Im Gegensatz zu oft
geaulerten Vermutungen hat dieser Be-
griff aber keinerlei verfassungsrechtliche
Auswirkungen. In Rechten und Pflichten
ist der Freistaat den anderen Landern der
Bundesrepublik Deutschland gleichge-
stellt. Die Grundrechte stehen an erster
Stelle in der Verfassung. Dies zeigt, welch
hohe Bedeutung der Wirde und der
Selbstbestbestimmung des Menschen bei-
gemessen wird. Hier decken sich Verfas-
sung des Freistaats und Grundgesetz weit-
gehend. Aber anders als das Grundgesetz
formuliert die Thuringer Verfassung in
ausfuhrlicher Form Ziele staatlichen Han-
delns. Dazu zahlen unter anderen: die So-
zialstaatlichkeit, der Schutz fir Menschen
mit Behinderung, der Schutz der naturli-
chen Lebensgrundlagen des Menschen,
die Mdglichkeiten, durch frei gewahlte
und dauerhafte Arbeit den Lebensunter-
halt zu verdienen, der Schutz von Tieren,
das Angebot angemessenen Wohnraums.

Der Landtag

Der Thuringer Landtag ist das vom Volk
gewahlte oberste Organ der demokrati-
schen Willensbildung und Ubt die gesetz-
gebende Gewalt aus. Der Landtag be-
stand in der Wahlperiode 1990-94 aus 89
Abgeordneten und besteht in der laufen-
den Wahlperiode 1994-1999 aus 88 Abge-
ordneten. Die Zahl der im Landtag vertre-
tenen Fraktionen sank vom ersten auf den
zweiten Landtag von funf auf drei. Waren
in der ersten Wahlperiode noch CDU (44
Sitze), SPD (21), NF/GR/DJ (6), LL-PDS (9),
FDP (9) vertreten, so blieben in der Wahl-
periode 1994-1999 CDU (42), SPD (29),
PDS (17) Ubrig.

Bezlglich der Sozialstruktur des Landta-
ges lassen sich im 2. Thiringer Landtag ei-
nige ostdeutsche Besonderheiten erken-
nen. Neben den acht Abgeordneten, die
auch Minister sind, tben nur elf der 88 Ab-
geordneten neben ihrem Mandat einen

weiteren Beruf aus. Auf das Erbe der DDR
ist der geringe Anteil an Beamten und
selbstédndigen Abgeordneten zuriickzu-
fuhren. Wéahrend die erste Berufsgruppe
in der DDR nicht existierte wurde die
zweite aus politischen Grinden mdoglichst
klein gehalten. Ahnlich verhalt es sich mit
der Religionszugehorigkeit. So ist der An-
teil der sich als konfessionslos bekennen-
den Abgeordneten mit fast 35 Prozent
recht hoch.

Waéhrend die parlamentarische Arbeit im
2. Landtag in strukturierten Bahnen ver-
lauft, war die Arbeit im 1. Landtag von In-
tensitéat bestimmt. Galt es doch, innerhalb
klrzester Zeit die Gesetzgebung dem
westdeutschen Niveau anzugleichen, um
so die Voraussetzungen fur ahnliche Le-
bensumsténde in Ost- und Westdeutsch-
land zu schaffen. Die Aufgaben des Land-
tages unterschieden sich nicht nennens-
wert von denen der anderen fbderalen
Parlamente in Deutschland. Zu den wich-
tigsten Aufgaben gehdren die Gesetzge-
bung, die Wahl des Ministerpréasidenten
und die Kontrolle der vollziehenden Ge-
walt.

Nach kaum zwei Wahlperioden ist es noch
zu frah, langfristige Trends erkennen zu
kénnen. Die politische Landschaft einer-
seits und das milieubedingte Wahlverhal-
ten andererseits sind in Thiringen noch
nicht so festgefligt, als dald gesicherte
Aussagen gemacht werden kdonnten. Mit
Interesse wird die fur 12. September 1999
vorgesehene Landtagswahl erwartet. Die
politischen Akteure winschen sich, dald
die Wahler eindeutige Verhéltnisse schaf-
fen und die allseits ungeliebte Grof3e Ko-
alition aufgegeben werden kann.

Regierung und Verwaltung

Die Landesregierung ist ein Kollegialor-
gan und bildet das ,,oberste Organ der
vollziehenden Gewalt*. Die Landesregie-
rung entscheidet als ganze Uber die Ein-
bringung von Gesetzesentwirfen im
Landtag, den Abschlufd von Staatsvertra-
gen und bei Stimmabgabe im Bundesrat.
Gemall der Koalitionsvereinbarung von
1994 bestehen neben dem Ministerprasi-
denten (Bernhard Vogel, CDU) und der
ihm zugeordneten Ministerin fur Bundes-
angelegenheiten in der Staatskanzlei
(CDU), acht Ministerien, denen jeweils vier
Minister von der CDU und vier von der
SPD vorstehen. Die Verfassung gewahrt
dem Ministerprasidenten eine durchaus
starke Position. Nur er wird vom Parla-
ment direkt gewahlt und nur er kann von
diesem Parlament durch ein ,,konstrukti-
ves MiRtrauensvotum* gestirzt werden.
Der Ministerprasident ernennt und ent-
&Rt die Minister und hat die Richtlinien-
kompetenz in der Politik. De facto sind
diese Machtmittel allerdings einge-
schrankt. In einer Koalition (in Thiringen
seit 1994 CDU/SPD) hat jeder der Koali-
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tionare das Gewohnheitsrecht, ,,seine*
Ministerien eigenverantwortlich zu beset-
zen. Die Grundzige der Politik wurden
bereits im Koalitionsvertrag festgeschrie-
ben. Weitere Grundsatzfragen werden im
Koalitionsausschuf? vorbesprochen, so daf3
die Interessen der beiden Koalitionére ge-
wabhrt bleiben. Trotzdem sind die Moglich-
keiten des Ministerprasidenten, Einfluf3 zu
nehmen gegeben, denn alle Minister mus-
sen ihn Uber Angelegenheiten von beson-
derer politischer Bedeutung informieren.

Der Verwaltungsaufbau des Freistaats
ahnelt dem anderer Flachenstaaten der
Bundesrepublik, weist aber eine Beson-
derheit auf. Zu den obersten Landes-
behorden gehoéren die Ministerien sowie
der Prasident des Landtags, der an der
Spitze der Landtagsverwaltung steht. Die
wichtigste Mittelbehdrde ist das Landes-
verwaltungsamt in Weimar. Seine Stellung
und Aufgaben sind mit den Regierungs-
prasidien bzw. Bezirksregierungen in an-
deren Landern vergleichbar. Das heil3t,
dal es in Thiringen keine Regierungsbe-
zirke gibt! Dem Landesverwaltungsamt
sind als untere Landesbehdrden die Land-
ratsdmter der Kreise und die Stadtverwal-
tungen der kreisfreien Stadte unterstellt.

Die Kommunen

Seit 16. August 1993 gilt die Thuringer
Kommunalordnung. Hier wird die Selbst-
verwaltung der Kommunen garantiert.
Das Bestreben des Gesetzgebers war es,
die Voraussetzungen zu schaffen, dal
moglichst alle Angelegenheiten der ortli-
chen Gemeinschaft auch vor Ort geklart
werden kdnnen. Mit der Thiringer Kom-
munalordnung hat sich der Freistaat fur
die Einfihrung der Stiddeutschen Ratsver-
fassung entschieden. Dies heil3t, dal3 Ge-
meinderat und Blrgermeister per Urwahl
durch das Volk gewahlt werden. Der kom-
munale Bereich wurde als erster nach der
Wende von 1989 durch die freie Kommu-
nalwahl vom 6. Mai 1990 demokratisch le-
gitimiert. Dabei haben die Kommunen in
den zurtickliegenden Jahren den grof3ten
Teil der personellen, stadtebaulichen und
infrastruktur-technischen Konversion tra-
gen mussen. Galt es doch durch personel-
le Erneuerung wieder an Glaubwiurdigkeit
vor den Wahlerinnen und Wahlern zu ge-
winnen. Dartiber hinaus muB3te in erhebli-
chem Mal3e Personal abgebaut werden.
Die verrottete Infrastruktur, die darnie-
derliegenden Innenstadte verlangten
nach schneller und umfassender Sanie-
rung. Mit der zugigen Erschlielung von
Gewerbegebieten sollten die Vorausset-
zungen fir die Ansiedlung neuer Unter-
nehmen geschaffen werden. In den dieser
Griindungsphase folgenden Jahren kam
es zu einer scharfen 6ffentlichen Diskus-
sion um Auslastung der Gewerbegebiete
und um den Verbrauch von Fordermitteln.
Dabei muf} aber bedacht werden, daR die
Nachfrage durch ansiedlungswillige Un-
ternehmen oft nur sehr ungenau einge-
schatzt werden konnte.



Die wirtschaftliche Entwicklung

Wie kaum ein anderer Bereich erfahrt die
wirtschaftliche Entwicklung Thuringens
offentliche Aufmerksamkeit. Nach wie vor
liegt die Arbeitslosenquote mit 19 Prozent
(September 1997) deutlich héher als im
Westen der Bundesrepublik. Dabei ver-
fugt der Freistaat Uber eine Wirtschafts-
struktur, die von Experten als gunstig ein-
geschatzt wird. GroRRe Unternehmen
haben sich in Eisenach (GM, BMW) und in
Jena (Jenoptik, Schott) angesiedelt bzw.
konnten nach 1990 weitergefiihrt wer-
den. Im Ubrigen Thiringen sind von ein-
zelnen Ausnahmen abgesehen (z.B. Com-
puter und Mikroelektronik in Sémmerda
sowie Erfurt) vorwiegend Klein- und mit-
telsténdische Unternehmen vertreten. Die
Palette der hergestellten Produkte reicht
dabei von der Glasproduktion und Vered-
lung im Thiringer Wald bis hin zum Ma-
schinenbau. Wie anderenorts auch konnte
der beschleunigte Abbau von Arbeitsplat-
zen in der Industrie nicht durch den ex-
pandierenden Markt fur Dienstleistungen
ausgeglichen werden. Stadte wie Weimar
sowie das Gebiet des Thuringer Waldes
sind stark auf den Fremdenverkehr hin
orientiert. Der Neubau von Hotels und die
Wiederherstellung von Sehenswuirdigkei-
ten erdffnete fur viele, aber eben doch
nicht fur alle Menschen neue Berufsper-
spektiven. Die Dynamik des in den frihen
90er Jahren sehr aktiven Baugewerbes hat
deutlich nachgelassen. Dank erheblicher
steuerlicher Beguinstigungen fur Investo-
ren ist die verkommene Bausubstanz in
Rekordzeit renoviert worden. In einigen
Gemeinden hat sich der gravierende Woh-
nungsmangel ins Gegenteil gekehrt — aus-
reichend Wohnungen und gewerblich
nutzbare Immobilien sind vorhanden.
Dafir scheint sich in letzter Zeit ein kon-
junktureller Aufschwung im industriellen
Bereich abzuzeichnen. Allerdings bleiben
Experten skeptisch, ob dieser Aufschwung
sich auch in einer zunehmenden Zahl an
Beschéaftigten niederschlagen wird.

In der Landwirtschaft haben sich nach der
Wende aus den Landwirtschaftlichen Pro-
duktionsgenossenschaften (LPG) der DDR
Betriebe unterschiedlicher Rechtsform ge-
bildet. Neben Einzelbetrieben durch Wie-
dereinrichtung und Personengesellschaf-
ten haben sich mit eingetragenen Agrar-

genossenschaften und Agrar-GmbH als
Nachfolgebetriebe der LPG wie in den an-
deren neuen Bundeslandern grofRle Be-
triebsstrukturen erhalten, die etwa 68
Prozent der landwirtschaftlich genutzten
Flache bewirtschaften. Stark gestiegene
Hektarertrage und Leistungen in der Tier-
produktion fulhren bei drastischer Verrin-
gerung der Arbeitskrafte zu einer beacht-
lichen Produktivitat. Gunstige naturliche
Voraussetzungen fur eine landwirtschaft-
liche Produktion bieten sich vor allem im
Thiringer Becken, wo u. a. die Erzeugung
von Braugerste Tradition hat.

Forschungsverbinde zwischen Hoch-
schulen und Unternehmen

Das Land hat grof3e Anstrengungen un-
ternommen, um Hochschulen und wissen-
schaftliche Einrichtungen auf den neue-
sten Stand zu bringen. Mit der Techni-
schen Universitat in llmenau besteht eine
Bildungsstéatte, die sich bewufR3t von den
grolRen Massenhochschulen abhebt und
ihr Profil im Bereich Maschinenbau und
Mikroelektronik weiter scharft. Die grof3e
,.Landesuniversitat* in Jena kann auf eine
ruhmreiche Tradition zurtckblicken. An-
wendungsorientierte Forschung gibt es
hier seit 100 Jahren. Die Beziehungen zu
den Firmen Carl Zeiss und Schott waren
seit jeher besonders eng und bildeten eine
der Voraussetzungen fur den weltweiten
Erfolg beider Unternehmen. In engen
,.Forschungsverblinden* zwischen Hoch-
schulen und Unternehmen soll der tech-
nologische Sprung gelingen, der fur das
rohstoffarme Thiringen von zentraler Be-
deutung ist.

Wie in den anderen der sogenannten
neuen Landern tut sich die Wirtschaft
nach wie vor schwer, den Anschluf? an das
»Westniveau“ zu halten. Die Grinde
dafr sind vielfaltig und werden allenthal-
ben breit diskutiert. Ermutigend ist, daf3 in
der verarbeitenden Industrie die Produkti-
vitat weiter zunimmt und in einigen Be-
reichen eben jenes geforderte ,,Westni-
veau* bereits erreicht worden ist. Demge-
genuber stehen heute noch zum Teil

héhere Lohnstlickkosten in Thiringen als
im Westen der Republik. Neue Entwick-
lungen und aufsehenerregende erfolgrei-
che Borsengéange (Jenoptik, Muhl) zeigen
allerdings, dal3 die wirtschaftliche Ent-
wicklung sehr differenziert zu betrachten
ist. Schon jetzt bestehen in Thiringen Un-
ternehmen, die fit fur den Weltmarkt sind
und die sich auf diesem behaupten wer-
den.

Das Wappen

Der thiringische Lowe — der ungekrént
auch im hessischen Wappen zu finden ist —
geht auf die Landgrafen von Hessen-
Thiringen zurick, die ihn seit dem 12.
Jahrhundert fihrten, seit 1210 mit der
Streifenteilung.

Der Loéwe ist von acht silbernen Sternen
umgeben, von denen sieben die Lander
symbolisieren, aus denen Thiringen 1920
entstanden ist. Der achte Stern steht fir
die spater hinzugekommenen, ehemals
preulRischen Gebietsteile.
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,,Cheques* and balances im deutschen FOderalismus

Die foderale Staatsform in der Krise?

Die offentliche Debatte um den Foderalismus in Deutschland

Von Martin GroRe HUttmann*

Martin GroRRe Huttmann, M.A., arbeitet
am Européaischen Zentrum fir Foderalis-
mus-Forschung (EZFF) der Universitat Tu-
bingen und ist Lehrbeauftragter am Insti-
tut fur Politikwissenschaft.

Der deutsche Foderalismus ist ins Gerede
gekommen. Dabei setzt die Kritik weni-
ger am foderalen Charakter der Bundes-
republik an, sondern an der Realitat des
deutschen féderalistischen Systems mit
seinen ihm eigenen Nachteilen, die mit
dem Begriff Politikverflechtung beschrie-
ben werden.
Wenn die Debatte um den deutschen F6-
deralismus auch vor dem Hintergrund
knapper Kassen und eines kostspieligen
Landerfinanzausgleichs gefihrt wird, so
ist sie nicht allein als Verteilungskampf zu
sehen. Vielmehr stehen sich hier unter-
schiedliche Leitbilder gegeniber: das her-
kémmliche Konzept des kooperativen Fo-
deralismus und die Idee des Wettbe-
werbsfdderalismus, die die ganze Diskus-
sion ausgel6st hat.
Doch bei aller offensichtlichen Reformbe-
durftigkeit des deutschen Foderalismus
sollten sich die Reformvorschlage nicht zu
sehr an bestimmten Modellen orientieren
und auf sie fixieren. Damit wird der Blick-
winkel eingeengt und das Gespur fir
Durchfuihrbarkeit geht hierbei verloren.
Red.

Die internationale Wettbewerbs-
fahigkeit Deutschlands steht zur
Debatte

Das Wortspiel mit dem klassischen Grund-
satz der Gewaltenteilung (checkes and ba-
lances) soll die zentralen Aspekte der aktu-
ellen Foderalismus-Debatte widerspiegeln:
im Kern geht es um die Frage nach der Zu-
kunftsfahigkeit des Bundes und seiner
Gliedstaaten in einem globalen Wettbe-
werb, konkret um die Fairnel? des fodera-
len Landerfinanzausgleichs und um die
,richtige* Verteilung von Kompetenzen
und finanziellen Ressourcen im deutschen
Mehrebenensystem.*

Im Sommer 1997 begann eine breitere 6f-
fentliche Diskussion um diese Fragen. Da-
mals standen der Bundesrat und der Ver-
mittlungsausschuf3 in der 6ffentlichen Kri-
tik, da die SPD-Mehrheit in der Lander-
kammer eine von der Regierung Kohl vor-
gelegte Steuerreform blockierte und
schlieRlich zum Scheitern brachte. Die Ge-
sellschaft fur deutsche Sprache wahlte
1997 deshalb ,,Reformstau‘ zum Wort des
Jahres. Begrundet wurde diese Wahl
damit, dal dieser Begriff das politische
Leben in jenem Jahr in besonderem Mal3e
kennzeichne. Der Vorwurf der konservativ-
liberalen Koalition unter dem damaligen
Kanzler Helmut Kohl an die SPD lautete,

dald sie in ,,unzuléssiger Weise*“ den Bun-
desrat als parteipolitisches ,,Blockadein-
strument* miRbrauche und dringend not-
wendige Gesetzesinitiativen verhindere.?
Waéhrend diese Diskussion als erste Anzei-
chen des kommenden Wahlkampfes zum
Bundestag verstanden werden konnten,
waren in der dffentlichen Diskussion paral-
lel dazu und unabhangig davon Stimmen
von einzelnen Landern zu vernehmen, die
mit Blick auf die Sozialversicherungssyste-
me und das System des Landerfinanzaus-
gleichs fur einen ,,Wettbewerbsfoderalis-
mus* warben, der die geltende komplexe
Konstruktion des Ausgleichs und der Um-
verteilung andern sollte. Ein dritter Punkt,
der im Zusammenhang mit der Diskussion
um die Leistungsféhigkeit des foderalen
Systems in der Bundesrepublik Deutsch-
land in dieser Diskussion der Jahre 1997
und folgende aufgegriffen wurde, waren
Forderungen von verschiedener Seite nach
einer Landerneugliederung.

Wahrend noch vor zehn Jahren anléBlich
des 40. Jahrestages der Griindung der Bun-
desrepublik dem Foderalismus von politi-
scher Seite hohe Verdienste u.a. fur die
Stabilitat der Nachkriegs-Demokratie in
Deutschland und das hohe MaR an gesell-
schaftlicher und 6konomischer Homoge-
nitat zugeschrieben wurden, scheint heute
der deutsche Bundesstaat — im funften
Jahrzehnt seiner unwiderruflichen Veran-
kerung im Grundgesetz — Anlal3 zu breiter
Kritik zu geben.® Diese Kritik zielt auf die
angebliche Unbeweglichkeit und man-
gelnde Effizienz des auf Konsens orientier-
ten Entscheidungsprozesses in Deutsch-
land, in dem sowohl Bund als auch Lander
die Mdglichkeiten hétten, sich gegenseitig
zu blockieren. So liel3e sich zu Recht fra-
gen, welchen Wert ein Foderalismus tber-
haupt noch haben kann, der ,,seine Ener-
gie darauf konzentriert, in Bonn und Brus-
sel Entscheidungen zu verhindern, aber
nichts dafur tut, daB die Lander selbst sich
durch Vielfalt und Ideen auszeichnen*
(Dettling 1997). Da die Foderalismus-Kritik
gerade von einem Vertreter der Wirt-
schaftsverbande angestoRen wurde und
im Zusammenhang mit der Debatte um
den ,,Standort Deutschland* zu sehen ist,
schien die Diskussion auf die von dem Bre-
mer Foderalismusforscher Roland Lhotta
Uberspitzt formulierte Frage abzuzielen:
,.Brauchen wir im Zuge der (...) Globalisie-
rung und des drauenden Turbo-Kapitalis-
mus jetzt den Turbo-Foderalismus, um den
Standort Deutschland auf Vordermann zu
bringen?* (Lhotta 1998: 86).

Die Konkurrenz unterschiedlicher
Leitbilder

Die intensive Auseinandersetzung in der
Offentlichkeit mit dem Thema Bundes-

staatlichkeit und Effizienz des politischen
Entscheidungsprozesses in jungster Zeit
1al3t ohne Zweifel verschiedene Interpreta-
tionen zu. Wir vertreten in diesem Beitrag
die These, daR die in der Offentlichkeit
und von politischer und wissenschaftlicher
Seite gefuhrte Diskussion um die ,,Verfas-
sung*“ des deutschen Bundesstaates primar
Ausdruck einer Konkurrenz unterschiedli-
cher Leitbilder des Foderalismus ist. In der
Hauptsache geht es darum, dem bislang
vorherrschenden Konzept eines ,,koopera-
tiven Foderalismus* eine Alternative ge-
genuberzustellen — das Leitbild eines
.Wettbewerbs-“ oder ,,Konkurrenzf6-
deralismus**.

Die aktuelle Foderalismusdiskussion in
Deutschland ist in ihrer vollen Dimension
nur dann zu verstehen, wenn nicht nur
die materiellen und politischen Interessen
der beteiligten Akteure und L&nder in
den Blick genommen werden, sondern
auch und vor allem die Ideen, Leitbilder
und ,,Philosophien* des Féderalismus, die
hinter den entsprechenden Reformvor-
schlagen und Kritiken am bestehenden
System des Féderalismus und seinen Insti-
tutionen — wie etwa dem Bundesrat und
dem Finanzausgleich — stehen. Es geht
zwar in der Tat um viel Geld im bestehen-
den System des Finanzausgleichs. Denn es
werden etwa 33 Mrd. DM jahrlich zwi-
schen dem Bund und den L&ndern hin-
und herbewegt. Die Finanzministerin von
Brandenburg, Wilma Simon, hat in einem
Papier anschaulich gemacht, was das
heif3t: ,,Fur die gleiche Summe mufte ein
Lottospieler 630 Jahre lang jedes Wo-
chenende 1 Mio DM gewinnen.“* Ange-
sichts der angespannten Haushaltslage in
allen Bundeslandern konnte es daher
kaum Uberraschen, daf? die sogenannten
,,Geberlander*“ eine Debatte um Zweck
und Umfang des Landerfinanzausgleichs
eroffnet haben. Aus politischer und wis-
senschaftlicher Sicht ist es aber nicht nur
interessant, zu beobachten und zu unter-
suchen, welche Korrekturen am beste-
henden Ausgleichssystem moglicherweise
vorgenommen werden kdnnen. Denn
entgegen einer weitverbreiteten Mei-
nung werden Verhandlungen und Vertei-
lungskonflikte nicht nur ,,durch die op-
portunistischen und egoistischen Interes-
sen von Akteuren bestimmt (...), sondern
durch die Auseinandersetzung unter-
schiedlicher Uberzeugungssysteme**
(Braun 1998: 801). In diesem Beitrag soll
die Debatte um den Fdderalismus und
den Finanzausgleich nicht allein als
Kampf um knappe Guter dargestellt wer-
den, sondern als normativer ldeenwett-
streit, als Konkurrenz von ,,Ubersetzungs-
systemen* (belief systems) und als Aus-
einandersetzung um das ,,richtige* Ver-
standnis des Foderalismus.



In einer vielbeachteten und heftig disku-
tieren Analyse des deutschen Fdderalis-
mus, dem eine Entwicklung hin zum ,,ver-
kappten Einheitsstaat* (so der Titel der Ar-
beit) bescheinigt wurde, konnte die Poli-
tikwissenschaftlerin  Heidrun  Abromeit
noch zu Recht darauf hinweisen, daf? es in
der Bundesrepublik keinen ,,Huter* fir
das Konzept des Konkurrenzféderalismus
gebe (Abromeit 1992: 131, 143). Gerade
einmal funf Jahre spater ist der Begriff
,,Konkurrenzfoderalismus* oder ,,Wettbe-
werbsfoderalismus® aus keiner offentli-
chen Rede oder wissenschaftlichem Kom-
mentar mehr wegzudenken. Das Leitbild
des Wettbewerbsfoderalismus wird dabei
in der Regel als Orientierungspunkt und
Malstab fir eine grundlegende Reform
des bestehenden Systems diskutiert und
zum Lackmustest fuir die Uberlebensfahig-
keit des deutschen Bundesstaates im eu-
ropdaischen und globalen Wettbewerb ge-
macht. Doch zunéachst einige Satze zum
theoretischen Hintergrund dieses Beitra-
ges.

Eine Neubewertung von Ideen und
Leitbildern in der Politik

In der neueren politikwissenschaftlichen
Literatur wird die Bedeutung von Ideen,
Weltbildern oder Leitbildern in der Politik
wieder verstarkt in den Blick genommen.®
Dabei gehen die ldeen-Ansatze davon
aus, daf politisches Handeln nicht in er-
ster Linie von Interessen und ihrem Aus-
tausch geprégt sei, sondern von ldeen.
Ideen und Vorstellungen (,,Philosophi-
en*) dartber, wie die politische, 6kono-
mische oder soziale ,,Welt* sei bzw. sein
sollte, werden hier den Interessen voran-
gestellt. Interessen wirden erst auf der
Basis von bestimmten Vorstellungen und
Ideen uber die ,,Welt* entstehen und arti-
kuliert. Ideen werden dabei verstanden
als ,,Wissen Uber die Wirklichkeit (...),
wobei der Begriff ,Wissen‘ nicht nur harte
Daten einschlief3t, sondern auch Normen
und asthetische Urteile und Vorstellun-
gen Uber die Identitat des Akteurs im Ver-
haltnis zu anderen Akteuren* (Jachten-
fuchs 1995: 428). Das bedeutet, dal? die
Analyse von Interessen immer auch die
dahinterliegenden Ideen und Leitbilder
bedenken muR, da nur so das Verhalten
bestimmter Akteure zu erkléaren ist. Die
Ideen sind sozusagen die ,,Brille*, durch
die einzelne Akteure — in unserem Fall
etwa die Lander — die politische Wirklich-
keit wahrnehmen und darauf basierend
ihre Interessen definieren und artikulie-
ren. So betont Heinrich Schneider (1992:
4), Leitbilder seien ,,nicht nur Zielvorstel-
lungen, sondern auch Wahrnehmungs-
und Deutungsmuster der je gegebenen
Situation, und beide Dimensionen sind
dialektisch aufeinander bezogen.*® Leit-
bilder geben nicht nur eine bestimmte
Richtung und Finalitdt des politischen
Prozesses an, sondern spielen eine zentra-
le Rolle schon bei der subjektiv vorge-
pragten Wahrnehmung des Ist-Zustan-
des. Diese Definition von Leitbild kann
uns helfen, die teilweise sehr unterschied-
liche Wahrnehmung und Deutung eines
politischen Zustandes (hier: des Bundes-
staates) plausibel zu machen.
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Warum Uberhaupt Foderalismus?

In rechts- und politikwissenschaftlichen
Hand- und Lehrbiichern und auch in der
offentlichen Diskussion werden dem Fo-
deralismus als politisches Organisations-
prinzip eine Reihe von Eigenschaften und
Besonderheiten zugeschrieben, die aus
der politischen Praxis in foderal organi-
sierten Staaten abgeleitet wurden und die
rechts- und politikwissenschaftliche Theo-
riediskussion bestimmen. Diese Besonder-
heiten dienen aber auch der Rechtferti-
gung bzw. der Legitimation des Féderalis-
mus. Zugleich wird kritisch von einem ,,Tu-
gendkatalog*“ des Fdderalismus gespro-
chen (vgl. Kisker 1985).

Eine Liste mit Rechtfertigungsgrinden fur
den Foderalismus haben Kilper/Lhotta
(1996: 58-61) zusammengestellt. Danach
erlaubt der Foderalismus sachgerechte, an
den Verhaltnissen ,,vor Ort*“ orientierte
Problemlésungen und Entscheidungen; die
Teilung von Aufgaben und politischer Ver-
antwortung zwischen verschiedenen Ebe-
nen entlastet die Zentrale; Foderalismus er-
hoht die Moglichkeiten, sich demokratisch
zu engagieren (territorial democracy); er
ermoglicht einen Minderheitenschutz; er
fordert den ©konomischen, Kkulturellen
und politischen Wettbewerb; er erleichtert
die Integration von Gesellschaften, die
durch konfessionelle, sprachlich-kulturelle,
sozio-6konomische und politische Hetero-
genitédt gekennzeichnet sind; er bietet
Schutz vor Zentralismus und erganzt die in
liberalen Demokratien klassische horizon-
tale Gewaltenteilung zwischen Legislative,
Exekutive und Judikative durch eine verti-
kale Trennung bzw. Verschrankung der Ge-
walten zwischen dem Zentralstaat und den
territorialen Untereinheiten.

Neben diesem ,,theoretischen* Foderalis-
mus gibt es aber auch einen - von diesem
haufig abweichenden - ,,real existieren-
den* Foderalismus, der deshalb entspre-
chender Kritik von politischer und vor
allem von wissenschaftlicher Seite ausge-
setzt ist: ,,Der Bundesstaat wird allgemein
akzeptiert — allerdings nicht so, wie er
praktisch verwirklicht ist** (Benz 1989: 181).
In der Kritik steht vor allem die Auspré-
gung des deutschen Foderalismus als ,,ko-
operativer Bundesstaat”, und die damit
zusammenhangende Politik- und Verwal-
tungsverflechtung, das hohe MaR3 an Inter-
dependenz zwischen Bund und Landern
bei der Planung, Entscheidung und Umset-
zung von politischen MaRnahmen.

Das Stichwort, das hier eine zentrale Rolle
spielt und die Eigenheiten der deutschen
Fassung des kooperativen Foderalismus
auf den Punkt bringt, ist das der ,,Poli-
tikverflechtung®.” Der von Scharpf, Reis-
sert und Schnabel (1976) eingefihrte Be-
griff soll die im deutschen Foderalismus
der Nachkriegszeit vorherrschende Ent-
scheidungsstruktur veranschaulichen, wo-
nach die Mehrzahl der 6ffentlichen Auf-
gaben nicht durch getrennte Entscheidun-
gen des Bundes oder der Lander, sondern
durch das enge und institutionalisierte Zu-
sammenwirken von Bund und L&ndern
bzw. durch die Kooperation zwischen Lan-
dern wahrgenommen wird (,,kooperati-
ver Foderalismus®). Die Formen und die
Intensitéat der Zusammenarbeit und der

Politikverflechtung haben in der Vergan-
genheit stetig zugenommen. Verantwort-
lich gemacht werden dafiur die auf politi-
sche und gesellschaftliche Homogenitat
und ,,Einheitlichkeit der Lebensverhaltnis-
se* ausgerichtete politische Kultur in
Deutschland. Gerade aber die kleinen und
finanzschwacheren Lénder konnten ein-
zelne Aufgaben allein nicht bewaltigen.
Durch die deutsche Einheit und die Erwei-
terung der Bundesrepublik um funf klei-
nere und im Vergleich zu den ,,alten* Lan-
dern extrem finanzschwache Lander ist
der Druck auf den Bund, sich finanziell zu
engagieren, noch gewachsen. Ein weite-
rer Punkt, der die Politikverflechtung in
den letzten Jahrzehnten erhdhte, war der
Wandel der Staatsaufgaben.®

Die finanzielle und koordinierende Betei-
ligung des Bundes an den Aufgaben der
einzelnen Lander kann auch als Versuch
angesehen werden, dem Bund unter den
Bedingungen abnehmender Gestaltungs-
moglichkeiten den EinfluR auf gesamt-
staatliche Aufgaben wie etwa Konjunk-
tur- und Raumordnungspolitik zuriickzu-
geben. Ein letzter Punkt, der genannt
werden muf3, um die Entwicklung und Ro-
bustheit der Politikverflechtung zu er-
klaren, ist, daf? sie haufig im Interesse der
Akteure in den Regierungen und Verwal-
tungen von Bund und Landern liegt. Denn
die Politikverflechtung ,,entschadigt* den
Verlust der Lander, eigenstandig handeln
zu konnen, durch die im Gegenzug ge-
stattete Mdoglichkeit, an der Bundesge-
setzgebung und an gesamtstaatlicher Ko-
ordination mitzuwirken; zudem erlaubt
die Politikverflechtung, daf sich Bundes-
und Landespolitiker die Erfolge teilen und
MiRerfolge gegenseitig zuschieben kdnn-
ten (blame avoidance), und schlieRlich
kénnen Fachpolitiker und Verwaltungen
auf Bundes- wie Landerebene die Durch-
setzung von Programmen haufig erst
durch den Hinweis erreichen, die jeweils
andere Ebene wirde die Ausgaben mitfi-
nanzieren. Diese Entwicklung des deut-
schen Foderalismus hat naturlich eine
Reihe von Kritikern auf den Plan gerufen.

Der Vorwurf von Zentralisierung
und Tragheit

Eine Konstante in der wissenschaftlichen
Foderalismus-Kritik stellt die Frage dar, ob
der deutsche Bundesstaat zu politischer
Steuerung ,,in sachlich-zeitlicher, sozial
anspruchsvoller, langerfristig konzipierter
und in einer zur Umverteilung fahigen
Weise* fahig sei (Schmidt 1994: 77). Viele
Analysen aus den letzten Jahrzehnten
sind zu dem Ergebnis gekommen, daf3 der
deutsche Foderalismus politische Steue-
rung nur unter einem (im Vergleich zu an-
deren Staaten) erhdhten Preis zu leisten in
der Lage sei.’ Die Debatte um die Pro-
blemldésungskapazitat und die politischen
Probleme im deutschen Foderalismus krei-
sen um mehrere Fragen, die teilweise eng
miteinander verflochten sind.

1. Ein Vorwurf an den deutschen Fodera-
lismus ist, daR die Politikverflechtung zu
einer Zentralisierung fuhre. ,,Zentralisie-
rung“ wird in dem Sinne wahrgenommen,
dal immer mehr Kompetenzen und
Steuerungskapazitaten von den unteren



Einheiten (L4nder und Kommunen) auf
die Ebene des Zentralstaates Ubertragen
werden und damit das Prinzip der Subsi-
diaritédt und der regionalen und lokalen
Autonomie verletzt wird. Gegen diese
Zentralisierungsthese kann eingewandt
werden, dal} diese Tendenz zur Zentrali-
sierung kompensiert wurde durch eine
wachsende Beteiligung und Einbindung
der Lander in die Bundespolitik. Das Er-
gebnis war weniger ein zentralistischer
Staat als vielmehr der ,,unitarische Bun-
desstaat“ (Hesse 1962). Die ,,Verlierer
dieser Entwicklung waren weniger die
Lander und noch weniger die Landesre-
gierungen als vielmehr die Landesparla-
mente, die eine ,,Entwertung* (Schmidt
1994: 77) ihrer Rolle zusatzlich im Bereich
der europaischen Integration erfahren
muf3ten, diese konnten sie in jungster Zeit
durch institutionelle Vorkehrungen teil-
weise wieder gutmachen.*

2. Die Tragheit und Langsamkeit des politi-
schen Entscheidungsprozesses im Bundes-
staat gehoért gewissermaflRen zum Stan-
dardrepertoire der Foderalismuskritik. Die
grof3e Zahl der am Willensbildungsprozel3
beteiligten Akteure und Gremien, der
Zwang zu Konsens und Konkordanz sowie
komplizierte Verfahren machen unmittel-
bare Reaktionen auf veranderte Situatio-
nen im Innern wie im AuRern gar nicht
oder nur unter erheblichem Kostenauf-
wand mdglich. Das heil3t — positiv gewen-
det — natirlich auch, daf sich die Politik in
Deutschland durch ein hohes Maf3 an Sta-
bilitdét und Erwartungssicherheit auszeich-
net und manche Probleme (z.B. Preisstabi-
litatspolitik) dadurch gut geldst werden,
andere dagegen aber weniger gut ange-
packt werden konnen (etwa Fragen der
Umverteilung und des Ausgleichs). Das
Argument, der Staatsaufbau in einem Bun-
desstaat mit 16 Landesregierungen, Lan-
desverwaltungen und Parlamenten
komme den Steuerzahler um vieles teurer
als ein Zentralstaat mit einer Regierung,
einem Parlament und einer zentralen Ver-
waltung, ist immer wieder zu héren, be-
sonders im Zusammenhang mit der Frage,
ob eine Landerneugliederung und die Zu-
sammenlegung zu funf oder sechs etwa
gleich starken Lander aus politischen und
wirtschaftlichen Griinden nicht sinnvoll sei.

Demokratiedefizit und Strukturbruch

3. Durch die dem deutschen Foderalismus
eigene Politikverflechtung sind im politi-
schen Entscheidungsprozel3 nicht die Par-
lamente die zentralen Akteure, sondern
die Ministerialbtrokratien von Bund, L&n-
dern und Gemeinden. Dies fuhrt zu dem
Vorwurf, die Politikverflechtung fulhre zu
einem Demokratiedefizit im deutschen
Foderalismus. Entscheidungen koénnen
kaum oder gar nicht einzelnen Akteuren
zugerechnet werden, da die Zusammenar-
beit zwischen Fachburokratien und Fach-
politikern in den unzahligen Ausschiissen
und Bund-Lander-Gremien, den soge-
nannten ,,Fachbruderschaften*, einer di-
rekten demokratischen Kontrolle weitge-
hend entzogen sei. Diesen Schaltzentra-
len in der Politikverflechtung mul unter
bestimmten demokratietheoretischen Ge-
sichtspunkten ein ,,Legitimationsdefizit*

bescheinigt werden. Die Akzeptanz des
kooperativen Staates wird aber nicht nur
durch eine Beteiligung entsprechend de-
mokratisch legitimierter Akteure und Or-
gane gesichert, sondern auch mittels einer
,.Legitimation durch Effektivitat®, da eine
intensive Kooperation und Abstimmung
auf allen Ebenen effektive Problemlosun-
gen ermdglicht. Diese Form von ,,Out-
put“-Legitimation ist angesichts der zu 16-
senden Aufgaben im nationalen und eu-
ropaischen Rahmen nicht geringzuschéat-
zen, es wird aber wiederholt darauf ver-
wiesen, dafd eine solchermaf3en ,,halbier-
te* Legitimationsbasis auf Dauer unzurei-
chend sei (vgl. Benz 1998: 207).

4. In seiner 1976 veroffentlichten Analyse
zum ,,Parteienwettbewerb im Bundes-
staat* vertrat Gerhard Lehmbruch die
These, das politische System der Bundesre-
publik Deutschland sei durch einen histo-
risch bedingten Strukturbruch gekenn-
zeichnet. Diesen ,,Strukturbruch* sieht
Lehmbruch in den tendenziell sich aus-
schlieRenden Entscheidungsregeln, die im
Bundesstaat einerseits und im Parteiensy-
stem andererseits vorherrschen: Wahrend
im Parteiensystem der politische Wettbe-
werb und die Mehrheitsregel zentral
seien, bildeten im Bundesstaat dagegen
Kooperation, Konsens und wechselseitige
Vetomadglichkeiten die Rahmenbedingun-
gen des Entscheidungsprozesses. Die Kon-
sequenz dieses Strukturbruchs sei, daf
sich beide Konfliktregelungsprinzipien
wechselseitig  blockierten. ,,Entweder
lauft der Parteienwettbewerb infolge der
zunehmend erforderlich werdenden ,Po-
litikverflechtung® leer, oder aber er
blockiert das Funktionieren der bundes-
staatlichen Institutionen* (Lehmbruch
1976: 124).

Aufgrund der politischen Situation in den
70er Jahren, mit einer sozial-liberalen Re-
gierung in Bonn und einer christdemokra-
tischen Mehrheit im Bundesrat, wurde der
klassische Parteienwettbewerb durch eine
Art ,,Allparteienkoalition* ersetzt, da die
Mehrheitsverhéltnisse in der Landerkam-
mer und die gewachsene Bedeutung des
Bundesrates im Entscheidungsprozef} eine
intensive Zusammenarbeit und Abstim-
mung mit dem ,,politischen Gegner* not-
wendig machten, um politische Program-
me (die der Zustimmung des Bundesrates
bedurften) realisieren zu kdnnen. Solche
Allparteienkompromisse waren nur zu er-
reichen, wenn Konsens und Konkordanz
an die Stelle von Konflikt und Mehrheits-
regel traten. Fritz Scharpf formuliert den
Sachverhalt in einem Zeitungsbeitrag vom
Juni 1997 so:

Das Grundgesetz, so Scharpf habe ,,nicht
nur ein schweizerisches UbermaR an Veto-
positionen geschaffen, sondern zugleich
die britische Konfrontation zwischen Re-
gierung und Oppostition zur Norm erho-
ben (...). In Bern mussen alle Parteien die
Kuh gemeinsam vom Eis bringen — und
alle wissen, daf? das nur geht, wenn jeder
dem anderen seinen Teil am Erfolg gonnt.
In London génnt keiner dem anderen
etwas, aber dafur kann die Mehrheit al-
lein regieren, und die Opposition erfullt
ihre Kontrollfunktion, indem sie alle rea-
len und vermeintlichen Fehler der Regie-
rung Offentlich anprangert. Unsere Ver-

fassung dagegen verlangt von den Partei-
en, dal3 sie wie die britischen 6ffentlich
aufeinander einprigeln und wie die
schweizerischen vertrauensvoll zusam-
menarbeiten sollen. Das kann nicht gut-
gehen* (Scharpf 1997).

Die ,,Politikverflechtungs-Falle**

5. In einem vielbeachteten Beitrag, in dem
der deutsche Foderalismus und das System
der Europaischen Gemeinschaft vergli-
chen und strukturelle Ahnlichkeiten her-
ausgearbeitet wurden, formulierte Fritz
Scharpf die These von der ,,Politikverflech-
tungs-Falle* (Scharpf 1985). Die Beobach-
tung, dal’ beide untersuchten Systeme, EG
wie Foderalismus in Deutschland, haufig
suboptimale Politikergebnisse hervorbrin-
gen, wurde mit charakteristischen Pro-
blemldsungs-Defiziten der Politikverflech-
tung erklart, fur die Scharpf zwei institu-
tionelle Bedingungen verantwortlich
machte: erstens die Tatsache, dal die Ent-
scheidungen auf der héheren Ebene von
der Zustimmung von Regierungen der un-
teren Ebene abhangig sind, und zweitens,
dal? diese Zustimmung einstimmig oder
beinahe einstimmig erfolgen muf3. In der
Anwendung der ,,Theorie der Politikver-
flechtung* auf das Beispiel der EG wird
der Anspruch erhoben, mit den gleichen
Hypothesen, die die Analyse des deut-
schen Modells des Verbundféderalismus
geleitet haben, den ,,europdaischen* Fall
zu erklaren. Die ,,Politikverflechtungs-
Falle*, die die Situation der EG in den
achtziger Jahren charakterisieren soll, be-
schreibt Scharpf als ,,eine zwei oder mehr
Ebenen verbindende Entscheidungsstruk-
tur, die aus ihrer institutionellen Logik
heraus systematisch (...) ineffiziente und
problem-unangemessene Entscheidungen
erzeugt, und die gleichzeitig unfahig ist,
die institutionellen Bedingungen ihrer
Entscheidungslogik zu verandern*.1

Die Kritik am Foderalismus, wie sie von
wissenschaftlicher Seite in den vergange-
nen Jahrzehnten getibt wurde, fand Mitte
der 1990er Jahre in der 6ffentlichen De-
batte ein bemerkenswertes Comeback.
Bemerkenswert deshalb, weil so ziemlich
alle aufgelisteten ,,Schwachpunkte* des
real existierenden deutschen Foderalis-
mus (Immobilitat, verkappter Zentralis-
mus, etc.), in der Debatte um eine Reform
des Foderalismus aufgegriffen und unter
einem neuen Schlagwort diskutiert wur-
den. Als Ziel und Mittel einer mehrheitlich
als notwendig erachteten Bundesstaatsre-
form wurde von unterschiedlichster Seite
das Leitbild eines ,,Wettbewerbs-* oder
,,Konkurrenzfdderalismus* gesehen.

Vom ,,kooperativen* Foderalismus
zum ,,Wettbewerbsfoderalismus*?

Dem medizinischen Sprachgebrauch fol-
gend wird unter Krise die Phase eines
Krankheitsprozesses verstanden, in dem
sich entscheidet, ob die Selbstheilungskraf-
te des Organismus ausreichen, um eine Ge-
nesung des Patienten herbeizufiihren.”® In
den Sozialwissenschaften dominiert aller-
dings bis heute ein systemtheoretisch ge-
fal3ter Krisenbegriff, wie er von Habermas
angelegt wurde. Krisen entstehen danach



dann, wenn ,,die Struktur eines Gesell-
schaftssystems weniger Mdoglichkeiten der
Problemlosung zulaRt, als zur Bestandser-
haltung des Systems in Anspruch genom-
men werden muRten. In diesem Sinne sind
Krisen anhaltende Storungen der Syste-
mintegration (Habermas 1973: 11). Uber-
tragen auf unsere Fragestellung heil3t dies,
dal? von einer ,,Krise des Foderalismus*
dann gesprochen werden kann, wenn die-
ser systemnotwendige Steuerungsleistun-
gen des Gesamtstaates oder der Lander
(also die ,,Systemintegration*‘) permanent,
d.h. strukturell bedingt, erschwert oder un-
moglich macht. Viele Beitrage zur Fodera-
lismusdebatte und Vorschlage einer Re-
form, die seit Mitte 1997 die &ffentliche
Diskussion bestimmen, gehen explizit oder
implizit davon aus, dal der Bundesstaat
und seine Institutionen nach dieser Defini-
tion sich in der Krise befinden. Betrachtet
man die einzelnen Beitrage zur Diskussion
genauer, dann lassen sich unterschiedliche
foderale Leitbilder und verschiedene Re-
formstrategien identifizieren.

Die foderalen Leitbilder oder die ,,bundes-
staatspolitischen Grundanschauungen
Uber Inhalt und Funktion der Bundesstaat-
lichkeit*, wie Kesper (1998: 131) sie um-
schreibt, sind offensichtlich einem Wandel
bzw. einem ,,Paradigmenwechsel* unter-
worfen. Die Bestrebungen zur Reform der
Finanzordnung zeigen deutlich eine Ab-
kehr von dem bislang dominierenden Ver-
standnis oder Leitbild eines ,,kooperativen
Foderalismus* hin zur Betonung von Auto-
nomie der Lander und des foderalen Wett-
bewerbs. Diesen Wandel des Bundesstaats-
verstandnisses herauszustellen und zu er-
klaren, scheint in unserem Zusammenhang
von zentraler Bedeutung, da das jeweilige
Leitbild ,,die Problemwahrnehmung und -
bewertung beeinflu3t (und) einen wichti-
gen Faktor bei den Reformiberlegungen
darstellt (Kesper 1998: 131). Das Leitbild
eines kooperativen Foderalismus bestimm-
te die wissenschaftliche und politische
Diskussion seit 1969 bis in die jungste Zeit.
Die Finanzreform von 1969 wird als ,,Ge-
burtsstunde des kooperativen Foderalis-
mus* (Henke/Schuppert 1993: 31) bezeich-
net. Die Kommission, die diese Reform be-
grundete, formulierte damals den beriihm-
ten Satz, dal der ,,Foderalismus unserer
Zeit nur ein kooperativer Foderalismus
sein“ konne.* Diese spezifische Form des
Foderalismus versteht sich — kurz gesagt —
als ein System der Zusammenarbeit zwi-
schen Bund und Léandern und den Landern
untereinander zur Verfolgung des Gesamt-
wohls. Einzelne Institutionen wie vor allem
die Gemeinschaftsaufgaben nach Art. 91a,
91b GG und die Investitionshilfen des Bun-
des nach Art. 104a GG, der Steuerverbund
und die Regelung der Verteilung des Um-
satzsteuerertrages (Art. 106 IlI, IV GG) kdn-
nen als Ausdruck des kooperativen Bundes-
staatsverstandnisses verstanden werden
(vgl. Kesper 1998: 132).

,.Konkurrenz-* oder ,,Wettbewerbsfodera-
lismus* als Gegenentwurf zum ,,kooperati-
ven Foderalismus kann in Anlehnung an
Hartmut Klatt, der sich vor vielen Jahren
schon mit diesem Begriff auseinanderge-
setzt hat, so verstanden werden, daf} ,,im
Bund-Lander-Verhaltnis sowieim Verhaltnis
der Lander untereinander grundsatzlich
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bei der Wahrnehmung 6ffentlicher Aufga-
ben und der Ldsung von Problemen Kon-
kurrenz und Wettbewerb gelten* (Klatt
1982: 22). Das heil3t konkret, dal in der Be-
ziehung von Bund und Landern die M&g-
lichkeiten der Dezentralisierung gepruft
werden mussen, die Verflechtung der Ebe-
nen reduziert, die Verpflichtungen zur Soli-
daritéat abgebaut und generell den Lan-
dern mehr Eigenstandigkeit erdffnet
wird.* Eine solche Umorientierung von Ko-
operation hin zu starkerer Konkurrenz zwi-
schen den Landern hat Konsequenzen fur
die bundesstaatliche Ordnung insgesamt
und das foderale Finanzsystem. Mitverant-
wortlich fur diesen Wandel des Leitbildes
vom Bundesstaat ist die Tatsache, daf in
der aktuellen Diskussion die Finanzwissen-
schaft und 6konomische Theorien des Fo-
deralismus und der Politik wichtige Impulse
geben, im Unterschied zu den sechziger
Jahren, als die Diskussion um den ,,koope-
rativen Foderalismus® vorwiegend von
rechtswissenschaftlicher Seite gepragt war
(vol. Korioth 1997: 439)."” Einen wichtigen
Ansto3 zur Notwendigkeit einer Reform
des foderalen Finanzsystems hat der Sach-
verstandigenrat zur Begutachtung der ge-
samtwirtschaftlichen Lage mit seinem Jah-
resgutachten 1990/91 gegeben. Die aus der
okonomischen Theorie entlehnten Begriffe
der Allokation, Distribution und Stabilisie-
rung dienten dem Sachverstandigenrat als
,,-mangebliches Raster zur Uberpriifung des
Finanzausgleichs — allerdings mit deutlicher
Betonung der allokativen Aspekte und der
diesen eigenen Effizienzgesichtspunkten*
(Korioth 1997: 439). Damit war ein zentra-
les Argument der Debatte um den Finanz-
ausgleich, wie er seit 1997 in der politi-
schen Offentlichkeit gefuhrt wird, formu-
liert: das System des foderalen Ausgleichs
soll nicht priméar der Umverteilung zwi-
schen finanzstarken und finanzschwachen
Landern dienen, sondern es sollen ange-
sichts eines globalen Wettbewerbs mit an-
deren Regionen den starken Landern, die
ihre Ressourcen effizient nutzen, moglichst
ein grofer Teil der eigenen Mittel verblei-
ben, damit diese Lander und damit das Ge-
samtsystem in der internationalen Konkur-
renz bestehen kdnnen. In einer Beilage des
Handelsblattes zum Forderalismus in
Deutschland im Frihjahr 1996 stellte Rena-
te Merklein, Mitglied im Herausgeberrat
von Handelsblatt und Wirtschaftswoche,
verwundert fest, daR der Foderalismus
deutscher Pragung ,,in den allerorten an-
gestimmten Abgesdngen auf den Wohl-
stand der Nation bislang noch nicht der
Mitschuld an dem Ubel angeklagt* werde.
Ganz im Gegenteil: ,,Die Institutionen und
Personen, die das foderale Prinzip in der
Bundesrepublik kenntlich und greifbar ma-
chen, sind sogar erstaunlich angesehen* —
obwohl die Bundesrepublik Deutschland
sich vom ,,Idealtypus des foderal verfa3ten
Staates sich (...) so weit entfernt (habe),
dal? ihre foderalen Elemente nur noch
folkloristisch anmuten*.®®

Der VorstofR3 aus Baden-Wurttemberg
und Bayern

Etwa ein halbes Jahr spater wurde der Zu-
sammenhang von globalem Standort-
wettbewerb und Foderalismus - freilich

nicht in dieser Grundséatzlichkeit — von po-
litischer Seite an einem dafir pradestinier-
ten Ort thematisiert. Beim routinemaf3i-
gen Wechsel im Amt des Prasidenten des
Bundesrates im Oktober 1996 vom bayeri-
schen Ministerprasidenten Edmund Stoi-
ber zu seinem Kollegen aus Baden-Wurt-
temberg, Erwin Teufel, wurde einer brei-
teren Offentlichkeit deutlich gemacht,
dal3 die beiden ,,Sudlander* angesichts
des globalen Wandels und der damit ver-
bundenen Herausforderungen den Wett-
bewerb auch in Wirtschaft, Staat und Ge-
sellschaft starken wollten. Der deutsche
Bundesstaat bringe fur einen nationalen
und globalen Wettbewerb gute Voraus-
setzungen mit. Denn der Fdderalismus, so
der bayerische Regierungschef, mobilisie-
re ,,durch den Wettstreit der Lander un-
tereinander ein erhebliches Potential an
Innovation fur die Entwicklung unseres
Landes. Das ist eine wesentliche Dimensi-
on des Foderalismus, die heute immer be-
deutsamer wird.” Und Stoiber weiter: ,,In
Zeiten eher geséattigten Wohlstandes
konnten wir mehr Gber Umverteilung ra-
sonieren. Heute mussen wir mehr als bis-
her vor allem unsere Leistungspotentiale
im gesunden und kreativen Wettbewerb
ausschopfen (...). Der Wettbewerb fordert
die Innovation. Regionalismus und Globa-
lisierung sind nicht Gegenséatze, sondern
bedingen sich gegenseitig. Zentralismus
lahmt; der Foderalismus sollte befli-
geln.*“*

Auch in der Antrittsansprache des baden-
wirttembergischen Ministerprésidenten
spielt das Stichwort ,,Wettbewerb* im Zu-
sammenhang mit der internationalen
Konkurrenz um Wirtschaftsstandorte eine
zentrale Rolle. Eine hochentwickelte Wirt-
schaftsregion wie Deutschland kénne nur
bestehen, wenn sie die eigenen Stérken
und Ressourcen effektiv nutze. Das wich-
tigste seien Bildung, Qualifikation und
Kreativitat; diese Themen gehdren in den
ureigenen Kompetenzbereich der Lander,
da diese fur Schule, Hochschule, Bildung
und Forschung zustandig seien: ,,Es darf
auch ruhig mehr Wettbewerb unter den
deutschen Landern sein; Wettbewerb der
politischen Ideen, mehr Wettbewerb der
Universitaten, Wettbewerb der Forscher
und der Forschungseinrichtungen, Wett-
bewerb im Beseitigen von Uberholten
Vorschriften und Investitionshemmnissen,
Wettbewerb in der kulturellen Vielfalt.”
Ahnlich wie Stoiber weist auch Teufel dar-
auf hin, daR dieses Pladoyer fur mehr
Wettbewerb zwischen den Landern
,keine Absage an Gemeinsamkeit, an
Chancengerechtigkeit, an Gleichwertig-
keit der Lebensverhaltnisse, an einen ge-
rechten Finanzausgleich* sei, sondern ein
Pladoyer fur ,,mehr Vielfalt in der Ein-
heit*.* Diese ersten Hinweise von politi-
scher Seite auf eine Neuorientierung des
foderalen Leitbildes wurde von den Mini-
sterprasidenten Stoiber und Teufel und
ihren Regierungen in der Folgezeit aufge-
griffen und prazisiert.*

Die Klagen gegen den
Finanzausgleich

Auch eine Reform des Landerfinanzaus-
gleichs wurde angemahnt. Der Finanzaus-



gleich solle als ,,Hilfe zur Selbsthilfe** die-
nen und nicht als ,,Beihilfe zur Konkursver-
schleppung“.? Im Dezember 1996 wurde
auf einer gemeinsamen Sitzung des
bayerischen und baden-wirttembergi-
schen Kabinetts der Regierungen Stoiber
und Teufel vereinbart, gemeinsam fiir eine
Anderung des Landerfinanzausgleichs ein-
zutreten. Kritisiert wurde, dal3 das gelten-
de System des L&énderfinanzausgleichs
dazu fihre, daR die Empfangerlander
nach dem horizontalen (zwischen den Lan-
dern) und vertikalen (zwischen Bund und
einzelnen Landern) Ausgleich finanziell
besser gestellt seien als die Geberlander.?
Es wurde deshalb beschlossen, ein Gutach-
ten in Auftrag zu geben, das die Verfas-
sungsmagigkeit der geltenden Regelun-
gen untersuchen solle. Am 14. Oktober
1997 wurde das von dem Mannheimer
Professor Hans-Wolfgang Arndt (1997) er-
stellte Gutachten Finanzausgleich und Ver-
fassungsrecht der Offentlichkeit vorge-
stellt. Im Kern stellte das Gutachten fest,
das seit 1995 geltende Ausgleichssystem
fuhre zu einer ,,massiven Veranderung der
Finanzkraftreihenfolge* unter den Lan-
dern und sei deshalb verfassungswidrig.?
Dabei stutzt sich das Gutachten auf den so-
genannten ,,Halbteilungsgrundsatz*, den
das Bundesverfassungsgericht in seinem
Urteil vom 22. Juni 1995 zur Vermdgen-
steuer postulierte, wonach der Staat sei-
nen Burgern hdchstens die Halfte der Ein-
kunfte nehmen darf. Arndt Ubertragt die-
ses Prinzip auf das Verhaltnis zwischen
Landern und Gesamtstaat: Die Abgabe-
pflicht eines Landes musse auf 50 Prozent
seiner Uberdurchschnittlichen Finanzkraft
beschrénkt bleiben.

Mit der Einreichung von Organklagen
beim Bundesverfassungsgericht Ende Juli
1998 durch Baden-Wirttemberg und Bay-
ern hat die Reformdiskussion einen vor-
laufigen Hohepunkt erreicht. Diesem
Schritt gingen aber eine Reihe von Versu-
chen, das Thema Finanzreform zwischen
den Landern zu regeln, voraus. Gleichzei-
tig haben beide Siidlander die Offentlich-
keit Uber ihre Reformvorstellungen infor-
miert und es geschafft, die Frage nach der
Fairnel? des bestehenden Landerfinanz-
ausgleichs auf die politische Agenda zu
setzen. Wenige Wochen nach der Vorstel-
lung des Arndt-Gutachtens unterstrich der
Stuttgarter Ministerprasident Teufel in
einem Beitrag fur die Frankfurter Allge-
meine Zeitung die Kritik am Lander-
finanzausgleich.* Die These, die in diesem
Beitrag vertreten wird, lautet, tragendes
Prinzip des Ausgleichssystems gemaf Arti-
kel 107 des Grundgesetzes sei die Vertei-
lung der Steuern nach dem ,,0rtlichen
Aufkommen* (GG), Finanzkraft-Unter-
schiede unter den Landern wurden dem-
zufolge toleriert. Die faktischen Auswir-
kungen des bestehenden Ausgleich-
systems widersprachen diesem Prinzip, da
Baden-Wurttemberg 1996 vor Finanzaus-
gleich in der Reihenfolge der Lander auf
Platz drei (hinter Hamburg und Hessen)
gelegen habe und nach dem Finanzaus-
gleich ,,uberraschenderweise* auf Platz
15, vor Bayern, das auf Platz 16 zurtickge-
fallen war. Dagegen habe das Saarland -
vor Ausgleich auf Platz elf — mit Hilfe der
Zahlungen der finanzstarken Lander und

den Zahlungen des Bundes den Sprung
auf Platz drei nach dem Finanzausgleich
geschafft. Die durch die jahrlichen Trans-
fers bewirkten ,,Verschiebungen* und die
Entwicklung des Finanzausgleichs (Er-
héhung des Finanzvolumens auch schon
vor der Einbeziehung der ostdeutschen
Lander in das Ausgleichssystems im Jahre
1995) machten deutlich, daf ,,verfas-
sungsrechtliche Intention und tatsachliche
Wirkungen* weit auseinanderklafften.
Die Lander, die bereits vor 27 Jahren fi-
nanzschwach waren, seien dies auch
heute noch. Die ,,extreme Haushaltsnotla-
ge*, die das Bundesverfassungsgericht
dem Saarland und Bremen bescheinigt
habe und die dazu fuhre, daR diese nicht
mal in der Lage seien, ihren Aufgaben als
Land eigenstandig = nachzukommen,
macht nach Ansicht des baden-wirttem-
bergischen  Ministerprasidenten  eine
,tiefgreifende Reform des Landerfinanz-
ausgleichs, im Grunde aber eine Neuglie-
derung der Lander in wirtschaftlich le-
bensfahige und leistungsfahige Verbande
zwingend notwendig*. Fur eine Reform
des Ausgleichssystems gebe es sehr gute
verfassungspolitische und auch 6konomi-
sche Grinde. Es gehe um das Selbstver-
standnis der Lander, um deren Eigenstan-
digkeit, ihre finanzielle Selbstandigkeit
und faktische Handlungsfahigkeit — und
damit ,,im Kern um den Foderalismus
selbst“. Im Ergebnis dieser Steuervertei-
lung, so Teufel weiter, dokumentiere sich
Erfolg oder MiRRerfolg der Wirtschafts-
und Strukturpolitik eines Landes. Diese
primare Intention der Verfassung werde
aber durch die extrem hohe Ausgleichsin-
tensitat des bestehenden Systems konter-
kariert: ,,99,5 Prozent der durchschnitt-
lichen Finanzkraft sind in jedem Fall auch
fur leistungsschwache Lander gewahrlei-
stet; finanzstarke Lander mussen derzeit
bis zu 80 Prozent ihrer Uberdurchschnittli-
chen Finanzkraft ,abliefern‘.* Dies fuhre
bei den Empféngerlandern zwangslaufig
zu einer ,,Subventionsmentalitat®. Es spre-
che vieles dafir, so Teufel, ,,diesen Gedan-
ken der hélftigen Teilung auch auf die
Zahlungsverpflichtungen  finanzstarker
Lander im Rahmen des Landerfinanzaus-
gleichs anzuwenden. (...) Im Ergebnis be-
deutet dies, daf3 tberdurchschnittliche Fi-
nanzkraft allenfalls bis zur Obergrenze
von 50 Prozent abgeschépft werden darf*
— und nicht bis zu einer H6he von 80 Pro-
zent der uUberdurchschnittlichen Finanz-
kraft, wie es das geltende System vorsehe.
Eine Uber die 50 Prozent hinaus gehende
Abschopfung der finanzstarken Lander
kénne keinesfalls als ,,angemessen* im
Sinne des Grundgesetzes angesehen wer-
den und sei daher ,,verfassungswidrig*.

Die ,,Systemdebatte* oder
ist der deutsche Foderalismus
noch wettbewerbsfahig?

Die Diskussion um den Landerfinanzaus-
gleich, wie sie von Bayern und Baden-
Wairttemberg angestof3en wurde, fand in
der politischen und publizistischen Offent-
lichkeit Zustimmung und Unterstiitzung
von verschiedenen Seiten, ebenso aber
auch Kiritik. Eine breiter und an die Grund-
festen des Bundesstaates gehende Debat-

te um die Reformbedurftigkeit und Lei-
stungsfahigkeit des politischen Systems
insgesamt l6sten die Einlassungen des Pra-
sidenten des Bundesverbandes der Deut-
schen Industrie (BDI), Hans-Olaf Henkel, im
Sommer 1997 aus. Im Anschlu an die
,.Berliner Rede* des Bundesprasidenten
Herzog vom April 1997 (,,Durch Deutsch-
land muR ein Ruck gehen*), gab der BDI-
Prasident seinen AnstoR fir die ,,System-
debatte. Unter dem Titel FUr eine Reform
des politischen Systems fordert Henkel
dazu auf, sich mit der Frage zu befassen,
ob ,,ein Land mit unserer foderalen Struk-
tur, mit sechzehn Bundeslandern, einem
Verhaltniswahlrecht Giberhaupt eine Chan-
ce hat, sich so schnell zu verandern wie an-
dere. Wenn man sich auf Neuseeland,
Holland oder Schweden beruft, ist das Ge-
genargument schnell bei der Hand: ,Keine
Kunst’ sagen viele, ,dort ist das politische
System eben anders’. Wenn es aber so ist,
daR der Wettbewerb zwischen Standorten
eine relative Veranstaltung ist, und daf3
wir selbst bei eigener Bewegung zuriick-
fallen, wenn andere schneller auf die Her-
ausforderungen der Globalisierung rea-
gieren als wir, dann mussen wir uns fragen,
ob unser politisches System Uberhaupt
noch wettbewerbsféahig ist. (...) Jemand
mufd beginnen, Uber die Fahigkeit unseres
politischen Systems im Wettbewerb mit
anderen zu sprechen. Dazu gehdrt unsere
Verfassung. (...) Ich bin davon tberzeugt,
dal es bald an der Zeit ist, auch bei uns die
Systemdebatte auf hdchster und vor allem
kompetentester Stelle anzustofRen. Wer
ware da geeigneter als Bundesprasident
Roman Herzog!* (Henkel 1997: 89-90).
Die Mehrzahl der ersten Reaktionen auf
diese Auslassungen Henkels in Medien
und Offentlichkeit war eindeutig ableh-
nend.® Auch von politischer Seite wurde
Henkel nur von wenigen, wie etwa dem
ehemaligen Hamburger Burgermeister
Klaus von Dohnanyi, unterstlitzt. Eine
Mehrzahl von Politikerinnen und Politiker,
die nach der Winschbarkeit und Notwen-
digkeit einer grundlegenden Reform des
Foderalismus gefragt wurde, lehnte es ab,
die ,,Systemfrage* zu stellen.”” Parallel zur
bzw. im AnschluR an die Diskussion, die
sich an den Vorschlagen von Henkel ent-
zindet hatten, wurden aber konkretere
Reformiberlegungen in die 6ffentliche
Debatte eingebracht, die die Auseinan-
dersetzung um Leistungsfahigkeit und Re-
formbedurftigkeit des Foderalimus nach-
haltiger gepragt haben als die polemi-
schen und wenig differenzierten Beitrage
in der Diskussion des Sommers 1997.

In einem Zeitungsbeitrag lieferte Otto Graf
Lambsdorff ein umfangreiches ,,Pladoyer
fur einen echten Foderalismus*.® Das deut-
sche System kdnne allenfalls als ,,Scheinfo-
deralismus® bezeichnet werden. Zwei
scheinbar gegenlaufige Entwicklungen
(Verlagerung der Kompetenzen auf den
Bund und verstéarkte Mitwirkung der L&an-
der an der Bundesgesetzgebung Uber den
Bundesrat) hatten zu diesem ,,unechten
Foderalismus* gefiihrt. Eine Reform des fo-
deralen System miusse sich von zwei
Grundsatzen leiten lassen: Verantwortung
von Aufgaben, Einnahmen und Aushah-
men in einer Hand, und dem Prinzip eines
foderalen Wettbewerbs. Das erstgenannte
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Prinzip habe sich in den USA und in der
Schweiz bewahrt. Eine Vielfalt der Lander
und Unterschiedlichkeit der Lebensverhalt-
nisse wirden in diesen Systemen als ,,fo-
derale Tugend* angesehen. Das deutsche
Modell dagegen folge dem ,,Leitbild der
Gleichheit“. Der zweite Grundsatz, das
Prinzip eines foderalen Wettbewerbs, der
einer Foderalismusreform zugrunde liegen
solle, wiirde dazu fuhren, so Lambsdorff,
dal die verschiedenen Bundeslander die
unterschiedlichen Vorstellungen ihrer Ein-
wohner stéarker bertcksichtigen wirden.
Ein foderaler Wettbewerb als ,.Ent-
deckungs-Verfahren*  ermogliche, die
neue, Uberlegene Wirtschaftspolitik einzel-
ner Bundeslander festzustellen, erfolgrei-
che Aufgabenlésungen nachzuahmen,
aber auch Folgewirkungen von Fehlschla-
gen zu begrenzen. Dadurch kdnnten ,,ahn-
liche Lebensverhaltnisse* herbeigefihrt
werden — und nicht durch einen ,,nivellie-
renden Finanzausgleich®. Dies liefert das
Stichwort fur eine néachste Etappe in der
Auseinandersetzung um Sinn und Zweck
des bestehenden System des Ausgleichs.

Vor dem Bundesverfassungsgericht

Ende Juli 1998 haben Baden-Wurttem-
berg und Bayern dann Organklagen beim
Bundesverfassungsgericht eingereicht,
mit denen das Gesetz Uber den Finanzaus-
gleich zwischen Bund und Landern auf-
grund seiner Uberzogenen Ausgleichswir-
kung als Versto3 gegen das im Grundge-
setz festgeschriebene Gebot eines ,,ange-
messenen Ausgleichs* gesehen wurde.
Die beiden Ministerprasidenten Stoiber
und Teufel betonten, dal neben der
Klage in Karlsruhe die Anstrengungen ftr
eine ,,politische Losung* vorangetrieben
wirden. Dieses Vorgehen sei auch keine
Absage an das Prinzip der Solidaritét im
Bundesstaat.® Genau dies aber wird von
Kritikern unterstellt.® Es wird erwartet,
dal aufgrund der elementaren Bedeu-
tung dieser Frage fur das politische System
der Bundesrepublik die Verfassungsrichter
die Sache nicht ,,auf die lange Bank*
schieben werden, sondern schon bald ein
Urteil ergehen wird.

Inzwischen hat auch das Land Hessen zu
Beginn des Jahres 1999 eine Normenkon-
trollklage in Karlsruhe vorgelegt, in der
Hessen sich nicht wie Baden-Wurttemberg
und Bayern auf den sogenannten Halbtei-
lungsgrundsatz beruft und ihn auf das Sy-
stem des Finanzausgleichs Ubertragt, son-
dern versucht, die Verfassungswidrigkeit
des bestehenden Ausgleichssystems auf
der Basis der vom Bundesverfassungsge-
richt selbst aufgestellten Anforderungen
an einen verfassungsgemaRen Ausgleich
zu begrunden. Parallel zu der Klage kin-
digte die hessische Regierung fur den Au-
gust 1999 ein Gutachten des Giel3ener Fi-
nanzwissenschaftlers Wolfgang Scherf an,
das Vorschlage fur die Diskussion um eine
Neuregelung des Solidarpaktes unterbrei-
ten soll.*

Korrekturen sind normal und
unausweichlich - mehr nicht

Nach Max Weber (1988: 480) sind ,,die Fi-
nanzverhéltnisse (...) in einem Bundes-
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staat das, was die wirkliche Struktur am
entscheidensten bestimmt“. Wenn man
die 6ffentliche Diskussion um den Lander-
finanzausgleich und den Foderalismus ins-
gesamt in jungster Zeit verfolgt hat, wird
man sich fragen mussen, ob die von ein-
zelnen Landern angestrebte Veranderung
der foderalen Finanzbeziehungen in die-
sem Sinne auch zu einem Wandel der
,wirklichen Struktur* des deutschen Bun-
desstaates fuhren wird. Die Mehrzahl der
Experten ist da eher skeptisch. Ob eine
weitreichende Reform des Féderalismus in
Richtung ,,Trennsystem* und ,,Wettbe-
werbsfoderalismus® zu verwirklichen ist,
beruht auf verschiedenen Annahmen. So
wird eingewandt, die der 6konomischen
Theorie des Foderalismus oder dem US-
amerikanischen Modell des ,,dual federa-
lism* entlehnten Pramissen vieler Reform-
ansatze seien nicht auf die politische und
rechtliche Situation des deutschen Bun-
desstaates Ubertragbar. Die Kritik an der
Ausrichtung der Reformdebatte wird
etwa von dem Rechtswissenschaftler Ste-
fan Korioth (1997: 444) so formuliert:
,,Die Diskussion um die Zukunft des Bun-
desstaates legt einen teils modelltheore-
tisch, teils ideologisch verfugten Bundes-
staatsbegriff zugrunde, der die unitari-
sche Anlage des grundgesetzlichen Bun-
desstaates als pathologischen Zustand der
Verfassungswirklichkeit vorfuhrt.

Was bleibt dann aber, wenn andere Mo-
delle des Foderalismus offensichtlich nur
bedingt taugen fiir eine Ubertragung auf
die hiesigen Verhéaltnisse? Es bleibt die Be-
obachtung, daR institutionellen Reformen
in modernen Industriestaaten prinzipiell
Grenzen gesetzt sind — dies gilt auch und
gerade fur den deutschen Fdderalismus,
weil hier ja genau die politischen Einhei-
ten, also die Lander, einer Reform zustim-
men mussen, deren institutionelle und fi-
nanzielle Eigeninteressen durch eine sol-
che Reform des L&anderfinanzausgleichs
beeintrachtigt werden (vgl. Scharpf 1987:
124). Diese Dilemma-Situation wird die
beteiligten Akteure, also Geber- wie Neh-
merlander, aber nicht daran hindern (dir-
fen), in einem politischen Tausch- und
Aushandlungsprozel3 einen fur alle ak-
zeptablen Interessenausgleich zu suchen
und zu institutionalisieren. Denn dieser
Ausgleich bzw. Konflikt widerstreitender
Interessen gehért zum Wesenskern des
Foderalismus, der nach allgemeinem Ver-
standnis keine zementierte politische Ord-
nung darstellt, sondern jeweils nur ,,zeit-
raumlich begrenzt die jeweils akzeptierte
Machtbalance unterschiedlicher intra-
oder interstaatlicher Beziehungen* (Schu-
bert 1994: 42) reflektiert. Begreift man
den Foderalismus und die bundesstaatli-
che Ordnung in diesem Sinne als ,,dynami-
sches System* (Benz 1985), so sind Korrek-
turen und Veréanderungen institutioneller
und ideeller Art normal und unausweich-
lich. Die ,,foderale Balance* zu suchen
und auf begrenzte Zeit zu institutionali-
sieren, gehort zur Geschichte des deut-
schen Bundesstaates seit eh und je, eben-
so wie die Auseinandersetzung um die
,richtige® Aufteilung von Kompetenzen
und Ressourcen und die ,,Angemessen-
heit** des finanziellen Ausgleichs zwischen
Bund und Landern.

Reformbedurftigkeit und ein inharentes
Spannungsverhaltnis sind also zentrale
Wesensmerkmale des Bundesstaates.*
Eine Bund-Lander-Arbeitsgruppe auf Re-
gierungsebene, wie sie im Dezember 1998
beschlossen wurde, soll die ,,bundesstaat-
liche Aufgaben-, Ausgaben- und Einnah-
menverteilung einschlieBlich der beste-
henden Regelungen der Finanzverfassung
und des Landerfinanzausgleichs* prifen.
Nach einer ,landerinternen* Vorberei-
tung soll eine gemeinsame Kommission
von Bundestag und Bundesrat mit den
dann vorliegenden Ergebnissen befal3t
werden. Dieses Vorgehen wird allen betei-
ligten Akteuren Gelegenheit geben, mdg-
liche Reformschritte zu diskutieren und
vor allem auf ihre politische Realisierbar-
keit hin zu Uberprifen — denn wenn es
stimmt, dal der Wettbewerbsféderalis-
mus eine ,institutionelle Totalreform*
(Klatt in diesem Heft) voraussetzt, dann
werden Fragen der Machbarkeit konkre-
ter Veranderungen im Bundesstaat eine
groRere Rolle spielen als dies in der 6f-
fentlichen Debatte bislang geschah. Aber
auch diese notwendige Diskussion um die
Machbarkeit bestimmter Reformen wird
nicht zu trennen sein von ihrer ,,Winsch-
barkeit* von seiten bestimmter Akteure,
denn entsprechende substanteille Struk-
turreformen sind ,,vor allem* (1) von der
Uberpriifung des ,,foderalen Selbstver-
standnisses* (Ottnad/Linnartz 1997: 17)
abhangig. Die Autoren der IWG-Studie
zur Reform des Landerfinanzausgleichs
und der Neugliederung gehen davon aus,
daf eine grundlegende institutionelle Re-
form des Foderalismus nicht ohne eine
Neudefinition des foderalen Leitbildes zu
erwarten ist. Nach allem, was zum jetzi-
gen Zeitpunkt gesagt werden kann, ist
diese Neudefiniton noch lange nicht ab-
geschlossen.

Anmerkungen

Ich mochte mich bei Herrn Freund, Dr. Kreuder und
Dr. Clostermeyer fur die Ubersandten Materialien
sehr herzlich bedanken.

* Zu den Auswirkungen der Globalisierung auf den
deutschen Foderalismus vgl. Deeg (1996).

2 Vgl. dazu im einzelnen Konig (1997) und Lhotta
(1998).

* Vgl. stellvertretend fur die insgesamt positive Wirdi-
gung des Foderalismus anlaglich der 40-Jahrfeier der
Verabschiedung des Grundgesetzes durch den Bei-
trag des nordrhein-westfalischen Ministerprasiden-
ten Rau (1989: 148), der einer Wirdigung des deut-
schen Foderalismus durch den Politikwissenschaftler
Kurt Sontheimer zustimmt: ,,Billig ist der deutsche F6-
deralismus nicht, aber der Preis, den wir fir ihn ent-
richten, ist gewif3 nicht zu hoch, miRt man ihn an den
Kosten einer zentralistischen Ordnung.*

4 Papier ,Finanzausgleich mittelfristig reformieren,
aber nicht zerschlagen von Dr. Wilma Simon, Mini-
sterin der Finanzen des Landes Brandenburg unter
Mitarbeit von Ministerialdirigentin Angela Nottel-
mann und Ministerialrat Martin Braun, Marz 1998 (in
Ausziigen verdffentlicht in Frankfurter Rundschau
vom 12. 03. 1998).

* Die folgenden Ausfiihrungen beziehen sich auf die

instruktiven Arbeiten von Braun (1998), Jachtenfuchs

(1993,1995) und Schneider (1992), mit jeweils zahlrei-

chen weiterfiihrenden Literaturangaben.

Meine Hervorhebung

Vgl. zum folgenden Reissert (1995).

Vgl. dazu ausfihrlich etwa Grimm (1996).

Vgl. zum folgenden Kapitel 4.2 bei Schmidt (1994)

und die entsprechenden Verweise auf weitere Litera-

tur.

Vgl. dazu allgemein Klatt (1982).

Lehmbruch hat 1998 eine stark Uberarbeitete Fas-

sung dieser Schrift vorgelegt, die an der urspringli-

chen These weitgehend festhélt; vgl. Lehmbruch

(1998).

Kritisch zur These von der ,,Politikverflechtungs-

Falle* vgl. Schmid (1987).
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% Vgl. dazu und zum folgenden Habermas (1973) und
Sturm/Billing (1994).

¥ Zur Unterscheidung von ,,Sozialintegration* und ,,Sy-

stemintegration* vgl. Habermas (1973: 14): ,,Von so-

zialer Integration sprechen wir im Hinblick auf Insti-
tutionensysteme, in denen sprechende und handeln-
de Subjekte vergesellschaftet sind; Gesellschaftssyste-
me erscheinen hier unter dem Aspekt einer Lebens-
welt, die symbolisch strukturiert ist. Von Systeminte-
gration sprechen wir im Hinblick auf die spezifischen

Steuerungsleistungen eines selbstgeregelten Sy-

stems.” — Dies macht deutlich, da3 bei der aktuellen

Diskussion um die ,,Krise des Foderalismus* von den

Befiirwortern einer weitreichenden Reform der Bun-

desstaat vor allem unter steuerungstheoretischen

Aspekten der Systemintegration betrachtet wird und

weniger oder gar nicht unter Aspekten der Sozialin-

tegration (symbolische Bedeutung des Foderalismus).

Zitiert nach Kesper (1998: 132), dort weitere Litera-

turnachweise.

% Vgl. dazu Korioth (1997: 438) und den Beitrag von

Klatt in diesem Heft.

Die 6konomische Theorie des Foderalismus beschaf-

tigt sich primar mit der Frage, wie aus 6konomischer

Sicht eine ,,optimale* KollektivgroRe zur Herstellung

und Verteilung 6ffentlicher Guter bestimmt werden

kann. Vgl. dazu ausfiihrlich Korioth(1997: 2. Kapitel,

V.2.c) und Postlep/Doring (1996) mit entsprechenden

Literaturnachweisen.

® Vgl. Renate Merklein: Foderalismus in Deutschland:

Nur noch eine sehr teure Folklore?, in: Handelsblatt-

Analyse vom 21. 03. 1996.

Bulletin des Presse- und Informationsamtes der Bun-

desregierung, Nr. 91 vom 14. 11. 1996, S. 990.

Bulletin des Presse- und Informationsamtes der Bun-

desregierung, Nr. 91 vom 14. 11. 1996, S. 991-992.

Vgl. etwa die Interviews mit Erwin Teufel in der Std-

west Presse vom 07. 11. 1996 (,,Das Hausgut des Fo6-

deralismus wahren*) und mit der Stddeutschen Zei-
tung vom 17. 03. 1998 (,,Wir zahlen, zahlen, zahlen®).

2 Stoiber, nach Frankfurter Allgemeine Zeitung vom
29.11.1996, S. 5.

# Zuden Einzelheiten des Landerfinanzausgleichs siehe
den Beitrag von Wolfgang Renzsch in diesem Heft
und Huber (1997).

2 Vgl. zum folgenden auch Homeyer (1998).

= Der gegenwartige Finanzausgleich pervertiert den
Foderalismus: Gleichmacherei statt Solidaritat” von
Erwin Teufel in der FAZ vom 19. 12. 1997, S. 5.

* Vgl. etwa Gunter Frankenberg: ,Verfassung als

Standortnachteil. Soll jetzt auch noch das Grundge-

setz verschlankt werden?*, in: Die Zeit vom 18. 07.

1997, S. 8 und Sudddeutsche Zeitung vom 11. 07.

1997, S. 4 (,,Der Staat als Beute*).

Vgl. den Bericht im Nachrichtenmagazin Der Spiegel

Nr. 30/1997 (,,Der Rambo von Bonn*) und den Beitrag

von Rita Sussmuth in der Frankfurter Allgemeinen

Zeitung vom 05. 08. 1997, S. 8 (,,Verhandeln, aushan-

deln - Pflicht der Politik*).

Stiddeutsche Zeitung vom 01. 09. 1997. Ahnliche Ar-

gumentationsgange finden sich in folgenden Beitra-

gen und Reformvorschlagen: Dieter Puchta: Mehr

Autonomie fir Lander und Gemeinden, in: FAZ vom

28. 06. 1997; Thilo Sarrazin: Zum Leichtsinn verfuhrt:

Der Finanzausgleich bedarf einer grundlegenden Re-

form, in: DIE ZEIT vom 11. 07. 1997, Rolf Peffekoven:

Die deutschen Lander am kollektiven Tropf, in: FAZ

vom 18. 04. 1998; das Positionspapier von Walter

Doring (FDP): ,,Wie die Krise des Fdderalismus Uber-

wunden werden kann*“ vom 12. 06. 1998; das Papier

der Reformkommission Soziale Marktwirtschaft ,,Re-
form der Finanzverfassung“ der Bertelsmann, Heinz

Nixdorf und Ludwig-Erhard-Stiftung vom Juli 1998;

Stefan Homburg: Im Gewirr der Kompetenzen: Der

Finanzausgleich ist das Ergebnis fauler Kompromisse,

in: FAZ vom 31. 10. 1998 und kritisch zu dieser Re-

formdiskussion der Vizeprasident des Bundesverfas-
sungsgerichts, Hans-Jurgen Papier: Der unitarische

Bundesstaat. Einer Refoderalisierung, der Bundesre-

publik sind Grenzen gesetzt, in: FAZ vom 05. 11. 1998.

2 Vgl. das Positionspapier des Landes Baden-Wirttem-
berg und des Freistaats Bayern ,,Starkung der Eigen-
verantwortung der Lander — Reform der Finanzver-
fassung*, 25. 06. 1998 und Staatsanzeiger fur Baden-
Wirttemberg vom 29. 06. 1998.

* Vgl. dazu etwa Pressemitteilung der AG Finanzen der

SPD-Fraktion im Bundestag vom 21. 09. 1998 und

Wieland (1999).

Vgl. dazu die Presseinformation der Hessischen Lan-

desregierung vom 29. 12. 1998 (Nr. 220/1998) bzw.

vom 15. 01. 1999 (Nr. 8/1999).

* Vgl. dazu etwa auch Hidien (1998: 413) und Korioth
(1996: 258).
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,,History matters*

FOderalismus als entwicklungsgeschichtlich
geronnene Verteilungsentscheidungen

Eine Reform des Bundesstaates ist kein ingenieurwissenschaftliches Problem

Von Gerhard Lehmbruch

Prof. Dr. Gerhard Lehmbruch lehrt Politik-
und Verwaltungswissenschaft an der Uni-
versitat Konstanz. 1998 erschien die er-
weiterte Neuauflage seines Buches: ,,Par-
teienwettbewerb im Bundesstaat. Regel-
systeme und Spannungslagen im Insti-
tutionengeflige der  Bundesrepublik
Deutschland* (Westdeutscher Verlag Op-
laden/Wiesbaden, vgl. auch Besprechung).

Zwveifelhaft erscheint, ob die gegenwarti-
ge Diskussion Uber die Reform des Fo-
deralismus weitreichende Folgen haben
wird. Von daher mag die Frage sinnvoller
sind, warum die spezifisch deutsche Form
des Foderalismus sich als so bestandig er-
weist. Die Grunde dafur sind in der Ge-
schichte zu suchen: Einmal eingeschla-
gene Entwicklungspfade sind allenfalls
partiell korrigierbar, aber nicht zu verlas-
sen, selbst wenn Uberlegenere Alternati-
ven auftauchen sollten. Das gilt insbeson-
dere, wenn es um den institutionellen
Bauplan eines Staates geht. So sind fo-
deralistische Strukturen das Ergebnis hi-
storischer Auseinandersetzungen Uber
den Zugang zu Ressourcen, Uber die Ver-
teilung von Macht. Ist hier einmal eine
stabile Verteilung erreicht, neigt sie zur
Dauerhaftigkeit, Anderungen erscheinen
allenfalls in Krisensituationen und Um-
bruchzeiten mdglich. Das betrifft auch
den spezifisch deutschen Exekutivfodera-
lismus, die Finanzverfassung mit ihrem
Steuerverbund als auch die Frage der
Neugliederung der Lander. Red.

Der real existierende deutsche Bun-
desstaat als Produkt der Geschichte

Der folgende Aufsatz will zeigen, daf? den
neuen Leitvorstellungen in der Foderalis-
musdiskussion, die um den Begriff des
. Wettbewerbsféderalismus®* und um das
Postulat der Entflechtung von Bundes-
und Landerkompetenzen wie auch von
Bundes- und Landerfinanzen kreisen, eine
Foderalismusutopie zugrunde liegt. Diese
Utopie hat zwar gravierende Funktions-
schwéchen des deutschen Bundesstaats
aufgedeckt und ins BewuRtsein der Of-
fentlichkeit gertickt. Aber daraus folgt
noch nicht, es lieRRe sich einfach dadurch
Abhilfe schaffen, dal man die bundes-
staatlichen Institutionen sozusagen im in-
genieursmafigen Zugriff umbaut. Denn
bei dieser neuen Themenkonjunktur in
der Foderalismusdiskussion wird Uberse-
hen, daR der real existierende deutsche
Bundesstaat das Ergebnis Uberaus kom-
plexer Aushandlungsprozesse und Kom-
promisse ist, und daR auch Veranderun-
gen nur auf diesem Wege mdoglich sind.

Infolgedessen ist der deutsche Foderalis-
mus durch eine ausgepréagte ,,Pfadabhéan-
gigkeit*“ gekennzeichnet: einmal einge-
schlagene Entwicklungspfade lassen sich
in der spéateren geschichtlichen Entwick-
lung nur sehr schwer Kkorrigieren.

Die Dominanz der
Gewaltenteilungsidee

Im Foderalismusdiskurs der ,,alten* Bun-
desrepublik — also in den leitenden Ideen,
um die sich das Reden vom Foderalismus
drehte — dominierte die Vorstellung, da
Foderalismus eine Form der Gewalten-
trennung und wechselseitigen Gewalten-
hemmung sei. Der Staatsrechtslehrer Ru-
dolf Smend hatte noch 1916 die Rechtfer-
tigung des Bundesstaates darin gesehen,
daR sich die deutschen Einzelstaaten ,,mit
der ganzen Irrationalitat ihrer geschicht-
lich-politischen Eigenart im Leben des Rei-
ches auswirken und zur Geltung bringen**
sollten. Diese Zeit aber sei vorbei, schrieb
1962 der Verfassungsrechtler (und spatere
Bundesverfassungsrichter) Konrad Hesse
in seiner viel beachteten und einflul3rei-
chen Broschure ,,Der unitarische Bundes-
staat*“: Die Einzelstaaten der Zeit nach
1871 seien noch ,,echte, historisch ge-
wachsene Staatswesen mit je eigener,
durch Geschichte, StammesbewulRtsein
und angestammtes Herrscherhaus ge-
pragter Individualitat®, doch den meisten
heutigen Bundeslandern fehle es ,,an aller
Tradition und pragenden Kraft®, weil sie
nach dem Zweiten Weltkrieg von den Be-
satzungsmachten errichtet worden seien,
und damit h&tten wichtige Grundideen
der alteren Vorstellungen von Bundes-
staat ihre Begriindung verloren. Mittler-
weile verlangten die gewachsenen Ver-
flechtungen und Interdependenzen des
wirtschaftlichen und sozialen Lebens und
die dadurch gestiegenen Planungs-, Len-
kungs- und Verteilungsaufgaben des Staa-
tes nach ,,Einheitlichkeit und Gleich-
magigkeit*, und deshalb misse der Sozi-
alstaat zu einer weitgehenden Unitarisie-
rung fuhren. Dem habe einerseits die
weitgehende Konzentration von Aufga-
ben beim Bund Rechnung getragen, an-
dererseits aber auch - in den Bereichen,
wo den Landern eigene Gestaltungsmdég-
lichkeiten verblieben seien — die Selbstko-
ordinierung der Lander. Dies bedeute
aber, dal3 dank der fortbestehenden bun-
desstaatlichen Struktur die unvermeidlich
gewordene sachliche Unitarisierung nicht
auch zur Zentralisierung gefuhrt habe.
Vielmehr bleibe der gewaltenteilige Ef-
fekt der bundesstaatlichen Ordnung er-
halten und wirde durch das Zusammen-

wirken der L&nder sogar noch verstarkt.
Damit werde ,,das staatliche Leben weit-
hin durch Formen der Verstandigung be-
stimmt, die einer freiheitlichen Gesamt-
ordnung sehr viel gemafer seien als ,,An-
ordnungen der Zentrale und damit For-
men straffer Uber- und Unterordnung*
(Hesse 1962, S. 21).

Dabei sei nicht mehr so sehr an die ,,verti-
kale* Gewaltenteilung zwischen Bund
und Landern zu denken, weil deren Wir-
kungen durch die Unitarisierung wesent-
lich abgeschwécht seien. Vielmehr trete
nun eben die horizontale Gewaltentei-
lung zwischen Regierung und Regierungs-
mehrheit einerseits, parlamentarischer
Opposition andererseits diejenige zwi-
schen Bundestag und Bundesregierung ei-
nerseits, Bundesrat andererseits, wobei
sich im Bundesrat ,,weniger das spezifisch
foderalistische Element der Lander als In-
dividualitaten als das Element der Landes-
ministerialbtrokratien* zur Geltung brin-
ge (S. 27). Eben darin, dal3 die Lander Giber
den Bundesrat ,,das spezifische Element
der Verwaltung zur Geltung bringen®,
liege aber auch die Legitimation ihrer
Selbstéandigkeit und ihrer weitgehenden
Befugnisse. Eine Pramisse dieser Interpre-
tation war damals freilich noch Hesses An-
nahme, die ,,wohl kaum praktische M6g-
lichkeit einer Oppositionsmehrheit im
Bundesrat* kdnne vernachlassigt werden.

Die Entdeckung des
.Wettbewerbsfoderalismus**

Dal3 diese Prognose voreilig war, sollte
sich schon am Ende der sechziger Jahre
zeigen, als die neu gebildete sozialliberale
Regierung sich einer Oppositionsmehrheit
im Bundesrat konfrontiert sah. Konrad
Hesse hat denn auch seine These von der
Funktion der Landerverwaltungen als Ge-
gengewicht damals stark abgeschwécht.
Bezeichnend fir die Dominanz der Gewal-
tenteilungsidee im Foderalismusdiskurs
wurde dann aber, dall manche Verfas-
sungsrechtler sogar diese veranderte Kon-
stellation noch mit solchen Vorstellungen
interpretierten und rechtfertigten: Die f6-
derative Ordnung sei heute ,,die wirksam-
ste aller checks and balances of powers*,
denn ,,an die Stelle des zunehmend inef-
fektiv werdenden Kontrollmechanismus
von Parlament und Regierung tritt im
Bund weitgehend derjenige von Regie-
rung und Bundestagsmehrheit auf der
einen Seite und Bundestagsopposition
und Bundesratsmehrheit auf der anderen
Seite** (Stern 1975, S. 25, 32). Als es nun
aber seit 1990/1991 zu einer Wiederho-
lung dieser Konstellation mit umgekehr-



ten Vorzeichen kam, namlich einer CDU-
gefihrten Bundesregierung und einem
von der SPD beherrschten Bundesrat,
horte man nichts dergleichen mehr aus
dem Lager der konservativen Staatsrechts-
lehre. Es ware aber wohl zu kurz gegrif-
fen, wollte man das bloR auf vordergriin-
dige politische Sympathien zurtckfuhren.
Denn inzwischen begann sich eine neue
Themenkonjunktur im Foderalismusdis-
kurs durchzusetzen. Hatte Klaus Stern
1975 die foderative Ordnung des Grund-
gesetzes noch in durchaus beiféalligen
Wendungen beschrieben als ,,von Anfang
an nicht separativ, wie etwa in den USA,
also als Trennsystem, angelegt, sondern
tendenziell kooperativ, also als Verbund-
system* (Stern 1975, S. 33), so wird eben
dies heute als ein ,,Geburtsfehler des
Bundesstaates  bezeichnet (Abromeit
1992; Farber 1998, S. 2). Sowohl der Uber
die Bundesratskonstruktion bewirkte Auf-
gabenverbund als auch der finanzwirt-
schaftliche Verbund sind zunehmend zum
Gegenstand grundsatzlicher Kritik gewor-
den, und die Schlisselbegriffe des neuen
Foderalismusdiskurses lauten ,,Wettbe-
werbsfdderalismus* und ,,Entflechtung*.

Man konnte versucht sein, dieses Um-
schlagen der Themenkonjunktur aus ver-
anderten politischen Interessenlagen zu
erklaren: Die konservativen Verteidiger
des bundesstaatlichen Status quo wurden
der Kehrseite des Kooperations- und Ver-
handlungszwanges gewahr, seitdem sich
die SPD dank der Bundesratsmehrheit die-
ses Instruments bedienen konnte, um der
Regierung Kohl weitreichende Zuge-
standnisse abzufordern. Und als nach der
deutschen Vereinigung die Aufmerksam-
keit jah auf die neuen Unterschiede zwi-
schen den Landern und ihrer Finanzkraft
gelenkt wurde, als vor allem die Legitima-
tionsprobleme der Vereinigung beispiello-
se Umverteilungsaktionen von West nach
Ost erforderlich machten, entdeckten
viele (in den finanzstarken Landern eben-
so wie bei den Steuerzahlern) den ,,Wett-
bewerbsféderalismus* und die Vorziuge
der ,,Regionalisierung* (beispielsweise in
derSozialversicherung). In der Tat mogen
diese Umstande manchen Meinungswan-
del befordert haben. Aber die Kritik am
Verbundfoderalismus war schon langer
vorbereitet. Einerseits hat die politikwis-
senschaftliche Forschung Uber die ,,Poli-
tikverflechtung* seit der zweiten Halfte
der siebziger Jahre die Aufmerksamkeit
auf die Defizite des Verbundfoderalismus
gelenkt (Scharpf u.a. 1976; 1977). Und
spater richtete sich im Zusammenhang
mit der wirtschaftspolitischen ,,Wende*
der achtziger Jahre das Augenmerk auch
auf den ,,neuen Foderalismus* seit der
Prasidentschaft Ronald Reagans, und be-
scherte dann im Wege des Theorieimports
auch der 6konomischen Theorie des ,,Fi-
nanzfoderalismus®“ zunehmende Auf-
merksamkeit (vgl. schon die Textsamm-
lung in: Kirsch 1977).

Ein Mechanismus, den man einfach
umkonstruieren kann?

In der neuen Foderalismusreformdiskus-
sion spielen sozialtechnologische Vorstel-
lungen eine beherrschende Rolle. Fodera-

lismus wird verstanden als ein Mechanis-
mus, den man umkonstruieren kann. Das
ist eine spezifisch deutsche Perspektive in
der Foderalismusdiskussion. Reform wird
hier sozusagen als ein ingenieurwissen-
schaftliches Problem gesehen, und das
wird man in anderen Bundesstaaten in
dieser ausgepragten Weise nicht finden.
Erklaren lait sich diese sozialtechnologi-
sche Schlagseite vor dem Hintergrund der
spezifisch deutschen Erfahrungen mit der
Foderalismusentwicklung. Die Struktur
des deutschen Bundesstaates war in der
Vergangenheit (bis 1867) in wechselndem
MaRe gesteuert von den Interessen der
herrschenden Dynastien, die sich der mi-
litarischen Gewalt aber auch der Familien-
politik bedienen konnten. Und seither
haben noch grol3e kriegerische Machtver-
schiebungen eine erhebliche Rolle ge-
spielt, bis hin zu der groRen Reorganisati-
on des deutschen Staates durch die Besat-
zungsmachte nach dem Zweiten Welt-
krieg. Ein oberflachlicher Blick auf die Ge-
schichte kann hier also der Machbarkeits-
perspektive Vorschub leisten. Bei genaue-
rer historischer Betrachtung kommt man
freilich zu ganz anderen Einsichten.

Foderalismus als pfadabhangige
Struktur oder die Geschichte ent-
scheidet auch Uber die Zukunft

Betrachtet man die Entwicklung des deut-
schen Foderalismus, dann sto3t man auf
ein Phdnomen, das Sozialwissenschaftler als
,.Pfadabhangigkeit* bezeichnen. Pfadab-
hangigkeit ist zuerst von Wirtschaftshisto-
rikern entdeckt worden, die sich mit der
Durchsetzung neuer Technologien be-

schaftigen. Sie  sprechen von  einer
,.pfadabhéngigen* Entwicklung, wenn
eine einmal eingefiuihrte Technologie

nicht mehr von tberlegenen Alternativen
verdrangt werden kann, weil die zuerst
getroffene Option die weitere Entwick-
lung gewissermalf3en ,,einsperrt* (Lock-in-
Effekt). Das berihmt gewordene Muster-
beispiel ist die Schreibmaschinentastatur,
bei der die Tastenfolge in der oberen
Buchstabenreihe mit QWERTZ (oder bei
der amerikanischen Tastatur mit QWERTY)
beginnt (David 1985). Sie wurde um 1870
nach langen Versuchen eingefuhrt, weil
sich bei den frihen mechanischen Schreib-
maschinen mit dieser Anordnung am ehe-
sten das lastige Verhaken der Typenhebel
vermeiden lie3. Seither konnte zwar ei-
nerseits die Mechanik der Schreibmaschi-
nen erheblich verbessert (und schlie3lich
durch Elektrik und Elektronik ersetzt) wer-
den, andererseits wurden Tastatursche-
mata erfunden, die ergonomisch weit
Uberlegen waren und sehr viel schnelleres
Schreiben ermdoglichten. Aber zu jener
Zeit, als Schreibmaschinen vor allem in
Buros standen, konnten sich diese Utberle-
genen Alternativen nicht durchsetzen,
weil inzwischen ein Millionenheer von
Angestellten das Schreiben mit der alten
QWERTY-Tastatur erlernt hatte — ein Ar-
beitgeber, der das neue System beschaf-
fen wollte, hatte zuerst alle seine Ange-
stellten umschulen missen. Als sich dann
Schreibmaschinen auch fir den Privatge-
brauch einburgerten, hat das die inzwi-
schen entstandenen Marktstrukturen

nicht mehr aufgelockert, und bezeichnen-
derweise basieren ja selbst die heutigen
Computertastaturen noch auf dem altehr-
wirdigen System. Durch die weite Ver-
breitung des frihen, technisch unvoll-
kommenen Systems wurden also spatere
Uberlegene Technologien gleichsam aus-
gesperrt.

Beispiele dieser Art hat man seither auch
bei zahlreichen anderen technologischen
Entwicklungen entdeckt, bis hin zur indu-
striellen Kernkraftnutzung (David 1997).
Wohlgemerkt, hier bedeutet Pfadabhéan-
gigkeit nicht einfach eine streng determi-
nistisch festgelegte Entwicklung. Viel-
mehr engen vorangegangene Entschei-
dungen die Optionsraume fir spatere
Entscheidungen ein, die Veranderungs-
spielrdume sind also zwar gegeben, aber
nur unter Bericksichtigung des Lock-in-Ef-
fektes. History matters, wie Paul David
dazu gesagt hat: Die Geschichte einer
Technologie ist es, die Uber ihre Zukunft
mit entscheidet. Und aus diesen Untersu-
chungen kann man fir andere gesell-
schaftliche Bereiche in gleicher Weise fol-
gern, dal3 sich manche Entwicklungen
auch dann nicht mehr entscheidend korri-
gieren lassen, wenn spéter tberlegene Al-
ternativen sichtbar werden. Denn inzwi-
schen haben sich komplexe Interdepen-
denzen zwischen Heerscharen autonomer
Akteure ausgebildet, die sich auf dem ein-
mal eingeschlagenen Entwicklungspfad
hauslich eingerichtet haben. Viele - wenn
nicht gar die meisten — von ihnen muften
mit erheblichen Umstellungskosten rech-
nen, wenn sie mit einer einschneidenden
Anderung dieses Pfades konfrontiert wiir-
den, und so lange man sie dafir nicht
spiurbar entschadigt, werden sie am Status
quo festhalten.

Die angedeuteten Probleme begegnen
uns mit besonderer Schéarfe, wo wir es mit
grundlegenden Entscheidungen Uber den
institutionellen Bauplan eines National-
staates zu tun haben, und hier insbeson-
dere mit der Machtverteilung zwischen
dem Zentrum und der Peripherie eines
Landes. Strukturen wie Foderalismus und
Einheitsstaat sind das Ergebnis von histori-
schen Auseinandersetzungen — von Kamp-
fen oder Aushandlungsprozessen, Dikta-
ten oder Kompromissen Uber die Vertei-
lung von Macht und den Zugang zu Res-
sourcen. Wenn hier einmal eine stabile
Verteilung erreicht ist, dann tendiert sie
zur Dauerhaftigkeit, womdglich Uber
Jahrhunderte. Das gilt bekanntermaRlen
fur die zentralisierte Organisation des
franzosischen Staates, erst recht fur den
englischen Einheitsstaat, wie andererseits
fur den schweizerischen Foderalismus.
Auch die franzdsische Dezentralisierung
der letzten zwei Jahrzehnte oder die ge-
plante devolution fir Schottland und
Wales stellen den grundlegenden Bau-
plan des franzdsischen bzw. britischen Ge-
meinwesens nicht in Frage. Dies alles sind
entwicklungsgeschichtlich geronnene Ver-
teilungsentscheidungen, die sich nicht
mehr prinzipiell korrigieren lassen, weil
sich inzwischen so viele Akteure auf diese
Strukturen eingestellt haben, daR man
sich allenfalls Uber Korrekturen zweiter
Ordnung innerhalb des pfadabh&ngigen
Gesamtrahmens verstandigen kann. Bezo-



gen auf das Verhaltnis von Foderalismus
und Parteienwettbewerb habe ich das an
anderer Stelle gezeigt (Lehmbruch 1998),
aber es gilt auch fur die aktuelle Forde-
rung nach einer ,,Entflechtung* des deut-
schen Foderalismus.

Die Bereitschaft, tiefgreifende Struktur-
veranderungen hinzunehmen, setzt in
der Regel eine Krisensituation voraus, die
fur sicher gehaltene Besitzstande erschiit-
tert und gewohnte Handlungsroutinen in
Frage stellt, und solche Situationen sind
seltene Ausnahmen. Es ist kein Zufall, daf}
es grundlegende Reformen des deut-
schen Foderalismus immer nur nach krie-
gerischen Auseinandersetzungen gege-
ben hat, wenn die Sieger eine Neuord-
nung durchzusetzen oder in einem
grof3en Prozel? des Gebens und Nehmens
auszuhandeln vermochten: so Napoleon
zu Beginn des 19. Jahrhunderts, so der
Wiener  KongreR 1815,  Bismarck
1866/1871, oder die alliierten Sieger von
1945. Ansonsten setzen, wie im folgen-
den gezeigt werden soll, die Lock-in-Ef-
fekte einer pfadabhangigen Entwicklung
dem Wunsch nach gesteuerten Verande-
rungen enge Grenzen.

Falsche Einschatzungen der Reform-
moglichkeiten in Deutschland

In den alten demokratischen Bundesstaa-
ten sind sich die politischen Akteure
durchweg dieser Grenzen bewuf3t, und
deshalb ist es hochst selten, daf3 es dort zu
einer ernsthaften Diskussion Uber grund-
legende Veranderungen des bundesstaat-
lichen Gefliges kommt. Nur Deutschland
macht hier eine Ausnahme: In unserer po-
litischen Diskussion tun nicht wenige Ak-
teure so, als kdnne Bundesstaatsreform als
eine ingenieurwissenschaftliche Aufgabe
betrieben werden, als zielgerichtete
Suche nach der zweckmaRigsten organisa-
torischen Losung. Dal3 Foderalismusrefor-
men bei uns nun schon seit dem 19. Jahr-
hundert immer wieder — und ohne nen-
nenswerte Ergebnisse — diskutiert werden,
1aRt sich wiederum nur auf dem Hinter-
grund eigenttimlicher historischer Erfah-
rungen verstehen. Dem deutschen libera-
len Burgertum begegnete die foderale
Organisation in Gestalt einer Vielzahl von
groRBeren und kleineren Herrscherhéu-
sern, und die Buntscheckigkeit der deut-
schen Landkarte verstand es als Ergebnis
von Jahrhunderten dynastischer Politik,
die es oft auch als dynastische Willkir
deutete. Wenn aber in der Vergangenheit
Hausmachtpolitik der Fursten Uber das
Schicksal von Territorien entscheiden
konnte, dann lag die Forderung nahe, dal3
nun die selbstbestimmte Nation mit glei-
chem Gutdiinken die Reorganisation in
die Hand nehmen sollte. Mit einer solchen
Vorstellung ging insbesondere Hugo
Preu ans Werk, der erste Innenminister
der Weimarer Republik, als er 1919 die
Vorentwdurfe zur Verfassung ausarbeitete.
Dieser liberale Neuerer stie schnell an
seine Grenzen, aber auch spater haben
viele Autoren von Reformvorschlagen
nicht sehen wollen, daR es oft gerade die
Wesensmerkmale demokratischer Selbst-
bestimmung sind, an denen sich die refor-
merische Ermessensfreiheit bricht.
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Der Bundesrat als Ausdruck
einer aulRerordentlichen
historischen Kontinuitat

Keine von Deutschlands politischen Insti-
tutionen kann auf eine so lange Vorge-
schichte zurtckblicken wie der Bundesrat.
Er geht bekanntlich — Gber den Reichsrat
der Weimarer Republik — auf den Bundes-
rat der Bismarckverfassung zurtck. Der
wiederum hatte, was schon Heinrich
Treitschke betont hat, seine Wurzeln im
Alten Reich, in der Nachfolge des Immer-
wahrenden Reichstags, der von 1663 bis
1806 seinen Sitz in Regensburg hatte.
Diese aufRerordentliche institutionelle
Kontinuitat ist aber das Ergebnis von
immer wiederholten Auseinandersetzun-
gen, in denen sich jedesmal das Bundes-
ratsprinzip gegen das konkurrierende Se-
natsprinzip behauptet hat.

Der Immerwahrende Reichstag war be-
kanntlich eine Versammlung von Abge-
sandten der Territorien, und als institutio-
nelles Konstruktionsprinzip Uberdauerte
er den Untergang des Reiches, denn des-
sen staatenbundischen Nachfolgeorgani-
sationen griffen auf die Uberlieferte Insti-
tution zurick: Schon in dem von Napo-
leon installierten Rheinbund (der freilich
nie funktioniert hat) sollte ein in Frankfurt
am Main anzusiedelnder Bundesrat — als
eine Neuauflage des Regensburger
Reichstags — die Spitze des Bundes bilden.
Als dann der Wiener Kongrel3 1815 den
Deutschen Bund als Nachfolger des unter-
gegangenen Reiches einrichtete, wurde
wiederum der Bundesrat in Frankfurt sein
oberstes Beschluf3organ. Auch er war dem
Immerwahrenden Reichstag nachgebildet
und stellte, wie jener, einen Kongrel3 von
weisungsgebundenen Gesandten der Mit-
gliedsstaaten dar. Fir Otto von Bismarck,
der seine Diplomatenkarriere von 1851 bis
1859 als preufischer Bundestagsgesand-
ter begann, wurden diese Frankfurter
Jahre zu einer wichtigen Erfahrung.
Inzwischen war die Institution freilich
durch die Revolution von 1848 grundséatz-
lich in Frage gestellt worden. Als die verfas-
sunggebende Nationalversammlung in der
Frankfurter Paulskirche zusammentrat, ori-
entierte sie sich stark am Foderalismusmo-
dell der Vereinigten Staaten von Amerika.
Ebenso wie die Schweiz, die sich nach
einem kurzen Burgerkrieg im selben Jahr
eine moderne bundesstaatliche Verfassung
mit einem Standerat gab, wollte sie das
Vorbild des amerikanischen Kongresses
aufnehmen: Das Parlament (genannt
Reichstag) sollte aus dem Staatenhaus und
dem Volkshaus bestehen. Das Staatenhaus
waére — analog zum amerikanischen Senat —
aus Vertretern der deutschen Staaten ge-
bildet worden, und zwar sollten diese zur
Hélfte von den Landtagen gewahlt, zur an-
deren Halfte von den Landerregierungen
enstandt werden. Letzteres war als Kom-
promif3 mit der hergebrachten Losung ge-
dacht, und das zeigt die starke Beharrungs-
kraft des alten Exekutivfoderalismus an. Al-
lerdings sollten die Mitglieder des Staaten-
hauses ein freies Mandat haben, also an
Weisungen nicht gebunden sein, andern-
falls hatte man nicht von einem Parlament
im Sinne einer modernen Repréasentati-
vverfassung sprechen kénnen.

Ein ,,Kartell der Fursten und
Burokratien*: Bismarcks
Verfassungskonstruktion

Bekanntlich ist das Verfassungswerk der
Paulskirche gescheitert, nicht zuletzt am
Widerstande Preuf3ens. Als Bismarck dann
in zwei grof3en Schritten 1867 (Griindung
des Norddeutschen Bundes) und 1871
(Grindung des Deutschen Reiches) die
deutsche Einheit unter preuBischer
Fihrung durchsetzte, hat er dieses Ele-
ment der Paulskirchenverfassung igno-
riert und statt dessen an den Bundestag
des Deutschen Bundes angekntpft. Wie
jener hatte der Bundesrat des 1867 ge-
grindeten Norddeutschen Bundes und
des hier anknupfenden Deutschen Reiches
von 1871 die Form eines Gesandtenkon-
gresses, durch den die Regierungen der
Einzelstaaten an der politischen Flhrung
beteiligt wurden. Ideologisch drapiert
wurde dieser ,,Exekutivfdderalismus® mit
der Vorstellung vom Reich als einem
Buindnis der Fursten, aber im wesentlichen
konnte Bismarck damit zwei Absichten
gleichzeitig verfolgen: Auf der einen Seite
schuf er ein Gegengewicht gegen den
Reichstag und damit eine Barriere gegen
die von den Liberalen erstrebte Parlamen-
tarisierung der Regierung und sicherte zu-
gleich die Vorherrschaft Preuf3ens. Und
auf der anderen Seite konnte er auf diese
Weise die MinisterialbUrokratien der mit-
telgrofRen deutschen Lander mit ins Boot
holen, die — zumal seit den gro3en Ver-
waltungsreformen der napoleonischen
Ara — zu méchtigen politischen Akteuren
geworden waren und sich nicht ohne wei-
teres hatten beiseite schieben lassen. Den
diplomatischen Umgangsstil, den er in sei-
nen Jahren als Bundestagsgesandter ken-
nengelernt hatte, praktizierte er nun auch
im Verkehr mit den Landerregierungen.
Zwar hatte die Hegemonialmacht
Preu3en im bundesstaatlichen Gefiige oh-
nehin eine dominierende Position, aber
indem Bismarck und seine Nachfolger die
Regierungen der Mittelstaaten im Rechts-
setzungsprozel? konsultierten, konnten
sie sich das Regierungsgeschéft erheblich
erleichtern. So konnte der oben schon zi-
tierte Rudolf Smend in seinem Aufsatz aus
dem Jahre 1916 denn auch den deutschen
Bundesstaat als ein ,,Kartell der Fursten
und Burokratien* charakterisieren.

In Bismarcks Konstruktion steckte viel an
zielgerichteter ~ Verfassungsarchitektur,
und dazu gehorte insbesondere die Erfin-
dung des modernen deutschen ,,Exekutiv-
foderalismus*, der die Lander nicht — wie
im amerikanischen Bundesstaat — durch
gewahlte Reprasentanten in die Willens-
bildung des Bundes einbezieht, sondern
durch ihre Regierungen. Gleichwohl be-
gegnen wir beim Bundesrat schon einem
Stuck ,,Pfadabhéngigkeit” in dem oben
beschriebenen Sinne, denn die Uberliefer-
te Institution hatte jedenfalls den Vorteil,
daf sie dank der schon vorliegenden Ver-
gangenheitserfahrungen einigermallen
berechenbar erschien. Insbesondere muf3-
ten die Landerregierungen, die ja die ent-
scheidenden Akteure waren, nicht mit
jenem scharfen Bruch in ihrer bisherigen
Regierungsweise rechnen, den ein Sy-
stemwechsel hin zu einer parlamentari-



sierten Landervertretung gebracht hatte.
In der burokratischen Organisationsper-
spektive konnten ihnen also die Kosten
vergleichsweise tUiberschaubar erscheinen.
In der Verfassungspraxis des folgenden
halben Jahrhunderts bildete sich auf die-
ser Basis allméahlich eine bundesstaatliche
Gleichgewichtslage aus, und deren Lock-
in-Effekte fuhrten dazu, dafR Bismarcks in-
stitutionelle Konstruktion in einer ei-
gentimlichen Ironie der Geschichte den
Sturz der Fursten Uberdauerte. Als Hugo
Preul Anfang 1919 den ersten Entwurf
far die Weimarer Verfassung schrieb, war
der noch bewul3t als Bruch mit dem Bis-
marckschen Modell konzipiert. Preuf3
wollte unter anderem an das Senatsprin-
zip von 1848 anknupfen und den Bundes-
rat durch ein Staatenhaus ersetzen, des-
sen Mitglieder von den Landtagen zu
wahlen waren. Er mufite seine Plane aber
sehr schnell aufgeben, denn er konnte
den Widerstand der L&nderregierungen
nicht Uberwinden, die ja inzwischen alle
von den politischen Parteien beherrscht
wurden. Die Parteien in den Landern woll-
ten naturlich die institutionellen Ein-
fluBhebel nicht aus der Hand geben, die
ihnen durch die Parlamentarisierung zu-
gefallen hatten. Zwar wurden die Kompe-
tenzen der nun Reichsrat genannten Ver-
tretung der Lander im Vergleich zu ihrer
Vorgangerin reduziert, aber entscheidend
war, daB das institutionelle Konstruktions-
prinzip des Exekutivfoderalismus erhalten
blieb. Ubrigens war der Weimarer Reichs-
rat auch keineswegs so einfluf3los, wie
man heute gelegentlich lesen kann. Sei-
nen Einspruch konnte der Reichstag nur
mit einer Zweidrittelmehrheit Uberstim-
men, und die war nicht leicht auf die
Beine zu bringen; deshalb zog man es
meistens vor, sich im Vorfeld zu einigen.*
Vor allem in der Endphase der Republik,
als der Reichstag zunehmend unféhig zur
konstruktiven Mehrheitsbildung wurde,
erwarb sich der Reichsrat den Ruf eines
letzten Horts der Stabilitdt, und davon
zehrte er auch noch in den Jahren
1948-1949, als es um die institutionellen
Grundentscheidungen fir die westdeut-
sche Nachkriegsdemokratie ging.

Die Frage Bundesrat oder Senat
stellte sich nach 1945 neu - und
wurde wie gehabt beantwortet

Denn ebenso wie 1919 stand der Verfas-
sunggeber auch bei der Grundung der
Bundesrepublik vor der Wahl zwischen
dem Uberlieferten Bundesratsmodell und
der Alternative des Senatsmodells. Dies-
mal mochte man die Optionsspielraume
insofern grofer einschétzen, als seit der
Beseitigung des Reichsrates 1933 ein Va-
kuum entstanden war. Andererseits hat-
ten die Lander gegeniber dem neu zu
grundenden Bund einen Organisations-
vorsprung von mehreren Jahren, und sie
konnten sich vom Bundesratsmodell
naturlich versprechen, daf3 sie damit ihre
organisatorische Autonomie am ehesten
behaupten wirden. Im Herrenchiemseer
Verfassungskonvent neigten Politiker wie
Carlo Schmid dem Senatsprinzip zu,
wahrend die siddeutschen Konservativen
und die Ministerialbeamten aus den

Staatskanzleien, die einen nicht geringen
Teil der Mitglieder dieses Beratungsgre-
miums stellten, am Bundesratsmodell fest-
halten wollten. Auch im Parlamentari-
schen Rat gingen die Fronten quer durch
die Parteien. Die suddeutschen Foderali-
sten forderten einen Bundesrat, der mit
dem Bundestag gleichberechtigt sein soll-
te. Adenauer, der wie andere nord- und
westdeutsche CDU-Politiker nie besonders
grofRe Sympathien fur den Foderalismus
aufbrachte, gehorte zu den Anhangern
des Senatsprinzips. Aber die wurden aus-
mandvriert, als sich bei einem beriihmt ge-
wordenen Mittagessen der bayerische Mi-
nisterprasident Hans Ehard und der Innen-
minister von Nordrhein-Westfalen, der So-
zialdemokrat Walter Menzel, darauf ei-
nigten, ihren Parteien als Kompromif}
einen Bundesrat mit reduzierten Kompe-
tenzen vorzuschlagen. Ehard und Menzel
kam wohl nicht nur zu statten, daf sie zu-
gleich die Regierungen der beiden gréi-
ten Lander reprasentierten — oft hat ja
auch derjenige besonders gute Karten,
der in einer schwierigen Konfliktsituation
einen Kompromif3 vorschlagen kann.

Der Bundesrat als wichtige
Ruckzugsbasis fur die jeweilige
Opposition geschatzt

Wir haben gesehen, daR die Anhanger
des Bundesrates zunachst vor allem in
Stddeutschland, bei den Konservativen
und Foderalisten zu finden waren. Aber
im Laufe der langen Dominanz einer CDU-
gefuhrten Bundesregierung gegenuber
einer sozialdemokratischen Bundestags-
opposition muf3te er auch fur die Sozial-
demokraten immer attraktiver werden,
weil sie zumindest Uber die von ihnen be-
herrschten Landerregierungen im Bundes-
rat einen Zugang zu den Entscheidungs-
prozessen hatten. Nach der Bildung einer
sozialliberalen Bundesregierung diente
dann der Bundesrat seit 1969 der CDU-Op-
position dreizehn Jahre lang als Hebel, um
der Bundestagsmehrheit ihre Schranken
zu zeigen und den erneuten Machtwech-
sel vorzubereiten, und die SPD konnte die-
selbe Erfahrung, nur mit umgekehrten
Vorzeichen, in den neunziger Jahren ma-
chen. Nach der hessischen Landtagswahl
1999 haben CDU und CSU im Bundesrat
zwar nur eine Sperrminoritéat bei Zustim-
mungsgesetzen, aber auch das ist eine
nicht zu verachtende Machtposition, verg-
lichen mit der Rolle einer blo-RBen Bundes-
tagsopposition. Die Parteien, zumal die
beiden grof3en, haben also im Laufe eines
halben Jahrhunderts gelernt, dal3 der
Bundesrat eine wichtige Rickzugsbastion
bilden kann, wie sie sich beim Senatsmo-
dell schwer vorstellen lieRen.

Worin sollte man denn auch die Vorteile
einer Senatslosung in Deutschland suchen?
1949 mochten ihre Anhanger noch argu-
mentieren, daf} ein Senat einen unabhan-
gigen Politikertypus hervorbringe, der als
Gegengewicht zu straffer gefuhrten Bun-
destagsfraktionen dienen kodnnte. Aber
wenn zum Beleg daftr auf den amerikani-
schen Senat oder den Schweizer Sténderat
verwiesen wurde, dann hétte die sehr viel
lockerere Parteienstruktur dieser Lander
mit in Rechnung gestellt werden missen.

Weit besser vergleichbar ist Osterreich, mit
seinem Bundesrat, der entsprechend dem
Senatsprinzip aus von den Landtagen ge-
wahlten Reprasentanten besteht. Weil
Osterreich aber dhnlich stark disziplinierte
Parteien kennt wie die Bundesrepublik
Deutschland, schlagen die Parteibindun-
gen dort im Bundesrat ahnlich stark durch
wie im Nationalrat. Nur sind die Kompe-
tenzen des Gremiums geringere als die der
ersten Kammer, und da sich zudem die Na-
tionalratsabgeordneten aus Karnten oder
Vorarlberg im informellen Einsatz fir ihre
Lander von den Bundesratsmitgliedern
kaum Ubertreffen lassen, muR3 es dem Bun-
desrat schwerfallen, noch ein eigenes Pro-
fil zu gewinnen. Extrapoliert man von die-
sen Erfahrungen, dann kénnte sich bei uns
kaum jemand einen Gewinn davon erwar-
ten, dal? etwa der deutsche Bundesrat
durch einen Senat ersetzt wirde. Man
kann also diese Reformdiskussion getrost
als ziemlich muRig abhaken.

Die oft beklagte Unitarisierung ist
von Anfang an im deutschen Fodera-
lismus angelegt

Ein weiteres kommt hinzu, was die
Pfadabhangigkeit der Entwicklung weiter
verstarkt und potenziert hat. Das sind die
Zusammenhange zwischen dem System
des Exekutivfoderalismus einerseits, den
Veranderungen in der Aufgabenvertei-
lung zwischen Bund und Landern ande-
rerseits. Schon von der Reichsgriindung an
konnte der Zentralstaat auf dem Wege
der sogenannten konkurrierenden Ge-
setzgebung umfangreiche Materien an
sich ziehen, und das hat er sehr frih und
auch sehr weitgehend getan.? Die groRRen
Kodifikationen des burgerlichen Rechts,
des Strafrechts und der Gerichtsverfas-
sung brachten schon in den ersten Jahr-
zehnten des Bismarckreiches ein Mal3 an
Vereinheitlichung, wie es die USA niemals
erreicht haben. Seit der napoleonischen
Zeit war ja das unitarische Frankreich
durchaus ein wirkungsméchtiges Modell,
und vor allem das nationalliberale Burger-
tum neigte dazu, foderative Vielfalt mit
dem dynastischen Obrigkeitsstaat zu asso-
ziieren, Unitarisierung hingegen mit Fort-
schritt. Die oft beklagte Unitarisierung ist
also im deutschen Fdderalismus von An-
fang an angelegt. Aber fUr den Verlust an
eigenstandiger  Gestaltungsmdglichkeit
wurden die Lander dadurch entschadigt,
dal3 ihnen die meisten Ausfuhrungskom-
petenzen verblieben. Das war, ebenso wie
die Bundesratskonstruktion, ein Teil des
Kompromif3pakets, mit dem Bismarck die
Landerverwaltungen in das neue Reich
einband. Immer, wenn das Reich neue Ma-
terien als Gesetzgeber an sich zog, erwei-
terte sich damit auch der Bereich, in dem
die Lander mitzureden hatten. Das ander-
te sich auch unter der Weimarer Verfas-
sung nicht grundsatzlich, weil sie dem
Reichsrat ja ein starkes Einspruchsrecht
einraumte.

Als aber im Grundgesetz die Kompeten-
zen des Bundesrats im Gesetzgebungspro-
zel} differenziert wurden, namlich mit der
neu eingefiuhrten Unterscheidung zwi-
schen Einspruchs- und Zustimmungsgeset-
zen, da war das mit einer Schwéachung der



Landerposition bei der Einspruchsgesetz-
gebung verbunden.® Es war deshalb nicht
verwunderlich, daf3 die Lander seither ihre
Zustimmung zur Ausweitung der Bundes-
gesetzgebung oft daran knupften, dafi
der Bundesrat nicht Uberstimmt werden
kénne, dal also m.a.W. die gesetzlichen
Regelungen zustimmungspflichtig wur-
den. Das ist mithin keine systemwidrige
Erscheinung, sondern liegt in der Entwick-
lungslogik des deutschen Fdderalismus
seit der Grundung des Bismarckreiches.
Und wenn heute vielfach beklagt wird,
dal durch dieses Einfallstor der EinfluRl
des Bundesrates stark zugenommen habe
(wahrend in den Anfangen der Bundesre-
publik nur etwas mehr als ein Drittel der
Gesetze zustimmungspflichtig war, so ist
es heute Uber die Hélfte!), dann spiegelt
das eben die unitarisierende Ausdehnung
der Bundeskompetenzen wider. Wer also
den starken Einigungszwang beklagt, der
durch die Ausweitung der zustimmungs-
pflichtigen Gesetzgebung entstanden ist,
der muRte, wenn er das korrigieren woll-
te, dafur auch den Preis zu zahlen bereit
sein, namlich die Ruckfiihrung umfangrei-
cher Regelungskompetenzen vom Bund
an die Lander.

Hier zeigt sich wieder die ausgepragte
Pfadabhéngigkeit des deutschen Fodera-
lismus. Sie kommt indes nicht so sehr im
Zentralisierungs- und  Unitarisierungs-
trend als solchem zum Ausdruck, sondern
in der Interdependenz zwischen Kompe-
tenzverteilung und Einflu3 des Bundesra-
tes. Wofern es einen Bereich gibt, in dem
Reformen nicht von vornherein durch die
Lock-in-Effekte der geschichtlichen Ent-
wicklung blockiert werden, dann dirfte
das die Unitarisierung als solche sein.
Wenn heute in Berlin oder Leipzig die gel-
tende LadenschluRgesetzgebung mit Aus-
nahmeregelungen der Landerregierun-
gen massiv unterlaufen wird, dann spricht
javieles fur die Anregung, doch gleich die
gesetzgeberische Regelungszustandigkeit
an die Lander zurickzugeben. Aber wie
wenig sich selbst in diesem Bereich be-
wegt, haben 1993 die mageren Ergebnisse
der Gemeinsamen Verfassungskommis-
sion vom Bundestag und Bundesrat ge-
zeigt, die nach der deutschen Vereinigung
eingesetzt worden war: Es erwies sich da-
mals, da’ sowohl die Bundesregierung als
auch grof3e Teile des Bundestages einem
solchen Verzicht auf Kompetenzen wenig
geneigt waren. Die Anderungen des Art.
72 Abs. 2 GG, die eine kiunftige Inan-
spruchnahme der konkurrierenden Ge-
setzgebungskompetenz nur unter restrik-
tiver formulierten Voraussetzungen ge-
statten wollen, werden sich als ein stump-
fes Schwert erweisen. Selbst die relativ be-
scheidene Vorstellung, daf? die Lander das
Recht zur ,,Rickholung* einzelner Mate-
rien aus dem Bereich der vom Bund schon
in Anspruch genommenen konkurrieren-
den Zustandigkeit bekommen sollten,
stieB in der CDU/CSU-Fraktion auf ent-
schiedenen Widerstand. Man einigte sich
schlief3lich, in den Worten des Kommis-
sionsberichts, ,,auf eine von der Bundesre-
gierung eingebrachte, deutlich abge-
schwéachte Form der Rtickholklausel, die es
aus Grunden der Rechtssicherheit und
Konfliktvermeidung dem Bund UberlaRt,
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zu bestimmen, dalR eine bundesgesetzli-
che Regelung durch Landesrecht ersetzt
werden kann, wenn ein Bedurfnis im
Sinne von Artikel 72 Abs. 2 GG nicht mehr
besteht* (Hervorhebungen von mir, GL.).
Es sind Ubrigens auch erhebliche Zweifel
erlaubt, ob die Lander wirklich bereit
waren, sich verlorene Regelungsbefugnis-
se zurtickzuholen und die damit gewon-
nen Spielraume in Anspruch zu nehmen.

Eine Ruckkehr zum Trennsystem in
der Finanzverfassung?

Nun wird heute nicht nur die Entflech-
tung der Gesetzgebungskompetenz ge-
fordert, sondern sehr viel mehr noch die
Entflechtung der bundesstaatlichen Fi-
nanzbeziehungen: Das finanzwirtschaftli-
che Verbundsystem soll durch ein Trennsy-
stem ersetzt werden, das sehr viel mehr
Ahnlichkeit mit dem amerikanischen Fo-
deralismus hatte. Eine der zentralen theo-
retischen Begriindungen dieser Forde-
rung, wie sie in der orthodoxen Finanz-
wissenschaft begegnen, ist das Prinzip der
,.fiskalischen Aquivalenz* (Olson 1977): Es
fordert ,,fur jedes Kollektivgut mit spezifi-
schem Wirkungsbereich eine separate Re-
gierungsinstitution ..., so daf sicherge-
stellt werden kann, daf3 jene, die aus dem
offentlichen Gut einen Nutzen erhalten,
auch die sind, die dafir bezahlen*. Daraus
folgt fur die finanzwirtschaftlichen Bezie-
hungen zwischen Bund und Landern und
im Verhaltnis der Lander untereinander,
daR sie ihre jeweiligen Aufgaben aus ei-
genen Steuerquellen finanzieren und
daflir auch ein autonomes Besteuerungs-
recht in Anspruch nehmen sollten. Finanz-
transfers zwischen diesen Einheiten sind
dann zwar insoweit erforderlich und ge-
rechtfertigt, als sie ,,externe Effekte** aus-
gleichen (also beispielsweise die Aufwen-
dungen, die dem Stadtstaat Hamburg fur
Schuler aus dem schleswig-holsteinischen
Umland entstehen). Doch das heute gel-
tende System des Steuerverbunds zwi-
schen Bund und L&ndern ist mit dem
Aquivalenzprinzip offensichtlich ebenso
schwer vereinbar wie der Landerfinanz-
ausgleich.

Nun war zwar auch die Finanzverfassung
des Bismarckschen Reiches urspriinglich
am Trennsystem orientiert: Die Lander fi-
nanzierten ihre Ausgaben mit Steuern,
die sie selbst erhoben, und dem Reich ver-
lieh die Verfassung ein eigenes Besteue-
rungsrecht. Aber dieses autonome Be-
steuerungsrecht des Zentralstaates lie
sich nicht ohne weiteres auch politisch
durchsetzen, und die Entwicklungslogik
des deutschen Foderalismus hat allméh-
lich eine ganz andere Richtung genom-
men. Urspringlich waren die wichtigste
eigene Einnahmequelle des Reiches die
Zolle und Verbrauchssteuern. Weil das
nicht ausreichte, erhob es von den Lan-
dern eine Umlage, die ,,Matrikularbeitra-
ge*, die nach der Bevolkerungszahl kalku-
liert wurden und urspringlich nur als
Ubergangslosung bis zur Einfihrung von
Reichssteuern gedacht waren. Das Reich
war somit ,,Kostganger der Lander*. Aus
dieser Lage hoffte Bismarck es durch die
1879 eingeleitete Schutzzollpolitik zu be-
freien, aber die foderalistischen Krafte im

Reichstag machten ihm einen Strich durch
die Rechnung: Auf Antrag des streng f6-
deralistischen bayerischen Zentrumsab-
geordneten Freiherr von Franckenstein
wurde in das Zollgesetz eine Klausel auf-
genommen, die dem Reich die Zolleinnah-
men nur bis zu einer Obergrenze von jahr-
lich 130 Millionen Mark belie? und den
UberschuR den Landern zusprach. Infolge-
dessen blieb das Reich aber auf Matriku-
larbeitrage angewiesen, und damit hatte
Franckenstein erreicht, daf3 den Landern
und dem Reichstag (der die Matrikular-
beitrage festzusetzen hatte) ein fortdau-
ernder EinfluR? auf die Einnahmen des Rei-
ches blieb. Und wenn das Reich neue Steu-
ern einfuhrte, setzten die Lander im Bun-
desrat und die Foderalisten im Reichstag
durch, daf die Ertrdge ganz oder teilweise
den Landern zuflossen. Als dann mit der
Finanzreform von 1904 die Franckenstein-
sche Klausel aufgehoben wurde, tauchte
mit der neu eingefuhrten Erbschaftssteu-
er die erste grolRe gemeinschaftliche Steu-
er auf, deren Ertrag mit festgelegten Quo-
ten auf Reich und Lander aufzuteilen war.
Wir verdanken also schon dem Foderalis-
mus des Kaiserreiches mit seinen politi-
schen Tauschgeschaften die ersten Ansat-
ze einer finanzwirtschaftlichen Verflech-
tung, die man (mit einer Anleihe beim Vo-
kabular der Organisationstheorie) als
,.Prinzip der wechselseitigen Ressourcen-
abhangigkeit* charakterisieren kénnte.

Doch fur eine Abkehr vom Verbund-
system fehlen alle Voraussetzungen

Nach dem verlorenen Ersten Weltkrieg
wurden dann die enormen Kriegsfolgela-
sten AnlaR zu tiefgreifenden Veranderun-
gen: Unter dem schockartigen Eindruck
dieser Krise konnte der Reichsfinanzmini-
ster Erzberger 1919 eine tiefgreifende
Reichsfinanzreform durchsetzen, mit der
Finanzverfassung und Finanzverwaltung
weitgehend zentralisiert wurden. Die Lan-
der wurden jetzt zu Kostgangern des Rei-
ches, und das nationalsozialistische Regime
trieb die Zentralisierung noch weiter
voran. Dieses Vierteljahrhundert eines
hochgradig zentralisierten Finanzsystems
hinterlie aber ein dauerhaftes Erbe: Es
setzte sich weithin die Vorstellung durch,
daR sich die Finanzverfassung an den Be-
durfnissen eines einheitlichen Wirtschafts-
gebiets ausrichten musse. Sie beherrschte
zunachst auch die Beratungen des Parla-
mentarischen Rates.* Fir die ertragreichen
groRRen Steuerarten, namlich die Umsatz-
steuer sowie die Einkommens- und Kérper-
schaftssteuer, strebte man einen Steuerver-
bund zwischen Bund und Landern mit
einer bedarfsorientierten Aufteilung an,
wahrend die anderen Steuerarten jeweils
Bund oder Landern zufallen sollten. Dem-
gegeniber beharrten aber die westlichen
Besatzungsmachte unter dem EinfluR ame-
rikanischer Foderalismusvorstellungen auf
einer konsequenten Steuertrennung, und
so wies das Grundgesetz in seiner Endfas-
sung die Umsatzsteuer dem Bund, die Ein-
kommens- und Koérperschaftssteuer den
Landern zu. Indes sollte der Bund Teile der
Einkommens- und Korperschaftssteuer fur
Bundeszwecke in Anspruch nehmen dur-
fen, wenn die ihm vom Grundgesetz zuge-



wiesenen Steuern nicht zur Deckung der
notwendigen Ausgaben ausreichten. Dank
dieser Klausel, die das Trennsystem durch-
brach, wurde aus der Einkommens- und
Korperschaftssteuer unter der Hand eine
Verbundsteuer mit jahrlich auszuhandeln-
der Aufteilung. Die Finanzreform von 1955
brachte dann die verfassungsrechtliche Be-
siegelung dieses ,,kleinen Steuerverbunds*
und machte aus der Einkommens- und Kor-
perschaftssteuer eine  Verbundsteuer,
deren Ertrag zwischen Bund und Landern
aufzuteilen war. Mit der Finanzreform der
GrolRen Koalition wurde dann auch die
Umsatzsteuer in den Verbund einbezogen.
Dahinter stand nicht zuletzt die Uberle-
gung, daf3 das Aufkommen der verschiede-
nen Steuerarten auf die Konjunkturent-
wicklung unterschiedlich stark reagierte;
Bund und Lander sollten sich also das Kon-
junkturrisiko teilen. Eine stabile, auf Dau-
erhaftigkeit angelegte Finanzverfassung
hat sich in der Bundesrepublik nicht ausge-
bildet, weil einerseits keiner der beteilig-
ten Akteure die Préamisse der Interdepen-
denz von Bundes- und Landerinteressen in
Frage stellen wollte, andererseits aber die
verteilungspolitischen  Interessengegen-
satze immer nur fur begrenzte Zeitrdume
im Wege des Kompromisses ausgeglichen
werden konnten. An das Prinzip der Ver-
flechtung ist nie ernsthaft geriihrt worden,
und im Bereich der Mitfinanzierung von
Landeraufgaben durch das Reich und spéa-
ter den Bund - eine Praxis, die weit ins Kai-
serreich zurtckreichte und in der Weima-
rer Republik unter der Bezeichnung Fonds-
wirtschaft diskutiert wurde — hat die Ver-
flechtung durch die Einfuhrung der Ge-
meinschftsaufgaben an Intensitéat und in-
stitutioneller Verdichtung noch erheblich
zugelegt.

Diese Entwicklung zeigt, daf} fuir einen Sy-
stemwechsel hin zu einem Trennsystem
alle Voraussetzungen fehlen. Die theoreti-
schen Grunde fur eine radikale Dezentra-
lisierung der Finanzverfassung moégen
noch so bestechend klingen, aber es gibt
in Deutschland so gut wie keine Erfahrun-
gen mit einer Kultur des finanzwirtschaft-
lichen Wettbewerbs, die den Akteuren
dazu Mut machen koénnte. Vor allem
kénnte ein Systemwechsel selbstverstand-
lich nur im Konsens aller beteiligten Ak-
teure geschehen, und der ist nur vorstell-
bar, wenn sich dabei niemand im Ergebnis
schlechter stellen wirde. Jede Systemver-
anderung muRte also mit Kompensatio-
nen fur die eventuellen Verlierer erkauft
werden, und wo die herkommen sollten,
das kann man sich insbesondere im Zei-
chen fiskalischer Austeritatspolitik nicht
recht vorstellen. Wenn man es irgendwo
mit ausgepragten Lock-in-Effekten als Er-
gebnis einer pfadabhangigen Entwick-
lung zu tun hat, dann bei der Finanzver-
fassung. Es 1aRt sich deshalb leicht vorher-
sagen, dal die Auseinandersetzungen
Uber Anpassungen des Finanzausgleichs
periodisch immer wieder kommen wer-
den. Ahnlich wie Arbeitskampfe von
Streikritualen begleitet werden, so gehort
auch zu diesen Verteilungskampfen eine
gehdrige Portion Theaterdonner, Verfas-
sungsklagen einzelner Lander inbegriffen.
Das sind unvermeidliche Begleiterschei-
nungen der immer wieder neu zu fihren-

den Aushandlungsprozesse im Rahmen
eines Verbundsystems, zu dem eine reali-
stische Alternative nicht in Sicht ist.

Landerneugliederung:
ein illusorischer Ausweg

Die Reformbeflrworter wollen deshalb
auch den Zuschnitt der Landern, weil sich
unter den nun einmal gegebenen Bedin-
gungen dominierend unitarischer Wert-
vorstellungen aus dem finanzwirtschaftli-
chen Gefalle zwischen armen und reichen
Landern das Erfordernis eines komplizier-
ten Umverteilungsprozesses durch den
Landerfinanzausgleich ergibt. Aber die
Paradoxie der Neugliederungsdiskussion
liegt darin, dal sie selbst zutiefst der uni-
tarischen Denktradition verhaftet bleibt.
Die Animositat gegen die so viel beklagte
Ineffizienz des Zuschnitts der Landergren-
zen ist letztlich ein historisches Erbe der
Kritik des burgerlichen Liberalismus an
der deutschen ,Kleinstaaterei, in der
man (naturlich ganz zu Recht) ein histori-
sches Erbe des dynastischen Prinzips er-
blickte. Als Versatzstiick der Foderalismus-
diskussion begegnet uns der Neugliede-
rungs-Topos samt der Kritik an der gerin-
gen Leistungsfahigkeit der kleinen Lander
schon in der Mitte des 19. Jahrhunderts, so
beim frihen Treitschke (Treitschke 1886,
S. 86, 150 ff.). Und die sozialtechnologi-
sche Vorstellung, die dahinter steckt, re-
flektiert ihrerseits die historische Erfah-
rung der grof3en Korrekturen am territo-
rialen Zuschnitt des Alten Reiches, mit
denen Napoleon |. 1803-1806 begonnen
hatte und die dann 1815, 1866 und wieder
1945/1946 (mit der Auflosung Preuf3ens)
weitergefuhrt wurden.

Doch schon dieser geschichtliche Ruck-
blick sollte eigentlich ausreichend klar ma-
chen, daR eine solche Landerreform
immer nur nach einer militarischen Aus-
einandersetzung von siegreichen Mach-
ten durchgesetzt werden konnte. 1867/71
aber wurden mit der Konstituierung des
deutschen Nationalstaates als Bundes-
staat die Landergrenzen prinzipiell unan-
tastbar, und selbst die Weimarer Republik,
die ansonsten die Landerautonomie
durchaus einzuschranken in der Lage war,
hat nur in einigen wenigen Extremféllen
(von denen der ZusammenschluR3 der
tharingischen Kleinstaaten der wichtigste
war) den territorialen Zuschnitt zu &ndern
vermocht. Wenn vergleichbare Neugliede-
rungsplane weder in den USA noch und er
Schweiz je ernsthaft erwogen werden,
dann hat das seinen Grund darin, daf? hier
der Foderalismus demokratische Urspriin-
ge hat — auch das hat schon Treitschke ge-
sehen (Treitschke 886, S.159ff., 190). In
der Schweiz scheiterte sogar die Wieder-
vereinigung des Kantons Basel, der 1830
durch eine demokratische Revolte der
Landschaft gegen die patrizische Oligar-
chie geteilt worden war, obwohl die Ursa-
chen der Teilung langst obsolet sind und
raumordnerische Rationalitat es zweifel-
los geboten hatte, dieses eng verflochtene
Ballungsgebiet wieder zusammenzu-
fuhren.

Zu verkennen, dal’ im demokratischen F6-
deralismus die Selbstbestimmung der Lan-
der eine auBerst schwer Uberwindbare

Schranke fur territoriale Eingriffe dar-
stellt, ist der gemeinsame Denkfehler aller
Projektemacher, die sich seit Hugo Preuf
daran versucht haben. Es mag ja gesche-
hen, daf? die — zweifellos winschenswerte
— Vereinigung von Berlin und Branden-
burg schlieflich doch gelingt oder daR
der Stadtstaat Bremen angesichts seiner
Finanznote eines Tages die weil3e Fahne
aufzieht. Aber grofRe Neugliederungs-
projekte von der Art, wie sie 1972 von
der Ernst-Kommission vorgestellt wurden,
ermangeln ebenso wie die zuvor erwéhn-
ten Vorschlage zur finanzwirtschaftlichen
Entflechtung einer realistischen Einschat-
zung der strategischen Spielrdume fur die
Neutralisierung der Vetokoalitionen, mit
denen es jedes demokratische Gemeinwe-
sen nun einmal zu tun hat.
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Anmerkungen

t Zum Vergleich sei daran erinnert, daB der Bundestag
heute einen Einspruch des Bundesrates schon mit der
einfachen Mehrheit Gberstimmen kann - es sei denn,
der Bundesrat habe seinerseits den Einspruch mit
Zweidrittelmehrheit beschlossen. Ubrigens konnte
der Einspruch des Reichsrates theoretisch auch mit
einer Volksabstimmung tberstimmt werden; dazu ist
es aber niemals gekommen.

2 Der Begriff ,,konkurrierende Gesetzgebung* wurde
von der Rechtswissenschaft des Kaiserreiches einge-
fuhrt, die Reichsverfassung von 1871 kannte ihn noch
nicht. Aber in der Sache sind das die Materien, die der
Artikel 4 der Verfassung aufftihrte.

* Vgl. Anm. 1. Man ging 1949 von der Erwartung aus,
die Zustimmungspflichtigkeit werde nur fur einen re-
lativ geringen Anteil der Bundesgesetzgebung eine
Rolle spielen. Diese Erwartung wurde aber schon friih
durch die Rechtsprechung des Bundesverfassungsge-
richts durchkreuzt.

* Die Entwicklung des vertikalen und horizontalen Fi-
nanzausgelichs hat Wolfgang Renzsch (1991) im ein-
zelnen dargestellt.



Im internationalen Vergleich ist nicht nur der Bundesrat einzigartig

Vom Gestaltungsfoderalismus
zum Beteiligungsfoderalismus

Die Mitwirkung der L&nder an der Bundespolitik

Von Ursula Munch

Privatdozentin Dr. Ursula Minch lehrt
Politikwissenschaft am Geschwister-
Scholl-Institut der Universitat Minchen.

In allen Bundesstaaten ist das Verhaltnis
von Bund und Einzelstaaten zu regeln,
wozu auch die Mitwirkung der Einzel-
staaten an der Politik des Bundes gehort.
In Deutschland geschieht das in einzigar-
tiger Weise: auf dem Wege Uber den Bun-
desrat als Vertretung der Lander. Minde-
stens genau so wichtig ist, daf? die Lander
die Gesetze des Bundes ausfuhren — ein
System des Vollzugsféderalismus also.
Beides ist die Doméne der Landesexeku-
tiven, die allzu gerne bundeseinheitliche
Losungen anstreben. An die Stelle des
Gestaltungsfdderalismus ist somit der
Beteiligungsféderalismus der Landesexe-
kutiven getreten. Im Endeffekt hat das zu
gewaltenteiligen,  konsensorientierten
Konfliktldsungsmustern gefihrt, Gber die
Parteigrenzen hinweg, durchaus mit Hilfe
der bundesweit operierenden Parteien.
Aufgrund der vorliegenden Fakten wird
man Uber die Jahre hinweg kaum von
einer Blockadepolitik des Bundesrats
sprechen konnen, schon gar nicht vom
Bundesrat als Nebenregierung. Red.

Zwar wirken auch in anderen
Bundesstaaten die Gliedstaaten an
der Willensbildung des Gesamt-
staates mit...

Jedes foderative System kennt Institutio-
nen und Verfahren, durch die die Glied-
staaten an der Willensbildung des Ge-
samtstaates beteiligt sind. Mit ihrer Hilfe
wirken die Einzelstaaten, die Lander oder
die Kantone z.B. bei der Verabschiedung
von Gesetzen des Bundes mit, oder sie
bemihen sich, sonstige Entscheidungen
des Bundes zu beeinflussen. Welche Form
und Intensitat diese Einwirkung auf das
Zustandekommen des Bundeswillens im
einzelnen Bundesstaat einnimmt, hangt
malfgeblich vom jeweiligen Typ von Fo-
deralismus ab. Obwohl in allen féderati-
ven Systemen Zweite Kammern arbeiten,
zeigt deren genauere Analyse, daf? diese
haufig nur eines von mehreren fodera-
tiven Elementen bei der Bildung des Bun-
deswillens sind und zudem eines, das nicht
von vornherein auch wirksam sein muf3.*
Um den hohen Stellenwert nachzuvollzie-
hen, den die Mitwirkung an der Bundes-
politik fur die deutschen Lander besitzt,
ist es hilfreich, zunéchst einen kurzen Blick
auf andere Bundesstaaten zu werfen. Er
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macht die Zusammenhange zwischen der
Kompetenzverteilung im Bundesstaat und
den Institutionen und Praktiken der Ein-
fluBnahme sichtbar.

... doch in einem Trennsystem wie
den USA oder der Schweiz deutlich
anders und geringer

FUr bundesstaatliche Systeme wie die USA
oder auch Australien, in denen erstens die
Zustandigkeiten zwischen den politischen
Ebenen relativ klar voneinander getrennt
sind und in denen zweitens die Gliedstaa-
ten selbst relevante eigene Gesetzge-
bungskompetenzen besitzen (sog. Trenn-
system), lait sich feststellen, dal3 hier die
Notwendigkeit zu Kooperation und in-
haltlicher Abstimmung eine vdllig andere
ist als etwa in der Bundesrepublik
Deutschland. Obwohl auch in den USA die
verfassungsrechtlich klare Trennung der
Kompetenzen des Bundes und der Einzel-
staaten seit den 30er Jahren durch ein
System des kooperativen Foderalismus
Uberlagert wird, erhebt die Politik auf

Ein Gesetz entsteh
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Staatenebene in den USA dennoch nicht
den Anspruch, Bundespolitik mitgestalten
zu wollen.? Da den amerikanischen Einzel-
staaten nach wie vor relevante Politikfel-
der zur eigenen Gestaltung bleiben und
sie auch nicht die Pflicht haben, mit ihrer
eigenen Verwaltung Bundesgesetze zu
vollziehen, drangt sich ihnen weder der
Wunsch noch die Notwendigkeit, die poli-
tischen Entscheidungsprozesse des Zen-
tralstaats zu beeinflussen, in einem Malf3e
auf, wie wir das aus der Bundesrepublik
kennen. Des weiteren tragt bereits der
Bestellungsmodus fir den US-Senat dazu
bei, daf3 die Senatoren nicht die jeweilige
Regierung oder das Parlament des Einzel-
staates, sondern vielmehr ihre Wahlerin-
nen und Wabhler reprasentieren. Gleich-
zeitig verhindert jedoch die relative
Schwéche der US-amerikanischen Parteien
im prasidentiellen Regierungssystem, daf3
sich der US-Senat selbst nach der Ein-
fihrung der unmittelbaren Senatoren-
wahl durch das Volk im Jahr 1913 als
bloRe ,,Verdoppelung* der Ersten Kam-
mer (Reprasentantenhaus) darstellt, wie
dies in anderen (Bundes-)Staaten mit di-
rekter Wahl der Mitglieder der Zweiten
Kammer haufig der Fall ist. Der US-Senat
enthélt seine Bedeutung fur die gesamte
bundesstaatliche Ordnung dadurch, daR
der einzelne Senator als ,,politischer Un-
ternehmer* in eigener Sache auftritt und
zugleich danach beurteilt wird, was er fur
seinen Staat in Washington erreicht.®

Wie stark die Notwendigkeit von Instan-
zen der gliedstaatlichen Mitwirkung vom
jeweiligen Typ von Bundesstaat abhangig
ist, zeigt auch das Beispiel Schweiz. Nach-
dem die Schweizer Kantone zuséatzlich zu
ihren nach wie vor relevanten eigenen
Gestaltungsbefugnissen auch mit der Aus-
fuhrung der Bundesgesetze betraut sind,*
wird immer wieder Uberlegt, ob es nicht
funktionaler wéare, den Standerat, der
nach dem Vorbild des US-Senats zusam-
mengesetzt ist und funktioniert, in Rich-
tung auf das deutsche Bundesratsmodell
umzugestalten. Dennoch ist der entspre-
chende politische Druck zugunsten einer
starkeren institutionellen Verschrankung
der Kantons- mit der Bundesebene in der
Schweiz nicht so grof3, wie dies die dort
bestehenden Elemente eines Vollzugs-
foderalismus ansonsten erwarten lie3en.
Dies durfte vor allem darauf zurlckzu-
fuhren sein, dal3 in der Schweiz die Funk-
tionen, die in der Bundesrepublik
Deutschland vor allem vom Bundesrat er-
bracht werden, auf andere Weise — z.B.
Uber die Anhérung der Kantone im sog.
Vernehmlassungsverfahren® — vonstatten
gehen, an dem auch die Kantone beteiligt
sind. Wéahrend alle féderativen Systeme
unabhangig davon, ob es sich dabei ten-
denziell um Trenn- oder um Verbundsyste-
me handelt.® Zweite Kammern kennen,
sind die informellen Praktiken der Beteili-
gung von Gliedstaaten an der Willensbil-
dung des Bundes noch stérker davon ab-
héngig, um welchen Typ von Bundesstaat
es sich handelt. Im Unterschied zur Bun-
desrepublik Deutschland, wo die Landes-
exekutiven allein schon Uber die Struktur
des Bundesrates, aber auch uUber die in-
tensive Praxis des kooperativen Foderalis-
mus eine herausgehobene Position besit-

zen, haben es die Regierungen der Glied-
staaten in den USA oder der Schweiz
deutlich schwerer, gezielt EinfluR auf ge-
samtstaatliche Entscheidungen zu neh-
men. So genielBen weder die Konferenz
der US-Gouverneure noch die Direktoren-
konferenz der kantonalen Exekutiven in
der Schweiz Privilegien, wenn es darum
geht, ihre Interessen im Wettbewerb mit
Interessengruppen gegenuber der Bun-
desregierung vorzubringen. Beide mussen
sich gegenuber ihrer jeweiligen Bundes-
regierung bis heute auf Lobbying be-
schranken, also auf eine Form der EinfluR3-
nahme, die auch allen anderen organisier-
ten Interessen offen steht.

Der Vollzug von Bundesgesetzen
als Ansatzpunkt

Ganz anders stellt sich die Routine glied-
staatlicher Beteiligung im deutschen Ver-
bundmodell dar: Die Bundesrepublik hat
die Formen der Kooperation in den ver-
schiedensten Gremien in einer Weise per-
fektioniert, dafl kritische Beobachter be-
reits von einem ,,konzertierten Foderalis-
mus* sprechen.” Diese Auspragung deut-
scher Bundesstaatlichkeit ist urséchlich
darauf zurickzufuhren, dal3 die Haupt-
aufgabe der Léander darin besteht, die Ge-
setze des Bundes zu vollziehen. Dieser
Umstand erklart, daR die Lander ein spezi-
fisches Interesse daran besitzen, wie ein
Bundesgesetz in Hinblick auf seinen ver-
waltungstechnischen Vollzug ausgestaltet
sein sollte. Um dieses Interesse wirksam
umsetzen zu konnen, sind Institutionen
und Prozesse unabdingbar, mittels derer
die inhaltliche und verfahrensméaRige Ab-
stimmung zwischen Bund und Landern er-
zielt werden mul3. Eine besondere Rolle
nimmt dabei der Bundesrat ein.

Aufgaben, Zusammensetzung und Ar-
beitsweise dieses foderativen Bundesor-
gans sind im IV. Abschnitt des Grundgeset-
zes (Art. 50 bis Art. 53) sowie in der Ge-
schaftsordnung des Bundesrates geregelt.?
Durch den Bundesrat wirken die Lander an
der Gesetzgebung und Verwaltung des
Bundes sowie in Angelegenheiten der Eu-
ropaischen Union mit (Art. 50 GG). Das Ge-
wicht des Bundesrates im foderativen wie
im gesamten politischen System der Bun-
desrepublik Deutschland ist dabei aber
keine statische Grof3e. Vielmehr hat es als
Folge der Dynamik der Aufgabenvertei-
lung im Bundesstaat im Laufe der Entwick-
lung der foderalen Beziehungen zwischen
Bund und Landern immer mehr zugenom-
men. Ausgangspunkt dieses Prozesses war
die im Grundgesetz von vornherein ange-
legte Dominanz des Bundes in der Gesetz-
gebung, die sich nach 1949 u.a. deshalb
noch verstérkte, weil der Staat neue Auf-
gaben ubernahm, die im wesentlichen ge-
samtstaatlichen Charakter hatten (Wehr-
verfassung, Notstandsverfassung, Kernen-
ergie etc.). Gleichzeitig wurde dem Bedurf-
nis nach einer einheitlichen Regelung der
Lebensverhaltnisse® dadurch Rechnung ge-
zollt, daR bisherige L&nderkompetenzen
auf den Bund Ubertragen wurden.® Zu
grundlegenden Veranderungen im fodera-
tiven System fUhrten die sog. Gemein-
schaftsaufgaben (Art. 91 a, b GG). Sie wur-
den im Zuge der Grol3en Finanzreform von

1969 noch unter der GroRRen Koalition von
CDU/CSU und SPD in das Grundgesetz auf-
genommen und Uberfuhrten bisherige
Landesaufgaben in die gemeinsame Ver-
antwortung von Bund und Landern. Dieser
Schritt hatte zwar zunéchst das von den
Landern erwinschte Ergebnis, von den
hohen Kosten verschiedener grund-
legender Aufgaben wie dem Hochschul-
bau und der regionalen Wirtschaftsforde-
rung teilweise entlastet zu werden, brach-
te zwangslaufig aber auch den Verlust der
bisherigen alleinigen Entscheidungskom-
petenz der Lander mit sich. An deren
Stelle trat die gemeinsame Rahmenpla-
nung und die gemeinsame Finanzierung
dieser Aufgaben durch Bund und Lander.
Jede dieser Verschiebungen der ohnehin
unitarisch angelegten Aufgabenverteilung
verfestigte den Mangel an eigenstéandigen
Gestaltungsmoglichkeiten der Lander. In
der Folge konzentrierten sich deren politi-
schen Akteure immer noch starker darauf,
ihre EinfluBmaoglichkeiten auf die Politik
der Ubergeordneten Ebenen im Bund und
in Europa gezielt auszuschopfen.

Trotz des Unitarisierungsschubs, der sich
vor allem ab Mitte der 60er Jahre bis in die
70er Jahre hinein feststellen 1ai3t, sollte
man bei der Beurteilung der Entwick-
lungstendenzen des deutschen Bundes-
staates in Rechnung stellen, da® der ko-
operative Foderalismus in Deutschland
keine vollige Neuausrichtung der Staats-
organisation darstellt. Anders als in den
USA oder auch in der Schweiz, wo die Ver-
schrankung von Zentralstaat und Glied-
staaten bzw. deren Kooperation erst infol-
ge der verstarkten sozialpolitischen Inter-
vention des Zentralstaates wirksam
wurde, kannte bereits die Verfassung des
Deutschen Reichs von 1871 ein Zusam-
menwirken von Reich und Gliedstaaten.**
Solche historischen Entwicklungslinien
rechtfertigen es zwar nicht, wenn heutzu-
tage die Verflechtung der Politikebenen
im Foderalismus zu Fehlentwicklungen
wie Intransparenz, Unverantwortlichkeit,
Konfliktvermeidung und Innovations-
feindlichkeit fuhrt. Nichtsdestotrotz mus-
sen aber auch kritische Beobachter der ak-
tuellen Situation des deutschen Féderalis-
mus zur Kenntnis nehmen, daf mit be-
stimmten verfassungsrechtlichen Grund-
entscheidungen dafir zumindest eine
Basis geschaffen worden ist.

Die Entscheidung der Verfassungs-
geber fur das Bundesrats-Modell
ist bis heute nicht unumstritten

Als die Mitglieder des Parlamentarischen
Rats im September 1948 mit den Beratun-
gen Uber Gestalt und Kompetenz einer
kunftigen Zweiten Kammer begannen,
waren sich die verschiedenen Fraktionen
lediglich darin einig, daR auf jeden Fall
neben dem Parlament eine weitere Kam-
mer bestehen sollte, durch die ,,das Ele-
ment Land* zur Geltung kommen sollte.*
Ob sich in diesem zweiten Organ geman
dem fur die deutsche Verfassungsge-
schichte charakteristischen ,,Bundesrats-
Modell** die weisungsgebundenen Vertre-
ter der Landesregierungen zusammenfin-
den sollten oder aber in Anlehnung an
das aus den USA und der Schweiz bekann-
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te ,,Senats-Modell* die von der Bevdlke-
rung in den Landern gewahlten Senato-
ren, war zwischen den Parteien sehr um-
stritten. Dem bayerischen Ministerprasi-
denten Hans Ehard (1946-1954) gelang es,
gegen die urspringlichen Intentionen vor
allem der SPD und von Teilen der CDU, zu-
mindest die sog. abgeschwéachte Bundes-
ratslésung durchzusetzen.

Wahrend einige Beobachter die Absage
an das klassische Bundesratsmodell bekla-
gen und im damaligen Kompromif3 den
,.Keim fur die Entwicklung der bundes-
staatlichen Ordnung von 1949 zum unita-
rischen Bundesstaat* sehen,* gilt der Bun-
desrat anderen als ,kapitale Fehlkon-
struktion* und ,,Systemfehler*.** Tatsach-
lich fallt eine Beurteilung der damaligen
Entscheidung zugunsten des Bundesrats-
modells durchaus ambivalent aus. Einer-
seits kann man dem Bundesrat bescheini-
gen, trotz der Bedeutung der Parteipolitik
,.-auf eine besondere Weise die Vertretung
regionaler Interessen*“*® wahrzunehmen
und ihn damit zu den erfolgreichen und
wirksamen Zweiten Kammern zéhlen. An-
dererseits ist aber nicht zu Ubersehen, dalR
seine Konstruktion und Funktionsweise
auf den deutschen Foderalismus ebenso
wie auf den gesamten politischen Ent-
scheidungsprozel3 zugleich problemati-
sche Auswirkungen besal3. Diese auf3ern
sich z.B. im Schlagwort vom ,,Exekutiv-
foderalismus* und der Klage Utber den
weitgehenden Substanzverlust des Lan-
desparlamentarismus.*

Die Verteilung der Gewichte
im Bundesrat

Die ,,Abschwéachung*“ des Bundesrats-
modells im Grundgesetz ergibt sich im
Vergleich zu seinem historischen Vorlaufer
in der Reichsverfassung von 1871 in zwei-
erlei Hinsicht. Neben der Tatsache, daR der
Bundesrat bei einem Teil der Bundesgeset-
ze nur ein aufschiebendes Veto besitzt,
also dem Bundestag nicht als wirklich
gleichberechtigte Zweite Kammer entge-
gentritt, stellt auch seine Zusammenset-
zung eine gewisse Modifikation des ur-
sprunglichen Gepréages dar. Im Bundesrat
des Deutschen Reichs von 1871 wurde
durch das Prinzip der Stimmenwagung
eine sehr differenzierte Gewichtung der
einzelnen Staaten und ihrer Interessen
herbeigefuhrt.*” Dagegen entschieden sich
die Verfassunggeber 1948/49 fur einen
Kompromif3: Anders als beim sog. arith-
metischen Prinzip des Senatsmodells, dem
der Grundgedanke der foderalen Gleich-
ordnung aller Gliedstaaten zugrundeliegt,
ist nicht jedes Land mit der gleichen Stim-
menzahl vertreten. Aber auch das sog.
geometrische Prinzip, bei dem die Sitzver-
teilung konsequent im Verhéltnis zur Be-
volkerungszahl erfolgt und damit das de-
mokratische Element betont, wurde nicht
gewahlt. Statt dessen entschied man sich,
zwar nach der Bevolkerungszahl abzustu-
fen und damit eine mechanische Gleich-
stellung aller Lander zu verhindern,
gleichzeitig aber die Einwohnerzahl auch
nur teilweise zur Grundlage der Stimmver-
teilung zu machen, um so die Gefahr der
Majorisierung durch sehr wenige groRRe
Lander auszuschalten. Wahrend urspriing-
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Die formellen Befugnisse des Bundesrates
im Gesetzgebungsverfahren

Der Bundesrat ist am Zustandekommen aller Gesetze beteiligt, die in die Gesetz-
gebungskompetenz des Bundes fallen — unabhéangig davon, ob der Bund das Gesetz
aufgrund seiner ausschlie3lichen, seiner konkurrierenden oder seiner Zustandigkeit
fur die Rahmengesetzgebung erlalt. Dabei kann er Gesetzesbeschltssen des Bundes-
tages nicht nur zustimmen oder sie zu &ndern bzw. sogar zu verhindern versuchen, er
hat auch die Mdglichkeit, selbst initiativ zu werden.

Das Initiativrecht des Bundesrates:

Ebenso wie der Bundestag und die Bundesregierung hat der Bundesrat bei allen Ge-
setzesarten gemaf Art. 76 Abs. 1 GG das Recht zur Gesetzesinitiative. Die Mehrheit
des Bundesrates kann im Plenum - meist auf Antrag von einer oder mehreren Lan-
desregierungen — beschlieen, beim Bundestag eine Gesetzesvorlage einzubringen.
Zwischen der Behandlung des Gesetzentwurfs im Bundesrat und im Bundestag ist je-
doch die Bundesregierung eingeschaltet. Ein Entwurf des Bundesrates ist zunéachst an
sie zu leiten. Die Bundesregierung versieht den Entwurf in der Regel mit einer Stel-
lungnahme, in der sie entweder ihre grundséatzliche Zustimmung oder auch ihre Ab-
lehnung zum Ausdruck bringt und haufig Anderungen vorschlagt. Innerhalb von
sechs Wochen soll die Bundesregierung den Entwurf des Bundesrates und ihre Stel-
lungnahme dazu an den Bundestag weiterleiten. Von dieser Frist kann nur in beson-
deren Fallen abgewichen werden.

Das Recht des Bundesrates, zu Gesetzentwiurfen der Bundesregierung
Stellung zu nehmen:

Nicht nur der Bundesrat ist daran gehindert, seine Gesetzesentwirfe unmittelbar
dem Bundestag zuzuleiten. Auch die Bundesregierung kann dies nicht. Nach Art. 76
Abs. 2 GG muB sie ihre Gesetzesvorlagen zunéchst an den Bundesrat senden, der
dazu innerhalb von sechs Wochen Stellung nehmen kann.

Die Mitentscheidungsbefugnisse des Bundesrates im weiteren
Gesetzgebungsverfahren:

Das weitere Vorgehen im Bundestag gestaltet sich unabhéangig davon, welche der
berechtigten Institutionen den Gesetzentwurf eingebracht hat. Wie wirksam die Mit-
wirkung des Bundesrates dabei letztendlich ist, hdngt davon ab, ob der Gesetzesbe-
schlu® des Bundestages die Belange der Lander in besonderem Malf3e berthrt oder
nicht.

a) Zustimmungsbedurftige Gesetze:

Neben den verfassungsandernden Gesetzen, die eine Zwei-Drittel-Mehrheit in Bun-
destag und Bundesrat bendtigen, sind solche Gesetze zustimmungsbedurftig, die
entweder das Finanzaufkommen der Lander bertihren oder in ihre Verwaltungsho-
heit eingreifen.? Damit sie zustandekommen, muf3 der Bundesrat mit absoluter Stim-
menmehrheit, gegenwartig sind das 35 von insgesamt 69 Stimmen, zustimmen. Bei
zustimmungspflichtigen Gesetzen konnen alle drei am Gesetzgebungsverfahren be-
teiligten Institutionen jeweils einmal den Vermittlungsausschuf anrufen, der sich aus
Mitgliedern des Bundestages und des Bundesrates zusammensetzt (Art. 77 Abs. 2
Satz 1 GG). Bei diesen Gesetzen ist der Bundesrat dem Bundestag vollig ebenburtig
und gleichberechtigt: Er besitzt ein absolutes Veto, d.h. er kann das Gesetz endgtiltig
scheitern lassen.

b) Nicht zustimmungsbedurftige Gesetze:

Bei allen anderen Gesetzen ist die Position des Bundesrates deutlich schwécher — daf3
der Bundesrat dem Bundestag gegenuber nachrangige Kompetenzen besitzt, zeigt
sich daran, daf? er gegen diese Gesetzesbeschllsse des Bundestages zwar mit seiner
Mehrheit (35 Stimmen) Einspruch einlegen kann. Dieser Einspruch kann jedoch durch
einen nachfolgenden Beschlu? des Bundestages mit absoluter Mehrheit zuriick-
gewiesen werden (vgl. Art. 77 Abs. 4 GG); diese Art von Gesetzen werden daher auch
als Einspruchsgesetze bezeichnet.

lich die 3-4-5-Staffelung der Stimmen fest-
gelegt war, drangen die grofRen
Flachenstaaten im Zuge der Grundge-
setzanderung, die infolge der Deutschen
Vereinigung am 3. Oktober 1990 notwen-
dig wurde, darauf, eine weitere Stufe ein-
zufiihren. Um ihren Einflul auch im
grolReren Bundesstaat zu bewahren,
fihren die vier gro3ten Lander seither
nicht mehr funf, sondern sechs Stimmen
im Bundesrat. Damit konnten sie auch ihre
bisherige Sperrminoritat gegen Verfas-
sungsanderungen von einem Drittel der
Stimmen (derzeit 24 Stimmen) wahren.*®

Keine symmetrische Zweite Kammer

Neben der Zusammensetzung sind es vor
allem die gegentiber dem Bundestag ein-
geschrankten Kompetenzen, durch die
das historische Bundesratsmodell im
Grundgesetz ,,abgeschwacht* wurde. So
stellt der Bundesrat keine symmetrische
Zweite Kammer dar, sondern ist der Kate-
gorie der leicht asymmetrischen Kammern
zuzuordnen.* Diese Asymmetrie in der
Kompetenz ist das Ergebnis des Kalkuls
des damaligen bayerischen Ministerprasi-
denten Hans Ehard, dal3 die Zusammen-



Dieses Bild kann aus
urheberrechtlichen Grinden
nicht angezeigt werden

setzung des foderativen Organs fur des-
sen Bedeutung im zu errichtenden politi-
schen System wichtiger sei als die Gleich-
berechtigung bei der Gesetzgebung. Zum
Ausdruck kommt sie in der Unterschei-
dung zwischen ,,Einspruchsgesetzen*, bei
denen der Bundesrat lediglich ein auf-
schiebendes Vetorecht besitzt, und ,,Zu-
stimmungsgesetzen*, bei denen er dem
Bundestag gleichberechtigt gegeniber-
tritt (vgl. dazu die Ubersicht zu den for-
mellen Befugnissen des Bundesrates im
Gesetzgebungsverfahren).

Bei der Diskussion um die Mitwirkungs-
rechte des Bundesrates an der Bundesge-
setzgebung wird haufig tbersehen, dall
die Kompetenzen des foderativen Organs
bei der Verwaltung des Bundes noch be-
deutender sind. So verfligt der Bundesrat
bei den Rechtsverordnungen des Bundes
ebenso wie bei dessen Allgemeinen Ver-
waltungsvorschriften Uber ganz erheb-
liche EinfluBmadglichkeiten. Die besonde-
re Stellung des Bundesrates ergibt sich
hierbei daraus, dal beide Rechtsnormen
von der Bundesregierung bzw. dem zu-
standigen Bundesminister aufgrund ge-
setzlicher Ermachtigung, in der Inhalt,
Zweck und Ausmalf der Rechtsverordnung
festgelegt werden, ohne Beteiligung des
Bundestages erlassen werden. Dagegen
mufd der Bundesrat gemaf Art. 80 GG mit
der Mehrheit zustimmen und verflgt
damit Uber erhebliche EinfluBmoglichkei-
ten.

Die historischen Wurzeln reichen
weit zurick

Wahrend der Bundesrat im internationa-
len Vergleich im Grunde einzigartig ist
und sich ganz maf3geblich von den Zwei-
ten Kammern anderer Bundesstaaten un-
terscheidet, reichen seine historischen
Wurzeln weit zurick. Er steht nicht nur in
direkter Traditionslinie zum Bundesrat des
Norddeutschen Bundes von 1867 und dem
der Reichsverfassung von 1871,* sondern

lanst sich sogar in Zusammenhang zum
Immerwahrenden Reichstag bringen, der
seit 1663 in Regensburg als Versammlung
von weisungsgebundenen Bevollmachtig-
ten der Reichsstande tagte.” Mit diesen
verschiedenen Auspragungen hat der
Bundesrat bis heute sein grundlegendes
Charakteristikum gemein: Die Vertretung
der foderativen Interessen bei der Bildung
des Bundeswillens ist in Deutschland den
Exekutiven der Lander Ubertragen. Die
Mitglieder des Bundesrates mussen den
Landesregierungen angehoéren — als Re-
gierungschef, Landesminister bzw. in lan-
desverfassungsrechtlich festgelegten Aus-
nahmefallen u.U. auch als Staatssekretér.
Da die Mitglieder des Bundesrates durch
Mehrheitsbeschluf3 der Landesregierun-
gen in der Regel fur die Dauer ihrer Zu-
gehorigkeit zur Regierung bestellt wer-
den, verfugen sie zumindest Uber eine
mittelbare demokratische Legitimation.
Scheiden sie aus der Landesregierung aus,
erlischt gleichzeitig ihre Mitgliedschaft im
Bundesrat. Da nach jeder Wahl eines Lan-
desparlaments die neugebildete Regie-
rung auch die Bundesratsmitglieder dieses
Landes neu bestellt, hat dies flir den Bun-
desrat zur Folge, daR er sich kontinuierlich
erneuert.

In den Ausschiissen kommt

das burokratische Element

voll zum Tragen

Aufgrund der Weisungsgebundenheit der
Bundesratsmitglieder sowie der Festle-
gung, daR die Stimmen eines Landes oh-
nehin nur einheitlich und nur durch anwe-
sende Mitglieder oder deren Vertreter ab-
gegeben werden kdnnen (Art. 51 Abs. 3
GG), ist die jeweilige Entscheidung der
Landeskabinette, wer das Land im Bun-
desrat formell vertritt, ohne nennenswer-
te politische Bedeutung. Wichtiger fur die
Auspragung der gesamten Arbeit des
Bundesrates erscheint dagegen, daf} die
Hauptarbeit des Bundesrates noch mehr
als die des Bundestages in den Ausschus-

sen geleistet wird, wo jedes Land im Un-
terschied zum Bundesratsplenum eine
Stimme fuhrt (8 11 Geschaftsordnung
Bundesrat). Mit Ausnahme der ,,politi-
schen Ausschisse®, wie etwa dem Aus-
schu3 fir Auswaértige Angelegenheiten,
kommen in diesen Ausschissen des Bun-
desrates in erster Linie Vertreter der Mi-
nisterialbUrokratien aus den Landern zu-
sammen. Sie leisten hier die zeitaufwen-
dige fachliche Detailarbeit und erlauben
es damit den Politikern, sich auf die Be-
handlung besonders strittiger und poli-
tisch wichtiger Fragen zu konzentrieren.
Dieses ,,blrokratische* Element des Bun-
desrates — von Theodor Heuss zum Anlaf3
genommen, Uber das ,,Parlament der
Oberregierungsrate* zu spotten - wird
unterschiedlich bewertet. Bundesprasi-
dent Roman Herzog lobte die effiziente
Kontrolle, die die Landesministerialburo-
kratien gegenuiber der Ministerialbiiro-
kratie des Bundes auszuilben in der Lage
seien.? Zu Recht wies er darauf hin, daR
eine solch effiziente Kontrolle der Giberall
machtig gewordenen Verwaltung in allen
anderen Staaten schon daran scheitern
muf3, daf? es dort immer nur Parlamenta-
rier mit ihren eingeschrankten Kontroll-
moglichkeiten sind, die sich meist vergeb-
lich bemihen, dem Sachverstand und der
Ressourcenkraft der Exekutive etwas ent-
gegenzusetzen.

Dabei spielen Bundes- und Lander-
burokratien recht gut zusammen

Doch es gibt durchaus Anlal3, diese positi-
ve Einschatzung der Wirkung des Bundes-
rates zu relativieren.*® Schlie3lich zeigt
sich in der Praxis des Bundesrates, daf} die
Ministerialbtrokratien des Bundes und
der L&nder gemeinsam dazu neigen, einer
Ausweitung der Kompetenzen des Bun-
desrates den Vorzug zu geben vor einer
Bewahrung oder gar Starkung der Spiel-
rdume der Landesgesetzgebung. Die Mo-
tive fur solche Préferenzen sind leicht zu
erklaren: Die Ministerialverwaltungen der
Lander schatzen ihre eigene Rolle und Be-
deutung bei der Mitwirkung ihres Landes
an bundesgesetzlichen Regelungen hoch
ein und verlieren diese Moglichkeit, an
der Bundespolitik beteiligt zu sein, un-
gern. Gleichzeitig haben sie aber auch
sachliche Grunde, sich kaum fur landes-
politische Regelungen zu engagieren,
schlieRlich kennen sie die Hemmnisse der
landespolitischen Regelung eines Sachver-
haltes recht genau: Da gibt es nicht nur
die unliebsame Erfahrung, durch das eige-
ne Landesparlament, dem man nicht
immer Sachkunde zu attestieren bereit ist,
in der eigenen Arbeit ,,gestort” zu wer-
den, sondern man weil3 aus Erfahrung,
wie mihsam es haufig ist, eine landes-
rechtliche Regelung in die engen Vorga-
ben des Bundesrechts einzupassen und
wie schnell ein Gesetz am Urteil der jewei-
ligen Landesverfassungsgerichtsbarkeit
scheitern kann. Allein die Tatsache, daf3
gesetzliche Regelungen im Normalfall Ko-
sten nach sich ziehen, spricht zumindest
aus der Sicht der finanzschwéacheren Lan-
dern haufig gegen eine landesrechtliche
Regelung.

Das entsprechende Verhalten der Ministe-
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rialbUrokratie der Lander in den Ausschis-
sen des Bundesrates wird von der Bundes-
verwaltung tendenziell unterstitzt. Sie ist
von Haus aus zugunsten bundesrecht-
licher Regelungen eingestellt und nimmt
den Wunsch der Lander nach einer Aus-
weitung der Zustimmungspflichtigkeit
der Bundesgesetze dafiur in Kauf. Diese
Einigung wird schon dadurch erleichtert,
dalR man sich die Zusammenarbeit zwi-
schen den Ministerialblrokratien der Lan-
der und des Bundes im Vorfeld und im
Rahmen der Bundesratsarbeit nicht so
vorstellen darf, als trafen hier ,,feindliche
Lager* aufeinander, die sich gegenseitig
in Schach zu halten versuchen. Tatsachlich
begegnen sich die jeweiligen Fachverwal-
tungen von Bund und Landern, die haufig
auch als ,,Fachbruderschaften* gekenn-
zeichnet werden. Das heil3t, die inhalt-
lichen Trennungslinien verlaufen nicht
nach der institutionellen Verortung auf
den politischen Ebenen, sondern in erster
Linie nach den Fachressorts, die vertreten
werden: hier stehen also z.B. die Vertreter
der Sozial- oder Arbeitsressorts den Fi-
nanzfachleuten gegenuber.

Daf der Anteil der Zustimmungs-
gesetze inzwischen bei 63 Prozent
liegt, ist sicher problematisch

Die bereits angefuhrte Unterscheidung
zwischen den beiden Typen von Bundes-
gesetzen und die Kenntnis ihres jeweili-
gen quantitativen Anteils ist nicht nur
zum Verstandnis des Gesetzgebungsver-
fahrens notwendig. Sie ist dariiber hinaus
auch Voraussetzung, um die aktuelle Dis-
kussion Uber eine mdgliche Reform des
deutschen Foderalismus nachvollziehen
zu kénnen. Ein GroRteil der Kritik am Bun-
desrat entziindet sich daran, da3 der An-
teil der zustimmungspflichtigen Gesetze
mit 41,8 % bereits in der ersten Wahl-
periode des Bundestages (1949-1953) um
ein Vielfaches héher lag, als dies der Parla-
mentarische Rat urspringlich angenom-
men hatte, und in den Folgejahren suk-
zessive auf derzeit 63 % anstieg.

Diese Entwicklung wird aus unterschiedli-
chen Motiven fir problematisch erachtet.
Die eine Sichtweise ist vor allem parteipo-
litisch begrindet und hangt von den
Mehrheitsverhaltnissen zwischen Bund
und Landern ab. Sofern diese divergieren,
werden die Kompetenzen des Bundesra-
tes von der Bundestagsmehrheit und der
von ihr getragenen Regierung als potenti-
elle Bedrohung der eigenen inhaltlichen
Gestaltungsmoglichkeiten und  damit
ihrer  politischen  Handlungsfahigkeit
empfunden und kritisiert. Solche Phasen
gab es in der Bundesrepublik bereits zwei-
mal. In den 70er Jahren fiel es der damali-
gen ,,aufbruchbereiten* Bundesregierung
ausgesprochen schwer, mit dem Zustand
gegenlaufiger Mehrheiten, der von der
Union bewul3t ausgenutzt wurde, umzu-
gehen. Da sie sich selbst und die eigenen
Reformvorhaben durch den Ausgang der
Bundestagswahlen legitimiert sah, mach-
te die sozialliberale Bundesregierung der
Union den Vorwurf, den Bundesrat zum
Obstruktionsorgan bzw. sogar zu einer
,»Gegenregierung® umzugestalten. Die-
sem Vorwurf traten die Unionsparteien

damals mit dem Hinweis entgegen, dal3
im foderativen Staat eben die Mehrheit
beider gesetzgebender Korperschaften
notwendig sei. Dal3 das Urteil dartber, ob
im foderativen Organ Bundesrat parteipo-
litische Erwagungen eine Rolle spielen
darfen, weniger von tieferen verfassungs-
rechtlichen Erkenntnissen als von den ak-
tuellen Mehrheitsverhaltnissen abhangt,
zeigte spatestens die Umkehrung der
Konstellation in den 90er Jahren. Nun
waren es die SPD-regierten Lander, die
unter Hinweis auf die machtteilende Wir-
kung von Foderalismus den Vorwurf der
CDU/CSU/FDP-Bundesregierung  zurtick-
wiesen, den Bundesrat und den Vermitt-
lungsausschulR als Spielfeld parteipoliti-
scher Rivalitditen zu miRbrauchen. Dieses
Beispiel zeigt, dal® der jeweilige Standort
entscheidet, ob man die Auffassung ver-
tritt, dal? der Bundesrat generell frei sein
sollte von parteipolitischen Uberlegungen
oder ob man dafir pladiert, da die Lan-
dermehrheit im Bundesrat ihre Position
nutzen darf, um Entscheidungen des Bun-
destages zu korrigieren oder sogar aufzu-
heben.

Gegenuber den Parteiinteressen
gehen die Landerinteressen keines-
falls unter

Gewisse Veranderungen kann man den-
noch feststellen: So spiegelt sich das in
den letzten Jahren gewachsene Selbstbe-
wufltsein der Lander gegentber dem
Bund darin wider, daf3 es im Bundesrat
selbst bei abweichenden Mehrheitskon-
stellationen relativ hdufig um den Aus-
gleich von Léanderinteressen mit dem
Bund geht und nicht allein um die Durch-
setzung von Oppositionsforderungen. Ins-
gesamt kann man demnach feststellen,
dal3 das Bild vom einem durch die Ent-
scheidungsmechanismen des Parteien-
wettbewerbs blockierten Bundesrat so
pauschal nicht zutrifft. Empirische Unter-
suchungen zeigen,* daR es immer wieder
gerade das Wirken der ebenenibergreife-
nen politischen Parteien ist, das die Kom-
promil3findung erleichtern kann. Unge-
achtet gegenteiliger Einzelbeispiele (z.B.
das Scheitern der Steuerreform 1997), die
vor allem in Wahlkampfzeiten zum
Thema gemacht werden, zeigt sich insge-
samt die Neigung zu einer auf Koopera-
tion angelegten, parteitibergreifenden
Mehrheitsbildung.

Doch es ist nicht allein die jeweilige Bun-
destagsmehrheit, die gegebenenfalls die
Macht des Bundesrates beklagt und vom
foderativen Organ eine Selbstbeschran-
kung fordert. In der aktuellen Debatte
Uber die innovationsfeindlichen Aushand-
lungsmechanismen, die das politische
System der Bundesrepublik pragen, wird
sehr kritisch auf den Zusammenhang zwi-
schen der Aufgabenverteilung im deut-
schen Bundesstaat und den Kompetenzen
des Bundesrates hingewiesen.” Kritiker
mahnen eine Reform der bundesstaat-
lichen Ordnung in der Weise an, daf? die
Verhinderungsrechte des Bundesrates im
System des Beteiligungsfoderalismus ein-
geschrankt werden zugunsten einer Stér-
kung des Gestaltungsfdderalismus: Statt
die Landesregierungen Uber den Bundes-

rat in Bonn (bzw. kunftig in Berlin) die
Bundespolitik mitgestalten zu lassen, sol-
len die Landesparlamente in Stuttgart,
Miunchen, Hannover oder Erfurt wieder
mehr eigene landespolitische Aufgaben
selbst erledigen kdnnen. Doch ein solcher
Wechsel vom Beteiligungsfdderalismus zu
einem Gestaltungsféderalismus mit der
Mdglichkeit, die einzelnen Lander auch in
den Wettbewerb untereinander um die
bessere Losung fir politische Probleme
und die Versorgung der Blrger und der
Unternehmen mit Leistungen und Infra-
struktur treten zu lassen,” wirde so viele
grundlegende Reformen erfordern, dal3
seine Realisierungschancen derzeit sehr
gering erscheinen.

Auch andere Formen der bundes-
politischen Einwirkungsmaoglich-
keiten sind ein Privileg der Landes-
exekutiven

Die Moglichkeiten der deutschen Lander,
ihre Interessen auf Bundesebene zu ver-
treten und EinfluR auf die Bundespolitik
zu nehmen, sind nicht auf ihre Mitglied-
schaft im foderativen Organ Bundesrat
beschrankt. Daneben gibt es noch zahlrei-
che andere, Uberwiegend informelle Insti-
tutionen und Verfahren, mittels derer die
Lander den Kontakt zu den verschiedenen
Einrichtungen des Bundes pflegen. Diese
Einwirkungsmdglichkeiten stellen insge-
samt ein Privileg der Landesexekutiven
dar. Obwohl es ebenfalls institutionalisier-
te Bemihungen etwa der Landtagsprasi-
denten gibt, auch die Belange der Lan-
desparlamente gegenuber der Bundes-
ebene zu vertreten, kommt diesen
Bemihungen im Vergleich zu den Kon-
takten zwischen Exekutiven und Verwal-
tungen wenig Bedeutung zu. Dieser Tat-
bestand ist nicht nur eine Folge des bun-
desdeutschen Exekutivfoderalismus, son-
dern ergibt sich zudem aus der strukturell
bedingten Schwierigkeit, parlamentari-
sche Interessenlagen in zielgerichtetes
Handeln umzusetzen.

Die Rolle der Landesvertretungen

Zu den besonders markanten Beispielen
der institutionellen Verflechtung von
Bund und Landern gehdéren die sogenann-
ten Landesvertretungen.® Jedes deutsche
Land unterhélt in Bonn bzw. kiunftig in
Berlin eine Landesvertretung, an deren
Spitze immer ein sog. Bevollmachtigter
steht — entweder als Minister, der norma-
lerweise auch dem Landeskabinett an-
gehort, oder als Beamter, der dann meist
den Rang eines (beamteten) Staatsse-
kretars inne hat.*® Generell besteht die
Aufgabe von Landesvertretungen darin,
die Interessen des Landes beim Bund
wahrzunehmen und auf diese Weise dazu
beizutragen, die Stellung des jeweiligen
Landes im foderativen Aufbau der Bun-
desrepublik zu pflegen. Da eine wirksame
Interessenvertretung voraussetzt, dal3 die
Landespolitiker auch tber alles informiert
sind, was fur ihr Land von Bedeutung sein
kdénnte, mussen die Landesvertretungen
die Entwicklungen in den verschiedenen
Bundesorganen aufmerksam beobachten.
Die besondere Qualitat der dort Tatigen



sollte darin bestehen, persdnliche Kontak-
te in alle Bundesorgane hinein zu besitzen
und diese vorteilhaft nutzen zu kdnnen.
Nur dann ist es moglich, die Interessen des
eigenen Landes schon im Vorfeld der poli-
tischen Diskussion zu wahren — also bevor
sich inhaltliche und parteipolitische Posi-
tionen zu sehr verfestigen. Diese recht
aufwendige Kontaktpflege und Interes-
senwahrnehmung werden von einer Lan-
desregierung selten zweckfrei betrieben.
Zumeist zielen die entsprechenden Akti-
vitdten zumindest mittelfristig darauf ab,
die Landesinteressen vor allem im Rah-
men der Gesetzgebung wahrzunehmen —
sowohl gegeniiber dem Bund als auch ge-
genuber den anderen Landern, die ja
ebenfalls bemiht sind, auf die Bundesge-
setzgebung einzuwirken. Die Tatigkeit
der Landesvertretungen ist demnach dem
Gesamtkomplex des sog. kooperativen
Foderalismus zuzurechnen, der sich so-
wohl als Zusammenarbeit zwischen den
Landern selbst — der Kooperation auf der
sogenannten ,,dritten Ebene* - als auch
vor allem in Form des intensiven Zusam-
menwirkens von Bund und Landern pra-
sentiert.®

Insgesamt wird das politische
Alltagsgeschéaft von Kooperation
und Koordination der Verwaltungen
betrieben

Insgesamt wird das politische Alltagsge-
schaft im deutschen Bundesstaat von der
Kooperation und Koordination der Ver-
waltungen von Bund und Landern be-
stimmt. Die meisten dieser Bund-Lander-
Kommissionen, deren Zahl in die Hunder-
te geht, klaren gemeinsam Fragen von
Politik und Verwaltung, die in samtlichen
Fachministerien in Bund und L&dndern auf-
tauchen, und koordinieren gegebenen-
falls die notwendigen MalRnahmen und
Regelungen. Da sich die Ministerialblro-
kraten von Bund und Landern in diesen
Gremien normalerweise als gleichberech-
tigte Partner begegnen, die beidseitig
aufeinander angewiesen sind, kann man
in diesem Zusammenhang kaum davon
sprechen, dal hier allein die Lander die
Mitwirkung an der Bundespolitik suchen.
Auch bei den Besprechungen des Bundes-
kanzlers mit den Regierungschefs der Lan-
der liegt keine einseitige EinfluBnahme
vor. Zu diesen Treffen reisen die Regie-
rungschefs der Lander mit Positionspapie-
ren und Stellungnahmen an, in denen sie
die Eigeninteressen des Landes ebenso
prasentieren wie ihre Sichtweise der Bun-
despolitik. Gleichzeitig ist aber gerade
auch der Bundeskanzler daran interes-
siert, dieses in § 31 der Geschéaftsordnung
der Bundesregierung geregelte Instru-
ment dazu zu nutzen, die Landeschefs flr
bestimmte politische Absichten zu gewin-
nen. Diese Notwendigkeit ist naturgemaf
dann besonders grof3, wenn die Bundesre-
gierung und die Bundestagsmehrheit sich
einer Konstellation im Bundesrat gegen-
Ubersehen, die entweder aufgrund der
parteipolitischen  Mehrheitsverhaltnisse
oder aufgrund dezidiert foderativer
Konfliktlinien, wie dies haufig bei Fragen
der Lasten- und Finanzverteilung der Fall
ist, nicht von vornherein bereit ist, die

Politik der Bundesregierung mitzutragen.
Diese Beispiele werfen ein Licht auf die
Funktionsweise des bundesdeutschen Ver-
bundsystems. Die weitreichenden Mitwir-
kungsbefugnisse der deutschen Lander an
der Gesetzgebung des Bundes sowie das
Angewiesensein des Bundes auf die Voll-
zugstatigkeit der Lander haben zur Folge,
dalR beide politischen Ebenen im deut-
schen Bundesstaat wesentlich enger auf-
einander angewiesen sind, als dies in an-
deren foderativen Systemen der Fall ist.
Die formalen Mitwirkungsbefugnisse der
Lander an der Bundespolitik haben nicht
nur zur Konsequenz, daR sich die politi-
schen Akteure auf Landesebene haufig
starker auf bundespolitische als auf lan-
despolitische  Themen  konzentrieren.
Denn umgekehrt bedeutet die haufige
Abhéangigkeit des Bundes von der Zustim-
mung der Mehrheit der Lander, dal3 auch
sein Entscheidungsspielraum unter Um-
stdnden entscheidend von der Landesebe-
ne eingeengt wird. Die Mitwirkungsbe-
fugnisse der Lander an der Bundespolitik
korrespondieren demnach zwangslaufig
mit der Verpflichtung des Bundes, diese
Einwirkungsmoglichkeiten vor allem der
Landesexekutiven nicht nur bereits frih-
zeitig einzuplanen, sondern sie auch als le-
gitime Kompetenz der Lander zu akzeptie-
ren. Auf diese Weise schaffen die Akteure
auf der Bundesebene die notwendige Vor-
aussetzung daftr, dal3 die Mitwirkung der
Lénder an der Bundespolitik nicht in politi-
schem Stillstand und Reformstau mindet,
sondern in einer gewaltenteiligen, kon-
sensorientierten Konfliktloésung.
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Funf Zahler- und zehn Empfangerlander

Der Streit um den Finanzausgleich

Die Finanzverfassung als Problem des Bundesstaates

Von Wolfgang Renzsch

Prof. Dr. Wolfgang Renzsch lehrt Poli-
tikwissenschaft an der Universitat Magde-
burg.

Ein foderalistisch organisiertes Staatswe-
sen wie das der Bundesrepublik Deutsch-
land bendtigt eine klare Verteilung der
Aufgaben und der damit verbundenen
Ausgaben, fur die wiederum entspre-
chende Einnahmen erforderlich sind. Da
sich diese verschiedenen Bereiche aber
unterschiedlich entwickeln, sind Anpas-
sungs- und Ausgleichsregelungen erfor-
derlich, die sich in der jeweiligen Finanz-
verfassung niederschlagen.

Traditionell liegt in Deutschland die
Gesetzgebungskompetenz  weitgehend
beim Bund - mit im Laufe der Zeit stei-
gender Tendenz -, die Ausfihrung mit
Hilfe der Verwaltung jedoch bei den Lan-
dern. Dementsprechend sollte die Auftei-
lung der Einnahmen bedarfsorientiert,
nicht aufkommensorientiert erfolgen.

Die Dominanz des Bundes im Bereich der
Gesetzgebung dient der Herstellung glei-
cher oder doch zumindest gleichwertiger
Lebensverhéltnisse Uberall in der Bundes-
republik. Das hat aber notwendigerweise
einen Finanzausgleich zwischen den Lé&n-
dern zur Folge - durch Finanzhilfen des
Bundes und durch den Ausgleich der
Lander untereinander. Denn die Lei-
stungsanspriiche, die aus Bundesgeset-
zen folgen, sind Uberall gleich.

So mag es nicht verwundern, dal die
Geschichte der Bundesrepublik auch eine
Geschichte immer neuer Auseinanderset-
zungen zwischen Bund und Landern Uber
die Aufteilung der Finanzen war und nach
wie vor ist. Denn schlie3lich geht es um
die Verteilung politischer Handlungschan-
cen. Red.

Die Aufteilung der
Staatsaufgaben hat die Verteilung
der Lasten zur Folge

Die Bundesrepublik Deutschland ist ein
Bundesstaat (Art. 20 Abs. 1 GG). Bundes-
staaten setzen sich aus den sie konstitu-
ierenden Gliedstaaten (in Deutschland
werden sie ,,Ladnder* genannt) zusammen
und teilen sich mit dem Bund die staat-
lichen Hoheitsfunktionen, die sie jeweils
eigenstandig, d. h. auch in eigener finan-
zieller Verantwortung, wahrnehmen. In
den Verfassungsurkunden von Bundes-
staaten ist niedergelegt, welche staatliche
Ebene - Bund oder Gliedstaaten — fur wel-
che Aufgaben zusténdig ist. Im Regelfall
wird von einer Zustédndigkeitsvermutung
zugunsten der Lander ausgegangen (z.B.
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in Art. 30 GG), die Kompetenzen des Bun-
des werden einzeln, ,,enumerativ‘‘ aufge-
fahrt. Ferner wird bestimmt, in welcher
Weise die Gliedstaaten an der Politik des
Bundes mitwirken (Art. 50ff. GG).

Die Wahrnehmung staatlicher Aufgaben —
sei es die Gesetzgebung oder die Aus-
fihrung von Gesetzen — kostet Geld und
burdet den jeweils zustandigen Gebiets-
korperschaften finanzielle Lasten auf. Die
Aufteilung der staatlichen Aufgaben auf
den Bund und seine Glieder wére daher
unvollstandig, wenn nicht zugleich auch
die Verteilung der staatlichen Lasten gere-
gelt wirde. Aufgabe der Finanzverfas-
sung ist hierbei, nicht nur die Lastenvertei-
lung (Art. 104a GG) zu regeln, sondern
insbesondere auch fir eine Aufteilung der
Steuerquellen und Steuerertréage (Art.
105-107 GG) zu sorgen. Idealerweise kor-
respondieren Lasten- und Finanzvertei-
lung: jede Gebietskorperschaft partizi-
piert in der Weise an den Steuerertragen,
daf sie selbsténdig in der Lage ist, Einnah-
men und Ausgaben zur Deckung zu brin-
gen.

Die Verteilung der Einnahmen ist
verstandlicherweise konfliktreich

Das Herstellen einer Konkordanz von
Steuereinnahmen und 6ffentlichen Lasten
ist in der Bundesrepublik auferst schwie-
rig. In der Regel sind die Auseinanderset-
zungen um die Aufteilung der staatlichen
Einnahmen zwischen Bund und Landern
konfliktreich und langwierig. Davon zeu-
gen die jungsten Klagen der Lander
Baden-Wiurttemberg, Bayern und Hessen
vor dem Bundesverfassungsgericht. Die
Konfliktintensitat erklart sich daraus, dafd
aufgrund der ,,funktionalen Aufgabentei-
lung“ und der daraus erwachsenen ,,Poli-
tikverflechtung* Bund und L&nder nicht
oder nur begrenzt in der Lage sind, jeweils
fur sich ihre Einnahmen und Ausgaben zu
bestimmen. Angesichts knapper Kassen
und stagnierender Steuerzuwaéchse, die
faktisch keine Konfliktbefriedung durch
Zuwaéchse erlauben, gleicht die Auftei-
lung der Steuerertrage einem ,,Null-Sum-
men-Spiel“: was eine Gebietskdrperschaft
gewinnt, verliert eine andere. Da die
knappe Ressource ,,Geld* entscheidend
fur politische Gestaltungsmdglichkeiten
ist, kann die Gebietskorperschaft, die das
Geld in ihrer Kasse hat, damit politisch
handeln; die, der es fehlt, hat diese M6g-
lichkeit nicht. Deshalb geht es beim
Finanzausgleich letztlich um die Vertei-
lung der entscheidenden Ressource von
Politik, von politischen Handlungschan-
cen.

Fur die Bundesrepublik typisch ist die
,.funktionale Aufgabenteilung*

»Funktionale Aufgabenteilung®“ heil3t
konkret, dal3 Gesetzgebung und Vollzug
in weiten Bereichen der Innen- und Fi-
nanzpolitik nicht nach Politikfeldern oder
Aufgabenbereichen, wie z.B. Sozial- oder
Forschungspolitik, sondern nach Funktio-
nen aufgeteilt sind. Der Bund ist sehr
weitgehend zustéandig fur die Gesetzge-
bung, den Landern obliegt in erheblichem
Umfang der Vollzug der Bundesgesetze:
Die Zustandigkeiten und Tatigkeit der
Landesverwaltungen werden damit zu
einem sehr grof3en Teil durch die Beschlus-
se des Bundesgesetzgebers bestimmt.

Der Bund hat seine Uberlieferten umfang-
reichen Zustandigkeiten im Bereich der
konkurrierenden Gesetzgebung und Rah-
mengesetzgebung (Art. 74-75, 105 GG)
seit 1949 - teilweise erst auf Dréngen,
aber immer mit Zustimmung der Lander —
kontinuierlich erweitert und extensiv aus-
geschopft. Die den Landern verbliebene
Gesetzgebung beschrankt sich auf wenige
Bereiche. Fur diese, zumindest soweit es
sich um Pflichtaufgaben handelt (z.B.
weite Teile der Bildungspolitik und der in-
neren Sicherheit), haben sie sich — teilwei-
se unter Beteiligung des Bundes — auf ein-
heitliche Standards, z.B. beim Abitur, ver-
standigt.

Der Vollzug von Bundesgesetzen liegt,
von bestimmten Ausnahmen abgesehen
(Art 86ff. GG), entweder als ,,eigene An-
gelegenheit* (Art. 83 f. GG) oder als Bun-
desauftragsverwaltung (Art. 85 GG) in der
Hand der Lander (fur die Finanzverwal-
tung vgl. Art. 108 GG). Mit der Zustandig-
keit fur die Ausfihrung von Bundesgeset-
zen fallt den Landern im Regelfall (Art.
104 a GG; Ausnahmen Art. 104 a Abs. 2 -4
GG) auch die Finanzverantwortung zu.
Die Finanzverantwortung folgt in der
Bundesrepublik damit nicht der ,,Geset-
zes*-, sondern der ,,Vollzugskausalitat*.
Ein Beispiel: Aufgrund eines Bundesgeset-
zes hat jeder Dreijahrige in Deutschland
einen Rechtsanspruch auf einen Kinder-
gartenplatz. Kindergartenplatze werden
aber nicht vom Bund, sondern von den
Kommunen (die Teil der Lander sind) ge-
schaffen und unterhalten. Damit obliegt
die Finanzierung dieser Aufgabe den Ge-
meinden (und damit indirekt den Lan-
dern); der Bund, der die Kosten veranlal3t
hat, tragt keinen Anteil daran.

Durch die Bundesgesetzgebung werden
damit das Handeln und die Ausgaben der
Lander in erheblichem Umfang, ihre steu-
erlichen Einnahmen wegen des hier ge-
gebenen Gesetzgebungsmonopols des



Bundes (Art. 105 GG) ausschlief3lich
bundesgesetzlich festgelegt. Die Gleich-
heit vor dem Gesetz (Art. 3 Abs. 1 GG)
und das Sozialstaatsgebot (Art. 20 Abs. 1
GG) gebieten, gegenuber den Burgern
Bundesgesetze in gleicher Weise zu voll-
ziehen. Die weitgehende Angleichung
der Lebensverhéltnisse in den verschiede-
nen Teilen der (alten) Bundesrepublik ist
deshalb weniger eine Folge der vielfach
diskutierten Verfassungssatze, die die
,.Herstellung gleichwertiger Lebensver-
héltnisse* (Art. 72 Abs. 2 GG) oder die
Wahrung der ,,Einheitlichkeit der Lebens-
verhaltnisse im Bundesgebiet* (Art. 106
Abs. 3 Ziff. 2 GG) postulieren, oder gar
Folge bewul3ter
politischer Entscheidungen als vielmehr
Konsequenz der funktionalen Aufgaben-
teilung: je mehr und je detaillierter die
Lebensverhaltnisse vom Bund reguliert
werden, desto einheitlicher werden sie.

Der Finanzausgleich als
notwendige Folge

Aus dieser Form der foderalen Aufgaben-
teilung folgt die Notwendigkeit, die Lan-
der finanziell in die Lage zu versetzen, die
ihnen obliegenden Aufgaben wirksam zu
erfullen. Das Verfassungsgebot, die Fi-
nanzkraft der Lander ,,angemessen‘ aus-
zugleichen (Art. 107 Abs. 2 GG), folgt aus
der funktionalen Aufgabenteilung und ist
sinnvollerweise im Hinblick auf die Lasten
der Lander auszulegen. Den Bund und die
Lander - jedes fur sich — in die Lage zu ver-
setzen, ihre Aufgaben wirksam zu erfil-
len, ist der zentrale Auftrag an die Finanz-
verfassung und an den Finanzausgleich.
Weil die originére Verteilung der Steuern
unter den Landern stark variiert, ungleich-
maRig und nicht aufgabengerecht ist,
wird ein Finanzausgleich benétigt, der es
den Landern unabhangig von ihrer ori-
ginaren Finanzkraft ermdglicht, ihren ver-
fassungsmaRigen Aufgaben hinreichend
gerecht zu werden. Das gegenwartig
praktizierte und vielfach kritisierte
Finanzausgleichsverfahren ~ mit  einer
hohen Angleichung der Finanzkraft der
Lander ergibt sich aus dem Gebot der
gleichmaRigen Aufgabenwahrnehmung
durch die Lander.

Die Gestaltung der foderalen Finanzbe-
ziehungen war und ist in der Bundesrepu-
blik sehr schwierig, konfliktreich und
langwierig. Nahezu jede bundesgesetz-
liche Regelung, die Auswirkungen auf die
Lasten- und Steuerverteilung zwischen
Bund und Lander hat, ist im Bundesrat zu-
stimmungspflichtig und kann daher nur in
Ubereinstimmung von Bund und Landern
geregelt werden. Die Zustimmungspflich-
tigkeit von Gesetzen, die in die Verwal-
tung der Lander (Art. 84 Abs. 1 und 2 GG)
oder deren Finanzen (s. dazu die Spezial-
bestimmungen in Art. 91 a, 104 a ff. GG)
eingreifen, ist unabdingbar. Ohne sie
ware der Bund nicht gehindert, seine poli-
tischen Interessen und Ziele ohne Rick-
sicht auf die Leistungsfahigkeit und Inter-
essen der Lander durchzusetzen. Die Lan-
der wirden zu blofRen Vollzugsorganen
des Bundes ohne foderatives Eigenleben.

Allein die Verflechtung zwischen den
staatlichen Ebenen und ihre Abhéangigkeit

voneinander erklart bereits zu einem er-
heblichen Teil die Konfliktintensitat dieser
Materie.

Die Dynamik des Bundesstaates
erfordert immer neue Anpassungen

So haben die im Vermittlungsausschul
verhandelten Gesetze fast alle in irgend-
einer Weise mit der Lasten- und Finanz-
verteilung zwischen den Ebenen zu tun.
Eine ,,parteipolitische Instrumentalisie-
rung* ist selten. Es gibt allerdings eine
Reihe von Gesetzen, mit denen eine Bun-
desregierung ihre (partei-)politischen
Ziele verfolgt, die Lander aber die Lasten
tragen sollen. Die Bereitschaft der einzel-
nen Landesregierungen, in diesen Fallen
Lasten zu Ubernehmen, hangt auch von
der parteipolitischen Ubereinstimmung
mit der Bundesregierung ab.

Verscharft werden die Konflikte durch die
dem Bundesstaat innewohnende Dyna-
mik: die Belastungen der einzelnen staat-
lichen Ebenen verandern sich teils durch
externe Ereignisse, teils durch politisch ge-
wollte Entwicklungen im Laufe der Zeit.
Beispielhaft hierfur ist die Entwicklung
seit 1989. Aufgrund des Zusammenbruchs
des kommunistischen Herrschaftssystems
und der dadurch veranderten sicherheits-
politischen Lage konnten im letzten Jahr-
zehnt erstmals in der Geschichte der Bun-
desrepublik die Verteidigungsausgaben
(Bundesausgaben) real und nominal ge-
senkt werden. Auf der anderen Seite wur-
den die Lander und Gemeinden infolge
der nun offenen Grenzen und der Zuwan-
derung in die Bundesrepublik mit drama-
tisch erhdhten Sozialhilfelasten, z.B. fur
Asylbewerber, zusatzlich belastet. Dazu
kamen erhebliche Aufwendungen fur den
Aufbau in den neuen Landern. Wegen
dieser Umstande, aber auch wegen der
extremen Finanzschwéche der neuen Lan-
der mufR3ten die bestehenden Verteilungs-
regeln an die veranderten Bedingungen
angepalt werden. — Diese Dynamik des
Bundesstaates, sei sie extern oder intern
verursacht, erfordert von Zeit zu Zeit An-
passungen in der Balance zwischen Bund
und Landern, damit die einzelnen Ebenen
des Staates ihren Aufgaben auch weiter-
hin gerecht werden kénnen. Gerade unter
Bedingungen knapper Kassen erweisen
sich diese Anpassungsprozesse meist als
auRerst schwierig und konfliktreich.

Die Finanzordnung des Grund-
gesetzes von 1949 war zunéchst
ein Provisorium

Die ,,funktionale* Aufgabenteilung®, wie
wir sie heute kennen, gewann ihre heuti-
ge Auspragung im wesentlichen in den
50er und 60er Jahren. Diese Entwick-
lungstendenz war jedoch bereits bei der
Grindung des foderal verfal3ten Deut-
schen Reiches von 1871 angelegt worden.
Bei der Reichsgrindung ging es den deut-
schen Einzelstaaten darum, einen gemein-
samen Wirtschafts- und Rechtsraum zu
schaffen, also Regelungen zu vereinheitli-
chen, nicht jedoch darum, den Einzelstaa-
ten den Vollzug und damit die 6ffentliche
Verwaltung aus der Hand zu nehmen. Die
Ausfuihrung von Reichsgesetzen — dartiber

bestand Einigkeit — blieb den Verwaltun-
gen der Einzelstaaten vorbehalten. Die
Weimarer Reichsverfassung hielt trotz
ihrer unitarischen Anlage (vor allem in
Folge der Erzberger‘schen Finanzreform)
im Grundsatz daran fest. Eine Ausnahme
bildete die Reichsfinanzverwaltung.
Durch das Grundgesetz von 1949 wurden
das hergebrachte Prinzip der funktiona-
len Aufgabenteilung bestatigt und ge-
starkt, das Bund-Lander-Verhaltnis ge-
genuber der Weimarer Reichsverfassung
dezentralisiert (z.B. durch die Aufteilung
der Finanzverwaltung auf Bund und Lan-
der), und dem Bund im Bereich der Innen-
politik im wesentlichen nur die regulati-
ven Aufgaben, den Landern in weitem
Umfang der Vollzug von Bundesgesetzen
Ubertragen. Von dieser Form der fodera-
len Aufgabenteilung wandte man sich
lediglich wahrend der beiden deutschen
Diktaturen 1933-1945 (,,Drittes Reich*)
und 1949-1989 (DDR) ab.

In Ubereinstimmung mit friiheren Bestim-
mungen wies das Grundgesetz seit 1949
die Lasten fir die Ausfihrung von Bun-
desgesetzen im Regelfall nicht der veran-
lassenden, sondern der ausfihrenden
staatlichen Ebene zu. Urspriinglich folgte
dieses Prinzip implizit aus den Bestimmun-
gen der Art. 30 und 83 GG, seit 1955 be-
stimmt der Verfassungstext explizit: ,,Der
Bund und die Lander tragen gesondert
die Ausgaben, die sich aus der Wahrneh-
mung ihrer Aufgaben ergeben .. (Art.
106 Abs. 4 Ziff. 1 GG i.d.F. 23. 12. 1955; Art.
104 a Abs. 1 GG i.d.F. 12. 5. 1969).

Bereits bei der Verabschiedung des
Grundgesetzes waren - trotz Art. 70
Abs. 1 GG* — weite Teile der der konkurrie-
renden Gesetzgebung unterworfenen
Materien bereits faktisch durch bundesge-
setzliche Regelungen normiert, denn das
Grundgesetz bestimmte, ,,Recht aus der
Zeit vor dem Zusammentritt des Bundes-
tages gilt fort, soweit es dem Grundgesetz
nicht widerspricht* (Art. 123 Abs. 1 GG).
AuRerdem wurde Recht, das Gegenstande
der konkurrierenden Gesetzgebung des
Bundes betraf, Bundesrecht, soweit es in-
nerhalb einer oder mehrerer Besatzungs-
zonen einheitlich galt oder soweit es sich
um Recht handelte, durch das nach dem
8. Mai 1945 friheres Reichsrecht abgean-
dert wurde (Art. 125 GG). Damit wurde
faktisch der Bestand an Reichsrecht und
zonalem Recht, soweit es mit dem Grund-
gesetz in Einklang stand, Bundesrecht.

Nahezu die gesamte Steuergesetz-
gebung in der Hand des Bundes

Das galt auch flr die Steuergesetzge-
bung, in deren Bereich die Autoren des
Grundgesetzes nennenswerte Landes-
kompetenzen ablehnten. Im Interesse der
Wirtschaftseinheit und zur Vermeidung
eines Steuergefalles in der Bundesrepu-
blik wurde die Steuergesetzgebung, teils
als ausschlieRliche, teils als konkurrieren-
de, dem Bund zugewiesen (Art. 105 GG).
Ahnlich wie bereits in der Weimarer Repu-
blik befindet sich seit 1949 nahezu die ge-
samte Steuergesetzgebung in der Hand
des Bundes.

Die Verteilung der Steuerertrdge sollte
nach den Vorstellungen des Parlamentari-



schen Rates bedarfsorientiert, nicht auf-
kommensorientiert angelegt werden.
Dessen urspringliches Konzept wies mit
der heutigen Verfassungslage einige be-
merkenswerte Ahnlichkeiten auf: In ei-
nem grofRen Steuerverbund sollten die
Einkommen- und Kdorperschaftsteuer so-
wie die Umsatzsteuer zusammengefal3t
und durch ein Finanzausgleichsgesetz
zwischen Bund und Landern aufgeteilt
werden. Im Ubrigen sollten die Lander im
wesentlichen die Ertrage der direkten, der
Bund die der Verkehrs- und Verbrauchs-
steuern erhalten. FUr bestimmte den Lan-
dern zuflieRende Steuern oder Steueran-
teile waren Bedarfsschltssel wie Zahl der
Einwohner oder die Stralenlange vorge-
sehen. Dieses Konzept scheiterte aller-
dings am Widerstand der Alliierten, die
far eine Trennung und Aufteilung der
Steuerquellen auf Bund und Lander
(Trennsystem) eintraten. Weil wegen die-
ser deutsch-alliierten Kontroverse keine
abschlieRende Regelung mdoglich war, be-
auftragte das Grundgesetz den Bundesge-
setzgeber, bis zum 31. Dezember 1952 die
,.endgultige Verteilung der der konkurrie-
renden Gesetzgebung unterliegenden
Steuern auf Bund und Léander* vorzuneh-
men (Art. 107 GG i.d.F. 1949). Das geschah
dann - fUr einen Zeitraum von 14 Jahren —
im Zuge der Finanzreform von 1955.

Von Anfang an faktisch
ein Steuerverbund

DaR die Grundgesetzfassung von 1949 die
Steuerertrdge nach einem Trennsystem
verteilen wollte, wie oftmals behauptet
wird, ist nur sehr vordergrindig richtig.
Nachdem im Streit mit den Alliierten der
grol3e Steuerverbund nicht verwirklicht
werden konnte, wurde zwar formal ein
Trennsystem eingefiuhrt, aber Art. 106
Abs. 3 GG i.d.F. 1949 erlaubte dem Bund,
durch zustimmungspflichtiges Bundesge-
setz einen Teil der Einkommen- und Kor-
perschaftsteuer in Anspruch zu nehmen
und damit faktisch einen kleinen Steuer-
verbund zu schaffen. Seit 1951 machte der
Bund von dieser Klausel Gebrauch, 1955
wurde der Steuerverbund dann verfas-
sungsrechtlich vorgeschrieben.

Diese ,,Inanspruchnahmeregelung*“ der
Jahre 1951 bis 1955 war ambivalent. Ei-
nerseits erwies es sich als vorteilhaft, eine
solche Klausel zur Flexibilisierung des ver-
tikalen Finanzausgleichs zu haben, denn
sonst hétte der Bund insbesondere die
Kriegsfolgelasten und seine sozialpoliti-
schen Aufgaben nicht finanzieren kon-
nen. Andererseits war aber das Verfahren
der Inanspruchnahme von Teilen der Ein-
kommen- und Ko&rperschaftsteuer sehr
aufwendig und kompliziert: Der Bund
multe den Landern seinen Ausgabebe-
darf belegen und begriinden, denn er
benétigte die Zustimmung der Lander, um
seine Anspruche durchzusetzen. Die Rege-
lungen erfolgten in Jahresgesetzen, die
Auseinandersetzungen um die konkrete
Hohe waren langwierig und intensiv, im
Regelfall wurden die Inanspruchnahme-
gesetze erst nach Ende des Haushaltsjah-
res, also nachtraglich, verabschiedet. Die
erst nachtréglichen Regelungen erschwer-
ten sowohl dem Bund wie auch den L&n-
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dern die Haushaltsaufstellung ganz er-
heblich, denn keine Seite konnte mit Ge-
wiheit ihre Steuereinnahmen kalkulie-
ren.

Bei der Gestaltung des Grundgesetzes be-
stand nicht nur im Hinblick auf den verti-
kalen Finanzausgleich grofRe Unsicherheit,
sondern auch hinsichtlich der Steuerver-
teilung unter den Landern, also des hori-
zontalen Finanzausgleichs. Die Lasten-
und Finanzverteilung unter den Landern
schwankte vor der Griindung der Bundes-
republik sehr. Die ungleichmafig streuen-
den Steuern wie Z6lle und bestimmte Ver-
brauchssteuern flossen nur einigen weni-
gen Landern zu, die Lasten, insbesondere
die Kriegsfolgelasten (Fliichtlinge aus den
ehemals deutschen Ostgebieten) fielen in
anderen Landern an. In der Konsequenz
hatten einige Lander vergleichsweise
hohe, teilweise sehr hohe Steuereinnah-
men, andere, insbesondere die ,,arme-
ren*, bei geringen Einnahmen Uberpro-
portional hohe Lasten zu tragen: Im Jahr
1947 hatte Hamburg (als ,,reichstes* Land)
pro Kopf Steuereinnahmen in Hohe von
1078 RM, Schleswig-Holstein (als ,,arm-
stes* Land) nur 223 RM. Von der Ubertra-
gung der ungleichmafig streuenden Steu-
ern und der gesamtstaatlichen Lasten (vor
allem Kriegsfolgelasten und Besatzungs-
kosten) auf den Bund erhoffte man sich
einen erheblichen Ausgleich unter den
Landern. Kaum zu beantworten war fur
den Parlamentarischen Rat die Frage, ob
ein solcher ,,Lastenausgleich* hinreichend
sein wurde.

Zwei Varianten:
Zuweisungen des Bundes und
Ausgleichszahlungen der Lander

Mit den Absatzen 3 und 4 des Art. 106 GG
in der Fassung von 1949 ermdglichte der
Verfassungsgeber zwei verschiedene Va-
rianten eines horizontalen Finanzaus-
gleichs, namlich Zuweisungen des Bundes
an die Lander zur Erfullung von Landes-
aufgaben (Abs. 3) sowie einen Lander-
finanzausgleich durch Ausgleichszahlun-
gen der Lander untereinander (Abs. 4).
Diese beiden Mdglichkeiten und die teil-
weise schwer verstandlichen Formulierun-
gen des Art. 106 Abs. 4 GG (1949) gehen
auf einen Kompromif? mit den Alliierten
zuriick, die das Grundgesetz genehmigen
muften. Auf deutscher Seite, insbesonde-
re unter den Landern, favorisierte man
einen Landerfinanzausgleich (Ausgleichs-
zahlungen der Lander untereinander), der
eine reine Angelegenheit der Lander blei-
ben sollte. Lediglich zur Vermeidung des
Einstimmigkeitsprinzips sollte er bundes-
gesetzlich, nicht staatsvertraglich geregelt
werden. Die Alliierten, vor allem die Ame-
rikaner (General Clay) lehnten dieses Kon-
zept ab, denn mit den amerikanischen
Foderalismusvorstellungen war es nicht
vereinbar, durch ein Bundesgesetz in die
Haushalte der Lander fur Ausgleichszah-
lungen untereinander einzugreifen. Sie
befurworteten dem gegeniber ein
Modell nach den grants-in-aid, das dem
Bund erlaubt hatte, den finanzschwachen
oder Uberlasteten Landern direkte Zu-
schiusse zu gewahren. Diese Variante wie-
derum wurde insbesondere von den deut-

schen L&ndern entschieden abgelehnt,
denn sie firchteten, auf diese Weise in die
finanzielle Abhéangigkeit des Bundes zu
geraten.

Nach dem Inkrafttreten des Grundgeset-
zes und bei dessen institutioneller Umset-
zung (Wahl des Bundestages und der Bun-
desregierung, Einrichtung der Bundes-
behdrden etc.) spielte diese Auseinander-
setzung keine Rolle mehr. In der Staats-
praxis wurde das von den Deutschen be-
vorzugte Modell eines Landerfinanzaus-
gleichs verwirklicht. Er litt allerdings, wie
auch der vertikale Ausgleich, wahrend der
frihen Jahren der Bundesrepublik unter
der Kurzfristigkeit und der Nachtréglich-
keit der Regelungen. Zudem waren die
Ausgleichszahlungen anfangs vergleichs-
weise gering und gaben Anlafd zu perma-
nenten Auseinandersetzungen um ihre
Hohe. Die Finanzkraft der finanzschwéch-
sten Lander wurde auf nur etwa 75 Pro-
zent pro Einwohner des Landerdurch-
schnitts? angehoben, eine garantierte
Mindestausstattung war nicht vorgese-
hen.

Im Grundsatz erwiesen sich sowohl die
Verfahren als auch die finanziellen Lei-
stungen im horizontalen Finanzausgleich
der frihen 50er Jahre als unbefriedigend.

Die Finanzreform von 1955 sollte
der Verstetigung der foderalen
Finanzbeziehungen dienen

Die Ziele der Finanzreform von 1955 folg-
ten aus den Problemen der unibersicht-
lichen Jahre zuvor. Es galt, dauerhafte und
verlaBliche Regelungen zu schaffen und
damit die permanenten Auseinanderset-
zungen um die Finanzverteilung im Bun-
desstaat zu entscharfen, und es galt, die
finanzielle Ausstattung von Bund und
Landern sicherzustellen.

Im Bereich der vertikalen Steuerverteilung
wurde als neues Element eine Gemein-
schaft- oder Verbundsteuer geschaffen:
Dem Bund wurde verfassungsrechtlich ein
Anteil an der Einkommen- und Korper-
schaftsteuer zugebilligt, fir den Zeitraum
bis 1958 wurde der Bundesanteil sogar im
Grundgesetz fixiert, danach konnte er im
Zweijahresrhythmus durch einfaches Bun-
desgesetz mit Zustimmung des Bundes-
rates verandert werden. Der verfassungs-
rechtliche Anspruch des Bundes auf einen
Teil der Einkommen- und Korperschaft-
steuer und die mehrjahrige, nun auf kom-
mende Haushaltsjahre bezogene Rege-
lung ersparten dem Bund das jahrliche
nachtragliche Aushandeln von Anteilen
und erhdhten damit seine Planungssicher-
heit erheblich. Wegen des Widerstandes
der Lander vermied man zwar den Begriff
,,Gemeinschaft“- oder ,,Verbundsteuer,
aber der Sache nach war damit der ,,klei-
ne Steuerverbund“ verfassungsrechtlich
abgesichert.

Zugleich wurde auch der horizontale Aus-
gleich auf eine dauerhafte Grundlage ge-
stellt und deutlich intensiviert. Ein unbe-
fristetes Finanzausgleichsgesetz anstelle
der friheren mit ein- oder zweijahriger
Geltungsdauer reduzierte die Unsicher-
heiten Uber die Finanzentwicklung und
ermoglichte den Landern eine stetigere
Haushaltsplanung. Zugleich wurde der



Landerfinanzausgleich deutlich intensi-
viert (Anhebung der Finanzkraft der fi-
nanzschwachen Lander auf mindestens
88,75 % des Durchschnitts je Einwohner).
Dieser Schritt erschien unabweisbar, weil
der Bund seine konkurrierende Gesetzge-
bungskompetenz sehr umféanglich aus-
schopfte und zudem die Lander zur Ein-
haltung bundesweit einheitlich anzuwen-
dender Mal3stébe fur die o6ffentliche Auf-
gabenwahrnehmung drangte.®

Doch die tberlegene Finanzmacht
erlaubte es dem Bund, in die La&nder
hineinzuregieren

Die Finanzreform von 1955 erftllte aller-
dings viele der in sie gesetzten Erwartun-
gen nicht. Das Verhaltnis von Einnahmen
und Ausgaben der beiden staatlichen
Ebenen entwickelte sich nicht mit der er-
hofften GleichmaRigkeit. Daher waren
deutliche Verwerfungen bei der Wahr-
nehmung offentlicher Aufgaben zu ver-
zeichnen. Die Ursachen dafur lagen so-
wohl in der Zuordnung der Steuerquellen
als auch in der foderativen Aufgabentei-
lung. Die Lander erhielten vornehmlich
die Ertrage der stark von der Wirtschafts-
entwicklung abhéngigen Einkommen-
und Korperschaftsteuer, sie hatten jedoch
die dauerhaften und vergleichsweise
wenig beeinfluBbaren Lasten, insbeson-
dere die Personalkosten fur die 6ffentli-
che Verwaltung, Hochschulen und Schu-
len, die Polizei und Justiz zu tragen. Dem
Bund floR3 die wesentlich stabilere Um-
satzsteuer zu, seine Haushalte waren je-
doch in deutlich geringerem MaR3 durch
rechtliche und faktische Verpflichtungen
gebunden und damit sehr viel flexibler als
die der Lander. Eine gleichmafige Erftl-
lung der offentlichen Aufgaben war
daher nicht gewabhrleistet. Fir die Lander,
insbesondere die schwacheren unter
ihnen, wurde es immer schwieriger, den
ihnen obliegenden Aufgaben ohne un-
vertretbare Verschuldung angemessen
nachzukommen, der Bund hingegen
konnte seine nun dberlegene Finanz-
macht nutzen, um nach seinen politi-
schen Vorstellungen Aufgaben der Lé&n-
der teilweise zu finanzieren: Typische
Landesaufgaben wie die Agrar- oder
Sportférderung wurden abseits von der
Verfassung vom Bund alimentiert. Im Ein-
zelfall gab es fur jede Mitfinanzierung
des Bundes triftige Grinde, im Gesamt-
bild jedoch regierte der Bund in schwer
ertraglicher Weise in die Lander und
deren Haushalte hinein und steuerte
damit die Landespolitik (Goldener Zugel).
Zugleich wurden tendenziell Aufgaben,
deren Erfullung der Bund nicht forderte,
vernachlassigt.

Die angestrebte Vereinfachung der fo-
deralen Finanzbezeichnungen und da-
durch eine Reduzierung ihrer Konflikt-
trachtigkeit wurde durch die Finanzre-
form 1955 in einem nur geringen Mal3 er-
reicht. Gerade die unterschiedliche Ent-
wicklung sowohl von Einnahmen als auch
Ausgaben bei Bund und Landern lief ins-
besondere die Auseinandersetzungen um
die vertikale Steuerverteilung zuneh-
mend schwieriger und konfliktreicher
werden.

Die Installierung des
,,Kooperativen Foderalismus**
durch die Finanzreform von 1969

Aus den dargestellten Problemen der
bundesstaatlichen Finanzordnung der
spaten 50er und friihen 60er Jahre erga-
ben sich die Ziele der Finanzreform von
1969. Es galt

o die problematische Finanzierung von
Landesaufgaben durch den Bund zu
beseitigen und durch klar geregelte
und Uberschaubare Gemeinschaftsauf-
gaben und finanzielle Beteiligungen
des Bundes an bestimmten Landesauf-
gaben zu ersetzen,

o die Steuerentwicklung bei Bund und
Landern durch einen ,,gro3en Steuer-
verbund* gleichméRiger zu gestalten,

e und schlieBlich die Leistungsfahigkeit
der finanzschwachen Lander durch
einen intensivierten Finanzausgleich
besser zu sichern und das System zu ver-
einfachen.

Unter dem Stichwort ,,kooperativer Fo-
deralismus* strebte die Reform ein ver-
starktes Zusammenwirken von Bund und
Landern bei ihrer Aufgabenwahrneh-
mung an. Konkret hiel3 das, daf? Landes-
aufgaben, bei denen ein bundesstaat-
liches Interesse an einer gleichméaRigen
Wahrnehmung bestand und die die Lan-
der Uberforderten, zukinftig gemein-
schaftlich geplant und finanziert werden
sollten. Die Umsetzung blieb den Landern
vorbehalten. Erreicht werden sollten so-
wohl eine effizientere staatliche Aufga-
benwahrnehmung als auch ein interregio-
naler Ausgleich zugunsten der schwache-
ren Lander Uber den Landerfinanzaus-
gleich hinaus.

Bund und Lander verstandigten sich dar-

auf, den Neu- und Ausbau von Hochschu-

len einschlieBlich der Hochschulkliniken,
die Verbesserung der regionalen Wirt-
schaftsstruktur sowie der Agrarstruktur
und des Kistenschutzes nach bestimmten

Regeln gemeinschaftlich vorzunehmen

(Art. 91a GG). AuBRerdem wurde der ge-

meinschaftlichen Planung und Férderung

von wissenschaftlichen Forschungseinrich-
tungen und von Forschungsvorhaben von

Uberregionaler

Bedeutung eine verfassungsrechtliche

Grundlage gegeben (Art. 91 b GG).

Die finanzielle Beteiligung des Bundes an

weiteren Landesaufgaben - hier ohne

Beteiligung an der Planung dieser Aufga-

ben - wurde zudem aus der rechtlichen

Grauzone herausgefuhrt und auf eine ver-

fassungsméBige Grundlage gestellt. Be-

stimmt wurde, dal3 Geldleistungsgesetze
des Bundes, die von den Landern ausge-
fuhrt werden, vom Bund ganz oder teil-
weise finanziert werden kénnen (Art.
104a Abs. 3 GG). AuBerdem wurde die
Maglichkeit geschaffen, daf3 sich der Bund
unter bestimmten, allerdings sehr weit
definierten Voraussetzungen an bedeut-
samen Investitionen der Lander und Ge-
meinden (z.B. Krankenhausbau, offent-
licher Personennahverkehr usw.) betei-
ligen kann (Art. 104a Abs. 4 GG). Auch
hier standen sowohl Effizienz- als auch

Ausgleichsgedanken im Vordergrund der

Uberlegungen. Bei den in vielen Fallen

sozialpolitisch motivierten Geldleistungs-

gesetzen (Art. 104a Abs. 3 GG) ging es
darum, durch die Beteiligung des Bundes
die negative Belastungswirkung abzumil-
dern. In der Regel sind gerade die Sozial-
ausgaben in den wirtschaftlich schwéche-
ren L&andern hoher als in den stérkeren,
wodurch tendenziell das interregionale
Gefalle verstarkt wird. Die Investitionshil-
fen des Bundes (Art. 104 a Abs. 4 GG) soll-
ten der Sicherung des gesamtwirtschaftli-
chen Gleichgewichts und der Forderung
des wirtschaftlichen Wachstums, konkret
der Konjunktursteuerung, wie auch dem
Ausgleich unterschiedlicher Wirtschafts-
kraft unter den Regionen dienen. Die Lan-
der und Gemeinden, in deren Kompetenz
der weitaus gro3te Teil der offentlichen
Investitionen féllt, waren insbesondere
wahrend Rezessionen kaum in der Lage,
die damals angestrebte antizyklische
Finanz- und Haushaltspolitik zu betreiben.
Daher erschien eine finanzpolitische Bun-
deskompetenz notwendig, um insbeson-
dere auch die finanzschwachen Lander an
einer ,,konzertierten*, d.h. zwischen Bund
und Landern abgestimmten Finanz- und
Wirtschaftspolitik teilnehmen zu lassen.
Im Sinne des Ausgleichsgedankens sollte
es dem Bund gestattet sein, struktur-
schwache oder andere Problemregionen,
z.B. mit hoher Arbeitslosigkeit oder un-
terdurchschnittlichem Wirtschaftswachs-
tum, besonders zu férdern.

Der grol3e Steuerverbund

Im Bereich der vertikalen Steuervertei-
lung wurde der grof3e Steuerverbund ge-
schaffen. Die Einkommen- und Korper-
schaftsteuer, die bereits seit der Finanz-
reform von 1955 faktisch eine Verbund-
steuer war, und die Umsatzsteuer wurden
Gemeinschaftsteuern, die Bund und L&n-
dern gemeinsam zustanden, soweit sie
nicht den Gemeinden zugewiesen wur-
den. Fur die Ubrigen Steuern wurde im
wesentlichen das hergebrachte Trenn-
system beibehalten. Die Einkommen- und
Korperschaftsteuer teilen sich aufgrund
der Vorschriften des Grundgesetzes (Art.
106 Abs. 3 GG) Bund und L&nder — nach
Abzug des Gemeindeanteils an der Ein-
kommensteuer in Hohe von z.Zt. 15 %
des Aufkommens - hélftig. Die Umsatz-
steuer wurde das variable Element im
Rahmen der Steuerverteilung. Die Auftei-
lung erfolgt nach der Grundsatzen einer
gleichméaRigen Deckung der notwendi-
gen Ausgaben von Bund und Léndern,
eines angemessenen Ausgleichs, der Ver-
meidung einer Uberlastung der Steuer-
pflichtigen und unter Wahrung der Ein-
heitlichkeit der Lebensverhaltnisse im
Bundesgebiet (Art. 106 Abs. 3 GG). Bis zur
Eingliederung der neuen Léander in das Fi-
nanzausgleichssystem des Grundgesetzes
1995 erhielt der Bund etwa zwei Drittel
des Umsatzsteueraufkommens, die Lan-
der ein Drittel. Aufgrund der besonderen
Finanzschwache der ostdeutschen Lander
und einer Verédnderung des Verfahrens
der Kindergeldzahlungen beléduft sich seit
1996 der Landeranteil auf knapp die Half-
te (49,5%) des Umsatzsteueraufkom-
mens.

Im bundesstaatlichen Finanzausgleichs-
system wird zudem die Gewerbesteuer



(eine Realsteuer) teilweise &ahnlich wie
eine Gemeinschaftsteuer behandelt. Zur
Stabilisierung und zum Ausgleich des Ge-
meindesteueraufkommens wurden im
Rahmen der Gemeindefinanzreform von
1969 Bund und Lénder durch die Gewer-
besteuerumlage an deren Aufkommen
beteiligt, die Gemeinden erhielten als
Ausgleich den bereits erwahnten 15-pro-
zentigen Anteil an der Einkommen- und
Korperschaftsteuer.

Durch den groRRen Steuerverbund -
die Gemeinschaftsteuern umfassen etwa
75 % des gesamten Steueraufkommens —,
durch die Beteiligung von beiden staat-
lichen Ebene an den zwei grofen, jedoch
unterschiedlich auf wirtschaftliche Ent-
wicklungen reagierenden Steuern sollte
eine gleichméaRige Steuerentwicklung bei
Bund und Landern erreicht werden. Zu-
gleich sollte durch die Einbeziehung der
Umsatzsteuer in den Steuerverbund, die
Zuweisung von bis zu einem Viertel des
Landeranteils an die besonders finanz-
schwachen Lander (Art. 107 Abs. 1 Satz 4,
2. Halbsatz GG) und die Verteilung des
Ubrigen Landeranteils nach Einwohnern
bereits im Rahmen der vertikalen Steuer-
verteilung der Ausgleich unter den Lander
beférdert werden.

Das Prinzip des Ortlichen Auf-
kommens wurde beibehalten

Bei der Steuerverteilung unter den Lan-
dern wurde — mit der erwahnten Ausnhah-
me des Landeranteils an der Umsatzsteuer
— das hergebrachte Prinzip des Ortlichen
Aufkommens beibehalten: die Lander er-
hielten die Ertrage der Landessteuern und
des Landeranteils der Einkommen- und
Kdrperschaftsteuer, die von ihren jeweili-
gen Finanzbehdrden eingenommen wur-
den. Um Verzerrungen durch die Erhe-
bungsverfahren zu korrigieren, wurde
eine Steuerzerlegung eingefihrt. Der
Landesanteil an der Lohnsteuer wird ge-
nerell dem Land zugewiesen, in dem der
steuerpflichtige Arbeitnehmer wohnt. Re-
levant wird diese Bestimmung im Fall von
Arbeitnehmern, die in einem anderen
Land wohnen als sie arbeiten (Pendler),
sowie in Fallen von zentraler Lohnabrech-
nung und Lohnsteuerabfiihrung bei
groRen Unternehmen und Behorden. Zer-
legt wird auch der Landeranteil der Kor-
perschaftsteuer groRer Unternehmen, die
in mehreren Landern Niederlassungen
unterhalten. Die Steuerzerlegung ist
damit keine MalBnahme, die die Steuer-
verteilung nach dem ortlichen Aufkom-
men modifiziert, sondern lediglich eine,
die erhebungstechnische Fehlleitungen
korrigiert.

Modifiziert wird die origindre Verteilung
des Steueraufkommens durch den hori-
zontalen Finanzausgleich. Durch die Re-
gelungen der Finanzreform 1969 wurde
der horizontale Ausgleich insgesamt in-
tensiviert, zugleich aber auch der Léander-
finanzausgleich im engeren Sinn entla-
stet. Durch den groRen Steuerverbund
wurden die  Finanzkraftunterschiede
unter den Landern vermindert, weil sie
einen grolReren Teil der regional unter-
schiedlich streuenden Einkommen- und
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Die Lohnsteuer ist Bestandteil der Ein-
kommensteuer, sie wird vom Arbeit-
geber an sein zustédndiges Finanzamt
abgefuhrt. Lohnsteuerpflichtig ist je-
doch der Arbeitnehmer, dessen Steuer-
pflicht an seinem Wohnort entsteht.
Deshalb mulRR dafur Sorge getragen
werden, daR der Landesanteil der
Lohnsteuer dem Wohnsitzland des Ar-
beitnehmers, der kommunale Anteil
seinem Wohnort zufliet. Dieses ge-
schient durch pauschalierte Verrech-
nungen zwischen den Finanzverwal-
tungen.

Diese Bestimmung ist nicht unproble-
matisch: Die Einkommensteuer von
Personen, die in einem Land arbeiten
und dessen o6ffentliche Einrichtungen
nutzen, aber in einem anderen woh-
nen, fliet ausschliellich in das Wohn-
sitzland. Besondere Relevanz hat die-
ses Problem bei den Stadtstaaten.
GroRe Unternehmen, die in mehreren
Landern Niederlassungen betreiben,
wie die GroRbanken, Automobilher-
steller oder Chemiekonzerne, aber
auch offentliche Einrichtungen wie die
Bundeswehr, haben oftmals eine zen-
trale Lohnabrechnung und fihren die
Lohnsteuer am Ort der Abrechnung
ab.

Korperschaftsteuer an den Bund abtraten,
weil fir den Landeranteil eine Steuerzer-
legung eingefuhrt wurde und weil die
Léander an der Umsatzsteuer, die im we-
sentlichen nach Einwohnern verteilt
wurde, partizipierten. Zudem wurde der
Landerfinanzausgleich  durch Umsatz-
steuerausgleich nach Art. 107 Abs. 1 Satz
4, 2. Halbsatz GG entlastet. Danach erhal-
ten diejenigen Lander, deren Steuerauf-
kommen aus den Landessteuern und dem
Landeranteil an der Einkommen- und Kor-
perschaftsteuer unter 92% des Durch-
schnitts je Einwohner liegt, Zuschisse in
Hohe der Fehlbetrage an 92 % des Durch-
schnitts.* Zugleich wurde er intensiviert,
indem durch ihn die Finanzkraft der fi-
nanzschwachen L&énder auf mindestens
95 % des Durchschnitts je Einwohner auf-
gefullt wurde.® Zusatzlich konnten 1970
die schwachen Lander durchsetzen, daf3
ihnen der Bund (wieder)* Bundesergéan-
zungszuweisungen (Art 107 Abs. 2 Satz 3
GG) gewahrt. Im Grundsatz hatte der
Bund seit 1949 (Art. 106 Abs. 3 GG i.d.F. 23.
5. 1949) diese Mdoglichkeit, jedoch be-
trachteten Bund Lander den horizontalen
Ausgleich lange als ausschlie3liche Ange-
legenheit der Lander, an der sich der Bund
nicht beteiligte.

Die Ergédnzungszuweisungen des
Bundes belaufen sich inzwischen auf
25 Mrd DM

Die Bundeserganzungszuweiseungen ge-
wannen eine unerwartete Dynamik. 1970
und 1971 belief sich ihr Volumen auf le-
diglich jeweils 100 Millionen DM, 1972
und 1973 bereits auf 550 Millionen DM.
1974 wurden sie dynamisiert und auf
1,5 % des Umsatzsteueraufkommens fest-

Der Landeranteil der Korperschaft-
steuer groller Unternehmen, die in
mehreren Landern Niederlassungen
betreiben, wird nach Maflgabe der
Wertschdpfung auf die einzelnen Lan-
der verteilt.

geschrieben, fur die Jahre 1988 bis 1994
wurden sie auf 2 % des Umsatzsteuerauf-
kommens, jeweils zahlbar aus dem Anteil
des Bundes, erhdht. Seit 1995 sind sie vom
Umsatzsteueraufkommen abgekoppelt
und an die Fehlbetrage der finanzschwa-
chen Lander an den Durchschnitt gebun-
den. Die ausgleichsberechtigten Lander
erhalten 90% der an den Durchschnitt
fehlenden Finanzkraft, wodurch den fi-
nanzschwachen Landern eine Min-
destausstattung von 99,5% des Durch-
schnitts® garantiert ist. AuBerdem wur-
den Bundeserganzungszuweisungen fur
verschiedenartige Belastungen - Uber-
proportionale Kosten der politischen
Fihrung in kleinen Landern, teilungsbe-
dingte Sonderlasten der neuen L&nder,
Sanierungshilfen fur die Haushalte von
Bremen und Saarland — gewahrt. lhre Ge-
samtsumme stieg von 100 Millionen DM
1970 auf 750 Millionen DM 1974 und wei-
ter bis auf 2,7 Mrd. DM 1989.” Im Jahre
1995 stiegen die Ergénzungszuweisun-
gen im wesentlichen aufgrund der Einbe-
ziehung der neuen Lander und wegen
der Sonderzuweisungen an sie auf gut 25
Mrd. DM, dazu kamen weitere Finanzhil-
fen an die ostdeutschen Lander in Hohe
von 6,6 Mrd DM.

Eine Verlagerung vom horizontalen
Finanzausgleich zu den vertikalen
Leistungen des Bundes

Der Landerfinanzausgleich, das eigent-
liche Kernstick des horizontalen Aus-
gleichs, nahm von 1970 bis 1989 von 1,2
Mrd. DM auf 3,5 Mrd. DM zu. 1995 er-
reichte er dann die Summe von 11,2 Mrd.
DM, von denen rund 9,7 Mrd. DM den
neuen und 1,5 Mrd. DM den finanzschwa-
chen alten Landern zugute kamen. Diese
Zahlen, in welcher Abgrenzung sie auch
immer genommen werden, belegen im
Hinblick auf die alten Lander zweierlei:
namlich — gemessen an der Steuerent-
wicklung von Landern (und Gemeinden) —
ein relatives Schrumpfen der Transferlei-
stungen im Landerfinanzausgleich und
eine Verlagerung der Ausgleichsfunktio-
nen vom traditionellen Landerfinanzaus-
gleich hin zu vertikalen Leistungen des
Bundes. Die von Politik und Wissenschaft
vielfach kritisierte Aufblahung des Finan-
zausgleichs hat — wie hier zu erkennen ist
—wenig mit der wirtschaftlichen Entwick-
lung in den alten Landern, sehr viel aber
mit der deutschen Einheit zu tun. Ange-
sichts dieser Entwicklung stellt sich die
Frage, ob es sinnvoll ist, an dem tradier-
ten Leitbild des Landerfinanzausgleichs
festzuhalten, oder ob man sich — auch im
Interesse der ,,Zahlerlander* — nicht stér-
ker auf einen vertikalen Ausgleich mit
horizontalen Effekten hin orientieren
sollte.



Eine vorlaufige Bilanz nach sechs
Jahren deutscher Einheit fallt
ambivalent aus

Eine Bilanz des bundesstaatlichen Finanz-
ausgleichs aus heutiger Sicht fallt ambiva-
lent aus. Die Auseinandersetzungen um
Finanzverfassung und Finanzausgleich
waren immer heftig und langwierig. Der
Parlamentarische Rat hinterlief3 ein Provi-
sorium. In den 50er Jahren konnten
Finanzausgleichsregelungen meist erst
nach Abschlu3 des Haushaltsjahres verab-
schiedet werden. Die Finanzreform von
1955 erflillte die in sie gesetzten Erwar-
tungen nicht. Eine neue Finanzreform
kindigte Bundeskanzler Adenauer in sei-
ner letzten Regierungserklarung 1961 an,
1969 wurde sie verabschiedet. Beide Fi-
nanzreformen sanktionierten und syste-
matisierten eher langerfristige Entwick-
lungen, als daf3 sie Weichen neu gestellt
hatten: Wesentliche Kehrtwenden haben
bisher nicht stattgefunden, auch in der
Zukunft sind sie eher unwahrscheinlich.
Nimmt man die Auseinandersetzungen
und Entwicklungstendenzen der 80er und
90er Jahre hinzu, so sind zwei Feststellun-
gen sicherlich nicht ganz falsch: erstens, es
gibt kaum ein konfliktreicheres und
schwieriger zu befriedendes Politikfeld in
der deutschen Innenpolitik, und zweitens,
trotz hoher Konfliktintensitadt und trotz
zahlreicher Anpassungsleistungen ist die
Entwicklung insgesamt durch hohe Konti-
nuitat gepragt.

Trotz konfliktreicher Auseinandersetzun-
gen und wenig struktureller Anderung
wird man der Finanzverfassung und dem
Finanzausgleichssystem Erfolge nicht ab-
sprechen kénnen. Vor der deutschen Ein-
heit hatte die Bundesrepublik als Bundes-
staat einen Grad an Homogenitéat der Ver-
sorgung mit 6ffentlichen Gitern erreicht
wie wenige vergleichbare unitarische
Staaten. Durch die Instrumente der Fi-
nanzverfassung wurde verhindert, dafl
schwache Regionen wirklich arm und von
der wirtschaftlichen Entwicklung abge-
koppelt wurden. Auch beim Aufbau der
neuen Lander hat sie sich im wesentlichen
bewahrt. Die Finanzverfassungsreform
von 1969 hat sich entgegen vielfach ande-
ren Erwartungen als geeignete Grundlage
zur Einbeziehung der neuen Lander in die
Finanzverfassung des Grundgesetzes er-
wiesen. Lalt man einmal die politischen
Ankundigungen wéahrend des Vereini-
gungsprozesses auf3er acht, erinnert sich
statt dessen an die reale Ausgangslage
1990, dann hat sich angesichts des Erreich-
ten — bei allen Problemen und Fehlern im
Detail - die foderative Strategie vermut-
lich als effizienter erwiesen als mdgliche
zentralistische Alternativen. Die politische
Stabilitat der Bundesrepublik ist zu einem
nicht geringen Teil auf die Leistungen
der Finanzverfassung zurtckzufihren.

Schuldenmachen wird préamiert

Gleichwohl hat das System falsche Anreize
entwickelt. Die Umsatzsteuerverteilung
zwischen Bund und Landern nach dem
Deckungsquotenverfahren pramiert das
Schuldenmachen, die Abschépfungs- und
Auffillungsquoten im horizontalen Aus-

gleich bieten wenig Anlal, sich um eine
Erhéhung der Steuerertrage zu bemuihen,
und schlie3lich hat man in einem der 6st-
lichen Bundeslander aus den Ausfuhrun-
gen des Bundesverfassungsgerichts in sei-
nem Urteil von 1992 zur extremen Haus-
haltsnotlage von Bremen und dem Saar-
land den SchluB gezogen, daf die
Grundséatze, die diese Finanzhilfen be-
grunden, ,,in noch viel groRerem Male
fur die neuen Lander* gelten. Im Verhalt-
nis der Lander untereinander bestehen
insbesondere fur die kleineren und - ge-
messen an den MaRstéaben des Finanzaus-
gleichssystems — schwéacheren Lander An-
reize zum ,Trittbrettfahren*. Die Ge-
schichte des bundesstaatlichen Finanzaus-
gleichs kennt zahlreiche Beispiele, in
denen kleine und schwache Lander ihre
Stimmen im Bundesrat regelrecht ,,ver-
kauften*“. Der Modernisierungsdruck ist
fur kleine Lander, deren Finanzkraft in er-
ster Linie von ihrer Stellung im Finanzaus-
gleichssystem abh&ngt, geringer als fur
andere Lander. Trotz dieser berechtigten
Kritik an den Strukturen der Finanzverfas-
sung darf allerdings nicht Ubersehen wer-
den, dalR im Regelfall andere Gesichts-
punkte, z.B. erfolgreiche Industrieansied-
lungen und Schaffung von Arbeitsplatzen,
politische Entscheidungen sehr viel starker
beeinflussen als (falsche) Anreize im Fi-
nanzausgleichssystem.

Gegen das bestehende Finanzausgleichs-
system wird zudem eingewandt, dal sich
infolge mangelnder 6konomischer Anrei-
ze die Strukturen zwischen armen und rei-
chen Landern kaum verandert hatten.
Tatsachlich konnten nur drei L&énder
wahrend der letzten 50 Jahre eine deut-
liche Positionsverbesserung erzielen: Bay-
ern, das in den 50er und 60er Jahren das
,reichste* unter den armen Landern war,
stieg in die Liga der ,,reichen* Lander auf.
Schleswig-Holstein, in den 50er Jahren das
mit weitem Abstand schwachste Land, hat
heute etwa den Durchschnitt erreicht.
Unter den besser gestellten hat sich Hes-
sen merklich verbessert und ist heute das
,,reichste* Land.

Die Ursachen unterschiedlicher
Leistungskraft durch den
Finanzausgleich nicht behoben

Mit dieser Entwicklung ging die Konzen-
tration der Lasten des Landerfinanzaus-
gleich auf immer weniger Lander einher.
Im Jahr 1970, als die Finanzreform von
1969 in Kraft trat, teilten sich vier Lander —
Baden-Wurttemberg, Hamburg, Hessen
und Nordrhein-Westfalen — die Einzahlun-
gen relativ gleichmafig, zum Ende der
alten Bundesrepublik waren es im wesent-
lichen noch zwei: Baden-Wirttemberg
und Hessen. In der neuen Bundesrepublik
sind es funf von nun sechzehn, die seit
1995 regelmalig Beitrage leisten. Es sind
die vier, die sich bereits 1970 die Lasten
des Landerfinanzausgleichs teilten, hinzu-
getreten ist Bayern: die Strukturen haben
sich in den letzten 30 Jahren also kaum
verandert. Damit wurde eines der Ziele
der Finanzreform von 1969, namlich eine
Angleichung der Leistungsféhigkeit der
Lander, nur sehr bedingt erreicht. Ange-
sichts des Verhaltnisses von funf Zahler-

und zehn Empfangerlandern besteht
heute die Gefahr, daR auf Dauer die Ba-
lance zwischen zahlenden und empfan-
genden Landern gestort wird: Durch ein
Verteilungssystem, das von einer Seite do-
miniert wird, kbnnten sich unerwiinschte
Schieflagen zu Lasten der Minderheit
herausbilden. Denn die Leistungen, die
die ausgleichspflichtigen Lander im
Landerfinanzausgleich ~ zu  erbringen
haben, werden nicht nach deren Lei-
stungsfahigkeit, sondern in erster Linie
durch die Fehlbetrdge der ausgleichsbe-
rechtigten Lander bestimmt.

Strategisch steckt der Finanzausgleich in
einem Dilemma: Einerseits soll er die ne-
gativen Folgen unterschiedlicher Lei-
stungskraft abfedern, andererseits aber ist
er nicht in der Lage, deren Ursachen hin-
reichend zu beheben. Tendenziell steigt
der notwendige finanzielle Einsatz, um
die Kluft zwischen den leistungsstarken
und leistungsschwachen Landern zu
schlieRen. Die starken Lander haben ver-
gleichsweise guinstige Moglichkeiten, ihre
Positionen durch 6ffentliche Investitionen
zu verbessern. Fur die schwachen Lander
wird es hingegen immer schwieriger,
wenn nicht unmadglich, ihren Aufgaben
ohne eine Ubermagige Verschuldung ge-
recht zu werden.?

Die Botschaft der Klage von
Baden-Wurttemberg und Bayern
ist angekommen

Die permanenten Auseinandersetzungen
um den Finanzausgleich, aber auch die
bundesstaatliche Finanzverfassung selbst,
geben vielerlei Anlaf? zu Kritik aus Wissen-
schaft und Politik. Auf der politischen
Ebene verlangten kurz vor der deutschen
Einheit die (westdeutschen) Ministerprasi-
denten eine Uberpriifung und Revision
der Finanzverfassung mit dem Ziel einer
Starkung der Lander. Dieses wurde zwar
als Auftrag in den Einigungsvertrag
Ubernommen, jedoch wurde er weder von
der Gemeinsamen Verfassungsreform-
kommission von Bundestag und Bundes-
rat noch im Rahmen der Solidarpaktver-
handlungen von den Finanzministern um-
gesetzt.

Ein neuer AnstoR3 fur die Reformdiskus-
sion ging von Klagen der Lander Baden-
Wirttemberg und Bayern vor dem Bun-
desverfassungsgericht aus. Ein wesentli-
ches Ziel ihrer Klagen ist ein verbesserter
Schutz der Zahlerlander vor einer Uber-
lastung durch die Anspriiche der Empfan-
gerlander. Ohne die weiteren Erfolgsaus-
sichten hier diskutieren zu wollen, kdnnen
die beiden Lander bereits jetzt als Erfolg
verbuchen, daf die angeschnittenen Pro-
bleme mittlerweile von der Politik auf-
gegriffen wurden. Im Rahmen der Koali-
tionsvereinbarung der Bundesregierung
unter Gerhard Schroder wurde vereinbart,
eine Enquetekommission einzuberufen,
die Vorschlage fur eine Revision der Fi-
nanzverfassung und des Finanzausgleichs
erarbeiten soll. Die Ministerprasidenten
der Lander verlangten auf ihrer Jah-
reskonferenz vom 2. bis 4. Dezember 1998
eine Bund-Lander-Arbeitsgruppe, die Vor-
schlage zur Modernisierung der bun-
desstaatlichen Ordnung insgesamt ent-
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wickeln soll. Auf der Konferenz der Re-
gierungschefs von Bund und Landern am
17. Dezember 1998 wurde die Einrichtung
eines gemeinsamen Ausschusses von Bund
und Landern vereinbart, der die Méglich-
keiten einer Reform der Finanzverfassung
aufzeigen soll. Sofern in diesem Ausschul3
eine Verstandigung Uber gemeinsame
Ziele erreicht wird, soll eine Verfassungs-
kommission von Bundestag und Bundes-
rat eingesetzt werden, die die notigen
Grundgesetzanderungen vorbereitet. Die-
ses aufwendige Verfahren wurde ge-
wabhlt, weil derzeit unter den Ministerpra-
sidenten keine oder nur wenig Uberein-
stimmung Uber die Ziele einer Finanzver-
fassungsreform besteht. Sicher zu sein
scheint, daf? eine Totalrevision nicht statt-
finden wird, sondern nur begrenzte An-
passungen moglich sein werden.

Nach dem Diskussionsstand am Jahres-
wechsel 1998/99 scheint eine Reform der
bundesstaatlichen Ordnung und insbeson-
dere der Finanzverfassung fur das Jahr
2005 - nach Auslaufen der derzeit gelten-
den Solidarpaktregelungen — méglich. Al-
lerdings wird es nicht einfach werden, ein
mehrheitsfahiges Konzept zu entwickeln.
Die Schwierigkeit besteht darin, dal eine
Reform, die lediglich an der Finanzvertei-
lung ansetzt, zu kurz greift. Voraussetzung
fur eine erfolgversprechende Modernisie-
rung der bundesstaatlichen Ordnung ist
eine grundlegende Uberpriifung der Auf-
gabenverteilung im Bundesstaat, eine De-
finition dessen, was unter sozialstaatlichen
Gesichtspunkten bundeseinheitlich wahr-
genommen und finanziert werden sollte,
und der Bereiche, die Handlungsspielrau-
me und damit unterschiedliche Losungen
der Lander erlauben. Erst eine Revision der
Aufgabendefinition mit dem Ziel von
mehr Handlungsspielrdumen der Lander
erlaubt eine Veranderung der bestehen-
den Finanzverteilung.

Im européischen Kontext werden
sich ganz andere Fragen stellen

Obwohl erkennbar ist, daB3 trotz aller be-
rechtigter Kritik an dem bestehenden
System eine Uberzeugende Alternative
derzeit nicht zu erkennen ist, zudem die
politische Mehrheitsbildung vermutlich
sehr schwierig werden wird, erscheint es
denkbar, daR verédnderte Rahmenbedin-
gungen gleichsam auf einen Paradigmen-

wechsel drangen. Zur Zeit der drei wich-
tigsten Entscheidungssituationen — bei der
Formulierung des Grundgesetzes 1948/49,
bei der Finanzreform 1969 und bei den
Verhandlungen uUber die Eingliederung
der neuen Lander in die Finanzordnung
des Grundgesetzes 1992/93 - standen
Gesichtspunkte des interregionalen Aus-
gleichs im Vordergrund der Uberlegun-
gen. 1948/49 ging es um das gemeinsame
Bewaltigen der Nachkriegsnot, 1968/69
um die Konzertierung des Handelns von
Bund und Landern mit dem Ziel einer An-
gleichung der Lebensverhaltnisse im Bun-
desgebiet und 1992/93 um den Anspruch
der ostdeutschen Burger auf eine Gleich-
stellung mit ihren westdeutschen Lands-
leuten. Soweit erkennbar, stellen sich in
den nachsten Jahren andere Fragen. Zwar
bleibt die Herstellung der ,,inneren Ein-
heit* sicherlich noch fur viele Jahre eine
Aufgabe von auf3erordentlicher Prioriat,
darUber hinaus aber sind in einem Europa
ohne Grenzen Einheitlichkeitsvorstellun-
gen, die im geschlossenen Nationalstaat
ihre Berechtigung haben mochten, kaum
noch vermittelbar. Es fallt schwer zu be-
grianden, warum Dinge von Flensburg bis
Konstanz und Aachen bis Gorlitz einheit-
lich geregelt werden sollen, wenn jeweils
wenige Kilometer weiter andere LOsun-
gen moglich sind. Das heil3t aber vor
allem, daR der Bund auf seine politische
Steuerungsmoglichkeit verzichtet oder sie
nur zuriickhaltend nutzt, damit das im eu-
ropéischen Kontext von deutsche Seite
immer wieder betonte Subsidiaritatsprin-
zip auch innerstaatlich beachtet wird und
den Landern mehr Spielrdume zur eigen-
standigen politischen Gestaltung Uberlas-
sen bleiben. Ob der Bund dazu bereit ist,
bleibt abzuwarten.

Anmerkungen

1) ,,Die Lander haben das Recht der Gesetzgebung, so-
weit dieses Grundgesetz nicht dem Bunde Gesetzge-
bungsbefugnisse verleiht.

Die Angaben in Prozent des Durchschnitts der Fi-
nanzkraft in Abgrenzung des Finanzausgleichsgeset-
zes sind nicht gleichzusetzen mit den realen Steuer-
einnahmen der Lander — auch wenn in der 6ffent-
lichen Diskussion immer wieder so getan wird. In den
Finanzkraftzahlen der Lander wurden bis 1955 die
Steuereinnahmen der Gemeinden gar nicht, seit dem
zur Halfte bericksichtigt. AuBerdem wird die Zahl
der Einwohner der Stadtstaaten mit 135 % gewichtet
(,,veredelt*) und werden bestimmte Lasten (heute
nur noch Lasten fir Seehéfen) von den Steuereinnah-
men der Lander abgezogen. In der Tendenz kommen
diese Modifikationen eher den finanzstarken als
finanzschwachen Landern zugute.

Der Bundesinnenminister strebte zu Beginn der 50er
Jahre sogar eine Verfassungséanderung an, die es dem
Bund erlaubt hétte, eine bundeseinheitliche Gemein-
deordnung durch Bundesgesetz zu schaffen. Begrin-
det wurde diese Initiative damit, daB nur so eine ein-
heitliche Ausfuihrung von Bundesgesetzen gewahr-
leistet werden konne. Die Initiative scheiterte frih-
zeitig am sich abzeichnenden Widerstand der Lander.
Diese Bestimmung hatte vor der deutschen Einheit
und der Einbeziehung der neuen Lander in die Fi-
nanzverfassung des GG zum 1. 1. 1995 eine eher un-
tergordnete Bedeutung. Seit 1995 wird diese ,,Schie-
ne‘ genutzt, um den vereinbarten Bundesanteil zur
Hebung der Finanzkraft der neuen Lander (7 Pro-
zentpunkte des Umsatzsteueraufkommens) in die
Kassen der neuen Lander zu transferieren.

Die Berechnungen des Umsatzsteuerausgleichs er-
folgt auf einer anderen Grundlage als die des Lan-
derfinanzausgleichs, deshalb sind die Zahlen ,,92 %"
und ,,95%"* nicht ohne weiteres vergleichbar. Beim
Umsatzsteuerausgleich wird mit realen Einwohnern
und nur den genannten Steuereinnahmen gerech-
net, bei dem Landerfinanzausgleich werden ,ver-
edelte* Einwohner der Stadtstaaten, die Halfte der
Gemeindesteuern, weitere Einnahmen und die La-
sten fur Seehéfen bericksichtigt.

Nach Berechnungen des DIW (Berlin) bedeuten diese
99,5 % der FinanzkraftmeRzahl im Fall der finanz-
schwéchsten Lander, d.h. der ostdeutschen, real etwa
959% der durchschnittlichen Steuereinnahmen pro
Einwohner (vgl. Anm. 2).

Zu den Referenzjahren: 1970 war das erste Haushalts-
jahr nach der Finanzreform von 1969, 1989 das letzte
vor der deutschen Wiedervereinigung. Die Zahlen ab
1990 sind mit den vorherigen wegen der Ubergangs-
regelungen bis 1994, die teilweise Verfassungsbe-
stimmungen befristet aufer Kraft setzten, und der
Auswirkung der Lasten der Einheit auf die Finanzen
von Bund und Landern mit den Vorjahren nicht zu
vergleichen. Die neuen Lander wurden zum 1. 1. 1995
in den bundesstaatlichen Finanzausgleich einbezo-
gen.

Die unterschiedlichen Mdoglichkeiten von ,,armen*
und ,reichen* Léndern zu wirtschaftsfordernden
Investitionen werden deutlich, wenn man die Ein-
nahmen in Relation zu den Ausgabeverpflichtungen
setzt: Unterstellt man eine reale Spanne der Steuer-
kraft (Lander und Gemeinden) von ca. 95 bis 104%
des Durchschnitts sowie eine Bindung der Landes-
haushalte von ca. 90 bis 95 % ihrer Einnahmen durch
Gehaélter, Zinsen, Leistungsgesetze etc., dann ist zu er-
kennen, daR die nach Finanzausgleich verbleibenden
Steuerkraftunterschiede im Hinblick auf eigenfinan-
zierte 6ffentliche Investitionen erheblich sind.
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Bereits 1968 und 1969 gewahrte der Bund Bundes-
erganzungszuweisungen, lehnte es aber urspriinglich
ab, sie nach der Finanzreform zu verlangern.



Die ,,perforierte* nationalstaatliche Souveranitat

Die Aul3enpolitik der
deutschen Lander

Transfoderale Beziehungen zwischen Kooperation und Konkurrenz

Von Thomas Fischer

Thomas Fischer, M. A., ist wissenschaft-
licher Koordinator am Europaischen Zen-
trum fir Foderalismus-Forschung (EZFF)
der Universitat Tubingen.

Die von der Staatsrechtslehre postulierte
alleinige Zustandigkeit des Gesamtstaa-
tes fur den Bereich der internationalen
Beziehungen ist von der Realitat langst
Uberholt, in Deutschland wie anderswo
auch. In vielfaltigen Formen und mit be-
trachtlichem Aufwand treten die Bundes-
lander als auRenpolitische Akteure auf,
unterhalten z.B. quasi ,Botschaften®,
nicht nur in Brussel. Sie betreiben tUber die
eigenen Grenzen hinweg Wirtschaftsfor-
derung, Entwicklungspolitik, Kulturpoli-
tik, schlieRen Abkommen mit benachbar-
ten wie mit fernen Regionen. Das ge-
schieht in Kooperation mit dem Bund, in
Konkurrenz, gelegentlich auch im Kon-
flikt. Mitwirkungsanspriiche der Lénder
an der ,,AuRen“politik des Bundes sind
vielfach bereits rechtlich fixiert, beson-
ders wenn es um Materien geht, fur die
innerstaatlich die Lander zustandig sind.
Am ausgepragtesten ist das im Bereich
der Europapolitik zu sehen, wie der neu-
geschaffene Artikel 23 des Grundgesetzes
zeigt. Wie im Binnenverhaltnis des deut-
schen Fdderalismus insgesamt, sind es
auch hier die Landerexekutiven, die vom
Bedeutungszuwachs profitieren, nicht
aber die Landerparlamente. Red.

Auf dem internationalen Parkett mit
rund 130 Vertretungen sehr prasent

Weltweit unterhalten die deutschen Lan-
der ca. 130 Vertretungen und Buros, die
primér wirtschaftlichen Zwecken wie der
Standort- und Tourismuswerbung oder
der Produktvermarktung dienen — darun-
ter alleine 21 in den USA. In Norwegen
z.B. existiert ein Schleswig-Holstein-Haus,
in Burgund das Haus Rheinland-Pfalz. Die
Botschaften der Bundesrepublik Deutsch-
land in aller Welt waren alleine 1997 mit
584 Auslandsaufenthalten von Mitglie-
dern deutscher Landesregierungen und
-parlament befal3t.*

Schon diese knappen Hinweise lassen er-
ahnen, dal} die Lander der Bundesrepu-
blik auch Uber die Europapolitik hinaus
auf dem internationalen Parkett sehr pra-
sent sind. Anders als die auf Brussel ge-
richteten Aktivitdten einzelner Minister-
prasidenten findet das sonstige aul3enpo-
litische Engagement der Lander allerdings
nur selten breitere Beachtung in den Me-
dien. Selbst in der Wissenschaft scheint

das BewulBtsein fur die Vielgestaltigkeit
des Untersuchungsgegenstandes ,,Aul3en-
politik der deutschen Lander* bisher
auRerst schwach ausgepragt zu sein:
,,Dal} die Bundeslander verstarkt auf3en-
politische Neigungen entdecken, ist be-
kannt. Erforscht wird — oft aus einer juri-
stischen Perspektive — primar ihre Beteili-
gung an der Europapolitik. Einen umfas-
senden Uberblick Uber die Breite der
auBRenpolitikrelevanten Aktivitaten der
Lander gibt es dagegen nicht.**

Ein Grund fur die sehr selektive Wahrneh-
mung auswartiger Landeraktivitaten in
Wissenschaft und Offentlichkeit konnte
darin liegen, daf} das deutsche Foderalis-
mus-Verstandnis stark von der Staatsrechts-
lehre  gepragt ist® Gerade dort
herrscht aber unverandert die Uberzeu-
gung vor, dal3 ,,die mehrstufige Staatlich-

keit des Bundesstaates nach auf3en hin sou-
veréan und impermeabel“* zu bleiben hat.
Traditionell wird die Alleinzustéandigkeit
des Gesamtstaates fur die Auflenpolitik
sogar als wesensbestimmendes Merkmal
jedes Bundesstaates gesehen, das ihn vom
bloRBen Staatenbund abgrenzt. Auch die in
der deutschen Verfassungslehre mehrheit-
lich vertretene Interpretation von Artikel
32 des Grundgesetzes (GG) zur Kompetenz-
verteilung zwischen Bund und Landern auf
dem Gebiet der auswartigen Gewalt deckt
sich mit dieser Klassischen Sichtweise. Dies
soll zunachst verdeutlicht werden, in dem
die Inhalte dieser Grundgesetznorm sowie
ihre Auslegung in der herrschenden Lehre
etwas genauer betrachtet werden.

AufRRenpolitik als ,,Monopol**
des Bundes? Die herrschende Lehre
im Staatsrecht

Der Artikel 32 GG bildet unter den zahlrei-
chen, Uber den gesamten Verfassungstext
verteilten Einzelregelungen® fur die Kom-
petenzverteilung zwischen Bund und Lan-
dern auf dem Gebiet der auswartigen Ge-
walt die Schliusselnorm. In seinem ersten
Absatz wird die Pflege der Beziehungen
zu auswartigen Staaten generell zur
,.Sache des Bundes* erklart. Art. 32 Abs. 1
GG bildet somit eine explizite verfassungs-
rechtliche Sonderregelung zur grundsatz-
lich im foderativen System der Bundesre-
publik geltenden Kompetenzverteilungs-

Erweiterte verfassungsrechtliche Grundlagen fur Europa- und
aufRenpolitische Landeraktivitaten seit 1992

Artikel 23 des Grundgesetzes (in Auszugen):

Abs. 1: Zur Verwirklichung eines vereinten Europas wirkt die Bundesrpublik Deutsch-
land bei der Entwicklung der Europaischen Union mit, die demokratischen, rechts-
staatlichen, sozialen und foderativen Grundsatzen und dem Grundsatz der Subsi-
diaritat verpflichtet ist und einen diesem Grundgesetz im wesentlichen vergleichba-
ren Grundrechtsschutz gewahrleistet. Der Bund kann hierzu durch Gesetz mit Zu-
stimmung des Bundesrates Hoheitsrechte Ubertragen. Fur die Begrindung der Eu-
ropaischen Union sowie fur Anderungen ihrer vertraglichen Grundlagen und ver-
gleichbare Regelungen, durch die diese Grundgesetz seinem Inhalt nach geandert
oder erganzt wird . .. gilt Art. 79 Abs. 2 und 3.

Abs. 2: In Angelegenheiten der Europaischen Union wirken der Bundestag und
durch den Bundesrat die Lander mit. Die Bundesregierung hat den Bundestag und
den Bundesrat umfassend und zum frihestmoglichen Zeitpunkt zu unterrichten.

Abs. 4: Der Bundesrat ist an der Willensbildung des Bundes zu beteiligen, soweit er
an einer entsprechenden innerstaatlichen MaZnahme mitzuwirken hétte oder soweit
die L&nder innerstaatlich zustéandig sind.

Abs. 5: Soweit in einem Bereich ausschlieBlicher Zustandigkeiten des Bundes Interes-
sen der Lander bertUhrt sind oder soweit im tbrigen der Bund das Recht zur Gesetz-
gebung hat, berucksichtigt die Bundesregierung die Stellungnahme des Bundesrates.
Wenn im Schwerpunkt Gesetzgebungsbefugnisse der Léander, die Einrichtung ihrer
Behorden oder ihre Verwaltungsverfahren betroffen sind, ist bei der Willensbil-
dung des Bundes insoweit die Auffassung des Bundesrates maf3geblich zu berick-
sichtigen . ..

Abs. 6: Wenn im Schwerpunkt auschlieRliche Gesetzgebungsbefugnisse der Lander
betroffen sind, soll die Wahrnehmung der Rechte, die der Bundesrepublik Deutsch-
land als Mitgliedstaat der Européischen Union zustehen, vom Bund auf einen vom
Bundesrat benannten Vertreter der Lander Ubertragen werden . ..

Artikel 24 Absatz 1a des Grundgesetzes:

Abs. 1a: Soweit die Lander fur die Ausiibung der staatlichen Befugnisse und die Er-
fullung der staatlichen Aufgaben zustandig sind, kbnnen sie mit Zustimmung der
Bundesregierung Hoheitsrechte auf grenznachbarschaftliche Einrichtungen Ubertra-

gen.




regel des Art. 30 GG. Diese Grundregel be-
sagt eigentlich, dal3 die Austibung der
staatlichen Befugnisse und die Erftllung
staatlicher Aufgaben zunéchst einmal
Sache der Lander ist. Tatsachlich gilt auch
die in Art. 32 Abs. 1 GG formulierte Aus-
nahme zugunsten des Bundes in der
AuRenpolitik nicht uneingeschrankt. Rela-
tiviert wird sie wieder durch Art. 32 Abs. 3
GG, der immerhin die Mdglichkeit vor-
sieht, dal auch die Lander auf dem Gebiet
ihrer ausschlie3lichen Gesetzgebungzu-
standigkeiten mit Zustimmung der Bun-
desregierung voélkerrechtliche Vertrage
abschlieen kdnnen.

Die vorherrschende Interpretation in der
Rechtslehre geht davon aus, daf? die Kom-
petenzzuweisung an den Bund nach Art.
32 Abs. 1 GG nicht nur sehr umfassend ist,
sondern sogar eine generelle Zustandig-
keitsvermutung fir ihn begrindet.® Aus
dieser Sicht liegt fur das Gebiet der
AuRenpolitik also eine vollige Umkehrung
der grundsatzlichen Residualkompetenz
der Lander nach Art. 30 GG vor. Sie spricht
dem Bund das Vertragsabschlu3recht
selbst in Bereichen zu, in denen er selbst
keine legislativen Rechte besitzt und die in
die ausschlie3lichen Gesetzgebungszu-
standigkeiten der Lander fallen. FUr eine
weitestgehende Alleinzustéandigkeit des
Bundes fur die AufRenpolitik spricht aus
dieser Sicht, dai letztlich nur die Bundes-
republik als Gesamtstaat ,,Staat im Sinne
des Volkerrechts sei. Die Eigenstaatlich-
keit der Lander muR3 hingegen schon des-
halb auf die Qualitat von ,,Staaten im
Sinne des Staatsrechts* begrenzt bleiben,
damit der volkerrechtliche Panzer &ul3erer
Souveranitat der Bundesrepublik nicht
durchbrochen wird.” Gerade von dieser
Voraussetzung hange aber ihre Fahigkeit
ab, trotz ihrer foderalen Innenstruktur wie
jeder andere Nationalstaat einheitlich und
geschlossen nach auf3en aufzutreten.
Entgegenzuhalten sind diesem Idealbild
einer monopolartigen Bundeszustandig-
keit fur die AuRenbeziehungen allerdings
zunachst einmal jungere Entwicklungen
des deutschen Verfassungsrechts. Die
Grundgesetzanderungen von 1992 haben
dem bis zu diesem Zeitpunkt zumindest
formalrechtlich unbeschadigt gebliebe-
nen Souveranitatspanzer des Art. 32
Abs. 1 GG ein beachtliches ,,Loch* beige-
fugt. Verursacht wurde dieses ,,Loch*
durch die Einfuihrung des neuen Artikels
23 GG. Er hat die Mitwirkungsrechte der
Lander in der Européischen Union - als
einem zentralen Bereich der auswartigen
Beziehungen Deutschlands — nicht nur er-
heblich ausgebaut, sondern sie zugleich
mit Verfassungsqualitat ausgestattet.
Zum anderen bietet aber auch die politi-
sche Realitat in der international verglei-
chenden Perspektive reichlich Anschau-
ungsmaterial dafur, dal die Vorstellung
des einheitlich nach auf3en auftretenden
Gesamtstaates langst zu einer Illusion ge-
worden ist. Bereits seit den siebziger Jah-
ren lassen sich fur eine Vielzahl von Bun-
desstaaten gesteigerte auf3enpolitische
Aktivitaten ihrer foderalen Teileinheiten
beobachten. Zu ihnen gehoéren auch die
deutschen Lander, wie mit den anfangli-
chen Beispielen kurz angedeutet werden
sollte. Diese Entwicklung ist Ergebnis

einer anhaltenden Tendenz zur ,,Entgren-
zung“® innerer- und &uferer Zusammen-
hénge staatlichen Handelns, die verschie-
dene Grinde hat.

Die Grenzen zwischen Aul3en-
und Innenpolitik verwischen immer
mehr - auch anderswo

Seit den siebziger Jahren spielen auch an-
derswo die Teileinheiten foderaler bzw.
regionalisierter Staaten eine immer akti-
vere Rolle als Akteure in den auswartigen
Beziehungen. Dazu gehdren u. a. die Ein-
zelstaaten der USA, die Provinzen Kana-
das, die Autonomen Gemeinschaften Spa-
niens, die Gemeinschaften und Regionen
Belgiens, die Kantone in der Schweiz, die
Osterreichischen oder eben auch die deut-
schen Lander.’

Die seit den siebziger Jahren einsetzende
globale Integration von Mérkten und —
wie im Falle Deutschlands — auch der Weg-
fall der Binnengrenzen im Rahmen der eu-
ropdischen Integration haben zu dieser
Entwicklung das ihre beigetragen. Beide
Prozesse bewirken, dal3 die Bedeutung an-
gebotsorientierter Wirtschaftspolitik auf
mesopolitischer Ebene zunimmt. Unmittel-
bar damit verbunden ist eine Aufwertung
der Regionen als politische Handlungsein-
heiten im internationalen Standortwett-
bewerb.*® Andererseits dringen die eu-
ropdische und internationale Politik auf
ihrer Suche nach angemessenen Losungs-
strategien, die der hohen Interdependenz
politischer Problemzusammenhé&nge noch
gerecht werden, immer weiter in inner-
staatlich auf regionaler Ebene angesiedel-
te Kompetenzbestande ein. Die Regionen
bzw. — in foderalen Systemen — die Glied-
staaten reagieren darauf, indem sie sich
zur Verteidigung ihrer Autonomie und zur
Sicherung von  Wettbewerbsvorteilen
neue Handlungsspielraume in Gestalt von
Lintermestic politics* erschliel}en. Sie be-
ginnen damit, ihre internationalen Bezie-
hungen (international relations) auszu-
bauen und diese mit ihren innerstaatlichen
Kompetenzen (domestic) zu verknupfen.
Vgl. GroR, Franz, ,,Interstate Cooperation
and Territorial Representation in Interme-
stic Politics®, in: ??????? 222???? Number 1,
Winter 1996, pp. 52-71.

Die vertikalen Strukturen foderativer Sy-
steme, die bislang das Verhaltnis von
Bund und Gliedstaaten bestimmt haben,
verlieren dabei an Bedeutung. Stattdes-
sen tritt der prozel3hafte Charakter der
Politik in den Vordergrund. Der Erfolg po-
litischer Steuerung auf regionaler bzw.
gliedstaatlicher Ebene hangt mehr und
mehr von der Fahigkeit ab, Netzwerke
zwischen staatlichen und nicht-staatlichen
Akteuren auch Uber staatliche Grenzen
hinweg zu etablieren, in denen politische
Gestaltung als Aushandlungsprozel statt-
findet. Bezogen auf die Europdische
Union schlagt sich diese Entwicklung nie-
der in der Kurzformel vom Europa der Re-
gionen oder — besser — vom Europa mit
den Regionen.

Die Grenzen zwischen Auf3en- und Innen-
politik verschwimmen immer weiter und
bedingen eine ,,perforierte nationalstaat-
liche Souveranitat“ moderner National-
staaten.” Sie a3t vor allem fur Foderal-

staaten ein einheitliches Auftreten nach
aufRen allm&hlich zur Illusion verkommen,
weil neben zahlreichen anderen gouver-
nementalen und nicht-gouvernementalen
Akteuren auch die Gliedstaaten in wach-
sendem-Mal3e ,,transfdderale Beziehun-
gen*“ mit dem Ausland unterhalten.
,.Transfoderale Beziehungen* sind dabei
zu verstehen als

,....all jene grenziberschreitenden Aktio-
nen und Interaktionen, die von foderalen
bzw. autonomen Einheiten eines Natio-
nalstaates konzeptionell entworfen und
direkt oder indirekt von ihnen umgesetzt
werden. Damit wird die Uberwiegende
Zahl der ,,nicht-zentralstaatlichen* Akti-
vitéten in den internationalen Beziehun-
gen erfal3t.*

Enthalten sind in dieser Definition speziell
mit Blick auf die Bundesrepublik Deutsch-
land sowohl innerstaatliche Mechanismen
zur Abstimmung aufen- und europapoli-
tischer Positionen der Lander untereinan-
der als auch kollektive Mitwirkungs- und
Koordinationsverfahren fir den Bereich
der auswartigen Gewalt, in die zusatzlich
die Bundesebene eingebunden ist. Eben-
falls abgedeckt werden durch diese weit
gefal3te Bezeichnung direkte Auslands-
kontakte der Lander zu auswartigen Staa-
ten sowie im Rahmen grenziiberschreiten-
der bzw. interregionaler Kooperation auf
substaatlicher Ebene.

Zwischen Kooperation und
Konkurrenz — Versuch einer Typologie

Zu Recht wird vor dem internationalen
Hintergrund einer sich nach aulen off-
nenden Staatlichkeit darauf hingewiesen,
daf’ die Bundesebene inzwischen einfach
Uberfordert ware, mufidte sie die Pflege
der auswartigen Beziehungen Deutsch-
lands in ihrer ganzen Bandbreite allein-
verantwortlich betreiben.”®* Der Vertre-
tungsanspruch der Bundesregierung ge-
genuber den Landern fallt deshalb auch
auf Gebieten der AuRenpolitik, die nicht
der Europapolitik zuzurechnen sind, we-
niger absolut aus, als dies die ,,Alles-oder-

Nichts-Position* in der Staatsrechtslehre

erwarten lieRe. In Abhangigkeit vom je-

weiligen Betatigungsfeld und im zeitli-
chen Verlauf schwankend gestalten sich
die Bund-Lander-Beziehungen auf dem

Gebiet der auswartigen Gewalt ausge-

sprochen vielfaltig. Theoretisch kdnnen

sie vier Grundtypen zugeordnet werden.*

1. einem Dominanzverhaltnis der Bundes-
regierung gegenuber den Landern, das
ihnen kaum autonomes internationales
Handeln erlaubt;

2. einem Kooperationsverhaltnis zwischen
beiden Ebenen, das Uber gemeinsame
Entscheidungsprozesse ein abgestimm-
tes oder gemeinsames Handeln von
Bund und L&ndern in der auswartigen
Politik ermdglicht;

3. einem moderaten Wettbewerbsverhalt-
nis durch paralleles Handeln, von dem
die jeweils andere Ebene zwar Kenntnis
nimmt und das in der Regel ergéanzen-
den Charakter hat, das gleichzeitig aber
von den jeweiligen spezifischen Interes-
sen gepragt ist;

4. einem Konfliktverhaltnis, in dem paral-
leles Handeln der beiden Ebenen



gemaR der eigenen Interessenlagen im
Widerspruch zu den Interessen der je-
weils anderen Ebene steht und bis hin
zu separatistischen Tendenzen fuhren
kann.
In den folgenden Ausfihrungen zu den
einzelnen Hauptgebieten des europa-
und aufRenpolitischen Handelns der Lan-
der soll zwar immer wieder auf diese Ty-
pologie Bezug genommen werden. Kei-
nesfalls darf dies aber so miverstanden
werden, dall diese Typen in der politi-
schen Praxis in Reinform vorliegen wir-
den. Zumindest erlaubt die Verwendung
dieser unterschiedlichen Kategorien aber
Tendenzaussagen zur vertikalen Dimen-
sion (Bund-Lénder) des im fdderativen
System der Bundesrepublik angelegten
Spannungsverhaltnisses zwischen Koope-
ration und Konkurrenz.

Tendenzen zur Entsolidarisierung
unter den Landern sind nur schwer
zu verkraften

Daruber hinaus muB3 bei der Darstellung
der Handlungszusammenhange, in denen
die Lander als Akteure im AufRenbereich
auftreten, auch die horizontale Dimen-
sion in die Betrachtung einbezogen wer-
den. Mit ihr wird die Frage angeschnitten,
ob das Verhéltnis der Lander untereinan-
der starker durch Kooperation oder Wett-
bewerb gepragt ist. Besonders relevant ist
dies, wenn die Lander ihren auf3enpoliti-
schen EinfluR ,kollektiv* und indirekt
Uber die institutionelle Einbindung in die
politikverflochtenen Entscheidungsstruk-
turen des deutschen Bundesstaates aus-
Uben. Wachsende Konkurrenz und Wett-
bewerb zwischen den Landern kdnnen im
Rahmen des kooperativ-foderalen Sy-
stems dann letztlich zu einer Schwéachung
ihrer Mitwirkungsmdglichkeiten fuihren.
Umgekehrt gilt aber, daf3 von den jeweili-
gen Handlungsspielraumen und -kapa-
zitaten der einzelnen Lander, ihre spezifi-
schen Interessen Uber direkte Auslandsbe-
ziehungen zur Geltung zu bringen, ten-
denziell auch ihre Bereitschaft abhangt,
den innerstaatlichen Ausgleich mit den
anderen Landern zu suchen. Erweisen sich
einzelne Lander darin als besonders tiber-
legen, so kann dies deren Bereitschaft er-
heblich férdern, gegentiber den anderen
Landern im Sinne der Sinatra Doktrin auf-
zutreten: | do it my way.* Sie sind langer-
fristig weit weniger auf die innerstaatli-
che Nutzung der politikverflochtenen Ent-
scheidungsmechanismen im deutschen
Bundesstaat angewiesen, als dies bei den
anderen-Landern der Fall ist, die beim
Aufbau transfoderaler Beziehungen we-
niger erfolgreich sind. Der kooperative
Bundesstaat in Deutschland ist jedoch nur
sehr begrenzt dazu in der Lage, Tenden-
zen einer Entsolidarisierung unter den
Landern zu verkraften, ohne daR sie sich
negativ auf seine Entscheidungsfahigkeit
auswirken. Zumindest seine gegenwarti-
ge Funktionslogik setzt ein hohes Mal3 an
Bereitschaft zur Zusammenarbeit bei allen
Landern voraus.

Aufgrund des begrenzten Rahmens wird
es nicht moglich sein, die transfoderalen
Beziehungen der Lander detailliert abzu-
handeln. Vielmehr kdnnen die Europapo-

litik sowie weitere Hauptgebiete auswar-
tigen Handelns der Lander unter Bertck-
sichtigung des horizontalen und vertika-
len Bezuges lediglich skizziert werden. Im
Anschlu® daran wird der Versuch unter-
nommen, mit Blick auf die aktuelle Debat-
te um das deutsche Bundesstaatsmodell
wesentliche Probleme der ,,Ldnderaul3en-
politik* zu benennen.

Die deutschen Lander in
der Europapolitik

Die ,,europdische Innenpolitik muf
tatsachlich als Sonderfall unter den trans-
foderalen Beziehungen gewertet wer-
den.® Die Lander verfolgten im Zuge der
Verhandlungen um den Maastrichter Ver-
trag mit grofRem Erfolg eine Doppelstra-
tegie. Sie bemuihten sich einerseits darum,
Uber den Ausschuf der Regionen und die
Maglichkeit zur direkten Mitwirkung im
Ministerrat unmittelbar Zugang zu den
Entscheidungsverfahren auf europaischer
Ebene zu erhalten. Andererseits setzten
sie sich dafir ein, tber die Einflhrung des
Art. 23 GG starkere innerstaatliche Mitwir-
kungsrechte an der Gestaltung der Euro-
papolitik zu erlangen.

Mit der EinfUhrung von Artikel 23 GG
findet die Entscheidungslogik ,,doppelter
Politikverflechtung“,*” die flr die Ein-
bindung des foderativen Systems der
Bundesrepublik in die europdischen
Entscheidungsstrukturen kennzeichnend
ist, nicht nur ihre Anerkennung im deut-
schen Grundgesetz. Sie wird durch ihn
sogar erheblich ausgebaut. Letztendlich
bedeutet der Erfolg der Lander in ihrem
Bemuihen, den Artikel 23 durchzusetzen
und damit fur Angelegenheiten der Eu-
ropaischen Union die konstitutionelle
,.Parallelschaltung“*® von Auf3en- und In-
nenkompetenzen zu erreichen, nichts an-
deres als die ,,Erweiterung des kooperati-
ven Fdderalismus auf die Europapoli-
tike.r

Stark verkirzt® sieht der ,,Europa-Artikel*
des Grundgesetzes folgende ,kollekti-
ven* Mitwirkungsrechte der Lander Uber
den Bundesrat vor:

— Die deutsche Zustimmung zu Ande-
rungen des europaischen Vertragsrechts
ist kunftig von einer Zwei-Drittel-
Mehrheit im Bundesrat abhangig (Art. 23
Abs. 1 GG).

— Die Lander wirken Uber den Bundesrat
generell in Angelegenheiten der Europai-
schen Union mit (Art. 23 Abs. 2 GG) und
sind auf dem gleichen Wege an der
Willensbildung des Bundes zu beteiligen,
soweit sie innerstaatlich zustéandig sind
(Art. 23 Abs. 4 GG). Sind von geplanten
europdischen Rechtsakten im Schwer-
punkt Gesetzgebungsbefugnisse der Lan-
der, die Einrichtung ihrer Behérden oder
ihre Verwaltungsverfahren betroffen, so
mul3 die Bundesregierung die Auffassung
des Bundesrates ,,mafRgeblich bericksich-
tigen*. In diesen Fallen verfiuigt der Bun-
desrat faktisch Uber ein Letztentschei-
dungsrecht in der Frage, welche Position
der deutsche Vertreter im Ministerrat der
Europaischen Union einnimmt. Wenn an-
sonsten Interessen der Lander berihrt
sind, muR die Stellungnahme des Bundes-
rates durch die Bundesregierung zumin-

dest ,,berlcksichtigt“ werden (Art. 23
Abs. 5 GG).

— SchlieBlich gilt in Fallen, in denen die
ausschlieRliche Landergesetzgebung be-
troffen ist, dal die Vertretung der Bun-
desrepublik durch vom Bundesrat zu be-
nennende Landervertreter zu erfolgen
hat — bis hin zur Verhandlungsfihrung im
Ministerrat durch einen Landesminister
(Art. 23 Abs. 6 GG).

Die Zusammenarbeit
verlauft hier im Regelfall gut

Alles in allem lassen die bisherigen Erfah-
rungen mit der Anwendung dieser Mit-
wirkungsrechte der Lander in der europa-
politischen Praxis darauf schliel3en, dafd
die Zusammenarbeit mit dem Bund im Re-
gelfall gut verlauft. Abgrenzungsproble-
me scheinen vereinzelt vor allem hinsicht-
lich der Frage aufzutreten, wessen Zustan-
digkeiten im Schwerpunkt berthrt sind.
Besonders deutlich wurden diese Schwie-
rigkeiten in den wiederholten Auseinan-
dersetzungen Uber die Frage, ob und in
welcher Form (Verhandlungsfuhrung) die
Teilnahme von Landervertretern an den
Briisseler Beratungssitzungen einzelner
Fachministerrate zu bestimmten Rechtset-
zungsvorhaben geboten ist. So kam es im
Falle der Fernsehrichtlinie, fur die der Frei-
staat Bayern die Verhandlungsfilhrung
beanspruchte, oder erst jingst wieder im
Zuge der Verhandlungen Uber das Fiinfte
Forschungsrahmenprogramm der Euro-
paischen Union, bei denen es um die Mit-
wirkungsrechte des Wissenschaftsmini-
sters von Baden-Wiurttemberg ging, zu
ernsthafteren Unstimmigkeiten mit dem
Bund.”? Deutliche Auffassungsunterschie-
de zum Bund bestehen Uberdies nach wie
vor in der Frage, ob Landervertreter das
ihnen bislang verweigerte Recht erhalten
sollen, direkt an den Sitzungen des Aus-
schusses der Standigen Vertreter teilzu-
nehmen. Der Bund hat es bislang auch ab-
gelehnt, eine eigenstandige Arbeitsein-
heit der Lander bei der Standigen Vertre-
tung der Bundesrepublik Deutschland in
Brissel einzurichten. Er ist lediglich bereit,
zwei La&nderbeamte in die dort bereits be-
stehenden Arbeitseinheiten einzubinden,
die aber gegentber dem Standigen Ver-
treter, sprich: dem deutschen Botschafter
bei der Europaischen Union, voll wei-
sungsgebunden bleiben.?

Ein immenser personeller
Aufwand, der besonders den kleinen
Landern zu schaffen macht

Trotz dieser Einschrankungen besteht in
der Praxis der Landerbeteiligung generell
ein enges Kooperationsverhaltnis mit
dem Bund. Ein hohes Mal} an Entschei-
dungsfahigkeit - in der horizontalen Di-
mension - ist dadurch gesichert, dald
durch die Zwischenschaltung des Bundes-
rates die Mdglichkeit besteht, die jeweili-
ge Haltung der Lander zu Einzelfragen
mit Mehrheit zu beschlieen. Dennoch
ergeben sich gerade aus der relativ rei-
bungslos verlaufenden Zusammenarbeit
institutionelle Engpésse beim Bundesrat
sowie in den Verwaltungen vor allem der
kleineren Lander. Zum einen bedeutet al-



ist schon einmalig!

burtsurkunde weist aus:

neuen ldeen zu beleben.

Gibt es einen zweiten Professor im Land, der so kreativ und
lebendig praktiziert, was er lehrt? Prof. Dr. Xaver Fiederle

Wenn es nach seinen ldeen und seiner Produktivitat ginge,
durfte er noch lange nicht in den Ruhestand. Aber die Ge-

Xaver Fiederle wurde am 24. Februar 65 Jahre alt.

Dazu gratuliert die Landeszentrale von ganzem Herzen. Sie
verdankt dem Jubilar viel. Er ist das einzige Kuratoriums-
mitglied, das seit der Griindung der Landeszentrale im Jahr
1972 dem Aufsichtsgremium ununterbrochen angehort. In
vielfaltiger Weise hat er die Landeszentrale geférdert und
unterstutzt. Xaver Fiederle hat vor allem auch neue Fur-
chen in die didaktische Landschaft geschlagen. Der vor allem von ihm konzipierte
,,Grundkurs Politik** ist noch immer aktuell, auch wenn er bald mit ,,Democards*
einen jungen Bruder erhélt, der wieder stark von Xaver Fiederle inspiriert ist. Man
kénnte die Aufzéhlung fortsetzen. Und wer schon einmal in den Genuf3 eines von
ihm gefuhrten Seminars gekommen ist, wird lange davon zehren.

Das Kuratorium und die Landeszentrale freuen sich, wenn Prof. Fiederle neben dem
verdienten Ruhestand immer wieder Zeit und Kraft findet, die politische Bildung mit

Siegfried Schiele

leine die Zahl von ca. 450 zu benennen-
den Bundesratsbeauftragten ftr rund 300
Gremien beim Rat und der Europaischen
Kommission einen immensen personellen
Aufwand, der nur durch eine deutliche
Uberreprasentation der groReren Lander
aufgefangen werden kann. Zum anderen
ist die immense Informationsflut der Ma-
terialien kaum zu bewaltigen, die von der
Bundesregierung Uber den Bundesrat an
die Landerverwaltungen weitergeleitet
wird. Alleine im Jahr 1995 gingen dem
Bundesrat 7000 Dokumente der Europai-
schen Union zu, von denen immerhin 139
als Bundesratsdrucksachen beraten wur-
den.*

Die europapolitische Abstimmung
der Lander untereinander verlauft
spannungsreicher

Neben diesen koordinierten Aktivitaten
mit dem Bund im Rahmen gemeinsamer
Entscheidungsregeln verfolgen die Lander
in der Europapolitik verschiedene paralle-
le Handlungsstrategien. Als ,,kollektiver
Akteur im innerstaatlichen Bereich treten
sie vor allem Uber die Befassung der diver-
sen Fachministerkonferenzen und der Mi-
nisterprasidentenkonferenz mit europa-
politischen Fragen sowie schlie3lich Gber
die 1992 eigens gegrindete Standige
Konferenz der Europaminister der Lander
in der Bundesrepublik Deutschland auf.
Gerade in diesen Gremien, die allesamt
der ,.dritten Ebene* der politikverflochte-
nen Strukturen im deutschen Bundesstaat
zuzurechnen sind und Beschliisse nur ein-
stimmig fassen kdnnen, zeigt sich, daf? die
Interessendivergenzen zwischen den Lan-
dern seit der deutschen Vereinigung in
europapolitischen Grundfragen von pri-
mar verteilungs- oder verfassungspoliti-
scher Bedeutung zugenommen haben. In
Bereichen wie der europdaischen Struktur-
politik im Rahmen der Agenda 2000, in
der Subventionskontrolle oder der Wett-
bewerbspolitik sowie erst kiirzlich bei den
Vorbereitungsarbeiten der Regierungs-
konferenz 1996/97 zum Vertrag von Am-
sterdam stehen sich immer 6fter auf der
einen Seite des Spektrums das Lager der
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,.gro3en Drei* — Bayern, Baden-Wurttem-
berg und Nordrhein-Westfalen — und am
anderen Rand die ostdeutschen Lander
gegeniiber. Uberspitzt ausgedriickt laRt
sich diese Lagerbildung damit erklaren,
daR sich die ostdeutschen Lander die von
den reichen Landern geforderte Durchset-
zung des Subsidiaritatsprinzips fur die
Aufgabenverteilung in der Européischen
Union nicht leisten kénnen. Eine Versteti-
gung dieser unterschiedlichen Interessen-
lagen kdnnte auf Dauer einem europapo-
litischen Gewichtsverlust der Lander im
Rahmen ihrer tGber den Bundesrat kanali-
sierten Beteiligungsrechte zur Folge
haben.”

Die Brusseler Buros der Lander
haben inzwischen eine gesetzliche
Grundlage

Eine gewisse Entsolidarisierung zwischen
den Landern durfte weiterhin dadurch ge-
fordert werden, daR die Lander als Einzel-
akteure direkt in Brussel auftreten. Sie alle
vertreten dort vor Ort ihre spezifischen In-
teressen, haben dabei allerdings sehr un-
terschiedlichen Erfolg zu verzeichnen. An
erster Stelle sind in diesem Kontext die In-
formationsblros der Lander zu nennen,
die zwar untereinander durch gemeinsa-
me Arbeitskreise vernetzt sind, primar je-
doch fur das jeweilige Land direktes Lob-
bying bei der Europaischen Kommission
betreiben.* Naturgemaf fallt es auch hier
den groRRen und reicheren Léandern auf-
grund ihrer deutlich Gberlegenen Perso-
nal- und Ressourcenausstattung erheblich
leichter, ein umfassendes Netz an Auf3en-
kontakten zu etablieren. Auch die Mit-
gliedschaft im Ausschul3 der Regionen,
der durch den Vertrag von Maastricht be-
grindet wurde, bietet dabei tendenziell
gerade ihnen zuséatzliche Moglichkeiten,
Beziehungen mit starken Gebietskdrper-
schaften in anderen Mitgliedstaaten zu in-
tensivieren und dadurch Wettbewerbsvor-
spriinge auszubauen. Fur die ,,Schwerge-
wichte* unter den deutschen L&ndern
kann es deshalb sogar von einem gewis-
sen Vorteil sein, daf3 eine Koordination
zwischen den Mitgliedern der deutschen

Lander im Ausschul3 der Regionen und der
Arbeit des Bundesrates kaum stattfindet.
Sowohl bei der Mitwirkung im Ausschul3
der Regionen als auch bei der Unterhal-
tung der Brusseler Buros handelt sich um
Erscheinungsformen parallelen europapo-
litischen Handelns der Lander gegenuber
dem Bund. Dabei hat sich die Einstellung
des Auswartigen Amtes zur Einrichtung
der Landerburos seit Mitte der achtziger
Jahre allerdings deutlich verandert.
Zunachst hatte gerade dieses Vorgehen
heftige Kritik auf Bundesebene ausgeltst
und bildete den Kern der Behauptung, die
Lander betrieben eine ,,Neben-Aul3enpo-
litik“.? Im Rahmen der Ausfihrungsge-
setzgebung zu den Grundgesetzanderun-
gen von 1992 erhielten diese Landerein-
richtungen dann allerdings eine bundes-
gesetzliche Grundlage® und kurz darauf
erklarte die Bundesregierung explizit ihre
Bereitschaft zur Zusammenarbeit.?
Wenngleich inzwischen auch von seiten
des Bundes die enge Kooperation zwi-
schen Sténdiger Vertretung und den Lé&n-
dereinrichtungen hervorgehoben wird, ist
die anfangliche Skepsis nach wie vor nicht
vollig ausgerdumt. So fuhrte die Entschei-
dung von mittlerweile sechs Landern, ihre
Buros — in auffalliger Nahe zu der immer-
hin mit diplomatischem Status ausgestat-
teten Standigen Vertretung der Bundesre-
publik — in ,,Vertretungen* umzubenen-
nen, zu einigen Irritationen im Auswarti-
gen Amt. Uberdies l6st die Beobachtung
auf Bundesebene Unbehagen aus, dal3 die
,.Schere zwischen dem Personalbestand
der Standigen Vertretung und der Beset-
zung der 16 Landerreprasentanzen sich
zusehends weiter 6ffnet. Insgesamt verfu-
gen die Buros inzwischen Uber rund 140
Mitarbeiter, von denen 90 Beamte im
héheren Dienst sind, wéhrend die Standi-
ge Vertretung 112 Mitarbeiter hat, davon
60 im hoheren Dienst. Sieht sich das Aus-
wartige Amt zugleich seit einiger Zeit ge-
zwungen, jahrlich zwischen 1,5 und 2 Pro-
zent an Personalkosten einzusparen,
stockten die einzelnen Landerblros erst
1997 ihre personelle Besetzung um vier bis
sechs Prozent auf.*

Als Gesamtbild ergibt sich daraus, daf? die
direkte Vertretung von Landerinteressen
Uber eigene Informationsburos in Brussel
also nicht mehr in einem offenen Konflikt-
verhaltnis zum Bund erfolgt. Inzwischen
kdnnte man wohl am ehesten von einem
Llatenten Konfliktverhaltnis“ oder einem
,,ausgepragten Konkurrenzverhaltnis*
sprechen.

Das ,,Lindauer Abkommen* oder wie
die LAnder an Volkerrechtsvertragen
mitwirken

Die Europapolitik nimmt eine Sonderstel-
lung in dem Gesamtspektrum transfo-
deraler Beziehungen der deutschen Lan-
der ein, weil sie Uber die Beteiligungsrech-
te des Art. 23 GG stark durch ein enges Ko-
operationsverhaltnis zwischen Bund und
Landern gepréagt ist. Die auf3enpolitischen
Aktivitaten der Lander haben im Regelfall
die Qualitat parallelen Handelns zum
Bund.

Eine Ausnahme bildet das sogenannte
,Lindauer Abkommen.* Mit dem Ab-



schluR dieses Ubereinkommens gelang es
Bund und L&ndern bereits 1957, ein Ver-
fahren fur den Abschluf? volkerrechtlicher
Vertrége zu vereinbaren, durch das der
verfassungstheoretische Disput um die
Reichweite der Eingriffsrechte des Bundes
in Gegenstéande der Landergesetzgebung
nach Art. 32 GG fur die auBenpolitische
Praxis faktisch bedeutungslos geworden
ist. AngestoRen durch die Konkordatsent-
scheidung des Bundesverfassungsgerichts
im gleichen Jahr,* einigten sich die Partei-
en auf eine Art ,,verfassungsrechtlichen
Vergleich®, der eine enge Kooperation
beider Ebenen im Rahmen gemeinsamer
Entscheidungsregeln vorsieht. Seitdem
gilt generell, daR geplante Volkerrechts-
vertrdge der Bundesregierung, die aus-
schlieBliche Kompetenzen der Lander be-
rUhren, eine frihzeitige Beteiligung der
Lander erforderlich machen und die Zu-
stimmung jedes einzelnen der (inzwischen
sechszehn) Lander bendtigen. Werden
wesentliche Landerinteressen beruhrt,
ohne daf es sich dabei um ausschlief3liche
Kompetenzen handeln muR, besteht eine
Unterrichtspflicht des Bundes.® Als Koor-
dinationsgremium der Lander wurde zu
diesem Zweck die Standige Vertragskom-
mission der Lander eingesetzt, deren Ar-
beit durchgéangig positiv bewertet wird.*
Wie bereits erwahnt, entspricht dieser Be-
reich volkerrechtlicher Vertragsabschliisse
ebenso wenig der Regel auRenpolitischer
Landeraktivitditen wie die europapoliti-
schen Mitwirkungsrechte nach Art. 23 GG.
Das in beiden Fallen vorliegende Koope-
rationsverhaltnis mit dem Bund, das Uber
gemeinsame Entscheidungsregeln ge-
wabhrleistet wird, bleibt eine Ausnahme
unter der Vielzahl transnationaler Bezie-
hungen. Im Unterschied dazu treten die
einzelnen Lander auf den verschiedensten
Gebieten als internationale Akteure auf,
die ihre spezifischen Interessen relativ un-
abhangig von der Bundesregierung ver-
folgen. Solche Formen parallelen Han-
delns zwischen Bund und Landern sind in
erster Linie auf den Gebieten der grenz-
Uberschreitenden und interregionalen Zu-
sammenarbeit in Europa, der regionalen
(AuBen-) Wirtschaftsforderung, der Ent-
wicklungspolitik sowie der Kultur- und Bil-
dungspolitik zu finden.*

Verschiedene Formen
grenziberschreitender Kooperation

In der grenzuberschreitenden Kooperati-
on mit Gebietskorperschaften benachbar-
ter Staaten steht das Ziel im Vordergrund,
durch die wirksame Bewaltigung gemein-
samer ,,Alltagsprobleme* Grenzraume
starker zu integrieren, die durch nationale
Grenzen durchschnitten werden, dabei
aber erhebliche geographische, historisch-
kulturelle oder sozio-6konomische Ge-
meinsamkeiten aufweisen. Im Gegensatz
dazu dient interregionale Kooperation
zwischen nicht-benachbarten Regionen
nicht dem Zweck der Integration, sondern
priméar der Vernetzung zum gegenseitigen
politischen oder 6konomischen Nutzen.

Zu Recht wurde fur die deutschen Lander
konstatiert, dal® ,,benachbarte Regionen,
auch Uber L&andergrenzen hinweg, oft
mehr gemeinsame Interessen als weit ent-

fernt liegende Regionen einer Nation
(haben). Norddeutschland hat in vielen
Bereichen mehr gemeinsame Interessen
mit Danemark, Sudschweden und Nord-
polen als mit Bayern*.* Die grenznachbar-
schaftlichen Kooperationsformen, die aus
diesen naturlichen Interessenunterschie-
den resultieren, decken das ganze Spek-
trum der Landerzustandigkeiten ab. Sie
umfassen Aufgaben der Wirtschaftsforde-
rung und Infrastruktur, Arbeits-, Sozial-
und berufliche Weiterbildungspolitik,
Umwelt-, Gesundheits- und Katastrophen-
schutz, Kultur- und Fremdenverkehrspo-
litik wie auch Gebiete der inneren Sicher-
heit und der polizeilichen Zusammenar-
beit.

Allerdings entfalten sich Aktivitaten in
diesen Aufgabenfeldern an den deut-
schen Grenzen keineswegs nur auf Ebene
der Lander. Im Gegenteil stehen gerade
die sogenannten Euroregionen idealty-
pisch fur die zahllosen Falle interkommu-
naler Zusammenarbeit — ob es sich dabei
nun um die erste, bereits in den funfzi-
ger Jahren gegrindete EUREGIO Gronau
im deutsch-niederlandischen Grenzraum
oder die Uberwiegend erst in den neunzi-
ger Jahren an den o6stlichen Grenzen
Mecklenburg-Vorpommerns, Branden-
burgs, Sachsens und Bayerns zur Tschechi-
schen Republik und Polen entstandenen
Euroregionen Pomerania, Viadrina,
Spree/Bobr, Neil3e, Elbe/Labe, Zentrales
Erzgebirge und Egrensis handelt. Dane-
ben existieren Mischformen, wie im Falle
der Groldregion Saar-Lor-Lux oder der
Oberrhein-Kooperation, wo Bund, Lander
und kommunale Gebietskdrperschaften
vertreten sind. Beispiele wie die ARGE Alp
oder die ARGE Adria, wo tatsachlich vor-
rangig die Lander als Akteure auftreten,
stellen nach wie vor nicht den Regelfall
dar. Die EinfUhrung des neuen Art. 24 Abs.
la GG von 1992 kodnnte aber gerade in
diesem Punkt weitreichende Auswirkun-
gen haben. Den Landern wird durch ihn
das Recht eingerdumt, mit Zustimmung
des Bundes eigene Hoheitsrechte auf
,.grenznachbarschaftliche Einrichtungen*
zu Ubertragen. Tatsachlich existiert mit
dem Karlsruher Abkommen zwischen der
Bundesrepublik, Frankreich, Luxemburg
und der Schweiz von 1996* bereits eine
erste Rechtsgrundlage, in der auf diese
Regelung explizit verwiesen wird.

Von besonderem Interesse ist das Karlsru-
her Abkommen aber auch deshalb, weil es
symptomatisch fur die seit Beginn der
neunziger Jahre fortschreitende Tendenz
ist, flr Formen grenziberschreitender Ko-
operation gesicherte rechtliche Grund-
lage zu schaffen. Auch die Grindung der-
Neuen Hanse Interregio (1991), das Issel-
burg-Anholt-Abkommen  (1991), das
Bayonner Abkommen (1995) und das
Mainzer Abkommen (1996) bestatigen
diese Entwicklung. Sie durfte sich aus Lan-
dersicht aber nicht nur als vorteilhaft dar-
stellen, nimmt dadurch doch ihr informel-
ler bzw. formloser Spielraum ab. Vor allem
berthrt eine zunehmende Verrechtli-
chung in diesem Bereich aber unmittelbar
die Frage der Reichweite der Vertrags-
kompetenz des Bundes. Obwohl die
Bund-Lander-Abstimmung im Rahmen
des Lindauer Abkommens bisher stets

pragmatische Losungen sichergestellt hat,
deuten gerade die AbschluBmodalitéten
des Isselburger, Karlsruher und Mainzer
Abkommens darauf hin, dal die Bundes-
regierung der wachsenden Zahl direkter
grenzuberschreitender AufRenbeziehun-
gen von Landern und Kommunen durch-
aus grundsétzliche Bedeutung im Hinblick
auf die Zustandigkeitsverteilung in der
AuRenpolitik beimif3t. In allen genannten
drei Féllen konnten sich die Ldnder auf
ihre ausschlieRliche Gesetzgebungskom-
petenz im Kommunalrecht berufen,
wahrend die Bundesregierung durchgan-
gig ihre prinzipielle Zustandigkeit fur die
AuRenpolitik geltend machte. Die verhar-
teten Positionen in dieser Frage fuhrten
dazu, dal3 drei unterschiedliche Verfahren
gewahlt werden mufRten: im Falle des
Karlsruher Abkommens setzte sich der
Bund durch, im Falle des Isselburger Ab-
kommens unterzeichneten neben dem
Bund auch Nordrhein-Westfalen und Nie-
dersachsen, im Falle des Mainzer Abkom-
mens sind schlie3lich nur Nordrhein-West-
falen und Rheinland-Pfalz auf deutscher
Seite beteiligt.*® Auch bei dem letztge-
nannten Ubereinkommen beharrte die
Bundesregierung aber grundsatzlich auf
ihrer alleinigen Zustandigkeit und lie3
den beiden Landern im Vertragsabschluf3
mit der Wallonischen Region und der
Deutschsprachigen Gemeinschaft Belgiens
nur unter dem Hinweis auf die besondere
verfassungsrechtliche Situation in Belgien
den Vortritt. Sollte sich also die Verrecht-
lichungstendenz in diesem Bereich trans-
foderaler Beziehungen fortsetzen, so
kdnnte sie durchaus zu einem ausgeprag-
teren Konfliktverhéltnis zwischen Bund
und Landern beitragen. Der Bewegungs-
spielraum flr die Vereinbarung praktika-
bler Lésungen, der letztlich auch in der
Unterschiedlichkeit der gewahlten Ver-
fahren erkennbar wird, 143t es dagegen
noch nicht zu, von einem aufkeimenden
Dominanzverhaltnis der Bundesregierung
zu den Landern zu sprechen.

Interregionale Kooperation: die vier
Motoren als das klassische Beispiel

Sowohl im Rahmen interregionaler Ko-
operation mit nicht-benachbarten Part-
nern als auch auf dem Gebiet der regiona-
len Wirtschaftsforderung steht hingegen
wieder die horizontale Dimension des
Verhéltnisses der deutschen Lander unter-
einander starker im Vordergrund. Lauft
interregionale Kooperation nicht Uber
politische Gremien ab, wie die Versamm-
lung der Regionen Europas oder den Kon-
grel3 der Gemeinden und Regionen in Eu-
ropa beim Europarat, die als eine Art
gesamteuropdische Lobby-Organe der re-
gionalen Ebene fungieren, so dient sie
meist als Instrument zur gegenseitigen
Verbesserung der internationalen Wett-
bewerbsposition. Das klassische Beispiel
fur eine Zusammenarbeit mit dieser Ziel-
richtung bilden die Vier Motoren, die in
den achtziger Jahren auf eine Initiative
des damaligen Ministerprasidenten Ba-
den-Wirttembergs ins Leben gerufen
wurden. In dieser schwach institutionali-
sierten Arbeitsgemeinschaft haben sich
mit Baden-Wurttemberg, Katalonien, der



Lombardei, Rhdnes-Alpes und inzwischen
— in einer assoziierten Form — auch Wales
ausgesprochen starke bzw. zukunftstrach-
tige europaische Regionen mit &hnlichen
Wirtschaftsstrukturen zusammengetan.®
Kooperationen zwischen wohlhabende-
ren und benachteiligten Gebieten, wie
diejenige Bayerns als Wachstumsmotor
mit Andalusien, Valencia und Nordportu-
gal bleiben bei der interregionalen Ko-
operation innerhalb Europas eher eine
Seltenheit.*

Regionale Wirtschaftsforderung auf
internationaler Buhne

Die regionale Wirtschaftsférderung, die
nach dem Grundgesetz grundsatzlich
Sache der Lander ist und an der sich der
Bund nur im Rahmen ausdricklich verlie-
hener Zustandigkeiten beteiligt, hat tradi-
tionell hohes Gewicht in den transfédera-
len Beziehungen der einzelnen Lander.
Durch das seit der deutschen Vereinigung
gestiegene wirtschaftliche Leistungsgefal-
le und die unterschiedlichen Orientierun-
gen der west- und ostdeutschen Lander
bezilglich ihrer Kernméarkte werden die
nach auBen gerichteten Aktivitaten auf
diesem Feld voraussichtlich noch an Be-
deutung gewinnen. Sie reichen von der
Gewahrung von Ausfallsgarantien fur Ex-
portgeschafte, Giber Reisen von Landermi-
nistern in Begleitung einheimischer Wirt-
schaftsvertreter bis hin zu der direkten Er-
richtung eigener Wirtschaftsvertretungen
im Ausland.

Eine zentrale Rolle spielen hier von den
Landern gegrindete Wirtschaftsforde-
rungsgesellschaften, wie Bayern Interna-
tional, die Gesellschaft fur internationale
wirtschaftliche Zusammenarbeit Baden-
Wirttemberg (GWZ), die Wirtschaftsfor-
derung Brandenburg (WFB) oder auch die
Gesellschaft fur  Wirtschaftsforderung
Mecklenburg-Vorpommern, zu deren
Hauptaufgaben die Anwerbung auslandi-
schen Kapitals zahlt. Zu diesem Zweck un-
terhalten sie eigene Auslandsreprésentan-
zen. So ist Bayern International standig
vertreten in Japan, RufRland, Singapur und
Taiwan, Sudkorea, der Ukraine, Ungarn,
den USA, Kanada und der Volksrepublik
China. Die GWZ ist auRerhalb der Europai-
schen Union in den USA und Kanada,
Japan, Taiwan, der Volksrepublik China,
RuRland und Ungarn prasent. Besonders
deutlich wird das starke Engagement der
Lander in der AuBenwirtschaftspolitik
aulRerdem durch den Abschluf? von offizi-
ellen Kooperationsabkommen mit Part-
nerregionen oder -staaten, wie dies zum
Beispiel erst 1998 mit der Gemeinsamen
Erklarung uber die Partnerschaft Kalifor-
nien — Bayern auf dem Gebiet der For-
schung und Technologie der Fall war.
Voraussichtlich werden gerade die ostdeut-
schen Lander langerfristig von dem Beitritt
der mittel- und osteuropaischen Bewerber-
staaten um eine EU-Mitgliedschaft beson-
ders profitieren. Bislang stellt sich ihre
frihere Einbindung in das COMECON-Sy-
stem und der Wegbruch ihrer langjéhrigen
Absatzmarkte in Osteuropa nach dem
Ende des Kalten Krieges jedoch primar als
aulRenwirtschaftliches Handicap im Ver-
gleich zu den westdeutschen Landern dar.
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Auf die horizontalen Beziehungen der
Lander untereinander durfte sich die Pfle-
ge eigener transfdderaler Netzwerke mit
dem Ziel der regionalen Wirtschaftsforde-
rung eher abtréglich auswirken und die
Bereitschaft zur Solidaritat zwischen den
Landern erheblich beeintrachtigen. Gera-
de die auswartige Wirtschaftsforderung
in dieser Form tragt wesentlich dazu bei,
auch den innerdeutschen Standortwett-
bewerb zu verscharfen.*

Entwicklungspolitik
in Ergdnzung zum Bund

In der Entwicklungpolitik liegt zwar eben-
falls eine Form parallelen auswartigen
Handelns der Lander zur Bundesebene
vor, allerdings tragt sie gewisse Zuge eines
Kooperationsverhaltnisses. Grundsatzlich
ist dieser Aufgabenbereich bei der Bun-
desregierung angesiedelt. Deshalb beto-
nen auch die Beschliisse der Ministerprasi-
denten von 1962 und 1988, auf die sich
das entwicklungspolitische Engagement
der Lander griindet, daf diese nur ergan-
zend zum Bund tatig werden durfen.
Schwerpunkte bilden die Férderung der
Fort- und Ausbildung von Fachkraften im
In- und Ausland, die personelle Hilfe, die
Projektdurchfuihrung in Landern der Drit-
ten Welt sowie die entwicklungspolitische
Informations- und Bildungsarbeit.” Dabei
ist Uber die Bund-L&ander-Ausschisse fur
wirtschaftliche Zusammenarbeit und fur
Entwicklungszusammenarbeit eine enge
Abstimmung in der vertikalen Dimension
des foderativen Systems gewahrleistet.
Der jeweilige Stellenwert, den das einzel-
ne Land dabei der Entwicklungspolitik im
Rahmen seiner transfoderalen Beziehun-
gen einraumt, scheint zumindest bis zu
einem gewissen Grad von den parteipoliti-
schen Mehrheitsverhéltnissen abzuhan-
gen. Dafir spricht unter anderem die her-
ausragende Rolle, die das sozialdemokrati-
sche Nordrhein-Westfalen auf diesem Ge-
biet einnimmt. Im Rahmen seiner ,,Eine-
Welt-Politik* entfaltet es eine Vielzahl un-
terschiedlichster Aktivitaten, zu denen
auch die Herausgabe der vierteljahrlich er-
scheinenden Zeitung Forum Eine Welt
zahlt. Ein anderer Beleg fur diese These
liegt darin, daf? in den wenigen Fallen, in
denen es zu Konflikten mit dem Bund
kam, parteipolitische Auffassungsunter-
schiede deutlich im Vordergrund standen.
So konterkarierten sozialdemokratisch re-
gierte Lander seinerzeit die entwicklungs-
politische Zuriickhaltung der Bundesregie-
rung gegenuber Nicaragua, indem sie
selbst Hilfsmalnahmen finanzierten.*

Internationales Engagement der
Lander zur ,,Imagepflege**

Auch die Auslandsbesuche von Landermi-
nistern, Landerministerprasidenten oder
Landtagsabgeordneten als weitere Form
der Pflege transfoderaler Beziehungen
geraten am ehesten dann in ein offenes
Konfliktverhéltnis zur Bundesregierung,
wenn sie zu Wahlkampfauftritten genutzt
werden. Abgesehen von derartigen Aus-
nahmeerscheinungen wertet wohl auch
das Auswartige Amt Auslandsreisen von
Landespolitikern inzwischen eher als All-

tagserscheinung. Die ,,Reisediplomatie**
dient vorrangig dem Zweck der interna-
tionalen AufRendarstellung des Landes,
wobei das héufige Beisein von Wirt-
schaftsvertretern sie aber auch als Instru-
ment des Standortwettbewerbs ausweist.
Naturlich gilt dies in einem weiteren Sinne
immer auch fir die auRenpolitische Bil-
dungs- und Kulturarbeit der Lander. Hier
wird der mehrjahrige Rahmen zwischen
Bund und L&ndern jedoch Uber das Lin-
dauer Abkommen festgelegt, weist also
ebenfalls starke Elemente eines Kooperati-
onsverhéltnisses auf. Der Schwerpunkt der
Ausfiihrung liegt dabei bei den Landern,
wahrend der Bund meist die Initiative er-
griffen hat. Als Landerschwerpunkte sind
im Bereich der auswartigen Kulturpolitik
das Management der Deutschen Schulen
im Ausland, die Vermittlung von Auftrit-
ten deutscher Kunstler, die Ausbildung
auslandischer Studenten sowie die Unter-
stitzung von Einrichtungen wie dem
Goethe-Institut oder dem Deutschen Aka-
demischen Austauschdienst (DAAD) zu
nennen. DarUber hinaus existieren aber
auch eigenstandige Initiativen der Lander
ohne Abstimmung mit dem Bund, die vor
allem im Bereich der Bildungsarbeit zu fin-
den sind und in engem Zusammenhang
mit der grenziberschreitenden und inter-
regionalen Kooperation bzw. der regiona-
len Wirtschaftsforderung stehen.*

Wachsende Bedeutung der
,.Sinatra-Doktrin“ und abnehmende
demokratische Ruckbindung

Auf dem Feld der AuRRenpolitik verlaufen
die Spannungslinien innerhalb des fodera-
tiven Systems der Bundesrepublik nicht in
erster Linie zwischen der Bundesregierung
und den Landern, sondern in wachsendem
Mafe zwischen den Landern selbst. Bei-
spiele wie das Lindauer Abkommen veran-
schaulichen, dal? die Zeichen in der verti-
kalen Dimension der Bund-Léander-Bezie-
hungen schon sehr friih auf pragmatischer
Kooperation standen. Damit hat auch das
in der herrschenden Staatsrechtslehre
noch immer aus Art. 32 GG abgeleitete Do-
minanzverhéltnis im Grunde genommen
nie den auf3enpolitischen Realitaten ent-
sprochen. Zwar zeigen sich auch in dieser
vertikalen Dimension deutscher Bundes-
staatlichkeit vereinzelt Durchbrechungen
ihres kooperativen Grundmusters. Ein
Konfliktverhaltnis zwischen beiden Ebe-
nen ist vor allem in Fallen zu beobachten,
in denen der Parteienwettbewerb in die
AuRenpolitik hineingetragen wird oder
das auswartige Handeln der Lander Zige
annimmt, die aus der Sicht der Bundesre-
gierung unmittelbar einen Anspruch der
Lander auf ,,Eigenstaatlichkeit im Sinne
des Volkerrechts implizieren. Die letztge-
nannte Konstellation ist vor allem bei den
Brisseler Landerbiros sowie — in jungerer
Zeit — bei den volkerrechtlichen Vertrags-
abschlissen im Rahmen der grenziber-
schreitenden Regionalkooperation zu be-
obachten. Im Regelfall hat sich aber ge-
zeigt, dal3 ein moderates Konkurrenzver-
haltnis zum Bund durch paralleles Handeln
der Lander im auswartigen Bereich vollig
mit dem kooperativen Fodderalismusmo-
dell der Bundesrepublik vereinbar bleibt.



Starker in Frage gestellt wird dieses Modell
hingegen durch die wachsenden Interes-
sendivergenzen zwischen den Landern seit
der deutschen Vereinigung und ihre unter-
schiedliche Fahigkeit, sich im internationa-
len Standortwettbewerb zu behaupten.
Jungere Forschungen deuten darauf hin,
daR die Uberlegenheit einzelner Bundes-
lander, wie Baden-W(rttembergs, Bayerns
und Nordrhein-Westfalens, beim Aufbau
und der Pflege innerstaatlicher und inter-
nationaler Netzwerke strukturelle Zige
tragt, die langerfristig eine Entwicklung
zum Konkurrenzfoderalismus begunsti-
gen.” Auch in der Europapolitik zeigt sich,
dalR die politikverflochtenen Entschei-
dungsmechanismen im kooperativen Bun-
desstaat bei abnehmender horizontaler In-
teressenuibereinstimmung einer gemeinsa-
men Landerpolitik des kleinsten gemeinsa-
men Nenners Vorschub leisten. Die wach-
sende Ausrichtung der auRenpolitischen
Aktivitaten der einzelnen Léander an der Si-
natra-Doktrin steht in latentem Wider-
spruch zu dem hochgradig auf Solidaritét
zwischen den Landern angewiesenen Bun-
desstaatsmodell Deutschlands. Gerade in
der horizontalen Dimension des foderati-
ven Systems férdern die regen auRenpoli-
tischen Aktivitaten der Lander den Wett-
bewerb und erzeugen damit Reformdruck
auf dieses System selbst.

Abschlieend soll in diesem Zusammen-
hang noch ein weiterer Aspekt zumindest
erwahnt werden, der bislang vollig ausge-
klammert blieb. Gemeint ist damit die ab-
nehmende demokratische Ruckbindung
politischen Handelns Uber die Landesparla-
mente, die den deutschen ,,Exekutivfodera-
lismus* ohnehin kennzeichnet. Durch die
wachsende Bedeutung der Vertretung von
Landerinteressen im Ausland wéchst auch
dieses systemimmanente Defizit des deut-
schen Bundesstaats, da die Auenreprasen-
tation praktisch ausschlie3lich in den Han-
den der Landerregierungen liegt. Auch
unter diesem Gesichtspunkt tragen die viel-
faltigen transfoderalen Beziehungen der
Lander also zur Reformbedurftigkeit des f6-
derativen Systems der Bundesrepublik bei.
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Blockadepotentiale und Systemreformen
im deutschen Bundesstaat

Gerhard Lehmbruch

Parteienwettbewerb im Bundesstaat.
Regelsysteme und Spannungslagen im
Institutionengeftige der Bundesrepublik
Deutschland.

2., erweiterte Auflage, Westdeutscher
Verlag, Opladen 1998, 210 Seiten, DM
42,

Die neue, erweiterte Auflage von Gerhard
Lehmbruchs ,,Parteienwettbewerb im
Bundesstaat* hat Giber zwanzig Jahre auf
sich warten lassen. Bereits 1976 — noch zu
Zeiten der sozialliberalen Koalition — war
die urspringliche Fassung erschienen. Bei
allen tiefgreifenden Verénderungen, die
sich seitdem im Parteiensystem der Bun-
desrepublik und im Gefolge der deut-
schen Vereinigung auch fur ihr foderati-
ves System ergeben haben, héalt Lehm-
bruch an seiner zentralen Hypothese fest,
dal3 die Engpésse bei der Entscheidungs-
findung im politischen System der Bun-
desrepublik auf ein strukturelles Span-
nungsverhéltnis zwischen der verhand-
lungsdemokratischen Funktionslogik im
polarisierten Parteiensystem Deutschlands
zurtckzufihren sind.

Grundsatzlich resultieren die strukturellen
,.verwerfungen* zwischen beiden Regel-
systemen seiner Auffassung nach vor
allem daraus, da nach dem Zweiten
Weltkrieg ein Konzentrationsprozef3 im
bundesdeutschen Parteiensystem einsetz-
te, der mit einer immer starkeren Polari-
sierung zwischen den beiden grofRen Par-
teien SPD und CDU im Wettbewerb um
die mittlere Wahlerschaft verbunden war.
Diese Handlungslogik eines bipolaren Par-
teienwettbewerbs steht jedoch in einem
starken Spannungsverhaltnis zu dem auf
Aushandlung angelegten Verbundfddera-
lismus der Bundesrepublik, wie er bereits
kennzeichnend fur das Deutsche Kaiser-
reich und die Weimarer Republik mit
ihrem Vielparteiensystem war. Der Grund-
gesetzgeber lehnte sich sehr eng an diese
historischen Vorbilder an, als er sich mit
dem Bundesrat fur ein Modell der institu-
tionellen Einbindung der Lander auf Bun-
desebene entschied, von dem erwartet
wurde, dal3 es ein ,,Widerlager zur Partei-
politik* bilden wirde. Schon unter Kon-
rad Adenauer und Kurt Schumacher sollte
sich allerdings zeigen, daR die Bundesrats-
konstruktion selbst den Parteifiihrungen
im Bund ein Druckmittel an die Hand gab,
um die Koalitionspolitik in den Landern
entsprechend bundespolitischer Anforde-
rungen zu disziplinieren.

In den 50er und 60er Jahren bedeutete
die zusehends engere Verkoppelung von
Parteiensystem und foderativem System
dann zunéachst, dal? aufgrund Uberein-
stimmender Mehrheitsverhéltnisse auf

Bundes- und Landerebene die Handlungs-
spielrdume des Bundesrates insgesamt be-
grenzt blieben, die Vertretung spezifi-
scher Landerinteressen aber in Einzelfal-
len an Bedeutung gewinnen konnte, ge-
rade weil dem Bundesrat keine grundsatz-
liche Oppositionsrolle in der parteipoliti-
schen Auseinandersetzung auf Bundes-
ebene zukam. Mit dem Beginn der sozial-
liberalen Koalition 1969 &nderte sich die-
ses Bild schlagartig. Die Mehrheit der
CDU-gefUihrten Landerregierungen im
Bundesrat wurde in Verbindung mit dem
Vermittlungsausschuf3 als Instrument ge-
nutzt, um die Bundesregierung regel-
mafRig davon zu zwingen, Kompromisse
mit der Opposition auszuhandeln. Diese
Einbeziehung der Opposition in die Ge-
staltung der Bundesrepublik war faktisch
gleichzusetzen mit einem weitgehenden
Leerlaufen der Parteienkonkurrenz. Im
Jahr 1982 wurde mit der Regierung Kohl
die urspriingliche Deckungsgleichheit von
Bundesrats- und Bundestagsmehrheit
wieder hergestellt. Allerdings bewogen
die inzwischen enger gewordenen Haus-
haltsspielrdume sowie die frihe Erfah-
rung, dal in dieser parteipolitischen
Bund-Lander-Konstellation spezifische
Landerinteressen starker zum Tragen
kommen konnen, den neuen Bundes-
kanzler dazu, eine engere Abstimmung
speziell mit den Ministerprasidenten sei-
ner Partei zu suchen. In den Worten Lehm-
bruchs ,,informalisierte er den Bundes-
staat”, indem er die Koordination mit den
CDU/CSU-gefiuihrten Landern in die Prasi-
diumssitzungen seiner Partei verlagerte.
Diese weitreichende Orientierung Helmut
Kohls am parteipolitischen Erfolgskalkul
hat die SPD letztlich bewogen, ebenfalls
diese informelle Form der bundesstaatli-
chen Koordination zu tibernehmen, nach-
dem sie 1991 die Mehrheit im Bundesrat
wiedererlangt hatte. Lehmbruch weist in
diesem Zusammenhang aber darauf hin,
dald sich im Vergleich zur sozialliberalen
Koalition die Konfliktkonstellation zwi-
schen Regierungsmehrheit und Opposi-
tion auch unter koalitionspolitischen
Aspekten grundlegend geandert hat. In
den 90er Jahren konnte die ,,Bremserrol-
le* der FDP als Scharnierpartei zur Laénder-
ebene in der internen Willensbildung der
Regierungskoalition auf Bundesebene
nicht mehr zugunsten eines Ausgleichs
zwischen Bundestagsmehrheit und oppo-
sitioneller Mehrheit im Bundesrat wirken.
Die Bund-Lander-Koordination von seiten
der Bundesregierung muf3te sich deshalb
immer weiter auf die parteiinterne Ab-
stimmung mit den CDU-gefUhrten Lé&n-
dern beschrénken, wahrend die Bereit-
schaft zum parteientibergreifenden Kom-
promifl3 im bundesstaatlichen System ge-
schwécht wurde.

Gemeinsam mit der Konzentration der
SPD-Bundestagsopposition auf die Bliinde-

lung der Krafte der SPD-gefiihrten Lan-
desregierungen spricht dies zunachst fur
eine Umkehr der bisher vorherrschenden
Logik einer Schwachung des Parteien-
wettbewerbs durch bundesstaatliche Aus-
handlungsprozesse und fiir eine starkere
Parteipolitisierung der Arena des foderati-
ven Systems. Und tatsachlich scheint die
erfolgreiche Blockadepolitik der SPD im
Bundesrat bei dem Steuerreformvorha-
ben von 1997/98 diesen Eindruck zu be-
statigen. Lehmbruch betont in der Neu-
auflage seines Buches aber zugleich, daf3
seit der deutschen Vereinigung nicht zu-
letzt durch die Rolle der PDS die Zahl mdg-
licher koalitionspolitischer Optionen auf
Landerebene ebenso zugenommen hat
wie die Heterogenitat der spezifischen In-
teressenlagen der einzelnen Lander. Dar-
aus resultiert letztendlich, daf3 sich die
SPD seit Anfang der 90er Jahre in zahlrei-
chen Fallen sehr schwer darin getan hat,
parteiintern das Bund-Lander-Verhaltnis
abzustimmen und Uber den Bundesrat
konsequent Oppositionspolitik zu betrei-
ben. Immer wieder ist es der christlich-li-
beralen Bundesregierung gelungen, ein-
zelne L&nder aus der SPD-Front herauszu-
brechen. Auch die erfolgreiche Blockade-
politik der SPD gegen die geplante Steu-
erreform im Jahr 1998 erscheint vor die-
sem Hintergrund nach Lehmbruch eher als
Ausnahmeerscheinung, die erst dadurch
moglich wurde, dal3 sie zugleich den
Eigeninteressen der Lander entgegen-
kam.

Lehmbruch arbeitet in der erweiterten
zweiten Auflage seiner entwicklungsge-
schichtlich angelegten Untersuch Kklar her-
aus, dal3 die enge ,,Koppelung* zwischen
Parteien- und Bundesstaatssystem nur in
seltenen Fallen tatsachlich ,,Reformstaus*
verursacht. Das eigentliche Problem sieht
Lehmbruch vielmehr darin, daf? die Inkon-
gruenz der Handlungslogiken des Aus-
handelns im Bundesstaat und des Par-
teienwettbewerbs strukturell die Gefahr
von Kollisionen beider Regelungssysteme
insich tragt. Als Lésung fur dieses Problem
schlagt er die Entkoppelung beider Subsy-
steme vor und sieht dafir vor allem im
Parteiensystem wesentliche Ansatzpunk-
te. So verweist er unter anderem auf die
Moglichkeit, auf Landerebene verstarkt
Minderheitsregierungen zuzulassen. Die
aktuellen Rufe nach grundlegenden Re-
formen des Bundesstaates haben fur ihn
hingegen nurmehr die ,,Qualitat von in-
telligenten Sandkastenspielen*, die in der
Verfassungswirklichkeit nicht realisierbar
sind.

Allerdings stellt sich im Zusammenhang
mit der Diskussion der Reformfahigkeit
des Bundesstaates auch die Frage, ob
Lehmbruch nicht selbst die wenigen Falle
echter Reformblockaden (berbewertet,
die im politischen System der Bundesrepu-
blik in jingerer Zeit aufgetreten sind. Ge-



rade nach der Vereinigung hat der koaliti-
onspolitische Spielraum auf Landerebene
und die Interessendivergenz unter ihnen
so erheblich zugenommen, daR darin
durchaus erste Anzeichen einer ,,Selbst-
heilung*“ des Systems gesehen werden
kdnnen. Ganz in seinem Sinne deutet sich
darin eine langsame Entkoppelung der
Arenen des Parteiensystems und des fode-
rativen Systems im vereinigten Deutsch-
land an, die die bislang dominante Aus-
landlungslogik des Bundesstaates zugun-
sten einer starkeren Geltung des Konkur-
renzprinzips in beiden Subsystemen all-
mahlich zurtckdrangt. Thomas Fischer

Die Reform des deutschen Foderalismus

Adrian Ottnad/Edith Linnartz

Foderaler Wettbewerb statt Verteilungs-
streit

Vorschlage zur Neugliederung der Bun-
deslander und zur Reform des Finanzaus-
gleichs

Eine Studie des IWG Bonn

Mit einem Vorwort von Meinhard Miegel
249 S. Campus Verlag Frankfurt/New York
1997. DM 34,80.

Das Institut fur Wirtschaft und Gesell-
schaft (IWG) geht auf Kurt Biedenkopf
zurtick, der es 1977 grindete. Das private
wissenschaftliche Forschungsinstitut wird
von Meinhard Miegel geleitet. Das IWG
hat sich vor allem mit wirtschafts- und ge-
sellschaftspolitischen Fragen befaf3t, ins-
besondere auch mit Biedenkopfs Projekt
einer steuerfinanzierten Grundrente als
Alternative zum bestehenden beitragsbe-
zogenen Rentensystem.

Zwei Mitarbeiter des Instituts haben sich
nun mit einer primar dkonomisch argu-
mentierenden Studie in die aktuelle Fo-
deralismus-Diskussion eingeschaltet. Die
Prioritaten der beiden Verfasser werden
schon im Titel ihrer Studie deutlich: Es
geht um einen vom Wettbewerb der Lan-
der untereinander dominierten Foderalis-
mus, der den bestehenden Beteiligungs-
foderalismus (die Verfasser verwenden
statt dessen den Begriff konzertierter F6-
deralismus) ersetzen soll. Zwei Vorschlage
stehen im Vordergrund des Pladoyers fir
den foderalen Wettbewerb statt Vertei-
lungsstreit: Neugliederung der Bundes-
lander und Reform des Finanzausgleichs
gelten als conditio sine qua non der not-
wendigen institutionellen Systemande-
rungen des deutschen Bundesstaates.
Wobei anzumerken bleibt, daf3 die im
Titel enthaltene Alternative ,,Foderaler
Wettbewerb statt Verteilungsstreit” zu
stark zugespitzt erscheint, da auch im
Wettbewerbsfoderalismus mit Kontrover-
sen der Lander um die Anteile an den fi-
nanziellen Ressourcen zu rechnen ist, der
Verteilungsstreit also durchaus weiter exi-
stent sein durfte, wenn auch in deutlich
geringerem Ausmalf.

Zunachst nehmen die beiden Autoren
eine Mangel-Analyse vor. lhre Bestands-
aufnahme der Defizite des gegenwarti-
gen foderalen Systems ist auRBerordentlich
eindrucksvoll. So wird festgestellt, die an-

fanglichen Unterschiede in der Wirt-
schaftskraft der westdeutschen Lander
hatten sich im Zeitablauf nicht verringert.
Vereinzelt sei es zwar zu Aufhol- und
Uberholprozessen, nicht aber zu einer all-
gemeinen Anndherung gekommen. Ge-
messen an der durchschnittlichen Wirt-
schaftskraft aller Lander habe das Lei-
stungsgefalle leicht zugenommen; abso-
lut habe es sich deutlich vergroRRert. Die
Flachenlander lief3en sich gemaf der lang-
fristigen Wirtschaftsentwicklung in zwei
recht homogene Gruppen einteilen: Eine
Gruppe wirtschaftsstarker und eine Grup-
pe wirtschaftsschwacher Lander. Auch Be-
schaftigung und Arbeitslosigkeit differie-
ren zwischen den westdeutschen Landern
langfristig betrachtlich. Dagegen fallen
die Einkommensunterschiede — vor allem
bei den verfigbaren Einkommen - gerin-
ger als das Leistungs- und Besché&ftigungs-
gefélle zwischen den Landern aus. Der
materielle Lebensstandard ist insoweit
sehr einheitlich. Nach der staatlichen Um-
verteilung noch verbleibende Einkom-
mensunterschiede werden grof3enteils
durch unterschiedlich hohe Sparquoten
kompensiert.

Nun mogen die einzelnen Ergebnisse fur
die Fachleute nicht gerade neu sein;
gleichwohl haben die Autoren ihre
SchluR3folgerungen durch volkswirtschaft-
liche Berechnungen und entsprechende
Statistiken empirisch untermauert und ab-
gesichert. Auf dieses Material wird man
sich bei kiinftigen Diskussionen Uber den
okonomischen Status der Lander bezie-
hen kdénnen.

Was die Ursachen der wirtschaftlichen Un-
terschiede betrifft, kommen die Autoren
zu dem Ergebnis, ein wichtiger Teil des
Leistungsgefélles zwischen den Landern
lasse sich offensichtlich auf deren unglei-
chen Zuschnitt zurtckfihren. Dieser Zu-
schnitt trage dazu bei, daR in einigen L&n-
dern regionale und sektorale Entwick-
lungsdisparitaten besonders hervortreten
wirden. In gréBeren Flachenlandern wiir-
den solche Unterschiede bis zu einem ge-
wissen MalRe kompensiert, bei kleineren
Landern sei dies weniger der Fall. Im Falle
der Stadtstaaten und der angrenzenden
Flachenlander wird das Bild durch das
Stadt-Umland-Gefélle verzerrt. Wahrend
Produktion und Arbeitsplatze zunehmend
auf die Kernstadt entfallen, zieht die Er-
werbsbevoélkerung ins Umland.

Durch staatliche Umverteilung wird ein
einheitlicher Lebensstandard in allen Lan-
dern angestrebt. Die ,,originére* Finanz-
ausstattung der einzelnen Lander wird
schon durch die Aufteilung von Aufgaben
und Einnahmequellen zwischen den Ge-
bietskdrperschaften, also zwischen Bund,
Landern und Gemeinden, beeinfluRt und
anschlieRend durch den horizontalen und
vertikalen Finanzausgleich erheblich ver-
andert. DarUber hinaus vollzieht sich tber
den Bundeshaushalt und andere zentrale
Haushalte, insbesondere durch die der
Sozialversicherungen, standig ein ver-
deckter Finanzausgleich. Nach Ottnad
und Linnartz veréndert der offene und
verdeckte Finanzausgleich tber den 06f-
fentlichen Gesamthaushalt die Verteilung
der Finanzkraft zwischen den Landern be-
achtlich. Dabei werden die Finanzkraftun-

terschiede zwischen den Landern stark
nivelliert. Die Autoren machen dariiber
hinaus auch eine standige Veranderung
der Finanzkraft-Reihenfolge aus, die sich
so massiv auswirke, dafl dadurch neue
Ungleichheiten entstiinden.

Die SchluB3folgerungen, die aus diesem
Befund gezogen werden, sind aus der ak-
tuellen Diskussion um die Anderung des
Landerfinanzausgleichs bekannt; sie wer-
den hier noch einmal geblndelt vorgetra-
gen: Zur Herstellung materiell einheit-
licher oder zumindest gleichwertiger
Lebensverhaltnisse nimmt der Staat in
Deutschland stéandig eine massive Umver-
teilung zwischen den einzelnen Landern
vor. Diese Umverteilung, die sich keines-
falls nur auf den Landerfinanzausgleich
beschrankt, ebnet urspriingliche Unter-
schiede in der Finanzkraft der einzelnen
Lander weitgehend ein und sorgt dafr,
dal} ein Teil der gesamten Steuer- bzw.
Beitragseinnahmen nicht in den Landern
verausgabt wird, in denen er vereinnahmt
wurde. In vielen wirtschaftsschwachen
Ld&ndern kommt dem offenen und ver-
deckten Finanzausgleich grofe Bedeu-
tung zu, da wesentliche Teile des staat-
lichen Leistungsangebots nicht aus eige-
ner Kraft finanziert werden. In den Geber-
landern dagegen werden grofe Teile der
Uberdurchschnittlichen Finanzkraft abge-
schopft.

Aus den negativen Folgen der bisherigen
Politik — dazu gehéren hohere Steuer-
und  Abgabenbelastung;  wachsende
Staatsverschuldung; gesamtwirtschaftli-
che EffizienzeinbufRen; Wohlstandsein-
buRen durch politisch verursachte Kosten;
finanzielle Belastungen der Wirtschaft;
sinkende Wettbewerbsfahigkeit durch
strukturelle  Reformdefizite; Wettbe-
werbsnachteile durch die bestehende Lan-
dergliederung; verzerrte Standortent-
scheidungen der Unternehmen sowie ver-
zerrte Entscheidungen der Blrger — wer-
den die Vorschlage zur Reform des F6-
deralismus abgeleitet. Die Autoren pladie-
ren fur Wettbewerb und Vielfalt als Leit-
prinzipien des Bundesstaates, denn nur
ein funktionierender foderaler Wettbe-
werb kénne eigennitziges Verhalten der
politischen Akteure auf allen Ebenen
wirksam begrenzen. Fdderaler Wettbe-
werb schlieBt Kooperation zwischen den
Landern keineswegs aus, vielmehr ist
die Lander-Zusammenarbeit in bestimm-
ten Fallen erforderlich, um Uberhaupt
die ordnungspolitischen Voraussetzungen
fur einen funktionierenden fbderalen
Wettbewerb zu schaffen. Ein wesentlicher
Vorteil des foderalen Wettbewerbs: Die
Burger/innen in den Landern kdnnen Uber
ihr Wahlverhalten oder notfalls durch
Abwanderung die jeweilige Landespolitik
positiv bzw. negativ bewerten. Politische
Verantwortlichkeiten werden offenge-
legt und nicht, wie beim Beteiligungs-
foderalismus, bis zur Unkenntlichkeit ver-
wischt.

Zu den wichtigsten Zukunftsaufgaben in
Deutschland rechnen die beiden Autoren
aufgrund ihrer Defizit-Analyse eine
grundlegende Reform des Féderalismus.
Genannt werden hier als zentrale Elemen-
te die Entflechtung und Neuverteilung
von Aufgaben und Kompetenzen der Ge-
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bietskdrperschaften bei gleichzeitiger
Starkung der Eigenverantwortung der
Lander. Als unabdingbar wird weiterhin
eine raumliche Neugliederung der Léander
bezeichnet, die die Zahl der staatlichen
Subeinheiten verringert und deren beste-
hende  Unausgewogenheit beseitigt.
SchlieBlich sei eine umfassende Reform
der foderalen Finanzverfassung geboten.
In deren Rahmen muRten Ausmafl und
Nivellierungsgrad staatlicher Umvertei-
lung deutlich reduziert und die finanzielle
Eigenverantwortung der einzelnen L&an-
der gestarkt werden.

Ob die Erwartung der Autoren realistisch
ist, allein durch einen ausgewogenen Zu-
schnitt der Lander, d.h. durch eine Neu-
festlegung der Landergrenzen, die Unter-
schiede in der Wirtschafts- und Finanz-
kraft einzuebnen, erscheint zumindest
fraglich. Dal? die erfolgreiche Teilnahme
am Standortwettbewerb auf nationaler
wie auf europaischer Ebene eine be-
stimmte Mindestgrol3e der Regionalstaa-
ten voraussetzt, die derzeit von den mei-
sten deutschen Landern deutlich unter-
schritten wird — dieses Argument wird in
der politischen Diskussion um ein ,,Europa
der Regionen* bisher straflich vernachlas-
sigt. FUr ihr Modell einer Landerneuglie-
derung haben die Autoren einen Katalog
far funf Mindestkriterien aufgestellt.
Diese Mindestkriterien sind jedoch so all-
gemein formuliert, daR sie &hnlich wie die

in Art. 29 GG genannten Kriterien keine
hinreichenden Anhaltspunkte fur eine be-
stimmte effiziente Landerneugliederung
darstellen.

Die Bedeutung der IWG-Studie liegt mei-
nes Erachtens weniger im agenda setting,
d.h. in der Aufarbeitung und Prasentation
einer vollstandig neuen Thematik. Aus der
aktuellen politischen und wissenschaftli-
chen Diskussion sind ndmlich Problemstel-
lung und die meisten Argumente ebenso
wie die Reformvorschlage hinléanglich be-
kannt. Der Wert der Schrift der Mitarbei-
ter des Bonner IWG dirfte vielmehr darin
zu sehen sein, das Thema des Wettbe-
werbsfoderalismus  zusammenhangend
analysiert zu haben sowie die verschiede-
nen relevanten Argumente empirisch be-
grindet und abgesichert zu haben. Dabei
fallt auf, dal3 die beiden Autoren offen-
sichtlich davon ausgehen, die anvisierte
Reform werde gewissermal3en allein auf-
grund der Durchschlagskraft ihrer Argu-
mente erreicht. Sie verzichten namlich
weithin darauf, auf die Mittel und Metho-
den einzugehen, die eine Realisierung der
Reformvorschlage in der politischen Praxis
ermoglichen. Wissenschaft und besonders
wissenschaftliche Politikberatung haben
jedoch eine doppelte Aufgabe: Mit dem
Aufzeigen der Notwendigkeit von Ver-
anderungen des politischen Systems ist es
in der Regel nicht getan. Hinzukommen
muf3 vielmehr auch eine Analyse der poli-

tischen Wirklichkeit, in deren Rahmen es
darum geht, Mittel und Wege
zur politischen Durchsetzung der als not-
wendig erkannten Reform zu benennen.
Dieser Aspekt scheint in der aktuellen
Situation, in der von vielen Seiten von
,,Reformstau* die Rede ist, von besonde-
rer Relevanz.
Die Studie wird mit Sicherheit in allen Lan-
deshauptstadten auf einen Kreis Interes-
sierter stof3en. Fur die Spitzenpolitiker der
beiden Sudlander durfte der Band von
grol3em Interesse sein, stutzt sich doch das
von den beiden fuhrenden Landespoliti-
kern favorisierte Modell eines Wettbe-
werbsfoderalismus auf die von Ottnad
und Linnartz diskutierten Argumente.
Umgekehrt werden die fihrenden Repré-
sentanten der finanzschwachen Lander,
die dem Modell und den damit verbunde-
nen Verédnderungen z.B. beim Finanzaus-
gleich sowie bei der Neugliederung des
Bundesgebietes nicht vorbehaltlos zustim-
men, ebenfalls gut daran tun, sich mit den
Argumenten ihrer politischen Widersa-
cher vertraut zu machen. Denn falls auf-
grund einer Klage Baden-Wirttembergs
und/oder Bayerns der Landerfinanzaus-
gleich vor dem Bundesverfassungsgericht
auf den Prifstand gestellt wird, wird mit
Sicherheit eine Reihe der von den Autoren
genannten Argumente in Karlsruhe eine
entscheidende Rolle spielen.

Hartmut Klatt

Wenn Sie den ,,Burger im Staat* abonnieren

mochten, bekommen Sie lhr ganz persdnliches Exemplar, fur nur 25 DM, viermal im Jahr, frei Haus. Sie brauchen nur den
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